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Das im Jahre 1861 wieder erwachte und seit der Zwei- 
theilung des Reiches im Jahre 1867 kräftig pulsirende consti- 
tutionelle Leben der österreichischen Reichshälfte, die Theilnahme 
des Volkes an der Reichs- und Landesgesetzgebung, die Mitwir- 
kung bei der Verwaltung der Landes-, Bezirks- und Gemeinde- 
angelegenheiten, die Thätigkeit als Geschworner, sowie die ver- 
ständige Ausübung des Wahlrechtes in die höheren Vertretungs- 
körper erfordern einen namhaften Fond politischen Wissens. 

Aber auch derjenige, welcher die Erscheinungen unseres 
staatlichen und socialen Lebens an der Hand der Tagesliteratur 
nur ideell verfolgt, kann der Kenntniss der wichtigsten Factoren 
des öffentlichen Lebens nicht entbehren. Diesem Bedürfnisse 
nach allgemeiner politischer Bildung kommt nun das vor- 
stehende Werk entgegen, indem es das Wissenswertheste aus 
dem östeiTeichischen Verfassungs- und Verwaltungsrechte, Straf- 
und Privatrechte, Schul- und Militärwesen, sowie aus Volks- 
wirthsehaft und Statistik bringt. Wegen des realen Verbandes, 
in welchem die Reichsrathsländer mit Ungarn stehen, musste 
auch das Wesentliche aus dem ungarischen Staatsrechte Auf- 
nahme finden. Die bevölkerungsstatistischen Daten sind fast 



durchwegs dem Ergebnisse der Volkszählung vom 31. December 
1880 entnommen. Da es im Wesen einer lexikalischen Arbeit 
liegt, möglichst concis zu sein, so dürften denjenigen, welche 
sich über einzelne Themata ausführlich zu informiren wünschen, 
die Bezeichnung der einschlägigen Gesetze sowie die Literatur- 
angaben willkommen sein. 

Möge also dieses Werk dem Cardinalerfordernisse eines 
selbstständigen politischen Denkens und einer fruchtbaren Bethei- 
ligung des Volkes an der Gesetzgebung und Verwaltung des 
Staates, nämlich der Verbreitung klarer politischer Begriffe und 
einer richtigen Kenntniss der staatlichen Einrichtungen und Func- 
tionen förderlich sein. 
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Abn^eor diieteiiliau 89 Z weite 

Kammer des österr. Parlamen- 
tes, Unterhaus, vom Volke gewähl- 
ter Gesetzgebungskörper für den Um- 
fang der Ö8ten\ Reichshälfte, bestehend 
aus 353 Abgeordneten. Betreffs des 
gegenständlichen Umfanges des Wir- 
kungskreises des Abgeordnetenhauses 
s. Reichsrath. Die Wahl der Ab- 
geordneten erfolgt für eine Periode von 
sechs Jahren in vier Wählerclassen, 
u. z. in den drei ersten in directer 
und in der vierten in indirecter Weise. 
Diese vier Wählerclassen sind: a) die 
Grossgrundbesitzer (in Dalmatien die 
Höchstbesteuerten) mit 85 Man- 
daten; hj die Städte, Märkte und In- 
ihistrialorte mit 116 Mandaten; c) die 
Handels- und Gewerbekammem mit 21 
.Mandaten; d) die Landgemeinden mit 
131 Abgeordnetensitzen. Was die Ver- 
iheilung der Abgeordnetensitze inner- 
halb dieser einzelnen Wählerclassen 
betrifft, s. Reichsrathswahlord- 
Tinng. Das Abgeordnetenhaus wählt 
üch den Präsidenten, die Vicepräsi- 
•lenten und die übrigen Functionäre 
<flhst ans seiner Mitte. Zu einem gil- 
fi-ren Beschlüsse des Abgeordneten- 
hauses ist die Anwesenheit von hundert 
Mitgliedern und die absolute Stimmen- 
mehrheit der Anwesenden erforderlich. 
.ienderungen in denStaatsgrundgesetzen 

Dr. D- Raute r, Oesterr. Staats-Lexikon. 



Über die Reichs Vertretung, über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 
über die Einsetzung eines Reichs- 
gerichtes, über die richterliche, sowie 
über die Ausübung der Regierungs- 
und der Vollzugsgewalt können nur mit 
einer Mehrheit von wenigstens zwei 
Dritteln der Stimmen der Anwesenden, 
und nur bei Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder giltig be- 
schlossen werden. Die Sitzungen des 
Abgeordnetenhauses sind öffentlich 
(Staatsgrundgesetz vom 21. December 
1867,Nr.l4lR.G.B.). Vgl.Ulbrich, 
Lehrbuch des österr. Staatsrechts. 

Abi^eordiieter (D e p u t i r t e r). 
Abgeordnete heissen die Mitglieder des 
Reichsrathes und der Landtage, inso- 
feme sie aus der Wahl des Volkes her- 
vorgehen. Der Abgeordnete hat nicht 
nur das Interesse seiner Wählerschaft, 
sondern das Interesse des gesammten 
Volkes im Auge zu behalten. Um in 
seinen Reden und Beschlüssen durch 
keinerlei Rücksicht gebunden zu sein, 
gewährt ihm die Reichsverfassung die 
Immunität (s. d.). Weiters ist eine 
schwere Strafe darauf gesetzt, wenn 
Jemand die Versammlung des Reichs- 
rathes oder eines Landtages in ihrem 
Zusammentritte, Bestände oder in ihrer 
Wirksamkeit stört oder auf die Ab- 
stimmung durch gefährliche Drohung 
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einzuwirken sucht (§ 76 St. G.). Ob- 
wohl ein Abgeordneter an keine Auf- 
träge und Instructionen der Wähler 
gebunden ist (% 10 des St. G. G. vom 
21. Dec. 1867, Nr. Ul R. G. B.) und 
ihm das Maiitlat bis zum Ablauf der 
Wahlperiode odei' de^r Auflösung des 
betreffenden Gesetzgebungskörpers von 
den Wählern nicht abgenommen werden 
kann, so ist es doch strenge Pflicht 
des politischen Anstandes, dass ein 
Deputirter sein Mandat den Wählern 
zur Verfügung stellt, sobald er wahr- 
nimmt, dass die Ausübung desselben 
mit den ausgesprochenen Tendenzen 
der Mehrheit seiner Wählerschaft in 
wesentlichen Punkten im Widerspruche 
steht. Die Reichsraths - Abgeordneten 
beziehen w^ährend der Sitzungsdauer 
ein Taggeld von zehn Gulden und, wenn 
sie ausser Wien und dessen Vororten 
wohnen, eine Reisekosten-Entschädi- 
gung von 1 fl. 32 kr. für jeden Miria- 
meter Entfernung bei der Hin- und Rück- 
reise. Landtagsabgeordnete erhalten im 
Grunde besonderer Landtagsbeschlüsse 
ein Taggeld von 5 fl., und eine Reise- 
kosten-Entschädigung von 1 fl. 32 kr. 
liir jeden Miriameter Entfernung vom 
Sitze des Landtages. Das Reichsraths- 
niandat ist das höchste Amt und die 
höchste Würde, welche das Volk zu 
vergeben hat. 

Abolition • Niederschlagung 
einer strafgerichtiicheu Untersuchung 
vor gefälltem Strafurtheile. Das Aboli- 
tionsrecht steht nur dem Kaiser zu. 

Absolutisiuiiii « jene Regie- 
rungsform, bei welcher das Staatsober- 
haupt (Kaiser, König etc.) schranken- 
loser Gebieter ist. Der Gegensatz hie- 
von ist der C o n s t i t u t i o n a 1 i s m u s, 
d. i. jene Regierungsform, bei welcher 
der Monarch bei den wichtigsten Re- 
gierungshandlungen an die Zustimmung 
derVolksvertretung (Parlament, Reichs- 



rath' etc.) gebunden ist. Letztere Re- 
gierungsform besteht in Oesterreich. 
Betreffs der Befugnisse des Reich s- 
rathes (s. d.) Im gewöhnlichen Leben 
gebraucht man den Ausdruck „Absolu- 
tismus" häufig mit der Bedeutung eines 
Vorwurfes missbräuchlicher Anwendung 
der Machtvollkommenheit. 

Absoliitoriuiii^ Lossprechung, 
insbesondere die Genehmigung der 
Staatsrechnungsabschlüsse (s. d.). Die 
Ertheilung dieser Genehmigung gehört 
zu den Befugnissen des Reichsrathes 
(^ 11, lit. c des St. G. G. v. 21. Dec. 
1867, Nr. 141 R. G. B.). 

Absperruiin; in dunkler 
Zelleii s. Strafe. 

Abtreiliuni^ der lieibes- 
fruelit^ ein Verbrechen, dessen sich 
im Allgemeinen Derjenige schuldig 
macht, der vorsätzlich die vorzeitige 
Ausstossung eines unreifen Kindes aus 
dem Mutterleibe bewirkt. Das österr. 
St. G. unterscheidet zwischen der 
Abtreibung der eigenen Leibesfrucht 
und der einer fremden Leibesfrucht. 
Der ersteren macht sich schuldig eine 
Frauensperson, welche absichtlich was 
immer für eine Handlung unternimmt, 
wodurch die Abtreibung ihrer Leibes- 
frucht verursacht oder ihre Entbindung 
auf solche Art, dass das Kind todt zur 
Welt kommt, bewirkt wird. Ist die Ab- 
treibung in diesem Falle versucht, aber 
nicht erfolgt, so ist die Strafe Kerker 
zwischen sechs Monaten und einem 
Jahre ; ist sie aber zu Stande gebracht 
worden, schwerer Kerker von einem 
bis zu fünf Jahren. Zur selben Strafe, 
jedoch mit Verschärfung, ist der Vater 
des abgetriebenen Kindes zu verur- 
theilen, wenn er mit an dem Verbrechen 
Schuld trägt (§§ 144—146 St. G.). Der 
Abtreibung einer fremden Leibesfrucht 
macht sich schuldig, wer aus was immer 
für einer Absicht wider Wissen und 
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AVillen der Mutter die Abtreibung ihrer 
Leibesfrucht bewirkt oder zu bewirken 
sucht. In diesem Falle ist die Strafe 
schwerer Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren, und wenn zugleich der Mutter 
durch das Verbrechen Gefahr am Leben 
oder Nachtheil an der Gesundheit zu- 
gezogen wurde, zwischen fünf und zehn 
Jahren. 

Aekerbau (Agrikultur), die 
auf Hervorbringung von Bodenproduc- 
ten gerichtete wirthschaftliche Thätig- 
keit. In dem letzten Vierteljahrhundert 
hat eine Reihe von Umständen zusam- 
mengewirkt, dass der Bauernstand, 
dieses Fundamenteines blühenden Agri- 
kulturstaates, einem vollständigen Kuine 
entgegenzugehen droht. Die Vermin- 
derung der Erträglichkeit der Land- 
wirthschaft rührt von der in den letzten 
Jahrzehnten eingetretenen Steigerung 
der Productionskosten dui'ch Erhöhung 
<ler Arbeitslöhne, Werkzeugpreise und 
Steuern etc. und von dem Sinken oder 
nicht entsprechenden Steigen der Preise 
der Bodenproducte wegen der durch 
die Ausbreitung der Eisenbahnen ge- 
schaffenen Concurrenz mit billiger pro- 
duzierenden Ländern. Um der auffal- 
lenden wirthschaftiichen Decadenz des 
Bauernstandes durch staatliche Mittel 
zu begegnen, liegen uns bisher zwei 
Programme vor, nämlich dasjenige des 
Salzburg'schen Bauernvereines aus dem 
Jahre 1882 und dasjenige der vom 
15. bis 18. Juli 1883 in Salzburg statt- 
gehabten Versammlung conservativer 
Politiker. 

Das Programm des Bauern Ver- 
eines enthält im Wesentlichen fol- 
ifende Sätze: Der Verein vertritt die 
Volks wirthschaftlicheBauernparteiSalz- 
biirgs, unabhängig von den dermaligen 
politischen Parteien. Er hält vor Allem 
unverbrüchlich an den Grundsätzen 
des in Oesterreich staatserhaltenden 



Deutschthums fest, fordert und erwartet 
von den bäuerlichen Vertretern des 
Kronlandes Salzburg, dass sie gleich 
ihm die Fahne des Deutschthums und 
deutschen Rechtes hochhalten und sich 
nie, weder aus Partei- noch anderen 
Rücksichten abwendig machen lassen, 
die Stellung der Deutschen in Oester- 
reich gemeinsam bis zu den äussersten 
Consequenzen zu schützen und zu ver- 
theidigen. Der salzburg'sche Bauem- 
verein wünscht, dass die christlichen 
Gnindlagen des Staates erhalten blei- 
ben und dass keine gesetzlich aner- 
kannte Religions-Genossenschaft in der 
Ausübung ihres Cultus gehindert werde. 
Der Verein vermag in der Wehrgesetz - 
Novelle nicht die nothwendigen Er- 
leichterungen für die Grundbesitzer zu 
finden und missbilligt, dass die gegen- 
wärtige Reichsraths - Majorität nicht 
für die Herabsetzung der Präsenz- 
dienstzeit auf zwei Jahre und nicht 
gegen die Heranziehung der vierten 
Altersclasse und gegen die Einberufung 
der Ersatzreserve im Frieden gestimmt 
hat. Der Verein hält an den Princi- 
pien des gegenwärtigen Reichs -Volks - 
schul-Gesetzes fest, fordert die Auf- 
hebung des achten Schuljahres für die 
ländliche Bevölkerung und die Erwei- 
terung der Rechte der Ortsschulräthe 
dahin, dass dieselben Kinder armer 
Eltern nach zurückgelegtem 6 1/2 jährigen 
Schuljahre aus der Schule entlassen 
können, wenn sie des Lesens, Schrei- 
bens und Rechnens kundig sind. Durch 
Schaffung eines guten Fortbildungs- 
Unterrichtes wird den Bedürfnissen 
des Landvolkes am ehesten Rechnung 
getragen. Der Verein hält daran fest, 
dass das Aufsichtsrecht des Staates 
über die Schule im Sinne des gegen- 
wärtig bestehenden Reichs-Volksschul- 
gesetzes unter allen Umständen gewahrt 
werden muss. Der Verein spricht sich 
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für Einführung einer progressiven Per- 
sonal-Einkommensteuer, einer Börsen- 
und Luxussteuer aus und strebt zum 
Schutze des Bauernstandes behufs Hint- 
anhaltung der Enteignung in Folge von 
Hypothekarschulden an : Verwand- 
lungderGrundschulden in Ren- 
ten schulden im Wege einer 
neuen Grundentlastung. Femer 
wird verlangt: Abänderung der beste- 
henden Civilprocess-Ordnung im Sinne 
einer wohlfeilen und raschen Kechts- 
pflege, Reform des Stempel- und Ge- 
btihrenwesens, Aufstellung eines Tarifes 
zur Regelung der Vertretungskosten 
der Advocaten. Fernere Punkte for- 
dern die strengste Handhabung der 
Dienstboten-Ordnung, schnelle Abhilfe 
gegen die Unsicherheit auf dem Lande 
und das Vagabundenwesen. Der salz- 
burg'sche Bauernverein erklärt sich 
unter Festhaltung der Bestimmungen 
eines Heimstättengesetzes für die 
Freitheilbarkeit von Grund und 
Boden, wünscht jedoch, dass dem 
schrankenlosen Gebahren der Anstau- 
ber durch gesetzliche Bestimmungen 
Einhalt geboten werde. Im Weiteren 
fordert der Verein Beschränkung oder 
Aufhebung des Hausierhandels, Ver- 
stärkung der Controle gegen die Ver- 
fälschung der Nahrungsmittel, strengere 
Bestrafung hiefür, bedingtesEinspruchs- 
recht der Gemeinden bei Eheschlies- 
sungen, weiters Herstellung eines 
Zollgebietes zwischen Oester- 
reich und Deutschland mit 
Schutzzöllen bei Einfuhr von 
Vieh, Getreide, Mehl, Fleisch 
etc., besonders gegen Amerika, Russ- 
land und Rumänien, Abschliessung einer 
Viehseuchen-Convention mit Deutsch- 
land, Erwirkung billiger Eisen- 
bahnfrachtsätze für die land- 
wirthschaftliche Production. 
Der Verein strebt die Vermehrung der 



Abgeordneten der Landgemeinden so- 
wohl für die Landtage als auch für 
den Reichsrath und die Einführung 
des directen Wahlrechtes an. Die übrigen 
Punkte verlangen gesetzliche Zwangs- 
mittel, durch welche die sogenannten 
„Bauemfeiertage** verboten werden, die 
Regelung der Servituts- und Weide- 
rechte, sowie die Erleichterung des- 
Streubezuges für den Gebirgsbauer und 
die strengere Bestrafung des Wucher» 
und Betruges, sowie die Einschrän- 
kung einer übergrossen Humanität 
gegenüber den Verbrechern. 

Das Agrarprogramm der Conser- 
V a t i V e n hat folgenden Inhalt : 1 . Der 
Besitz von Grund und Boden legt dem 
Besitzer sociale Pflichten auf, deren Er- 
füllung ihm ein Recht auf angemessenen 
Schutz seitens der Gesellschaft gibt. 
2. Mit Rücksicht auf ihren von anderen 
Eigenthums- und Besitzobjecten gänz- 
lich verschiedenen Charakter erheischen 
Grund und Boden eine besondere sach- 
gemässe Legislation. Deshalb ist die 
Erlassung eines eigenen Agrarrechtes 
nothwendig. 3. Allen die Agrarverhält- 
nisse betreffenden Massnahmen ist der 
der Natur des Grund und Bodens ent- 
sprechende Ertragswerth zu Grunde zu 
legen. 4. Unter bäuerlichem Grundbe- 
sitze versteht man: ein vom Inhaber 
bewohntes und persönlich (ohne Verwen- 
dung von Beamten) bewirthschaftetes, 
zur Betreibung von Ackerbau und Vieh- 
zucht bestimmtes, ländliches Anwesen^ 
welches die Basis der stabilen selbst- 
ständigen Existenz seines Besitzers bil- 
det. 5. Zur Erhaltung des Bauernstandes- 
ist ein den bäuerlichenVerhältnissen ent- 
sprechendes und die landesüblichen Ge- 
wohnheiten berücksichtigendes Intes- 
taterbrecht zu schaffen. 6. Das. 
Intestaterbrecht allein sichert jedoch 
noch nicht in genügender Weise die Er- 
haltung des Bauernstandes. Um ihm 
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seinen historischenCharakter zu wahren, 
um ihm die Erfüllung seiner socialen 
Pflichten zu ermöglichen, insbesondere 
um ihn vor der Gefahr der Ueberschul- 
dungzu schützen, tun den Güterschacher, 
sowie einerseits die Aufsaugung des 
Bauernstandes in Latifundienwirth- 
schaft, andererseits die Auflösung des- 
selben in Zwergwirthschaften hintan- 
zuhalten, ist femer die S c h a f f u n g v o n 
Erbgütern unerlässlich. 7. Um dem 
eigennützigen Verkaufe des Erbgutes 
vorzubeugen und das Erbgut den Fami- 
lien, wenn irgend möglich, zu erhalten, 
ist dem nächsten Anverwandten des Be- 
sitzers ein Vorkaufsrecht um den Schät- 
zungswerth zu wahren. 8. Zur Herstel- 
lung geschlossener untheilbarer Erb- 
güter empfiehlt sich eine obligatorische 
gesetzliche Bestimmung für jene Län- 
der, respective Bezirke, deren Verhält- 
nisse die sofortige Bildung solcher Erb- 
güter gestatten, während dieselben in 
jenen Ländern, respective Bezirken, die 
diesen Bedingungen nicht entsprechen, 
durch andere Einrichtungen vorbereitet 
werden müssen. 9. Das Erbgut soll 
mindestens eine Grösse haben, welche 
zur Erhaltung der standesgemässen Exi- 
stenz einer bäuerlichen Familie hin- 
reicht. Das Nähere (speciell die Maxi- 
malgrenze des Erbgutes) bestimmt die 
Landesgesetzgebung. 10. Ein ange- 
messener Fundus instructus 
soll als Pertinenz des Hofes be- 
trachtet und nichtgetrennt von 
demselben verpfändet oder ver- 
äussert werden. 11. Die Belastung 
eines Gutes soll nicht über die Grenze 
hinausgehen dürfen, innerhalb welcher 
eine gedeihliche Bewirthschaftung mög- 
lich ist. (Der Bauer wirthschaftet sehr 
schwer, sobald er vom Reinertrage mehr 
als die Hälfte als Verzinsung und even- 
tuell Amortisation abgeben muss.) 12. Es 
ist anzustreben, dass jede Belastung des 



Erbgutes, sei es durch CapitaJ- oder 
Rentenschuld, von Seite des Gläubigers 
unkündbar, dass der Zins fus sein 
niedriger und constanter, und 
dass dieSchuld amortisirbarsei. 
13. Entsprechend der grossen socialen 
Aufgabe des bäuerlichen Standes, ist es 
nothwendig, dass jedem Anerben 
einesB au erngut es das selbe unter 
Bedingungen übergeben werde, 
beiweichen derErbe gut bestehen 
könne. 14. Den Anerben der Erb- 
güter sind weitergehende Er- 
leichterungen bezüglich der Mi- 
litärpflicht zu erwirken. 15. Die 
Nacherben sollen mit ihren Ansprüchen 
auf das Erbgut theils durch Erziehung, 
Wohnung und Unterhalt, in der Regel 
gegen Arbeitsleistung auf dem Gute, 
theils durch eine entsprechende Abfin- 
dung in Rente oder Capital befriedigt 
werden. Durch die Leistungen an die 
gesammten Nacherben soll nur aus- 
nahmsweise, und zwar nach eingeholter 
Erlaubniss von der Gemeinde (oder einer 
anderen der Organisation des Landes 
entsprechenden autonomen Gemein- 
schaft), das gesetzlich zu bestimmende 
Maximum der Belastung des Erbgutes 
mit Grundschulden um ein Geringes 
überschritten werden dürfen. 16. Zur 
Vermeidung der schwer belastenden 
Gutsabschätzungen erscheint es als 
nothwendig, einen fixen Massstab für die 
Schätzung festzustellen ; hiezu empfiehlt 
sich der Gatastralreinertrag. 17. Die 
heute bestehenden Executionsordnungen 
haben eine für den Bauernstand destruc- 
tive Wirkung. Gegen säumige Schuldner, 
Verschwender und überhaupt solche 
Besitzer von Erbgütern, welche von der 
Gemeinde respective von anderen auto- 
nomen bäuerlichen Organismen zur 
Wirthschaftsführungals durchaus nicht 
geeignet erkannt werden, soll der Se- 
quester verhängt werden. Der Sequester 
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ist womöglich aus den nächsten Ver- 
wandten des Bauers zu wählen. Nur 
in jenen Fällen, in denen gar keine 
Aussicht vorhanden ist, nach Rückgabe 
des Erbgutes an seinen Besitzer auf 
eine entsprechende günstige Wirth- 
schaftsführung zu rechnen, soll von der- 
selben Behörde, welche den Sequester 
verhängt hat, zum Zwangsverkaufe ge- 
schritten werden, bei dessen Eintreten 
folgende Punkte zu berücksichtigen sind : 
ajDie nächsten männlichen Verwandten 
des Besitzers sollen ein Vorkaufsrecht 
erhalten ; h) das Erbgut soll nicht unter 
oder wenigstens nicht viel unter dem 
billig berechneten Schätzungswerthe 
abgegeben werden, wobei Schulden bis 
zum Verschuldungsmaximum liegen 
bleiben können; c) das Erbgut kann 
in der Regel nur wieder an einen das- 
selbe zur Bewohnung und Selbstbe- 
wirthschaftung übernehmenden Bauer 
überlassen werden. 18. Eine agrarische 
Organisation soll angestrebt werden 
durch obligatorische Vereinigungen des 
Bauernstandes nach Bezirken und nach 
Ländern (A c k e r b a u k a m m e r n). 
Eventuell kann diese Organisation auch 
local oder nach einem anderen den 
Landesverhältnissen entsprechenden 
Gesichtspunkte ausgeführt werden. 19.1n 
die Competenz dieser zu schaffenden 
Vereinigungen sollen fallen: L Dar- 
lehensvennittlungen. 2. Intervention 
eventuell Veto bei Güterabtrennungen. 
3. Mitwirkung bei der Controle des 
Forstbetriebes. 4. Beaufsichtigung des 
ländlichen Creditwesens. 5. Organisi- 
rung des gegenseitigen landwirthschaft- 
lichen Versicherungswesens, respective 
Ueberwachung desVersicherungswesens 
im Allgemeinen. 6. Obsorge für die 
Pflege kranker und arbeitsunfähiger 
Dienstboten. 7. Mitwirkung bei Durch- 
führung von Arrondirungen. 8. Unter- 
stützung der einzelnen Besitzer oder 



Gruppen derselben bei Vornahme wün- 
schenswerther Meliorationen. 9. Bildung 
von Schiedsgerichten. 

Vom praktischen Erfolge werden 
alle jene Vorschläge begleitet sein^ 
welche unmittelbar oder mittelbar ent- 
weder eine Verminderung der Produc- 
tionskosten oder eine Erhöhung des 
Preises der Producte herbeizuführen 
geeignet sind. Die auf Hebung des 
Reineinkommens der Landwirthe ge- 
richtete wissenschaftliche und politische 
Thätigkeit war bisher in Oesterreich 
eine vollständig ungenügende, was um- 
somehr zu bedauern ist, weil mehr als 
die Hälfte des Volkes an diesem Thema 
direct und die andere Hälfte indiret 
betheiligt ist. Im Interesse der Förde- 
rung der Land- und Forstwirthschaft 
wirken ausser den diesfälligen Provinz- 
blättern insbesondere folgende in Wien 
erscheinende Zeitschriften : Wiener 
landwirthschaftliche Zeitimg, Oester- 
reichische Forstzeitung, der Praktische 
Landwirth, Oekonom. 

Aekerbaukaiuiiteni^ siehe 
Ackerbau. 

Aekerbaiimiiiisterium f 

oberste Behörde für Landescultur, Land- 
und Forstwirthschaft, Jagd- und Berg- 
wesen, Domänen, Forste und Montan- 
werke des Staates mit Ausnahme der 
Salzwerke, sowie für die Verwaltung 
der Religions- und Studienfondsgüter. 
Diesem Ministerium unterstehen die 4 
Berghauptmannschaften zu Wien, Prag, 
Klagenfurt und Krakau, die Behörden 
für ärarische Berg- und Hüttenwerke, 
6 Forst- und Domänendirectionen, der 
Landesculturrath für Böhmen zu Prag, 
der Landesculturrath für Tirol, die 
Landescommissionen in Pferdezuchts- 
Angelegenheiten, die land- und forst- 
wirthsciiaftlichen und montanistischen 
Lehranstalten. Vgl. „Gesetze und Ver- 
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Ordnungen des k. k. Ackerbaumini- 
steriums" OVien 1881). 

AeALerbaaseltaleii^ s. Schul- 
wesen. 

Aetene:Krotalii*aii|^9 die ge- 
richtliche Ausfolgung inrotulirter Acten 
nach Beendigung eines Privatrechts- 
streites. 

Aetleii 9 Beweisstücke über die 
auf Inhaber lautenden Antheile an dem 
Capitale einer Handesgesellschaft, mit 
Ausnahme der auf Namen lautenden 
österr. -Ungar. Bankactien. 

Aetlwitfttszulan^e^ Zulage zu 
dem Gehalte der Staatsbeamten der 
fünften bis eilften Rangclasse. (Ueber 
die Höhe derActivitätszulage s. Gehalte.) 

Ailniiiiistratioii^ s.v.w.innere 
politische Verwaltung des Staates (s. 
Verwaltung). 

AdnilitlstratiwbeltSrdeii. 
s. Terwaltungsorganisation. 

Adresse« die von einer Volks- 
vertretung an die Regierung gerichtete 
schriftliche Kundgebung der politischen 
Gesinnung, Stimmung und Meinung, der 
Freude oder des Dankes, der Unzu- 
friedenheit oder Missbilligung, insbeson- 
dere das Erwiederungsschreiben eines 
Volksvertretungskörpers auf die Thron- 
rede. Die österreichische Verfassung 
räumt das Adressrecht den beiden Kam- 
mern des Reichsiathes ausdiiicklich ein 
1$ 21 des St. G. G. vom 21. December 
1567, Nr. 141 R. G. BL). Der Ausdruck 
Adresse wird ausserdem auch manchmal 
zur Bezeichnung von solchen schrift- 
lichen Aeussemngen über öifentliche 
Angelegenheiten gebraucht, welche von 
Versammlungen undVereinen ausgehen, 
"bwohl man derartige Kundgebungen 
zum Unterschiede von den eingangs - 
••rwähnten gewöhnlich „Petitionen" 
nennt. 

Adwoeat (Vertreter, Rechts- 
beistand), gesetzlich befugter, berufs- 



mässiger Vertreter von Parteien in 
Rechtsangelegenheiten. Das Vertre- 
tungsrecht eines Advocaten erstreckt 
sich auf alle Gerichte und Behörden 
sämmtlicher imReichsrathe vertretener 
Königreiche und Länder, und umfasst 
dieBefugniss zur Parteienvertretung in 
allen gerichtlichen und aussergericht- 
lichen, in allen öffentlichen und Privat- 
angelegenheiten. Auch ist der Advocat 
Vertheidiger in Strafsachen. Zur Aus- 
übung der Advocatur bedarf es keiner 
behördlichen Ernennung, sondern ledig- 
lich der Nachweisung der Erfüllung 
der nachfolgenden Erfordernisse und 
der Eintragung in die Liste der Ad- 
vocaten. Diese Erfordernisse sind : 

a) das Heimatrecht in einer Gemeinde 
in diesen Königreichen und Ländern ; 

b) die Eigenberechtigung ; c) die er- 
folgte Zurücklegung der juridisch- poli- 
tischen Studien , sowie die nach Ab- 
legung der vorgeschriebenen strengen 
Prüfungen an einer in diesen König- 
reichen und Ländern befindlichen Uni- 
versität erlangte juridische Doctors- 
würde ; d) eine siebenjährige Praxis, 
welche theihveise bei Gericht und theil- 
weise bei einem Advocaten oder bei 
der k. k. Finanz-Procuratur zugebracht 
werden muss. Der Advocat ist zur 
Verschwiegenheit über die ihm anver- 
trauten Angelegenheiten verpflichtet ; 
er ist befugt, Alles was er nach dem 
Gesetze für die Vertretung seiner Partei 
für dienlich erachtet , unumwunden 
vorzubringen und die Angriffs- und Ver- 
theidigungsmittel in jeder "Weise zu 
gebrauchen, welche seiner Vollmacht, 
seinem Gewissen und den Gesetzen 
nicht widerstreiten. Der Advocat ist 
nicht verpflichtet, die Vertretung einer 
Partei zu übernehmen und kann die- 
selbe ohne Angabe der Gründe ablehnen. 
Er ist jederzeit berechtigt sich eine 
bestimmte Belohnung zu bedingen. Der 
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Advocatenstand ist von den Gerichten 
unabhängig. Der Advocat hat die freie 
Wahl in der Bestimmung seines Wohn- 
sitzes. Zur Wahrung der Interessen 
des Advocatenstandes bestehen Advo- 
catenkammern , welchen insbesondere 
auch das Recht zusteht, Gesetzesvor- 
schläge und Gutachten über Gesetz- 
entwürfe zu erstatten, über den Zustand 
der Rechtspflege zu berichten, sowie 
über wahrgenommene Mängel und 
Wünsche betreffs der Rechtspflege 
Mittheilungen zu machen. Die näheren 
Bestimmungen über die Advocatur ent- 
hält die Advocatenordnung vom 6. Juli 
1868, Nr. 96R. G. Bl. Vgl. Fryd- 
mann, Handbuch der Vertheidigung 
im Strafverfahren (Wien 1878); Var- 
ga, Die Vertheidigung in Strafsachen 
(Wien 1880). 

Af^lti ereil 9 für etwas thätig 
sein, die Menge für etwas zu erwärmen 
und zu gewinnen suchen. Agitation, 
Anregung zur Theilnahme an einer 
Sache. 

An^rar-Club^ freie Vereinigung 
einer Anzahl Reichsraths abgeordneter 
zum Zwecke der Berathung und Ein- 
leitung parlamentarischer Schritte zum 
Schutze und zur Förderung von land- 
und forstwirthschaftlichen Interessen. 
Die Mitglieder des Agrar- Clubs be- 
halten hiebei vollständig freie Hand, 
allenfalls entgegenstehenden Beschlüs- 
sen ihres politischen oder nationalen 
Clubs sich unterzuordnen. 

An^rleiiltur^ s. Ackerbau. 

An^rleulturstaaty ein Staat, 
dessen Volksreichthum hauptsächlich 
auf dem Ergebnisse des Ackerbaues 
beruht, im Gegensatz zu Handels- 
staaten, wie England, Holland. 

Albaiieseii^ österreichische, s. 
Graeco-Illyrier. 

Altezeelieii. Die böhmische 
Nationalpartei hatte seinerzeit (1848) 



die Organisation der ganzen Monarchie 
angestrebt (s. Föderalismus). In 
der Folge kamen die Wünsche der 
Nationalpartei in einer vielbesprochenen 
„Declaration** zum Ausdrucke, 
weshalb die Anhänger dieser Partei 
auch „Declaranten** genannt wurden. 
Im Jahre 1871 haben die staatsrecht- 
lichen Wünsche der czechischen Na- 
tionalpartei in den sogenannten „Hohen- 
wart'schen Fundamentalartikeln'' (s. 
Fundamentalartikel) ihre For- 
mulirung gefunden. Die Resultatlosig- 
keit des passiven Widerstandes (Feme- 
bleiben der czechischen Abgeordneten 
von den Reichsrathsverhandlungen) und 
das Bewegen im clericalen Fahrwasser 
hatte die Wirkung, dass der liberale 
Theil der Partei , bestehend aus 
Männern der jüngeren Generation, aus- 
schied und sich als selbstständige Partei 
organisirte ; es ist dies die Partei der 
sogenannten „Jungczechen-* (s. d.). 
Im Gegensatze zu dieser letzteren Par- 
tei wird der andere Theil der böhmi- 
schen Nationalpartei von der deutschen 
Publizistik als Partei der „Altczechen" 
bezeichnet. Seit dem Jahre 1879 haben 
Alt- und Jungezechen den parlamen- 
tarischen Boden betreten. Das staats- 
rechtliche Programm der Czechen be- 
steht gegenwärtig darin, im Rahmen 
der bestehenden Verfassung die An- 
erkennung der sogenannten nationalen 
Rechte zu erwirken, m. a. W. auf par- 
lamentarischem Wege die möglichst 
unabhängige Herrschaft der czechischen 
Nationalität in den Ländern Böhmen, 
Mähreh und Schlesien herzustellen. Zu 
diesem Ende wird vor Allem eine jenes 
Ziel fördernde Abänderung der be- 
treffenden Landtags Wahlordnungen, so- 
wie der Reichsrathswahlordnung ange- 
strebt. So lange nämlich die gegen- 
wärtigen Wahlordnungen bestehen, 
ist der Regierung die Möglichkeit ge- 
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geben, falls sie es im Interesse des 
Staates gelegen erachtet, im Reichs - 
rathe und auch in den Landtagen von 
Böhmen und Mähren deutsch-liberale 
Mehrheiten zu schaffen. Diese Actions- 
freiheit der Regierung soll beseitigt 
werden. In sprachlicher Hinsicht fordert 
die böhmische Nationalpartei, dass jeder 
Czeche begehren kann, dass auch in 
den deutschen Bezirken Böhmens, Mäh- 
rens und Schlesiens von den Gerichten 
und politischen Behörden mit ihm in 
czechischer Sprache verhandelt wird. 

Alteuthell^ s. Ausgedinge. 

Altersprftsldeiit^ das älteste 
Mitglied einer Körperschaft, welches, 
so lange die Wahl des Präsidiums 
noch nicht erfolgt ist, inzwischen die 
Leitung der Geschäfte besorgt; dies 
ist namentlich beim Abgeordnetenhause 
der Fall, wenn dasselbe nach einer 
Neuwahl das ' erste Mal zusammentritt. 

Amortlslruuiif^ die gericht- 
liche Erklärung, dass eine in Verlust 
gerathene Urkunde fl\r die Zukunft 
rechtsunwirksam sein soll. Wer eine 
nach dem Gesetze amortisirbare Ur- 
kunde verloren hat, ist nämlich berech- 
tigt, unter genauer Beschreibung der- 
selben vom Gericht zu verlangen, dass 
demlnhaber dieser Urkunde aufgetragen 
werde, dieselbe bei Gericht zu hinter- 
legen oder anzuzeigen, widrigenfalls die 
Urkunde för unwirksam erklärt würde. 
Zu diesem Ende hat das zuständige 
Gericht ein diesfalliges, in der Regel 
auf ein Jahr sechs Wochen und drei 
Tage (Amortisirungsfrist) gestelltes 
Edict zu erlassen. Bei Wechseln und 
l»ei allen kaufmännischen Papieren, 
welche an Ordre lauten und durch In- 
dossament übertragen werden können, 
beträgt die Amortisirungsfrist fünfund- 
vierzigTage, bei Sparcassebücheln sechs 
Monate. Die Frist läuft vom Tage des 
Edictes und bei noch nicht fälligen 



Werthpapieren vom ersten Tage der 
Verfallszeit an. Ist der Edictaltermin 
fruchtlos abgelaufen, so erklärt das 
Gericht die betreffende Urkunde für 
amortisirt. 

Amtswerbreclieii^ im wei- 
teren Sinne jede Verletzung der Amts- 
pflicht von Seite eines Beamten. Diese 
Amtsverletzungen, welche in Handlun- 
gen oder Unterlassungen bestehen kön- 
nen, zerfallen zunächst in zwei Grup- 
pen, nämlich in solche, welche im 
Disciplinarwegeund solche, welche 
im strafrechtlichen Wege unter- 
sucht und bestraft werden. Zji den 
ersteren gehören vorzugsweise: Unge- 
horsam gegen den amtlichen Vorge- 
setzten, Nachlässigkeit im Dienste, 
unordentlicher Lebenswandel u. s. w. 
Die Strafen hiefür können sein: Ver- 
weis, Geld- und Arreststrafen oder 
zeitweise Suspension vom Amte. Zu den 
letzteren gehören die Amtsverbrechen 
im engeren juristischen Sinne und die 
Amtstibertretungen.AlsAmtsverbrechen 
in diesem Sinne sind erklärt: 1. Der 
Missbrauch der Amtsgewalt; 
dieses Verbrechen begeht nach § 101 
St. G. jeder Staats- oder Gemeidebe- 
amte, welcher in dem Amte, in dem 
er verpflichtet ist, von der ihm an- 
vertrauten Gewalt, um Jemanden, sei 
es der Staat, eine Gemeinde oder eine 
andere Person, Schaden zuzufügen, was 
immer für einen Missbrauch macht. 
(Als Beamter ist dabei jeder anzu- 
sehen, der vermöge unmittelbaren oder 
mittelbaren öffentlichen Auftrages, mit 
oder ohne Beeidigung, Geschäfte der 
Regierung zu besorgen, verpflichtet 
ist. § 101, St. G.) Als besondere Fälle, 
in denen dieses Verbrechen vorliegt, 
führt der § 102 St. G. unter den Vor- 
aussetzungen des § 101 noch an: 
a) wenn ein Richter, Staatsanwalt oder 
ein anderer obrigkeitlicher, wie auch 
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sonst ein in Pflicht stehender Beamter 
sich von gesetzmässiger Erfüllung sei- 
ner Amtspflicht abwenden lässt ; h) wenn 
ein Beamter in Amtssachen, daher 
auch ein Notar bei Aufnahme oder 
Ausfertigung einer Notariatsurkunde 
eine Unwahrheit bezeugt; c) wenn 
Jemand ein ihm anvertrautes Amts- 
geheimniss gefährlicher Weise eröffnet 
oder eine seiner Amtspflicht anver- 
traute Urkunde vernichtet oder Jeman- 
den pflichtwidrig mittheilt; d) wenn 
ein Advocat oder ein anderer beeideter 
Sachwalter zum Schaden seiner Partei 
dem Gegentheil in Verfassung der 
Rechtsschriften oder sonst mit Rath 
und That behilflich ist. Nach § 6 des 
Gesetzes vom 27. October 1862, Nr. 87 
R. G. Bl., und § 4 des Gesetzes vom 
27. October 1862, Nr. 88, R. G. B., 
werden femer als Missbrauch der 
Amtsgewalt erklärt : e) jede mit bösem 
Vorsatz in Ausübung des Amtes oder 
Dienstes gegen die Bestimmungen des 
Gesetzes zum Schutze der persönlichen 
Freiheit vorgenommene Beschränkung 
der persönlichen Freiheit und /*) jede mit 
bösem Vorsatz in Ausübung des Amtes 
oder Dienstes gegen die Bestimmungen 
des Gesetzes zum Schutze des Hausrech- 
tes vorgenommene Hausdurchsuchung. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist nach 
Massgabe der Umstände schwerer 
Kerker von 1 — 10 Jahren. 2. Die 
Ge s ch enk ann ahme inAmts- 
Sachen; dieses Verbrechen begeht 
ein Beamter, der bei der Verwaltung 
der Gerechtigkeit, bei Dienstverleihun- 
gen oder bei Entscheidungen über 
öffentliche Angelegenheiten zwar sein 
Amt nach Pflicht ausübt, aber um es 
auszuüben, ein Geschenk unmittelbar 
oder mittelbar annimmt oder sonst 
sich daher einen Vortheil zuwendet 
oder versprechen lässt; desgleichen 
welcher sich dadurch überhaupt bei 



Führung seiner Amtsgeschäfte zur Par- 
teilichkeit verleiten lässt. Das erhal- 
tane Geschenk oder dessen Werth ist 
zum Armenfond des Ortes, wo das 
Verbriechen begangen wurde, zu erlegen 
und der Verbrecher mit Kerker von 
6 Monaten bis zu 1 Jahr zu bestrafen. 

Zu den Amtsübertretungen 
gehören nach dem österreichischen 
Strafrechte : 1» Der Fall des § 309 
des St. G., wo ein Beamter im Wege 
der öffentlichen Verlautbarung, d. h. 
auf eine Art und Weise, welche ge- 
eignet ist, das Verbreitete schnell und 
in grösserer Ausdehnung zur Kennt- 
niss des Publikums zu bringen, eine 
Abstimmung von Richtern oder Mit- 
theilungen aus Verhandlungen der Ge- 
richte oder anderer öffentlicher Be- 
hörden, insoweit die Bekanntmachung 
durch die Gesetze untersagt ist, ver- 
öffentlicht oder irgend welche Verlaut- 
barung fälschlich als Erlass einer 
öffentlichen Behörde ausstreut oder 
weiter verbreitet, deren gänzliche oder 
theilweise Unechtheit ihm bekannt war 
oder aus zureichenden Gründen wahr- 
scheinlich war. Die Strafe dieser Ueber- 
tretung ist Arrest von 1 — 3 Monaten. 
2. Der Fall des § 331 St. G., wo ein 
Beamter sich in seinen Amts- und 
Dienstverrichtungen thätliche Belei- 
digungen erlaubt (insbesondere gesetz- 
widrige Verhaftungen). Die Strafe ist 
nach Massgabe der Umstände Arrest 
oder strenger Arrest von 3 Tagen bis 
1 Monat. 8. Der Fall des § 292 St. G. 
wo ein Beamter, der von einer ihm 
bekannt gewordenen geheimen Gesell- 
schaft oder ihren Zusammenkünften 
nach seiner Amtspflicht die Anzeige 
zu machen unterlässt. Die Strafe ist 
nach Massgabe der Umstände strenger 
Arrest von 1 bis 12 Monaten. 

AiitraKSdellete (Privat- 
d e 1 i c t e), diejenigen strafbaren Hand- 
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hingen, bezüglich welcher eine straf- 
rerhtliche Verfolgung nur über aus- 
drücklichen Antrag des Verletzten oder 
«eines gesetzlichen Vertreters eintritt, 
im Gegensatz zu den Officialdelic- 
ten (öffentlichen Delicten), bei 
^velchen der Staat durch seine Organe 
von Amtswegen gegen den Verbrecher 
einschreitet. Nach dem österreichischen 
St. G. sind als Antragsdelicte erklärt: 
Die Vergehen gegen das literarische und 
artistische Eigenthum (§467 St. G.), die 
in den §§ 487—494, 476, 497 St. G. 
bezeichneten strafbaren Handlungen 
ireaen die Sicherheit der Ehre, die 
Tebertretungen des Diebstahls und der 
Veruntreuung zwischen Ehegatten, 
Ehern, Kindern und Geschwistern, so 
lange sie in gemeinschaftlicher Haus- 
haltung leben (g 463 St. G.), die Ueber- 
tretungen des Ehebruches (§§ 502 und 
503 St. G.), der Entehrung eines minder- 
jährigen Anverwandten durch einen Haus- 
genossen und der Unzucht einer dienen- 
den Frauensperson mit einem minder- 
jährigen im Hause lebenden Sohne oder 
Anvenvandten (§§ 504, 505 St. G.), die 
Uehertretung der eingealterten Trun- 
kenheit, insoferne sie nicht durch ihre 
'>ft*entlichkeitzurobrigkeitlichenKennt- 
r.iss gelangt (§ 524 St. G,) und endlich 
die im $f 525 St. G. bezeichneten Ueber- 
tretimgen gegen die öffentliche Sittlich- 
keit. Alle übrigen durch das Strafgesetz 
verpönten strafbaren Handlungen sind 

< Jincialdelicte. 

Appellation^ Hechtsmittel im 

< ivilprocesse, mittels dessen Derjenige, 
dt»r sich durch ein vom Gerichte erster 
Instanz ergangenes ürtheil in merito 
tur beschwert erachtet, die Entschei- 
duns der zweiten Instanz ( Oberlandes - 
if-richt) anstrebt. Appell ations -An- 
meldung, die vor dem Gerichte erster 
Instanz abgegebene Erklärung,dass man 
■•i'h durch das ergangene Urtheil für 



beschwert erachtet und die Entschei- 
dung des höheren , Gerichtes begehrt. 
Appellations-Beschwerde, die 
nähere Begründung der Anfechtung des 
Urtheiles. Die Appellations-Anmeldung 
und Beschwerde sind stets zugleich und 
zwar in der Regel innerhalb 14 Tagen 
nach Zustellung des Urtheiles bei der 
ersten Instanz einzubringen. 

Aerar., s. Fiscus. 

Arbeiterfraii;o« die Frage, auf 
welche Weise die materielle Lage der 
besitzlosen Classen gehoben werden 
könnte (s. Socialismus). 

Arbeiterpartei^ s. Social- 
demokratie. 

Arrest^ s. Strafe. 

Armee, Werkzeug der Regierung 
zur Vertheidigung wider äussere Feinde 
und zur Aufrechthaltung des gesetz- 
lichen Zustandes (Ordnung) im Innern 
des Staates. Was die Stärke der öster- 
reichisch-ungarischen Annee im All- 
gemeinen und der einzelnen Waffen- 
gattungen im Besonderen betrifft, s. 
Kriegswesen. Die gegenwärtige Organi- 
sation derArmee beruht auf demPrincipe 
der Territorial gliederung, wonach jedes 
Regiment in demjenigen Bezirke ver- 
bleibt und beständig sich befindet, aus 
welchem es sich ergänzt; mehrere solche 
Bezirke zusammen bilden einen Aimee- 
corpsbezirk, und die Truppenkörper, 
welche im Frieden schon in dasselbe 
gehören, formiren im Kriege ein Armee- 
corps. Zum Zwecke des militärischen 
und administrativen Dienstes des Heeres 
besteht in jedem Corpsbezirke ein Corps- 
Commando. Betreffs des Sitzes der ein- 
zelnen Corpscommandanten s. Militär- 
Territorialcommanden. 

Armee - Iiisplelruiiiifeii, 
Besichtigungen, welche von Seite der 
höheren Militärbehörden und Comman- 
den zu dem Zwecke vorgenommen wer- 
den, um sich über den Zustand der 
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einzelnen Theile des Heeres und der 
Vertheidigungsanst^lten zu informiren. 
Die Inspicirungen beziehen sich entweder 
auf die Beobachtung des Ausbildungs- 
vorganges und auf die Beurtheilung der 
erreichten Ausbildung und militärischen 
Brauchbarkeit der Truppen selbst oder 
auf die Controle des Dienstbetriebes 
nach jeder Richtung, dann auf die Con- 
statirung der Schlagfertigkeit, der Aus- 
rüstungs-, Magazins- und Cassenbe- 
stände. Die Inspicirungen gliedern sich 
in militärische und administra- 
tive und die letzteren zerfallen wieder 
in militärisch-administrative, technisch- 
administrative und Ökonomisch- admini- 
strative. Inspicirungen finden entweder 
periodisch oder bei besonderen Anlässen 
statt und werden entweder angesagt 
oder unvermuthet vorgenommen. Der 
Keichskriegsminister hat die Befugniss, 
bei dem ganzen Heere nach eigenem 
Ermessen Inspicirungen vorzunehmen 
oder solche durch delegirte Organe aus- 
führen zu lassen. Der General- 
inspector des Heeres ist ermächtigt, 
nach eigenem Ermessen das stehende 
Heer in Bezug auf dessen Ausbildung 
und Manövrirfähigkeit zu inspiciren, wie 
auch diejenigen grösseren Truppenübun- 
gen zu überwachen und zu leiten, bei 
welchen er persönlich anwesend ist. Zur 
Vornahme periodisch wiederkehrender 
Inspicirungen sind verpflichtet, bezie- 
hungsweise ermächtigt: der Chef des 
Generalstabs, der General - Artillerie- 
inspector, der General-Genieinspector, 
der General - Cavallerieinspector, der 
General-Traininspector , der General- 
Remontirungsinspector, der Chef des 
militär-ärztlichen Officiercorps, der Sa- 
nitäts-Truppencommandant , die com- 
mandirenden Generale, die Corpscom- 
mandanten, die „Stellvertreter** der com- 
mandirenden Generale, die Truppen- 
Divisionscommandanten, die Truppen- 



brigadiere, die Artilleriedirectoren, die 
Geniechefs, die Justizreferenten, die 
Sanitätschefs, die Regiments- und selbst- 
ständigen Bataillonscommandanten, die 
Divisionscommandanten der Cavallerie, 
Feldartillerie und Traintruppe, die 
Festungs-, Militär-, Stations- und die 
Platzcommandanten, der Artillerie -Ar- 
senaldirector, die Festungs-Artillerie- 
directoren, die Geniedirectoren, und der 
Commandant des Train-Zeugsdepots. 
Die ökonomisch-administrativen Inspi- 
cirungen erstrecken sich auf alle in den 
Ressort der Militärintendanz fallenden 
Dienstzweige und bezwecken: die zeit- 
weise Constatirung derYollzähligkeit des 
ausgewiesenen Standes an Personen und 
Thieren, der Vorrathsbestände, der Qua- 
lität der letzteren, die Prüfung des ökono- 
misch-administrativen Dienstbetriebes , 
derKriegsbereitschaft derTruppen in Be- 
treff der Bekleidung und Ausrüstung, der 
Leistungsfähigkeit der Monturs-, Sani- 
täts-, Medicamenten- und Verpflegs- 
anstalteu. Alle ökonomisch-administra- 
tiven Inspicirungen werden durch Inten- 
danturbeamte , eventuell unter Inter- 
vention eines Generals oderStabsofficiers 
vorgenommen und finden jederzeit un- 
vermuthet statt. Die mobilisirtenTruppen 
und Anstalten werden einer „Musterung -^ 
unterzogen, wobei die feierliche Er- 
neuerung des Fahneneides vorgenommen 
wird. Diese Musterungen haben gleich- 
zeitig den Zweck, durch Augenschein 
die Schlagfertigkeit der Truppen und 
die Kriegsbereitschaft der Anstalten 
zu constatiren. Die Mustening der im 
Brigadeverbande stehenden Truppen 
wird vom Brigadier, jene der übrigen 
Truppen und Anstalten von einem Ge- 
neral oder einem mit den Functionen 
eines Brigadiers betrauten Stabsofficier 
vorgenommen. 

Arnieiiler^ Zweig des indo-euro- 
päischen Volksstammes. In Oesterreich- 
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Ungarn leben circa 10,000 Armenier, 
u. z. in Galizien, Bukowina, Ungarn 
and Siebenbürgen. 

Arnieiireelity das Recht unbe- 
mittelter Personen auf Stempel- und 
Gebührenfreiheit in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten. DieVoraussetzung 
znr Ertheilung dieses Rechtes ist, dass 
die darum ansuchende Partei arm sei, 
(1. h. von ihrem Vermögen, beziehungs- 
weise von ihrer Beschäftigung kein 
grösseres Einkommen beziehe, als am 
Orte ihres Wohnsitzes der gemeine 
Taglohn beträgt und dass sie darüber 
ein vom Seelsorger ihres Wohnortes 
ausgestelltes und von der Gemeinde- 
vorstehung, sowie der Bezirkshaupt- 
mannschaft bestätigtes Zeugniss (Ar- 
muthszeugniss) beibringt. In Städten 
mit eigenem Gemeindestatute erfolgt 
die Bestätigung des Armuthszeugnisses 
durch die mit der politischen Amts- 
föhnmg betraute Gemeindebehörde. Das 
Armenrecht verleiht der Richter, bei 
dem die Streitsache anhängig gemacht 
wird; derselbe bleibt jedoch für die 
Zulassung des Armenrechtes auf Grund 
des vorgelegten Armuthszeugnisses ver- 
haftet und kann im Falle einer unge- 
rechtfertigten Ertheilung des Armen- 
rechtes von der competenten Finanz- 
bfhörde zum Ersätze des hiedurch ent- 
standenen Schadens herangezogen wer- 
den (Hfd. V. 4. Jänner 1842, Nr. 584, 
J. G. S.). Gegen den abweisenden Be- 
scheid des Richters geht die Beschwerde 
an den Gerichtshof II. Instanz. Obsiegt 
die das Armenrecht geniessende Partei 
im Rechtsstreite und gelangt sie hie- 
durch zu Zahhmgsmitteln, so hat sie 
nachträglich die Stempel und die vom 
^Staatsschätze vorgeschossenen Gebüh- 
ren zu ersetzen. 

Armen w«r8or||fuiif^9 s. Ge- 
meinde. 



Artlllerleeur«, s. Schul- 
wesen. 

Aufruhr^ (Empörung) , eine 
höhere Potenz von Aufstand (s. d.) 

Aufstand, ist nach § 68 St.G. die 
Zusammenrottung mehrerer Menschen, 
um der Obrigkeit mit Gewalt Wider- 
stand zu leisten, die Absicht mag sein, 
um etwas zu erzwingen, sich einer auflie- 
genden Pflicht zu entschlagen, eine 
Anstalt oder Vollziehung eines öffent- 
lichen Befehles zu vereiteln oder auf 
was immer für eine Art die öffentliche 
Ruhe zu stören. Unter Obrigkeit im 
Sinne dieses Paragraphes versteht man 
jede Person, welche in Vollziehung eines 
obrigkeitlichen Auftrages, in Ausübung 
eines obrigkeitlichenAmtes oderDienstes 
begriffen ist und insbesondere die Rich- 
ter, die Beamten, Abgeordneten, Be- 
stellten oder Diener einer Staats- oder 
Gemeindebehörde, eine Civil-, Finanz- 
oder Militärwache, Gendarmen, die zur 
Beobachtung von Wäldern aufgestellten, 
wenn auch in Privatdiensten stehenden, 
jedoch von der zuständigen landesflirst- 
lichen Behörde beeideten Forstbeamten 
und das auf diese Weise beeidete Forst- 
personale, ferner die zur Aufsicht und 
Besorgung des Verkehres bei Staats- und 
Privat-Eisenbahnen oder zum Schutze 
und zum Betriebe des Telegraphen auf- 
gestellten Personen, sowie die Notare 
als Gerichtscommissäre. Dieses Ver- 
brechens macht sich jeder schuldig, der 
sich anfänglich oder im Fortgange der 
Rottirung zugesellt. Wesentlich ist je- 
doch, dass er das Bewusstsein hatte, 
einer obrigkeitlichen Person gegenüber- 
zustehen. 

Gleichsam eine höhere Potenz vom 
Aufstande ist der Aufruhr, welches ^^^^ 
Verbrechen nach § 73^ St. G. dann vor- S ' ^ 
liegt, wenn es bei einer aus was immer 
für einer Veranlassung enstandenen Zu- 
sammenrottung durch die Widerspen- 
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stigkeit gegen die von der Behörde vor- 
ausgegangene Abmahnung und durch 
die Vereinigung wirklich gewaltsamer 
Mittel so weit kommt, dass zur Herstel- 
lung derRulie und Ordnung eine ausser- 
ordentliche Gewalt angewendet werden 
muss. Dieses Verbrechen ist somit voll- 
endet mit Eintritt der Nothwendigkeit 
der Anwendung einer ausserordent- 1 
liehen Gewalt. Zu entscheiden, ob diese 
Noth wendigkeit vorhanden ist oder nicht, 
liegt lediglich in den Händen der Obrig- 
keit und daher ist hier auch kein Ver- 
such denkbar. Die Strafe des Ver- 
brechens des Aufstandes ist nach Mass- 
gabe der Umstände Kerker respective 
schwerer Kerker von 6 Monaten bis 
20 Jahren. Die Strafe des Verbrechens 
des Aufruhres ist in dem Falle, als 
dem Verbrechen mit Standrecht Ein- 
halt gethan werden muss, der Tod, in 
anderen Fällen nach Massgabe der 
Umstände schwerer Kerker von 5 — 20 
Jahren. 

Aufi%'le||;eluii|^9 ein Vergehen, 
dessen sich Derjenige schuldig macht, 
der öffentlich oder vor mehreren Leuten 
oder in Druckwerken verbreiteten bild- 
lichen Darstellungen oder Schriften, 
durch Schmähungen , Verspottungen, 
unwahre Angaben oder Entstellungen 
von Thatsachen die Anordnungen oder 
Entscheidungen der Behörden herab- 
zuwürdigen, oder auf solche Weise 
Andere zum Hasse , zur Verachtung 
oder zu grundlosen Beschwerdefühnm- 
gen gegen Staats- oder Gemeindebe- 
hörden oder gegen einzelne Organe 
der Regierung in Beziehung auf ihre 
Amtsführung oder gegen einen Zeugen 
oder Sachverständigen in Bezug auf 
ihre Aussagen vor Gericht aufzureizen 
sucht, sofern sich darin eine schwere 
strafbare Handlung, z. B. das Ver- 
brechen der Störung der öffentlichen 
Ruhe darstellt (§ 300 St. G.). Dieses 



Vergehen kann somit auf zwei Arten 
begangen werden: Durch Herabwür- 
gigung der Anordnungen und Ent- 
scheidungen der Behörden mittels 
Schmähungen, Verspottungen u. s. w. 
und 2. durch Aufreizung zum Hasse, 
zur Verachtung oder gmndlosen Be- 
schwerden gegen Staats- oder Ge- 
meindebehörden oder einzelne Organe 
derselben und Zeugen oder Sachver- 
ständige. Bei der ersten Art genügt 
die in der That liegende Absicht, bei 
der zweiten Art muss aber ausser der 
eigenen Handlung noch die Absicht 
Vorhandensein, die Zuhörer aufzureizen, 
so dass sie geneigt werden, die der 
Obrigkeit zukommende Achtung zu 
entziehen oder sich gegen die Obrig- 
keit ohne gesetzlichen Grund zu be- 
schweren. Die Strafe dieses Vergehens 
ist Arrest von einem bis zu sechs 
Monaten, wären aber zur Einstimmung 
in derlei Beschwerden Unterschriften 
oder Geldbeträge gesammelt oder dazu 
aufgefordert worden, so ist diese Strafe 
noch zu verschärfen und der Verfasser 
einer solchen Beschwerdeschrift aus 
dem Orte oder dem ganzen Kronlande 
und wenn er ein Ausländer ist, aus 
sämmtlichen Kronländeni des Kaiser- 
thums abzuschaffen. Enge verwandt 
mit diesem Vergehen ist das Vergehen 
Desjenigen, der Andere zu Feindselig- 
keit wider die verschiedenen Natio- 
nalitäten, Religions- oder andere Ge- 
sellschaften, einzelne Classen oder 
Stände der bürgerlichen Gesellschaft 
oder wider gesetzlich anerkannte Kör- 
perschaften oder überhaupt die Ein- 
wohner des Staates zu feindseligen 
Parteiungen gegeneinander auffordert, 
aneifert oder zu verleiten sucht. Die 
Strafe dieses Vergehens ist Arrest von 
drei bis sechs Monaten (§ 302 St. G.). 
Die Verhandlung dieser Vergehen ge- 
hört vor das Geschwornengericht. 



Aufzüge — Ausspähimg. 
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Aufküi^e, öffentliche, s. Ver- 
sammlungsrecht. 

Ausfulftrzlille^ s. Zoll. 

Aui9]B»<^dlnf^e (A US zu g, Aus- 
nahme, Altentheil, Leibzucht), 
Vertrag, veimöge dessen sich der Eigen- 
thümer eines unbeweglichen Gutes (am 
häufigsten eines sogenannten Bauern- 
gutes) bei Abtretung desselben an einen 
Andern für sich oder einen Dritten 
(ziuneist seine Gattin) gewisse Bezüge 
oder Rechte auf seine Lebensdauer 
oder sonst auf eine bestimmte Zeit 
vorbehält; diese Bezüge bestehen in 
gewissen Eeichnissen (Feldfrüchten, 
Viehstticken u. dgl.), oder in bestimm- 
ten Dienstleistungen (Fuhren, oder 
Pflege und Wartung) oder in einem 
Gestatten (z. B. in dem Gebrauche 
einer Wohnung u. s. w.). Das Rechts- 
institut des Ausgedinges ist rein ger- 
manischen Ursprungs und hat sich 
in Oesterreich besonders unter dem 
Bauernstände Eingang verschafft, w^o 
sich namentlich in der Stipulirung des 
Ausgedinges ein geeignetes Mittel dar- 
bot, die Wirthschaft einem jüngeren, 
kräftigeren Nachfolger zu überlassen, 
ohne dem gewohnten Aufenthalte den 
Kücken wenden, ohne der gewohnten 
Lebensweise bei vorgerücktem Alter 
entsagen zu müssen. Durch die Ein- 
tragung des Ausgedinges als Reallast 
in das Grundbuch wird bewirkt, dass 
jeder Nachfolger im Besitze der mit 
dem Ausgedinge belasteten Realität 
zur Leistung desselben verpflichtet ist. 
Vgl. Dr. R a u t e r, Rechtsgrundsätze 
tiir Reahneistbots-Vertheilungen (Graz, 
1881). 

Aufiiialiniswerfüsuiil^eii, 
Ausnahmsverordnung, Ver- 
^»rdnung des Gesammtministeriums, 
durch welche die wichtigsten Grund- 
rechte der Staatsbürger, als : das Grund- 
recht betreffs der persönlichen Frei- 



heit, die ünverletzlichkeit des Haus- 
rechtes und des Briefgeheimnisses, das 
Vereins- und Versammlungsrecht und 
die Pressfreiheit zeitweilig und örtlich 
suspendirt werden. Solche Ausnahms- 
verfügungen dürfen nur im Falle eines 
Krieges, sowie wenn der Ausbnich 
kriegerischer Unternehmungen unmittel- 
bar bevorsteht, dann im Falle innerer 
Unruhen, sowie wenn sich in ausge- 
dehnter Weise hochverrätherische oder 
sonst die Verfassung bedrohende oder 
die persönliche Sicherheit gefährdende 
Umtriebe offenbaren, erlassen werden. 
Ueber die getroffenen Ausnahmsver- 
fügungen muss bei sonstigem Erlöschen 
derselben vom Ministerium dem Reichs- 
rathe, wenn er versammelt ist, sofort, 
ausserdem aber sogleich bei seinem 
nächsten Zusammentritte, u. zw. in 
beiden Fällen zuvörderst dem Abge- 
ordnetenhause in dessen erster Sitzung 
unter Darlegung der Gründe Rechen- 
schaft gegeben und die Beschlussfas- 
sung des Reichsrathes eingeholt wer- 
den (Gesetz vom 9. Mai 1869, Nr. 66 
R. G. BL). Solche Ausnahm s Verfügun- 
gen sind unterm 30. Jänner 1884, 
Nr. 15 R. G. Bl., als Repressivmass- 
regel gegen anarchistische Erscheinun- 
gen erflossen und auch vom Reichs- 
rathe genehmigt worden. 

Ausspftiiuiif^ (Spionerie) ist 
ein Verbrechen, welches nach § 67 
St. G. derjenige begeht, der solche 
Verhältnisse und Gegenstände, "welche 
auf die militärische Vertheidigung 
des Staates oder die Operationen der 
xirmee Bezug haben, in der Absicht 
auskundschaftet, um dem Feinde auf 
was immer für eine Weise davon Nach- 
richt zu geben, oder wer im Frieden 
solche Vorkehrungen oder Gegenstände, 
welche auf die Kriegsmacht des Staates 
Bezug haben und die vom Staate nicht 
öffentlich getroffen werden, in der Ab- 
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sieht auskundschaftet, um einem frem- 
den Staate davon Nachricht zu geben. 
Desgleichen sind auch andere Einver- 
ständnisse mit dem Feinde und son- 
stige Unternehmungen, welche beab- 
sichtigen, der kaiserl. österreichischen 
Armee oder einem mit derselben ver- 
bündeten Heere einen Nachtheil oder 
dem Feinde einen Vortheil zuzuwenden, 
als Ausspäher zu behandeln und zu 
bestrafen. Die Untersuchung und Be- 
strafung dieses Verbrechens gehört im 
Kriege bezüglich aller Personen und 
im Frieden nur bezüglich der Militär- 
personen vor die Militärgerichte. Der 
Mitschuld an diesem Verbrechen kann 
man sich insbesondere schuldig machen : 
1. durch boshafte Unterlassung der 
Verhinderung, wenn dieselbe leicht und 
ohne Gefahr für den Verhinderer, für 
seine Angehörigen und fftr die unter 
seinem gesetzlichen Schutze stehenden 
Personen geschehen konnte; 2. durch 
Verhehlung, d. h. dadurch, dass Jemand 
der nachforschenden Obrigkeit die zur 
Entdeckung des Verbrechens oder des 
Thäters dienlichen Anzeigen verheim- 
licht, nämlich deren Bekanntwerden 
absichtlich zu hindern oder wenigstens 
zu erschweren sucht, oder den Ver- 
brecher vor ihr verbirgt, oder den ihm 
bekannten Verbrechern Unterschleif 



gibt, oder ihre Zusammenkünfte begün- 
stigt. In den Fällen, in welchen dieses 
Verbrechen zur Civilgerichtsbarkeit 
gehört, ist die Strafe schwerer Kerker 
von 1 — 5 Jahren. Für die Militär- 
gerichte sind bei Bestrafung dieses Ver- 
brechens die §§ 321—331 des M. St. G. 
vom 15. Jänner 1855, Nr. 19, R. G B. 
massgebend. 

Aumxugf s. Ausgedinge. 

Autoiiomlsty Anhänger jener 
politischen Parteirichtung, welche in 
den Hauptzügen folgendes Programm 
hat: 1. Kräftigung der gemeinsamen 
Delegationen als der obersten Reprä- 
sentanz der Reichseinheit im Sinne der 
Fundamentalartikel (s. d.); 2. Erwei- 
terung der Landtagscompetenz ; 3. Un- 
antastbarkeit des österreichisch-unga- 
rischen Ausgleiches ; 4. Vereinfachung 
der Verwaltung im Sinne der bekannten 
Hohenwart-Dunajewski'schen Reform- 
vorschläge; 5. möglichst weitgehende 
Autonomie der Bezirke und Gemeinden 
in allen nichtpolitischen Angelegen- 
heiten. Die Verwirklichung dieser 
Wünsche hätte die Beschränkung der 
Herrschaft der deutsch- liberalen Partei 
auf die Kronländer Niederösterreich, 
Oberösterreich, Steiermark und Kärn- 
ten zur Folge. 



B. 



Ban^atellverfalireii; siehe 
Civilprocess. 

Baiikiiot«ii9 s. Notenwesen. 

Bankrott^ s. v. w. Concurs. 

Baiiseliuleii9 s. Schulwesen. 

Belu8ti||fuii||feii9 öffentliche, 
s. Versammlungsrecht. 

B«r|i^akadeinle - Profes- 
soreii; Bezüge der, s. Gehalte. 



Ber||fllferlelite9 Gerichtshöfe, 
welche zur Entscheidung von Berg- 
sachen berufen sind (s. Gerichtsorgani- 
sation). 

Beseliftdlf^uiiiif^ körperliche, 

s. Körperverletzung. 

Beselilasiialmie, vorläufige, 
von Presserzeugnissen, s. Presse. 



BesitzstÖruDgs- Verfahren — Betrug. 
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BesitzstSruiiii; 8 - Verfali- 
ren^ s. Civilprocess. 

Bestaiidverfalireii, siehe 
Civilprocess. 

Betra|^9 eine strafbare Hand- 
Jung, welche nach § 197 des öst. St. G. 
derjenige begeht, der durch listige 
Vorstellungen oder Handlungen einen 
Andern in Irrthum filhrt, durch welchen 
jemand, sei es der Staat, eine Gemeinde 
••der andere Person, an seinem Eigen- 
thume oder anderen Rechten, Schaden 
leiden soll ; oder wer in dieser Absicht 
und auf die eben erwähnte Art eines 
andern Irrthum oder Unwissenheit be- 
nätzt; er mag sich hierzu durch Eigen- 
nutz, Leidenschaft, durch die Absicht 
jemanden gesetzwidrig zu begünstigen 
»der sonst durch was immer für eine 
Nebenabsicht haben verleiten lassen. 
Der Betrug wird unter der Voraus- 
••Hzung der Merkmale des § 197St.G. 
•-ntweder aus der Beschaffenheit der 
Tliat oder aus dem Betrage des Schadens 
zum Verbrechen. Aus der Beschaffen- 
beit der That wird er zum Verbrechen : 
1. wenn sich in eigener Sache bei Ge- 
richt zu einem falschen Eide erboten, 
"der wirklich ein falscher Eid ge- 
H'hworen wird, oder wenn sich um ein 
t'alsches Zeugniss , so vor Gericht ab- 
L'i'legt werden soll , beworben , oder 
wfnn ein solches Zeugniss gerichtlich 
angeboten oder abgelegt wurde, wenn 
dasselbe auch nicht zugleich die An- 
»rbietung oder Ablegung eines Eides 
in sich begreift; 2. wenn jemand den 
Charakter eines öffentlichen Beamten 
»iilschlich annimmt oder einen obrig- 
keitlichen Auftrag, oder ein besonderes 
vun Öffentlicher Behörde erhaltenes 
fWugniss lügt ; 3.wenn in einem öffent- 
H«lien Gewerbe imechtes oder gering- 
i:äiticres, sei es zimentirtes oder nicht 
'Hraentirtes Mass oder Gewicht ge- 
I'raucht wird ; 4. wenn jemand eine 
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Öffentliche Urkunde oder eine durch 
eine öffentliche Anstalt eingeführte 
Bezeichnung mit Stempel, Siegel oder 
Probe nachmacht oder verfälscht ; 
5. wenn die zur Bestimmimg der 
Grenzen gesetzten Markungen wegge- 
räumt oder versetzt werden; 6. wenn 
jemand durch Verschwendung sich in 
das Unvermögen zu zahlen, gestürzt 
oder durch Ränke den Credit zu ver- 
längern gesucht hat, oder durch Auf- 
stellung erdichteter Gläubiger, oder 
sonst durch betrügliches Einverständ- 
niss oder Verhehlung eines Theiles von 
seinem Vermögen, den wahren Stand 
der Masse verdreht. Andere Betrü- 
gereien werden zum Verbrechen, wenn 
sich der verursachte oder beabsichtigte 
Schaden auf fünfundzwanzig Gulden 
beläuft. Insbesondere macht sich mit 
Rücksicht auf den erwähnten Betrag 
eines Verbrechens schuldig: 1. wer 
falsche Privaturkunden verfertigt oder 
echte verfälscht; wer Urkunden, welche 
ihm gar nicht gehören, zum Nachtheile 
eines anderen vernichtet , beschädigt 
oder unterdrückt; wer nachgemachte 
oder verfälschte öffentliche Credits- 
papiere, wie auch, wer verfälschte 
Münze ohne Einverstandniss mit den 
Verfälschern oder Theilnehmem wis- 
sentlich weiterverbreitet; 2. wer den 
Schwachsinn eines andern durch aber- 
gläubische oder sonst hinterlistige Ver- 
blendung zu dessen oder eines dritten 
Schaden missbraucht ; 3. wer gefundene 
oder ihm irrthümlich zugekommene 
Sachen geflissentlich verhehlt und sich 
zueignet, was jedoch auf die Verheim- 
lichung eines gefundenen Schatzes nicht 
anwendbar ist ; 4. wer sich einen falschen 
Namen, Stand oder Charakter beilegt, 
sich für den Eigenthümer fremden 
Vermögens ausgibt, oder sonst hinter 
einem falschen Schein verbirgt , um 
sich unrechtmässigen Gewinn zuzueig- 
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nen , jemanden an Vermögen oder 
Beeilten Schaden zu thun, oder jeman- 
den zu nachtheiligen Handlungen zu 
verleiten, zu denen er sich ohne den 
ihm mitgespielten Betrug nicht würde 
verstanden haben ; 5. wer sich in einem 
Spiele falscher Würfel, falscher Karten, 
eines hinterlistigen Einverständnisses 
oder anderer listiger Ränke bedient. 
Die Strafe für das Verbrechen des 
*Betruges insgemein ist Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre 
und unter erschwerenden Umständen 
von 1 bis 5 oder 10 Jahren und im 
Falle des falschen Eides und eines 
sehr wichtigen Schadens selbst lebens- 
länglicher schwerer Kerker. Betrü- 
gereien welche keine der früher er- 
wähnten Qualificationen haben, werden 
nach § 205 St. G. als Uebertretungen 
bestraft. 

Bezirksausscliuss^ ausfüh- 
rendes Organ der Bezirksvertretung 
(s. d.). 

BezirkseoniiiilsfiRr^ politi- 
scher Conceptsbeamter der neunten 
Rangclasse. 

Bezlrks^erlelit, Justizstelle 
erster Instanz, Einzelgericht. Die Wirk- 
samkeit der Bezirksgerichte bezieht 
sich auf alle nicht den Landes- und 
Kreisgerichten (s. Gerichtshöfe I. In- 
stanz) zugewiesenen Civilsachen, ferner 
auf die Rechtssprechung in Uebertre- 
tungsfällen. In Civilsachen gehen die 
Beschwerden wider die Entscheidungen 
und Verfügungen des Bezirksgerichtes 
an das Oberlandesgericht, iii Straf- 
sachen an das Landes-, respective 
Kreisgericht. In Oesterreich bestehen 
920 Bezirksgerichte, darunter sind 81 
städtisch-delegirte. 

richterlicher Hilfsbeamter bei den Be- 



zirksgerichten. Betreffs der Bezüge des 

Bezirksgerichtsa^junctens. Gehalte. 

Bezirksliauptmanu, mit 

der Führung der politischen Verwal- 
tung erster Instanz betranter Beamter. 
Die Bezüge des Bezirkshauptmannes 
s. unter Gehalte. 

Bezirk Sil «uptiuaim lA- 
seliaftjlandesfürstl.politischeBezirks- 
behörde, unterstes Organ der Staatsver- 
waltung. Die Bezirkshauptmannschaf- 
ten führen die politischen Vem^altungs- 
geschäfte, das Sanitäts- und Armen- 
wesen, die staatliche Cultusverwaltung.^ 
die wirthschaftliche" Verwaltung, die 
allgemeine Landespolizei und die Mili- 
tärsachen, soweit diese Geschäfte über- 
haupt den staatlichen Civilbehörden 
zukommen oder nicht den Selbstver- 
waltungsköi-pern überlassen sind. Ins- 
besondere besorgen diese Behörden die 
Aufsicht über die Gemeinden ; sie 
nehmen daher Kenntniss von den Ver- 
handlungen und Beschlüssen der Ge- 
meindeausschüsse ; sie haben das Recht 
der Sistiruug ungesetzlicher Beschlüsse 
und können die Gemeinden durch 
Zwangsmittel zur Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten anhalten. Sie entscheiden 
in II. Instanz über Strafverfugungen 
der Gemeinden und als Cassations - 
behörden in Betreif jener Verfügungen 
der Gemeinde, durch welche bestehende 
Gesetze verletzt oder fehlerhaft ange- 
wendet worden sind. Die Bezirkshaupt- 
mannschaften unterstehen mit Aus- 
nahme der sich auf die directe Be- 
steuerung beziehenden Agenden, in 
welcher Hinsicht sie den Finanz-Lan- 
desbehörden untergeordnet sind, den 
politischen Landesbehörden (Statthal- 
terei oder Landesregierung). In Oester- 
reich bestehen 327 Bezirkshauptmann- 
schaften. Die gegenwärtige Organi- 
sation der Bezirkshauptmannschaften 
beruht auf dem Gesetze vom 19. Mai 
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1868. Betreffs der Sitze der Bezirks- 
hauptmannschaften s. Verwaltungs- 
Organisation. 

Bezirksrielftter 9 mit der 

Fühning der Geschäfte eines Bezirks- 
gerichtes betrauter Beamter. Betreffs 
der Bezüge des Bezirksrichters s. Ge- 
halte. 

Bezlrksselftul Inspeetor 9 
zur periodischen Inspection und Visi- 
tation der Volksschulen berufenes Auf- 
sichtsorgan. Die Bezirksschulinspec- 
toren werden vom Minister für Cultus 
und Unterricht für einen oder mehrere 
Schulbezirke ernannt. Der Bezirks- 
sihuhnspector ist berechtigt, in didac- 
tisch-pädagogischenGegenständenRath- 
schläge zu geben und den in dieser 
Beziehung wahrgenommenen Uebel- 
s landen an Ort und Stelle durch münd- 
liche Weisungen abzuhelfen. Auch 
kommt ihm die Berufung und Leitung 
der Bezirks-Lehrerconferenzen zu. Die 
Bezirksschulinspectoren erhalten zur 
Vornahme der periodischen Schulinspec- 
tionen und Visitationen einen Diäten- 
])auschalbetrag aus Staatsmitteln. 
Ebenso werden die Kosten für die 
laufende Geschäftsführung und Kanzlei- 
♦*rfordemis8e aus Staatsmitteln be- 
btritten. 

Bezlrksseliulratli^ die für 
die höhere Aufsicht der in einem Schul- 
bezirke gelegenen Volksschulen und 
Kinderbewahran stalten bestehende Be- 
Iiörde. Die Schulbezirke fallen dem Um- 
fange nach (mit Ausnahme von Steier- 
mark, wo in der Regel die Schulzirke 
mit den Sprengein der Bezirksvertre- 
tungen übereinstimmen und mit Aus- 
nahme von Galizien, wo mehrere poli- 
tische Bezirke einem Schulbezirke zu- 
jrewiesen sind) mit den politischen Be- 
zirken zusammen; in Böhmen besteht 
bezüglich des Umfanges der Schulbe- 
zirke der Grundsatz, dass bei Ver- 



schiedenheit der Unterrichtssprache für 
die deutschen Schulgemeinden und für 
die czechischen Schulgemeinden beson- 
dere Schulbezirke gebildet werden, so- 
wie dass eine Zuweisung zu dem näch- 
sten gleichsprachigenSchulbezirke statt- 
finden kann. Ferner bildet der Gerichts- 
bezirk Hotzenplotz in Mähren einen 
besonderen Schulbezirk. Ausserdem bil- 
den Städte, welche ein eigenes Gemeinde- 
statut haben, einen besonderen Schul- 
bezirk, in welchem ein Stadtschulrath 
die dem Orts- und Bezirksschulrathe 
zustehenden Functionen ausübt. 

Die Zusammensetzung des Be- 
zirksschulrathes ist folgende: a) aus 
dem Bezirkshauptmanne (in Galizien 
dem Bezirkshauptmanne des Sitzes des 
Bezirksschulrathes) als Vorsitzenden ; 
h) aus den Vertretern jener Glaubens- 
genossenschaften, deren Seelenzahl im 
Bezirke eine bestimmte Summe, welche 
betreffs der einzelnen Kronländern 
zwischen 500 — 2000 variirt, erreicht; 

c) aus Fachmännern im Lehramte; 

d) aus Mitgliedern, welche von den Be- 
zirksvertretungen oder von den Ge- 
meindevorständen, beziehungsweise von 
den Vertretern der Gemeinden des 
Schulbezirkes gewählt werden, worüber 
die Landesgesetze mannigfache Ver- 
schiedenheiten aufweisen. Der Stellver- 
treter des Vorsitzenden wird aus der 
Mitte des Bezirksschulrathes bestimmt. 

Der Wirkungskreis des Bezirks- 
schulrathes erstreckt sich auf alle 
öffentliche Volksschulen, dann auf die 
in dieses Gebiet gehörigen Privatan- 
stalten und (Special- (Fach-) Schulen, 
dann auf Kinderbewahranstalten des 
Bezirkes und umfasst nachstehende Ge- 
schäfte mit den für einzelne Provinzen 
durch die citirten Paragraphe der be- 
züglichen Landesgesetze beigefügten 
Abweichungen: 1. Die Vertretung der 
Interessen des Schulbezirkes (in allen 

2* 
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gerichtlichen und aussergerichtlichen 
Angelegenheiten Böhmen § 26, Z. l)nach 
aussen, die genaue Evidenzhaltung des 
Standes des Schulwesens im Bezirke, 
die Sorge für die gesetzliche Ordnung 
im Schulwesen und die möglichste Ver- 
besserung desselben überhaupt und 
jeder Schule insbesondere ; 2. die Sorge 
für die Verlautbanmg der in Volks- 
schulangelegenheiten erlassenen Gesetze 
und Anordnungen der höheren Schul- 
behörden, sowie für den Vollzug der- 
selben; 3. die Leitung der Verhand- 
lungen über die Regulirung und Er- 
weiterung der bestehenden, sowie über 
die Errichtung neuer Schulen, die Ent- 
scheidung in erster Instanz (Antrag- 
stellung Steiermark) über Aus- und 
Einschulungen (von Gemeinden und 
Gemeindefractionen Görz), die Ober- 
aufsicht (über die Besorgung der sach- 
lichen Erfordernisse der Volksschulen 
Böhmen § 26 Z. 4) über die Schul- 
bauten, insofeme sie nicht aus Landes- 
mitteln bestritten werden, und über die 
Anschaffung der Erfordernisse für die 
Localitäten der Volksschulen (die Rich- 
tigstellung und Bestätigung der Schul- 
fassionen) ; 4. die Ausübung des Tutel- 
rechtes des Staates (Oberaufsichtsrecht 
Steiermark § 27, Z. 4) über die Local- 
Schulfonde und Schul Stiftungen, inso- 
feme dazu nicht besondere Organe be- 
stimmt sind, oder diese Wirksamkeit 
einer höheren Behörde vorbehalten ist 
(die Leitung der Verhandlungen über 
die Subventionirung einzelner Schulen 
aus Bezirks- und Landesmitteln Gali- 
zien); 5. der Schutz der Schulen und 
der Lehrer in allen Ökonomischen und 
administrativen(polizeilichen)Beziehun- 
gen, die Sorge für die Ausmittlung und 
Festsetzung der Lehrerbezüge und Ver- 
sorgungsgebühren (insofeme sie nicht 
aus Staats- und Landesmitteln bestrit- 
ten), sowie für ihre pünktliche Aus- 



folgung, beziehungsweise die Entschei- 
dung in erster Instanz über die Be- 
schwerden dagegen, dann betreffend die 
Lehrmittel (über die Beiträge zu Schul- 
zwecken, insofeme sie nicht aus Staats- 
oder Landesmitteln zu leisten sind, 
Niederösterreich § 22, Z. 6, Böhmen 
§ 26, Z. 6); weiters die Verwaltung der 
Schulbezirkscasse (Mähren § 2$, Z. 5); 
6. die Anwendung der Zwangsmittel 
in den gesetzlich bestimmten P'ällen(die 
Entscheidung in erster Instanz in Schul- 
strafsachen siehe Böhmen § 26, Z. 7, 
Istrien § 25, Z. 7) ; 7. die provisorische 
Besetzung der an den (öffentlichen) 
Schulen erledigten Dienststellen (provi- 
sorische Versetzung der Lehrpersonen 
aus Dienstesrücksichten Böhmen § 26, 
Z. 8, die Ernennung der Nebenlehrer 
und Indus triallehrerinnen Böhmen § 26, 
Z. 8) und die Mitwirkung (Abgabe von 
Gutachten Oberösterreich § 22, Z. 7) 
bei der definitiven Besetzung derselben, 
beziehungsweise bei der Vorrückung 
der Lehrer in höhere Gehalte, (die An- 
tragstellung über Verleihung von Dienst- 
Alterszulagen, Personalzulagen, Remu- 
nerationen und Aushilfen an die Lehr- 
personen des Schulbezirkes Böhmen § 26, 
Z. 10 und über die Versetzung der- 
selben auf einen anderen Dienstposten., 
oder in einen bleibenden oder zeitlichen 
Ruhestand Istrien § 25, Z. 10) ; 8. die 
Untersuchung der Disciplinarfehler 
(Vergehen Bukowina, Salzburg) des 
Lehrerpersonals und anderer Gebrechen 
der Schulen und die Entscheidung dar- 
über in erster Instanz oder (nach Er- 
fordernis s) die Antragstellung an den 
Landesschulrath ; 9. die Beförderung 
der Fortbildung des Lehrpersonals, Ver- 
anstaltung der Bezirks-Lehrerconferen- 
zen und Aufsicht über die Schul- und 
Lehrerbibliotheken ; 10. Die Ausstellung 
der Verwendungszeugnisse an Lelir- 
personen (sowie die Urlaubsertheilung 
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fürmelir als drei Tage Salzburg, Nieder- 
Oesterreich § 22, Z. 8, Böhmen § 26, 
Z. 14, anfacht Tage Istrien § 25, Z. 14) ; 
11. die Anordnungen zur Constituirung 
der Ortsschulräthe und die Förderungen 
und üeberwachung der Wirksamkeit 
derselben (die Ernennung der Orts- 
Schulinspectoren Oberösterreich § 22, 
Z. 15, Böhmen § 26, Z. 14); 12. die 
Veranlassung ausserordentlicher In- 
i^pectionen der Schulen; 13. die nach 
Anhörung des Ortsschulrathes vorzu- 
nehmende Festsetzung des den Orts- 
^erhältnissen angemessenen Zeitpunktes 
tiir die gesetzlichen Ferien bei den 
Volksschulen. 14. die Erstattung von 
Auskünften, Gutachten, Anträgen und 
periodischen Schulberichten an die 
höheren Schulbehörden (Ertheilung von 
Auskünften an den Landes-Ausschuss); 
15. die Yerkttndigung der Verfügungen 
der Kirchenbehörden über den Reli- 
gionsunterricht und die religiösenUebun- 
gen an die Leiter der Schulen und Ver- 
^agimg der Verkündigung von solchen 
Verfügungen, welche mit der allgemeinen 
Schulordnung unvereinbar sind (Nieder- 
Oesterreich § 22, Z. 3, Böhmen § 26, 
Z. 18, Istrien § 25, Z. 18); 16. die 
Entscheidung in erster Instanz über die 
Wahl der Lehrsprache (Steiermark §27, 
Z. 6); 17. die Handhabung der Dis- 
^•iplinargewalt über die Ortsschulräthe 
in erster Instanz (Gesetz vom 11. Fe- 
hruar 1873 für Kärnten). 18. In Käni- 
t»^n sind die Mitglieder des Bezirksschul- 
ratlies nach dem bezogenen Gesetze be- 
rechtigt, die Volksschulen ihres Be- 
zirkes jederzeit zu besuchen, doch nur 
zur Information ohne Ausstellungen an 
das Lehrpersonale und selbständige 
Verfügungen. 

In Betreff der verstärkten Bezirks- 
^<hulräthe sind die einzelnen Laudes- 
ire^etze massgebend. Für Niederöster- 
Mch verfügt Art. I des Gesetzes vom 



22. December 1874, L. G. B. Nr.9 : Zur 
Feststellung des Jahrespräliminares 
(Landesgesetz vom 5. April 1870, L. 
G.B. Nr. 34, § 39) sind zu den Sitzungen 
des Bezirksschulrathes alle von der 
Versammlung der Gemeindevorstände 
gewählten Ersatzmänner mit beschlies- 
sender Stimme beizuziehen, üeber An- 
träge auf veränderte Classification der 
Schulen kann nur bei dieser Gelegen- 
heit beschlossen werden. In Böhmen 
ist die Institution der verstärkten Be- 
zirksschulräthe mit Gesetz vom 24. Fe- 
bruar 1870 aufgehoben worden. Der Be- 
zirksschulrath versammelt sich wenig- 
stens einmal im Monate. Beschwerden 
gegen Entscheidungen des Bezirksschul- 
rathes gehen an den Landesschulrath; 
dieselben sind beim Bezirksschulrathe 
einzubringen und haben aufschiebende 
Wirkung, soferne die Einbringung bin- 
nen 14 Tagen nach Eröffnung der an- 
gefochtenen Entscheidung geschieht. 

Bezlrksunilan^eii^ Zuschläge 
zu den directen Steuern zur Bestreitung 
der durch die Einkünfte aus dem Stamm- 
vermögen eines Bezirkes nicht bedeck- 
ten Ausgaben (s. Bezirks Vertre- 
tung.) 

Bezlrksvertretunii; 9 Ver- 
tretung zur Besorgung der gemeinsamen 
Interessen eines Bezirkes (Gerichts- 
bezirkes, in Stidtirol des politischen 
Bezirkes, in Schlesien des Wahlbezirkes 
für die Landgemeinden). Die Bezirks- 
vertretungen rangiren in der öffentlichen 
Verwaltung zwischen den Gemeinden 
und den Landtagen. 

In den Wirkungskreis der Be- 
zirksvertretung gehören im Allgemeinen 
alle inneren die gemeinsamen Interessen 
des Bezirkes und seiner Angehörigen 
betreffenden Angelegenheiten. Die Be- 
zirksvertretung ist in diesen Ange- 
legenheiten das berathende und be- 
schliessende Organ. Eine vollziehende 
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Gewalt kommt ihr nicht zu. Zu den 
Angelegenheiten der Bezirksvertretung 
gehört insbesondere der Haushalt des 
Bezirkes. Derselbe umfasst das gemein- 
same Vermögen und die gemeinsamen 
Bedürfnisse des Bezirkes und seiner 
Anstalten. Als Bezirksanstalten sind 
alle jene gemeinsamen Einrichtungen 
und Vorkehrungen anzusehen, welche 
kraft des Gesetzes oder in Folge eines 
von der Bezirksvertretung innerhalb 
der bestehenden Gesetze gefassten Be- 
schlusses aus Mitteln des Bezirkes 
bestritten werden. Dahin gehören na- 
mentlich die aus Bezirksmitteln dotirten 
Anstalten für Landescultur, Gesund- 
heitspflege, Armenversorgung und für 
andere Wohlthätigkeitszwecke (in Ga- 
lizien weiters innerhalb der Gesetze 
die Einrichtungen und Vorkehrungen 
zur Hebung der Volksbildung; in Steier- 
mark und Tirol ausserdem Anstalten 
und Vorkehrungen in Bezug auf Mili- 
tär-Einquartirung, Schubbesorgung und 
Vorspannsleistung, in Tirol noch in 
Bezug auf Strassen- und Bauangelegen- 
heiten, in Bezug auf die Abstellung des 
Bettel- und Vagabundenwesens). Zur 
besseren Erreichung der angedeuteten 
Zwecke können sich in Tirol, Steier- 
mark und Galizien zwei oder mehrere 
Bezirksvertretungen über Errichtung 
von ihnen gemeinsamer Anstalten oder 
zu gemeinsamen Vorkehrungen vereinen. 
Für specielle Zwecke kann in Tirol und 
Steiermark auch durch ein Landes- 
gesetz die Vereinigung zweier oder 
mehrerer Bezirke zu denselben gemein- 
samen Einrichtungen und Vorkehrungen 
vorgeschrieben werden. Die Bezirks- 
vertretung ist verpflichtet, über alle 
Angelegenheiten, in welchen sie von der 
Regierung oder von der Landesver- 
tretung zu Rathe gezogen wird, ihr 
Gutachten abzugeben ; sie ist berechtigt, 
im Interesse des Bezirkes Anträge an 



die Regierung oder an die Landesver- 
tretung zu stellen. Die Bezirksvertretung^ 
berathet und beschliesst in allen An- 
gelegenheiten des Bezirkshaushaltes, 
insofern e solche nicht zur gewöhnlichen 
Vermögensverwaltung gehören. Ihr ob- 
liegt die Prüfung und Feststellung des 
Voranschlages der Bezirkscassa und 
der Bezirksanstalten, sowie die Prüfung 
und Erledigung der Jahresrechnungen 
über die Einnahmen und Ausgaben der 
Bezirkscasse und der Bezirksanstalten. 
Das Verwaltungsjahr des Bezirkes föllt 
mit jenem des Staates zusammen. 

Zur Bestreitung der durch die Ein- 
künfte aus dem Stammvermögen nicht 
bedeckten Ausgaben kann die Bezirks- 
vertretung Zuschläge zu den directen 
Steuern (in Böhmen bis auf 10 o o, 
in Galizien bis auf 20 %, Steiermark 
bis auf 27%, in Tirol bis auf 50%) 
derselben umlegen und einheben (Be- 
zirksumlagen), Zuschläge über 
dieses Mass bis 40 % bewilligt in 
Galizien (weiters in Steiermark bis zu 
35 % der Landesausschuss, und bis 
100 % in Tfrol der Landtag oder, wenn 
er nicht versammelt ist, der Landes- 
ausschuss. Höhere Zuschläge über 
das oben angegebene Ausmas s oder 
andere Umlagen bedürfen eines Lan- 
desgesetzes (in Galizien und Steiermark 
Landtagsbeschluss mit kaiserl. Geneh- 
migung; Ges. vom 17. Juni 1874, L. G. 
Nr. 51 für Galizien ; Ges. vom 17, De- 
cember 1874, L. G. 1875, Nr. 2, für 
Steiermark). Die Bezirksvertretung ist 
berechtigt, im Interesse des Bezirkes 
Darlehen aufzunehmen oder Haftungen 
zu übernehmen, wenn die Summe des 
Darlehens oder der Haftung mit Ein- 
rechnung der schon bestehenden Schul- 
den in Böhmen und Galizien 5 %, in 
Steiermark 10%, von den im Bezirke 
vorgeschriebenen directen Steuern 
nicht übersteigt. In Tirol darf das 
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Darlehen den zehnjährigen Durch- 
schnitt der Jahreseinkünfte nicht über- 
steigen, üeber dieses Mass hinaus ist 
die Bezirksvertretung an die Geneh- 
migung des Landesausschusses gebun- 
den. Zu anderen Creditsoperationen 
(in Galizien auch zu Darlehen über 
50 Percent) ist ein Landesgesetz er- 
forderlich. Die Bezirksvertretung sorgt 
tilr die Erhaltung des Vermögens des 
Bezirkes und der Bezirksanstalten und 
überwacht die Gebahrung mit dem- 
selben. Beschlüsse, welche eine Ver- 
äiisserung, bleibende Belastung oder 
Vrpfändung des Stammvermögens mit 
sich bringen, bedürfen der Genehmi- 
gung des Landesausschusses (s. Alinea 2 
«les § 22, Zusatz für Tirol). Die Wirk- 
samkeit der Bezirksvertretungen in An- 
gelegenheit der Gemeinden bestimmen 
die Gemeindeordnungen (in Galizien 
auch das Gesetz über Gutsgebiete). 
Gegen Beschlüsse der Bezirksvertretung 
und des Bezirksausschusses findet das 
Rechtsmittel der Berufung statt, 
worüber in Böhmen der Landtag, in 
Galizien, Steiermark und Tirol der 
Landesausschuss zu entscheiden hat, 
insofeme die Entscheidung nicht der 
politischen Landesbehörde zusteht. 

Der Bezirksausschuss ist das 
ausführende Organ der Bezirksvertre- 
tung. Bezirksvertretungen sind nur in 
Steiermark (Gesetz vom 14. Juni 1866), 
Tirol (Gesetz vom 29. November 1868), 
Böhmen (Gesetz vom 25. Juli 1864), 
"Schlesien (Gesetz vom 15. November 
1^63) imd Galizien (Gesetz vom 
12. August 1869) angeordnet. Die Be- 
zirksvertretungen sind gebildet aus den 
Hepräsentanten des grossen Grund- 
besitzes (Census 40—1 00 fl.),der Höchst- 
l>esteaerten der Industrie und des Han- 
dels (Census 40—100 fl.), der Städte 
'ind Landgemeinden. Die Wahl- 
periode dauert 3 (in Schlesien 6) 



Jahre. Das Amt eines Mitgliedes der 
Bezirksvertretung ist unentgeltlich. 
Der Obmann und die Mitglieder des 
Bezirksausschusses sind nur berechtigt, 
die Vergütung für die mit ihrer Ge- 
schäftsführung verbundenen haaren 
Auslagen aus Bezirksmitteln anzu- 
sprechen; über die Art und das Mass 
dieser Vergütung entscheidet die Be- 
zirksvertretung. 

Bibliotlielisbeaiute 9 Be- 
züge der, s. Gehalte. 

Bielitz, 13.060 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
das Gesetz vom 8. December 1869, 
Nr, 3 L. G. für 1870. Der Gemeinde- 
rath (Gemeindevertretung) besteht aus 
30 Mitgliedern. Betreffs des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit zur Ge- 
meindevertretung , s. Gemeinde- 
wahl; betreffs des Wirkungskreises 
der Gemeindevertretung, s. Städte. 

Biji^Aniiey zweifache Ehe, ein 
Verbrechen, welches nach § 206 St. G. 
dadurch begangen wird, dass eine ver- 
ehelichte Person mit einer anderen 
Person eine Ehe schliesst oder nach 
§ 207 St. G., wenn eine, wenn auch 
noch unverheiratete Person wissentlich 
eine verehelichte Person heiratet. Die 
Strafe dieses Verbrechens ist Kerker 
von einem bis zu fünf Jahren ; hat 
der Verbrecher der Person, mit der 
er eine zweite Ehe geschlossen hat, 
seinen Ehestand verhehlt, so ist er 
zu schwerem Kerker zu verurtheilen. 

BilduiiH^s^v^eseii^ s. Schul- 
wesen. 

IBimel^öte. Von den Bischöfen 
geniessen zufolge des Staatsgrund- 
gesetzes über die Reichs Vertretung die- 
jenigen, welchen fürstlicher Rang zu- 
kommt, eine Bevorzugung, indem ihnen 
die Mitgliedschaft zum Herrenhause 
zusteht; es sind dies die Fürstbischöfe 
von Brixen, Gurk, Laibach, Lavant, 
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Seckau und Trient. Inwiefenie den 
Bischöfen Sitz und Stimme in den 
Landtagen gebührt, bestimmen die ein- 
zelnen Landesordnungen (s. diesbezüg- 
lich die Länderartikel Oesterreich unter 
der Enns, Oesterreich ob der Enns, 
Steiermark etc.). 

Blutsteuer^ s. v. w. Kriegs- 
dienst. Die einzelnen Nationalitäten 
sind in der Armee in nachstehender 
Weise vertreten: Von je 1000 Ange- 
hörigen der activen Armee sind zu- 
folge der Volkszählung vom 31. Decem- 
ber 1880 Deutsche 360, Magyaren 170, 
Czechen 169, Croaten 76, Polen 72, 
Ruthenen 68, Rumänen 42, Slovenen 29, 
Italiener 14. 

Bodeiieultur-Hoehseliule 
(in Wien), Unterrichtsanstalt zur Er- 
theilung höherer wissenschaftlicher 
Befähigung für den land- und forst- 
wirthschaftlichen Beruf. Die Hoch- 
schule für Bodencultur pflegt zwei 
Fachrichtungen, nämlich die landwirth- 
schaftliche und forstwirthschgiftliche. 
Die Hauptgegenstände des 1 a n d w i r t h- 
schaftlichen Studiums sind : Physik 
mit Klimatologie, Chemie, allgemeine 
und specielle Botanik, Mechanik, Zoo- 
logie, Mineralogie, Geologie und Boden- 
kunde, Nationalökonomie, Pflanzen- 
productionslehre auf pflanzenphysiolo- 
gischer Grundlage mit Inbegriff von 
Bewässerung und Entwässerung, land- 
wirthschaftlicheMaschinenkunde,Thier- 
productionslehre auf zoophysiologischer 
Grundlage, landwirthschaftliche Be- 
triebs- und Organisationslehre mit 
Taxationswesen, Gesetzkunde. Zu den 
Hauptgegenständen des forstwirth- 
sc haftlichen Studiums gehören : 
Physik mit Klimatologie, Chemie, all- 
gemeine und specielle Botanik, Mine- 
ralogie, Geologie und Bodenkunde, 
Mathematik, Geodäsie, Mechanik, dar- 
stellende Geometrie, Nationalökonomie, 



Waldbau, Forstbenutzung mit Inbe- 
griff der Forsttechnologie, Forstschutz 
mit Inbegriff der forstlichen Zoologie; 
Gesetzkunde, Waldertragsregelung und 
BetriebseinrichtuugjWaldwerthsberech- 
nung und forstliche Statistik, forst- 
liches Ingenieurwesen. Die Hochschule 
für Bodencultur war im Jahre 1881 
von 497 Hörern besucht und wirkten 
an derselben 34 Lehrer. Die Hoch- 
schule für Bodencultur gehört zu den- 
jenigen Instituten, welchen von Seite 
der Regienmg eine besondere Pflege 
(Creinmg einer grösseren Zahl von 
Stipendien etc.) zuzuwenden ist, da 
diese Anstalt ein nicht zu unterschät- 
zender Factor des Volkswohlstandes 
und dadurch des Volkswohles werden 
soll. 

Bodeiieultur-Hoehseliul- 
Professoreii^ Bezüge der, s. Ge- 
halte. 

B5linieii9 Königreich, Flächen- 
inhalt 51.942 DKilom. (943 QM.), 
Einwohnerzahl 5,560.819 in 7.062 Ge- 
meinden, 13.286 Ortschaften und 
697.645 Häusern. Von der Bevölkerung 
gehören 62*79% dem czechischen und 
37*17% dem deutschen Volksstamme an. 
Davon entfallen 96.04% auf die katho- 
lische, 2.150/0 auf die protestantische 
Kirche und 1.81% auf Israeliten und 
Andere. Die Landeshauptstadt Prag 
sammt Vororten zählt 293.822, ohne 
dieselben 162.323 Einwohner. Die 
politische Verwaltung wird durch 
die Statthalterei in Prag, durch die 
Magistrate in Prag und Reichenberg, 
durch die Polizeidirection in Prag und 
durch 89 Bezirkshauptmannschaften 
besorgt. Der Rechtspflege dienen : das 
Oberlandesgericht in Prag, das Lan- 
desgericht in Prag, das Handelsge- 
richt in Prag, die Kreisgerichte in 
Böhmisch - Leipa , Brüx , Budweis , 
Chrudim, Eger, Ji^in, Jungbunzlau, 
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Königgrätz, Kuttenberg, Leitmeritz, 
Pilsen, Pisek, Reichenberg und Tabor, 
sowie 218 Bezirksgerichte. Organe der 
Finanzverwaltung in Böhmen sind : 
Die Finanz - Landes - Direction, die 
Finanz-Procuratur , das Gebühren- 
bemessungsamt, die Landeshauptcasse, 
die Steuer- Administration, alle in Prag; 
die Finanz-Bezirks-Directionen in Bud- 
weis, Caslau, Chrudim, Eger, Jißin, 
Leitmeritz, Pilsen, Prag, Saaz und 
Tabor; die Hauptzollämter in Asch, 
Aussig, Böhmisch-Leipa, Bodenbach, 
Budweis, Eger, Görlitz, Graslitz, Halb- 
stadt, Karlsbad, Komotau, Liebau, 
Pilsen, Prag, ßeichenberg, Rumburg, 
Teplitz, Trautenau, Warnsdorf und 
Zittau; die Hauptsteuerämter in Cas- 
lau, Chrudim, Eger, Jiöin, Karolinen- 
thai, Königgrätz, Leitmeritz, Leito- 
mischl, Pilsen, Reichenberg, Saaz, Tep- 
litz und Tabor, und die Steuerämter 
bei allen übrigen Kreis- und Bezirks- 
gerichten. An Unterrichtsanstal- 
ten hat Böhmen die deutsche und 
die ßechische Universität in Prag 
(crstere die älteste des Reiches, ge- 
?ründet 1348), 2 polytechnische Insti- 
tute in Prag, 24 Kunstschulen, 68 Mit- 
telschulen, 37 Special-Institute, 4844 
Volks- und Bürgerschulen. Zeitungen 
erscheinen 224. Der Grund und Boden 
Böhmens repräsentirt einen Durch- 
schuittswerth von 2435 Millionen Gul- 
den und das jährliche Bruttoerträgniss 
desselben 492 Älillionen Gulden. 

Der Landtag besteht aus zweihun- 
dertzweiundWerzig Mitgliedern, näm- 
lich: dem Fürsterzbischofe von Prag 
und den Bischöfen von Leitmeritz, 
Königgrätz und Budweis, den Rectoren 
der beiden Prager Universitäten ; dann 
aus zweihimdertsechsunddreissig ge- 
wählten Abgeordneten, u. zw.: 1. aus 
siebzig Abgeordneten des grossen 
f'nmdbesitzes ; 2. aus siebenundacht- 



zig Abgeordneten der durch die Wahl- 
ordnung bezeichneten Städte und In- 
dustrialorte, und der unten erwähnten 
Handels- und Gewerbekammern ; 3. aus 
neunundsiebzig Abgeordneten der übri- 
gen Gemeinden. (Betreifs desWirkungs- 
kreises des Landtages s, d.) 

Landtagswahlordnung :^ 
Wahlbezirke und Wahlorte. § 1. 
Für die Wahl der Abgeordneten aus 
der Glasse des grossen Grund- 
besitzes bildet das ganze Königreich 
Böhmen Einen Wahlbezirk. Der Wahl- 
ort ist die Landeshauptstadt Prag. 
§ 2. Die Wähler der Abgeordneten 
aus der Classe des grossen Grund- 
besitzes theilen sich in zwei Wahl- 
körper, deren, einen die wahlberech- 
tigten Besitzer der mit dem Fidei- 
commissbande behafteten land- oder 
lehntäflichen Güter, den anderen alle 
übrigen wahlberechtigten grossenGrund- 
besitzer zu bilden haben. Der Wahl- 
körper der Fideicommissbesitzer hat 
sechzehn, der Wahlköi-per der übrigen 
grossen Grundbesitzer vienmdfünfzig 
Abgeordnete zu wählen. § 3. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Städte 
und Industrialorte bilden: die Landes- 
hauptstadt Prag fünf Wahlbezirke ; 
die Städte: a) Reichenberg mit Chri- 
stianstadt, h) Pilsen, c) Budweis, 
d) Eger, e) Kuttenberg, f) Böhmisch- 
Leipa, g) Rumburg, h) Pisek, i) Caro- 
linenthal, k) Smichow, jede Einen 
Wahlbezirk ; l) Eule , Wyäehrad, 
Schwarzkosteletz, Beneschau, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; m) Melnik, 
Brandeis an der Elbe, Raudnic, Mseno, 
zusammen Einen Wahlbezirk; n) Pfi- 
bram mit Birkenberg, zusammen Einen 
Wahlbezirk; o) Schlan, Laun, Rako- 
nic, Welwarn, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; p) Hoiowic, Beraun, Radnic, 
Rokitzan, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
q) Kr um au, Kaplitz, Grazen, Hohen- 
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furth, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
r) Wittingau, Lischau, Moldautein, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; s) Neu- 
haus, Bistritz, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; t) Jungbunzlau, Limburg, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; u) Mün- 
chengräz, Tumau, Weisswasser, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; v) Fried- 
land, Neustadtl, Kratzau, zusammen 
EinenWahlbezirk ; w) Gablonz, Libenau, 
Morchenstern, Böhmisch Aicha, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; x) Kolin, Po- 
debrad, Kaurim, Sadska, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; y) Caslau, Chot§- 
bof, Goltschjenikau, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; z) Deutschbrod, Polna, 
Humpolec, zusammen Einen Wahlbe- 
zirk ; aa) Chrudim, Hermanmestec, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; hh) Par- 
dubic, Chlumec, Holic, zusammen Einen 
Wahlbezirk; cc) Hohenmauth, Skud, 
Hlinsko, zusammen Einen Wahlbezirk; 
dd) Leitomischl, Poliöka, zusammen 
Einen Wahlbezirk; ee) Landskron, 
Wildenschwert, Böhmisch-Trübau, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; fß Asch, 
Rossbach, zusammen EinenWahlbezirk ; 
gg) Graslitz, Neudeck, Schönbach, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; hh) Wild- 
stein, Königsberg, Haslau, Falkenau, 
zusammen Einen Wahlbezirk; ii) Carls- 
bad, Joachimsthal, zusammen Einen 
Wahlbezirk; kk) Plan, Tachau, Mies, 
Sandau, zusammen Einen Wahlbezirk; 
U) Elbogen, Schlaggenwald, Schönfeld, 
Petschau, Sangerberg, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; mm) JiCin, Neubydzow, 
zusammen EinenWahlbezirk ; nn) Lom- 
nic, Neupaka, Sobotka, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; oc) Hohenelbe, 
Langenau, Arnau, zusammen Einen 
Wahsbezirk; pp) Rochlitz, Starken- 
bach, zusammen Einen Wahlbezirk; 
qq) Trautenau, Braunau, Politz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; rr) König- 
grätz, Jaromef, Josephstadt, zusammen 



Einen Wahlbezirk; ss) Königinhof, 
Nachod, Horic, Neustadt an der Met- 
tau, zusammen Einen Wahlbezirk; 
ÜJ Reichenau, Senftenberg, Adlerkoste- 
letz, Dobruschka, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; uuj Leitmeritz, Lobositz, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; vv) Tep- 
litz, Aussig, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; ww) Tetschen, Bodenbach, 
Böhmisch-Kamnitz, Kreibitz, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; xx) Zwickau, Nie- 
mes, zusammen Einen Wahlbezirk; 
yy) Haida, Steinschönau, Plottendorf, 
Pärchen, zusammen Einen Wahlbezirk; 
£;£) Schluckenau, Ehrenberg, Hains- 
pach, zusammen Einen Wahlbezirk; 
aaa) Wamsdorf, Alt- und Neu-Fran- 
zensthal, Floriansdorf, Carlsdorf, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; bbh) Nix- 
dorf, Zeidler, Schönlinde, zusammen 
EinenWahlbezirk ; ccc> Altgeorgswalde, 
Königswalde, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; ddd) Klattau, Taus, zusammen 
Einen Wahlbezirk; eee) Strakonic, 
Schüttenhofen, Wodnian, zusammen 
Einen Wahlbezirk; fff) Winterberg, 
Prachatic, Wallern, zusammen Einen 
Wahlbezirk; ggg) Brüx, Bilin, Ober- 
leitensdorf, zusammen Einen W^ahl- 
bezirk ; Mh) Saaz, Kaaden, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; iii) Komotau, 
Weipert, Presnitz, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; kkk) Tabor, Kamenic, 
Pilgram, Sobeslau, zusammen Einen 
Wahlbezirk. Als selbstständige Wahl- 
bezirke der Stadt Prag werden die 
durch das Gemeindestatut dieser Stadt 
vom 27. April 1850 im § 44 normirteu 
fünf Wahlbezirke festgesetzt. § 4. Die 
Landeshauptstadt Prag, dann jene 
Städte, welche für sich allein Einen 
Wahlbezirk bilden, sind zugleich Wahl- 
orte dieser Wahlbezirke. In jedem aus 
zwei oder mehreren Städten und Indu- 
strialorten gebildenten Wahlbezirke ist 
jeder dieser Orte Wahlort für die in 
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diesem Orte berechtigten Landtags- 
wähler. § 5. In jedem der fUnf Wahl- 
bezirke der Stadt Prag sind je zwei, 
in der Stadt Reichenberg mit Christian- 
stadt sind drei, in jedem der übrigen 
achtundflinfzig durch § 8 festgesetzten 
Wahlbezirke ist je Ein Abgeordneter 
zu wählen. Alle Wahlberechtigten jedes 
städtischen Wahlbezirkes bilden Einen 
Wahlkörper. § 6. Die Handels- und 
Gewerbekammern zu Prag und 
Reichenberg haben je vier, jene zu Eger 
bat drei und die Kammern zu Pilsen und 
Budweis je zwei Landtags abgeordnete 
zu wählen. Für diese Wahlen haben 
die Mitglieder und Ersatzmänner jeder 
Kammer den Wahlkörper zu bilden. — 
§ 7. Für die Wahl der Abgeord- 
neten der Landgemeinden bilden 
die Gerichtsbezirke : 1. Smichow, König- 
saal, Beraun, ünhoscht, Kladno, Einen 
Wahlbezirk; 2. Carolinenthal, Brand- 
eis, K. Weinberge, Einen Wahlbezirk ; 
3. Eule, Rißan, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 4. Rakonic, Pürglitz, Neu- 
straschitz, Laun, zusammen Einen 
Wahlbezirk: 5. Schlan, Welwarn, Li- 
bochowic, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
6. Melnik, Raudnic, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 7. Pfibram, Dobfii:, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 8. Hofowic, 
Zbirow, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
9. Schwarzkostelec, Böhmischbrod, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 10. Bud- 
weis, Lischau, Schweinitz, Frauenberg, 
M(ddautein, zusammen Einen Wahl- 
l«ezirk; 11. Knimau, Kalsching, Ober- 
plan, zusammen Einen Wahlbezirk; 
12. Kaplitz, Gratzen, Hohenfurth, zu- 
>ammen Einen Wahlbezirk; 13. Neu- 
haus, Lomnitz, Wittingau, Neubistritz, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 14. Jung- 
hunzlau, Münchengrätz, Weisswasser, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 15. Nim- 
hurg, Benatek, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; IC: Reichenberg, Gablonz, Tann- 



wald, zusammen einen Wahlbezirk; 
17. Friedland für sich einen Wahl- 
bezirk; 18. Gabel, Eratzau, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 19. Turnau, Böh- 
misch- Aicha, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 20. Dauba, Wegstadtl, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; 21. Kuttenberg, 
Caslau, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
22. Ledeö, Unter-Kralowic, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 23. Deutschbrod, 
Humpolec, Polna, Pfibyslau, Stecken, 
Einen Wahlbezirk; 24. Chotebof, 
Habern, zusammen Einen Wahlbezirk; 
25. Kolin, Kaufim, Kohljanowic, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 26. Pode- 
brad, Königstadtl , zusammen Einen 
Wahlbezirk; 27. Chnidim, Nassaberg, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 28. Ho- 
henmauth, Sku6, Hlinsko, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 29. Leitomischl, 
Poliöka, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
30. Landskron, Grulich, Rockitnitz, 
Einen Wahlbezirk; 31. Pardubic, 
Holic, Pfelauö, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 32. Eger, Wildstein, Asch, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 33. Fal- 
kenau, Königswart, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 34. Plan, Tepl, Wese- 
ritz, zusammen Einen Wahlbezirk; 
35. Tachau, Pfraumberg, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 36. Carlsbad, El- 
bogen, Petschau, zusammen EinenWahl- 
bezirk; 37. Luditz, Buchau, Manetin, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 38.Gras- 
litz, Neudek, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 39. Joachimsthal, Platten, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 40. Jißin, 
Lomnic, Sobotka, Liban, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 41. Trautenau, 
Arnau, Marschendorf, Schatzlar, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 42. Hof ic, 
Neupaka, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
43. Hohenelbe, Rochlitz, Starkenbach, 
Hochstadt, Einen Wahlbezirk ; 44. Neu- 
byd^ow, Chlumec, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 45. Semil, Eisenbrod, zu- 
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sammen Einen Wahlbezirk; 46. König- 
grätz, Nechanic, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 47. Königinhof, Jarom§f, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 48.Braunau, 
Politz, zusammen einen Wahlbezirk; 
49. Reichenau, Adlerkostelec, zusam- 
men einen Wahlbezirk; 50. Senftenberg, 
Wildenschwert, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 51. Neustadt a. d. Mettau, 
Nachod, Eipel, Skalitz, Opoöno, Einen 
Wahlbezirk; 52. Leitmeritz, Lobositz, 
Auscha, zusammen Einen Wahlbezirk ; 

53. Böhmisch-Leipa, Nimes, Haida, 
Zwickau, zusammen Einen Wahlbezirk ; 

54. Tetschen, Bensen, Böhmisch-Kam- 
nitz, zusammen Einen Wahlbezirk; 

55. Aussig, Karbitz, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 56. Schluckenau, Hain- 
spach, zusammen Einen Wahlbezirk; 
57. Rumburg, Warnsdorf, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 58. Teplitz, Dux, 
Bilin, zusammen Einen Wahlbezirk; 
59. Mies, Tuschkau, Staab, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 60. Rokitzan, Blo- 
wic, zusammen Einen Wahlbezirk; 
61. Pilsen, Kralowic, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 62. Klattau, Planic, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 63. Pfe- 
stic, Nepomuk, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 64. Bischofteinitz, Hostau, 
Ronsperg, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 65. Taus , Neugedein , zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 66. Pisek, 
Wodnian, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 67. Strakonic, Wolin, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; 68. Breznic, 
Blattna, Mirowic, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 69. Prachatic, Netolic, 
Wallern,'zusammen Einen Wahlbezirk ; 
70. Schüttenhofen, Horazdowitz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 71. Berg- 
reichenstein. Neuern, Hartmanitz, Win- 
terberg, zusammen Einen Wahlbezirk; 
72. Saaz, Postelberg, Komotau, Se- 
bastianberg, Podersam, Jechnitz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 73. Kaaden, 



Pressnitz, Dnppau, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 74. BrÜx, Katharinaberg, 
Görkau, zusammen Einen Wahlbezirk; 

75. Tabor, Jungwoiic, Sobeslau, Wes- 
sely, zusammen Einen Wahlbezirk; 

76. Mühlhausen, Sedlec, Bechin, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 77. Pil- 
gram, Patzau, Kamenic, PoCätek, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 78. Be- 
neschau, Neveklau, Wlaschim, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; 79. Wotic, 
Selcan, zusammen Einen Wahlbezirk. 
§ 8. In jedem für die Wahl der Ab- 
geordneten der Landgemeinden gebil- 
deten Wahlbezirke ist der Sitz des 
Bezirksgerichtes des im § 7 bei Fest- 
setzung jedes Wahlbezirkes zuerst an- 
geführten Gerichtsbezirkes der Wahlort. 
Die Gerichtsbezirke sind nach ihrem 
bei der Vornahme der Wahl bestehen- 
dem Gebietsumfange aufzufassen. § 9. 
Jeder der im § 7 angeführten Wahl- 
bezirke hat Einen Abgeordneten zu 
wählen. Die Wahlmänner aller in Einem 
Wahlbezirke gelegenen Gemeinden (mit 
Ausnahme der nach § 3 zur Wahl von 
Abgeordneten berechtigten Städte und 
Industrialorte)bildenEinenWahlkörper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 1. (§§ 1 — 12 sind dem Landesgesetze 
vom 9. Jänner 1873, Nr. 1 L. G. B. 
entnommen). Die Abgeordneten der 
Wählerclasse des grossen Grund- 
besitzes werden von den Wahlbe- 
rechtigten dieser Wählerclasse direct 
gewählt. § 2. Wahlberechtigt in dieser 
Wählerclasse sind die bücherlichen 
Besitzer jener laud- oder lehentäflichen 
Güter, für welche einzeln oder zu- 
sammengenommen die Jahresschuldig- 
keit an landesfürstlichen Realsteuern 
ohne ausserordentlichen Zuschlag min- 
destens 250 fl., darunter an Grund- 
steuer ohne ausserordentlichen Zuschlag 
wenigstens 2000. beträgt Dieses Wahl- 
recht kommt bei gleicher Steuerzahlung 
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auch den bücherlichen Besitzern der 
in den ritterschaftlichen Quaternen des 
Tormaligen Egerer Burggrafen-Amtes 
eingetragenen Rittergittern zu, mit 
welchen bis zur Aufhebung der Pa- 
trimonial- Gerichtsbarkeit die Berechti- 
gung zur Ausübung der Jurisdiction 
verbanden war. Die bücherlichen Be- 
sitzer der erwähnten Güter müssen: 
a) dem österreichischen Staatsverbande 
angehören, b) das 2\. Lebensjahr zu- 
rlkkgelegt haben, c) eigenberechtigt 
sein, d) bei unter Lebenden stattge- 
fundenen Besitzübertragungen sich 
mindestens ein Jahr im bücherlichen 
Besitze der zur Wahl berechtigenden 
Güter befinden, auch darf ihnen e) 
keiner der oben (s. Artikel Landtag) 
angeftihrten Ausschliessungsgi'ünde ent- 
gegenstehen. § 3, Die bücherlichen 
Besitzer von Gutskörpern, für welche 
in der Land- oder Lehentafel neue 
selbständige Einlagen eröfihet werden, 
liaben, die Erfordernisse des § 2, vor- 
ausgesetzt, das Wahlreclit in der 
Wählerclasse des grossen Grundbesitzes 
erst nach dreyährigem Bestände der 
neuen Einlage. § 4. Unter mehreren 
Mitbesitzern eines in der Wählerclasse 
.'les jrrossen Grundbesitzes zur Wahl 
berechtigenden Gutes kann nur der- 
jenige aus ihnen wählen, welchen sämt- 
li'he Mitbesitzer, die nach § 2, lit d) 
'•i*^ e) wahlberechtigt sind, hie«u er- 
mächtigen, wofern die hiernach ver- 
tr^-tenen Besitzantheile mindestens die 
Haltte des Gutes ausmachen und die 
i»uf dieselben entfallende Jahresschul- 
«lijrkeit an landesfürstlichen Realsteuern 
«'Ime ausserordentlichen Zuschlag die 
im $. 2 Abs. 1 festgesetzte Höhe er- 
r^-icjit. § 5. Mitbesitzer von zur Wahl 
^n «lf*r Wählerclasse des grossen Grund- 
•'♦•Mtzes berechtigenden Gütern, welche 
^uirleich Alleinbesitzer solcher Güter 
*intl. können das Wahlrecht nur rück- 



sichtlich ihres Alleinbesitzes ausüben, 
daher rücksichtlich ihres Mitbesitzes 
keine Ermächtigung zur Ausübung des 
Wahlrechtes ertheilen. Mitbesitzer von 
mehreren zur Wahl berechtigenden 
Gütern können das Wahlrecht rück- 
sichtlich Eines dieser Güter und zwar 
nach ihrer Wahl ausüben. § 6. In- 
ländische Corporationen und Gesell- 
schaften sind in der Wählerclasse des 
grossen Grundbesitzes wahlberechtigt, 
wenn sie sich wenigstens ein Jahr im 
bücherlichen Besitze von zur Wahl in 
dieser Wählerclasse berechtigenden 
Gütern befinden. Andere juristische 
Personen , dann Gemeinden können 
rücksichtlich ihres Grossgrundbesitzes 
das Wahlrecht nicht ausüben. § 7. Das 
Wahlrecht der Corporationen und Ge- 
sellschaften (§ 6) wird durch diejenige 
Person, welche sie nach den beste- 
henden gesetzlichen oder gesellschaft- 
lichen Bestimmungen zu vertreten be- 
rufen ist, oder wofeme, die Vertretung 
einer einzelnen Person nicht zukommt, 
durch jene Person ausgeübt, welche 
hierzu von den berufenen Vertretern 
aus ihrer Mitte bestellt wird. Dieselbe 
muss die zur Ausübung des Wahl- 
rechtes erforderlichen persönlichen 
Eigenschaften (§ 2 a, &, c, e) besitzen. 
§ 8. Im Falle einer vollzogenen exe- 
cutiven Feilbietung darf der noch als 
bücherlicher Besitzer erscheinende 
Execut hinsichtlich des verkauften 
Gutes das Wahlrecht nicht ausüben. 
§ 9. Jeder Wahlberechtigte kann sein 
Wahlrecht in der Regel nur persönlich 
ausüben. Ausnahmsweise kann in der 
Wählerclasse des grossen Grundbesitzes 
das Wahlrecht im Vollmachtswege 
ausgeübt werden. § 10. Frauen, dann 
activ dienende Militärpersonen, Militär- 
beamte ausgenommen, können das 
Wahlrecht in der Wälilerclasse des 
grossen Grundbesitzes nur durch von 
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ihnen bestellte Bevollmächtigte (§ 11) 
ausüben. § 11. Jeder, der in der 
Wählerclasse des grossen Grundbesitzes 
das eigene oder das ihm auf Grund 
des § 4 zustehende Wahlrecht persön- 
lich auszuüben berechtigt, oder der 
eine Corporation oder Gesellschaft in 
dieser Wählerclasse zu vertreten be- 
rufen ist, kann auch zur Ausübung 
des Wahlrechtes eines anderen be- 
vollmächtigt werden. Personen, welche 
im Sinne des § 7 bevollmächtigt sind, 
können noch eine zweite Vollmacht 
übernehmen. Ausser diesem Falle darf 
jedoch ein Stimmender in der Wähler- 
classe des grossen Grundbesitzes nur 
Eine Stimme als Vollmachtsträger ab- 
geben. § 12. Die Vollmacht zur Aus- 
übung des Wahlrechtes in der Wähler- 
classe des grossen Grundbesitzes muss 
auf die Ausübung des Wahlrechtes des 
Vollmachtgebers in der Wählerclasse 
des grossen Grundbesitzes lauten und 
den Wahlact bezeichnen, für welchen 
dieselbe ertheilt wird. Eine Solche Voll- 
macht berechtigt, insolange sie nicht 
erloschen ist, den Vollmachtnehmer, bei 
dem betreffenden Wahlacte alle im 
Wahlrechte gelegenen Befugnisse und 
insbesondere das Stimmrecht bei der 
Wahl der Wahlcommission und bei der 
Abgeordnetenwahl auszuüben. Münd- 
liche oder telegraphische Verfügungen 
in Betreff der Ertheilung einer Voll- 
macht sind wirkungslos. Dasselbe gilt 
hinsichtlich des Widerrufes einer Voll- 
macht, den Fall ausgenommen, wenn 
der Vollmachtgeber persönlich vor der 
Wahlcommission widerruft, bevor der 
Bevollmächtigte als solcher die Stimme 
abgegeben hat. Ausserhalb der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie aus- 
gestellte Vollmachten und Widerrufe 
derselben müssen gehörig beglaubigt 
^^ein. § 13 (der Landtagswahlordnung). 
Die Abgeordneten der im § 3 aufge- 



führten Städte und Industrialorte 
sind durch directeWahl aller jener nach 
dem besonderen Gemeindestatute oder 
der Gemeindeordnung vom 16. April 
1864 zur Wahl der Gemeindevertretung 
der einen Wahlbezirk bildenden Städte 
und Industrialorte berechtigten und 
nach § 18 der Landtagswahlordnunng 
vom Wahlrechte nicht ausgeschlossenen 
Gemeindeglieder zu wählen, welche q) in 
der Landeshauptstadt Prag dem ersten 
und zweiten Wahlkörper angehören; 
b) in den anderen Städten und Indu- 
strialorten mit drei Wahlkörpern zum 
ersten oder zweiten Wahlkörper gehören 
und im dritten Wahlkörper mindestens 
zehn Gulden an directen Steuern ent- 
richten; c) in Gemeinden mit weniger 
als drei Wahlkörpern die ersten zwei 
Drittel aller nach der Höhe ihrer Jahres- 
schuldigkeit an directen Steuern gereih- 
ten Gemeindewähler ausmachen. Diesen 
sind in jenen Städten und Indus trial- 
orten, für welche die Gemeindeordnung 
vom 16. April 1864 gilt, jene Gemeinde- 
Angehörigen anzureihen, welche nach 
der Gemeindewahlordnung § 1, süb 2 
h) bis g) nach ihrer persönlichen Eigen- 
schaft das active Wahlrecht in der Ge- 
meinde besitzen. § 27 (des Gesetzes vom 
9. Jänner 1873, Nr. 1 L. G. B.). Die 
Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden hat durch gewählte Wahl- 
männer zu geschehen. Jede Gemeinde 
des Wahlbezirkes hat auf je fünf Hun- 
dert dert Einwohner Einen Wahlmann 
zu wählen. Der Restbetrag, welcher sich 
bei der Theilung der Einwohnerzahl 
durch fünf Hundert ergibt, hat als fünf- 
Hundert zu gelten. Kleine Gemeinden, 
deren Einwohnerzahl weniger als funf- 
Hundert beträgt, wählen Einen Wahl- 
mann. § 15 (der Landtagswahlordnnng). 
Die Wahlmänner jeder Gemeinde sind 
durch jene, nach der Gemeindeordnung 
vom 16. April 1864 zur Wahl der Ge- 
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raeindevertretung berechtigten und vom 
Wahlrechte nicht ausgeschlossenen Ge- 
meindemitglieder zu wählen, welche a) in 
Gemeinden mit dreiWahlkörpern den er- 
j^tenundzweitenWahlkörper bilden ; h) in 
Gemeinden mit weniger als drei Wahl- 
körpem die ersten zwei Drittel aller 
nach der Höhe ihrer Jahresschuldigkeit 
andirecten Steuern gereihten Gemeinde- 
Wählern ausmachen. Den Wählern zu 
n) und h) sind je Gemeindeangehörigen 
anzureihen, welche nach der Gemeinde- 
Wahlordnung § 1, 8ub. 2 h) bis g) nach 
ihrer persönlichen Eigenschaft das active 
Wahlrecht in der Gemeinde ausüben. 
?i 13 (des Gesetzes vom 9. Jänner 1873, 
Xr. 1 L.G.B.). Jeder Wahlberechtigte 
kann sein Wahlrecht nur einmal aus- 
üben; das Wahlrecht im grossen Grund- 
besitze schliesst die Ausübung desWahl- 
rechtes in den anderen Wählerclassen 
aus. Personen, die im ersten und zwei- 
ten Wahlköi^per des grossen Grund- 
besitzes wahlberechtigt sind, können 
ihr W^ahlrecht nur im ersten Wahl- 
körper ausüben. Wer in der Wähler- 
flasse der Städte und Industrialorte 
wahlberechtigt ist, darf in keiner Land- 
iremeinde wählen. Ist ein Wahlberech- 
tigter der Wählerclasse der Städte und 
Indastriealorte oder der Landgemeinden 
wahlberechtigtes Mitglied mehrerer Ge- 
meinden, so übt er das Wahlrecht in 
<lpr Gemeindeseines ordentlichen Wohn- 
sitzes und wenn er in keiner der betref- 
fenden Gemeinden seinen ordentlichen 
Wohnsitz hat, dort aus, wo er die 
höchste Steuer entrichtet. § 14 (des Ge- 
setzes vom 9. Jänner 1873, Nr. 1 L. 
<». B.). Mitglieder der Handels- und 
Uewerbekammern, dann Mitglieder von 
wahlberechtigten Coi-porationen und Ge- 
sellschaften sind nicht gehindert, das 
ihnen persönlich zustehende Wahlrecht 
in ihrer Wählerclasse auszuüben. (Be- 
treffs der Erfordernisse der Wähl- 



barkeit in den Landtag, sowie dar- 
über, welche Personen von dem dies- 
fälligen Wahlrechte und der Wählbar- 
keit ausgeschlossen sind, s. Landtag.) 

B^iliniiselie National - 
parteiy s. Altezechen. 

Bosnien und die Her- 
zende ^vina« Die durch den Berliner 
Friedensvertrag vom 13. Juli 1878 
der Österreichisch - ungarischen Regie- 
rung zur Verwaltung und militärischen 
Besetzung überlaasenen ottomanischen 
Provinzen haben einen Flächeninhalt 
von 52.102 Q Kilometer (946 geogra- 
phische □ Meilen und eine Einwohner- 
zahl von 1,158.453. Nationalität ist 
fast durchwegs die serbische, in den 
südlichen Gebietstheilen wohnen auch 
Amanten und im Lande zerstreut Zi- 
geuner. Der Keligion nach bekennen 
sich 43% zur griechisch-orientalischen, 
38% zur muhamedanischen , 18'/2% 
zur römisch - hatholischen Religion, 
ausser dem gibt es noch I/2V0 Juden 
und andere Glaubensgenossen. Die 
Landes - Hauptstadt Serajevo zählt 
21.377 Einwohner. Die Leitung der 
Verwaltung der beiden occupierten 
Provinzen wird im Namen des Kaisers 
von Oesterreich und des Königs von 
Ungarn von dem Reichsfinanzminister 
in Wien ausgeübt, welchem zur Be- 
sorgung der betreffenden Agenden das 
ständige bosnische Bureau unterstellt 
ist. Die obere Verwaltungsbehörde im 
Lande selbst ist die Landesregierung 
in Serajevo, welche in drei Abtheilun- 
gen, für die innere Verwaltung, die 
Finanzen und die Justiz, zerfällt. Ihr 
sind untergeordnet : Die Polizei-Di- 
rection in Serajevo ; für die politische 
Verwaltung die sechs Kreisbehör- 
den und die von diesen dependirenden 
42 Bezirksämter mit 23 Exposituren ; 
für das Finanzwesen die sechs Steuer- 
inspectorate mit 48 Steuerämtern und 
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die fünf Finanzinspectorate mit 14 
Zollämtern. Als Gerichte bestehen : 
Das Obergericht in Serajevo, die sechs 
Kreisgerichte und die mit den Bezirks- 
ämtern verbundenen Bezirksgerichte. 
Als begutachtendes Organ ist der 
Landesregierung der Landesverwal- 
tungsrath beigegeben, zusammengesetzt 
aus den geistlichen Würdenträgeni 
Serajevos und 12 Repräsentanten der 
Bevölkenmg. Aehnliche Verwaltungs- 
räthe sind auch bei den Kreis- und 
Bezirksbehörden eingerichtet. Die Lan- 
deseinnahmen sind für das Jahr 1883 
auf 7,217.819 fl. imd die Ausgaben 
auf 7,039.809 fl. präliminirt: Hiezu 
kommt noch als Auslage ein ausser- 
ordentliches Heereserfordemiss, welches 
pro 1883 auf 8,988.000 fl. und pro 
1884 auf 7,807.000 fl. veranschlagt 
wurde. An Unterrichtsanstalten besitzen 
die occupierten Länder : ein Realgym- 
nasium , ein griechisch-orientalisches 
Gymnasium , ein katholisches Gym- 
nasium, einen Lehrercurs, ein Knaben- 
pensionat, 40 interconfessionelle, 97 
confessionelle Volksschulen , 42 Me- 
dresses und 631 Modebr. DieMilitär- 
vei'waltung steht unter dem Reichs - 
kriegsministerium. Betreffs der Wehr- 
pflicht normirt das Gesetz vom 24. 
October 1881, dass alle wehrfähigen 
Landesangehörigen vom vollendeten 
20. Lebensjahre angefangen zu einem 
dreijährigen Dienste in der Linie und 
zu einem neunjährigen in der Reserve 
verpflichtet sind, wovon jedoch die 
Geistlichen, Aerzte, Apotheker und 
Volksschullehrer bleibend befreit sind. 
Die Organisation der einheimischen 
Truppen ist eine provisorische ; es sind 
vier Infanteriecompagnien als Instruc- 
tionsabtheilungen aufgestellt (580Mann) 
und wird ein Theil der Wehrpflichtigen 
zur Traintruppe assentirt. 
Bosnier^ s. Slaven. 



BetaBeii« 10.276 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
die Min.-Verordn. vom 2. September 
1850 (L. G. B. für Tirol 1850, Nr. 
389). Der Gemeindeausschuss (Ge- 
meindevertretung) besteht aus 33 Mit- 
gliedeni. Betreffs des Wahlrechtes und 
der Wählbarkeit zur Gemeindevertre- 
tung, s. Gemeindewahl; betreffs des 
Wirkungskreises der Gemeindevertre- 
tung, s. Städte. 

Braiidle||fuii||f9 einVerbrecheu, 
welches nach dem österr. St. G, der- 
jenige begeht, der eine Handlung unter- 
nimmt, aus welcher nach seinem An- 
schlage an fremdem Eigenthume eine 
Feuersbrunst entstehen soll, wenngleich 
das Feuer nicht ausgebrochen ist oder 
keinen Schaden verursacht hat (§ 166 
St. G.) und ebenso, wer durch die aus 
was immer für einer bösen Absicht 
unternommene Ansteckung seines Eigen- 
thumes auch fremdes Eigenthum der 
Feuersgefahr aussetzt (§ 169 St. G.). 
Die Strafe der Brandlegung ist, w^enn 
das Feuer ausgebrochen und dadurch 
ein Mensch, da es von dem Brandleger 
vorhergesehen werden konnte, getödtet 
wird, oder wenn der Brand durch be- 
sondere auf Verheerung gerichtete Zu- 
sammenrottung bewirkt worden, der 
Tod; wenn das Feuer ausgebrochen 
und ein für den Verunglückten erheb- 
licher Schaden entstanden ist, oder 
wenn der Thäter die Brandlegung mehr 
als Einmal, wenn auch jedesmal ohne 
Erfolg unteniommen hat, lebensläng- 
licher schwerer Kerker; wenn das Feuer 
ausgebrochen, jedoch mit keinem der 
bisher angeführten Umstände begleitet 
ist, schwerer Kerker von zehn bis 
zwanzig Jahren; wenn das Feuer gar 
nicht ausgebrochen, aber zur Nachtzeit 
oder an einem solchen Orte, wo es bei 
dem Ausbrechen sich leicht hätte ver- 
breiten können oder unter solchen Um- 
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ständen, wobei zugleich menschliches 
Leben augenscheinlicher Gefahr aus- 
gesetzt war, angelegt worden, schwerer 
Kerker von fünf bis zehn Jahren; und 
wenn endlich die That bei Tag und 
ohne besondere Gefährlichkeit unter- 
nommen worden, und das gelegte Feuer, 
olme auszubrechen, erloschen, oder 
venn ausgebrochen, ohne Schaden ge- 
löscht worden, schwerer Kerker von 
einem bis zu fünf Jahren. Wer sein 
Eigenthum in Brand steckt, ohne dass 
dabei fremdes Eigenthum Gefahr läuft, 
vom Feuer ergriffen zu werden, ist, 
iasofem er dadurch Rechte eines Drit- 
ten zu verkürzen oder Jemanden Ver- 
dacht zuzuziehen sucht, zwar nicht der 
Brandlegung, wohl aber des Betruges 
schuldig (§ 170 St. G.) Straflosigkeit 
der Brandlegung tritt ein, wenn bei 
einem gelegten Brande der Thäter selbst 
aus Reue und noch zur rechten Zeit 
Hich so verwendet hat, dass aller Schade 
verhütet worden ist. 

Brunn, 82,660 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
Ministerial - Verordnung vom 6. Juli 
1850 (L. G.B. für Mähren 1850, Nr. 26). 
Der grosse Ausschuss (Gemeindever- 
tretung) besteht aus 48 Mitgliedern. 
Betreffs des Wahlrechtes und der Wähl- 
barkeit zur Gemeindevertretung, s. Ge- 
raeindewahl; betreffs des Wirkungs 



Bukoivlna, Herzogthum. Flä- 
chenmass: 10451 DKilometer (189*8 
QMeilen). Einwohnerzahl : 571.671 in 
520 Gemeinden, 4724 Gütern, 6652 
Ortschaften und 113.783 Häusern. In 
der Bevölkerung sind die Deutschen 
mit 8-6%, die Ruthenen mit 40%, die 
Magyaren mit l*56yo, die Rumänen 
mit 39*4 P/o imd die Israeliten mit 
9 -34% vertreten. Nach der Religion 
zählt man llTo römische, 4% grie- 
chische Katholiken, 73% nichtunirte 
Griechen und 2'/o Protestanten. Die 
Landeshauptstadt Czernowitz zählt 
45.600 Einwohner. Die politische Ver- 
waltung wird von der Landesregierung 
in Czernowitz, dem Magistrate in Czer- 
nowitz und acht Bezirkshauptmann- 
schaften besorgt. Der Rechtspflege 
dienen : das Landesgericht und 15 
Bezirksgerichte. Als Organe für die 
Finanzverwaltung in der Bukowina 
bestehen : Die Finanzdirection , die 
Finanz-Procuratur, das Hauptzollamt, 
das Gebühreubemessungsamt, das Lan- 
deszahlamt, die Steuer-Local-Commis- 
sion und das Hauptsteueramt, sämmt- 
lich in Czernowitz ; ausserdem bestehen 
Steuerämter bei allen Bezirksgerichten. 
An Unterrichtsanstalten hat Bu- 
kowina: die Franz Josef-Universität 
in Czernowitz, 2 Kunstschulen in Czer- 
Inowitz, 7 Mittelschulen, 4 Special- 



kreises der Gemeindevertretung, s. Institute, 185 Volks- und Bürger 



J^tädte. 

Badn^et (spr. büdsch^), jährlicher 
Voranschlag der Einnahmen und Aus- 
gaben des Staates oder eines anderen 
Vereines. In Oesterreich-Ungarn be- 
stehen drei Staatsvoranschläge, näm- 
lich einer für Oesterreich (s. Finanz- 
>*^esen), einer für Ungarn (s. d.) und 
♦ iner zur Bestreitung der Kosten der 
<len beiden Reichshälften gemeinsamen 
Angelegenheiten (s. Gemeinsame An- 
gelegenheiten). 

Dr. D. Rauter, Oesterr. Staats-Lexikou. 



schulen und eine landwirthschaftliche 
Schule. Zeitungen erscheinen 7. Der 
Grund und Boden in der Bukowina 
repräsentirt einen Durchschnittswerth 
von 76,000.000 fl. und das jährliche 
Bruttoerträgniss desselben 30,000.000 fl. 
Der Landtag besteht aus einund- 
dreissig Mitgliedern, nämlich : dem 
griechisch - orientalischen Erzbischofe 
imd Metropoliten in Czernowitz, dem 
Rector magnificus der Franz Josef- 
Universität in Czernowitz; ferner aus 
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neunundzwauzig gewählten Abgeord- 
neten und zwar: aus zehn Abgeord- 
neten des grossen Grundbesitzes, aus 
fünf Abgeordneten der Städte, aus 
zwei Abgeordneten der Handels- und 
Gewerbekammer zu Czeniowitz und 
aus zwölf Abgeordneten der übrigen 
Gemeinden, 

Land tags Wahlordnung: Wahl- 
bezirke und Wahlorte. §1. Für die 
Wahl der Abgeordneten aus der C 1 a s s e 
des grossen Grundbesitzes bildet 
das Herzogthum Bukowina Einen Wahl- 
bezirk, Der Wahlort ist Czeniowitz. 
§ 2. Die Wähler der Abgeordneten 
aus der Classe des grossen Grund- 
besitzes theilen sich in zwei Wahl- 
körper, deren ersten die stimmberech- 
tigten Mitglieder des Bukowina'er 
bischöflichen Consistoriums und die 
Vorsteher der Klöster zu Dragomima, 
Putna und Suczawica, den zweiten alle 
übrigen w^ahlberechtigten Grundbesitzer 
dieser Classe zu bilden haben. Der 
erste Wahlköi-per hat zwei, der zweite 
acht Abgeordnete zu wählen. § 3. Für 
die Wahl der Abgeordneten der Städte 
bilden: die Stadt Czemowitz Einen 
Wahlbezirk; die Städte: a) Suczawa, 
h) Sereth, c) Radauz, je Einen Wahl- 
bezirk und sind zugleich die Wahl- 
orte. § 3. In Czernowitz sind zwei 
und in jeder der übrigen im § 3 an- 
geführten Städte ist je Ein Abgeord- 
neter zu wählen. Alle Wahlberechtigten 
jedes Wahlbezirkes bilden Einen Wahl- 
körper. § 5. Die Handels- und Ge- 
werbekammer zu Czernowitz hat zwei 
Landtagsabgeordnete zu wählen. Für 
diese Wahlen haben die Mitglieder 
und Ersatzmänner jeder Kammer den 
Wahlköii)er zu bilden. § 6, Für die 
Wahl der Abgeordneten der Landge- 
meinden bilden die politischen Bezirke : 
1. Czernowitz, 2. Kotzmann, 3. Radauz, 
4. Sadagöra, 5. Sereth, 6. Storözynec, 



7. Suczawa, 8. Waskouz, 9. Zasta\\iia, 
10. Wisnitz mit Putilla, 11. Gura 
huraora mit Solka und 12. Kimpolung 
mit Dorna, je Einen Wahlbezirk. § 7. 
In jedem für die Wahl der Abgeord- 
neten der Landgemeinden gebildeten 
Wahlbezirke ist der Sitz des politischen 
Bezirksamtes der Wahlort. Für die 
im vorigen Paragraphe unter 10, 11 
und 12 aufgeführten Wahlbezirke ist 
der Amtssitz des daselbst zuerst auf- 
geführten politischen Bezirkes der 
Wahlort. § 8. Jeder der im § 6 auf> 
geführten Wahlbezirke hat Einen Ab- 
geordneten zu >vählen. Die Walümänner 
der in Einem Wahlbezirke gelegenen 
Gemeinden (mit Ausnahme der. nach 
§ 3 zur Wahl von Abgeordneten be- 
rechtigten Städte) bilden Einen Wahl- 
körper. 

Wahlrecht. § 9. Die den ersten 
Wahlkörper der Wahlberechtigten 
des grossen Grundbesitzes bilden- 
den Mitglieder haben über Aufforderung 
des Landeschefs zwei Abgeordnete durch 
einzusendende Stimmzettel zu w^ählen. 
Die übrigen acht Abgeordneten der 
Wählerclassedes grossen Grundbesitzes 
sind durch directe Wahl der gross- 
jährigen, dem österreichischen Staats- 
verbande angehörigen Besitzer jener 
landtäflichen Güter, deren Jahresschul- 
digkeit an landesfürstlichen Realsteuern 
(mit Ausnahme des Kriegszuschlages, 
wenigstens Einhundert Gulden beträgt) 
zu wählen. § 10. Unter mehreren Mit- 
besitzern eines zur Wahl berechtigen- 
den landtäflichen Gutes kann nur der- 
jenige aus ihnen wählen, welchen sie 
hierzu ermächtigen. Der Besitz zweier 
oder mehrerer landtäflichen Güter, 
deren Jahrschuldigkeit an landesfürst- 
lichen Realsteuern (mit Ausnahme des 
I^iegszuschlages) zusammengenommen 
wenigstens Einhundert Gulden beträgt, 
berechtigt ebenfalls zur Wahl. § 11. Für 
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jene zur Wahl berechtigen landtäflichen 
Güter, in deren Besitz eine Corporation 
oder Gesellschaft sich befindet, ist das 
Wahlrecht durch jene Person auszu- 
üben, welche nach den bestehenden 
2e>etzlichen oder gesellschaftlichen Nor- 
men berufen ist, die Corporation oder 
Gesellschaft nach Aussen zu vertreten. 
Gemeinden, welche sich im Besitze von 
znr Wahl berechtigenden landtäflichen 
Gütern befinden, können als solche 
dieses Wahlrecht nicht ausüben. § 12. 
Die Abgeordneten der Städte sind 
durch directe W^ahl der ersten zwei 
I'ritttheile aller nach der Höhe ihrer 
Jahresschuldigkeit an directen Steuern 
jereihten Genieindeglieder zu wählen, 
w>lclien das Gemeindegesetz vom 17. 
März 1849, Xr. 170 R. G. B., das 
active Wahlrecht einräumt. Diesen sind 
als Wähler auch jene Personen anzu- 
reihen, welchen der § 28, 2 des obi- 
L'en Gesetzes und die Ministerial-Ver- 
"rdnung vom 7. März 1850, Nr. 116 
R. G. B., das active Wahlrecht nach 
ihrer persönlichen Eigenschaft zuer- 
kennen. § 13. Die Wahl der Abge- 
ordneten der Landgemeinden hat 
durch gewählte Wahlmänner zu ge- 
xhehen. Jede Gemeinde des Wahlbe- 
zirkes hat auf je fünf Hundert Ein- 
wohner Einen W^ahlmann zu wählen. 
Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
luuir der Einwohnerzahl durch fünf 
Hundert ergeben, haben, wenn sie zwei- 
Ijundertfiinfzig oder darüber betragen, 
als ftinf Hundert zu gelten ; wenn sie 
weniger als zweihundertfünfzig betra- 
sen, unberücksichtigt zu entfallen. 
Kleine Gemeinden, deren Einwohner- 
zahl weniger als fünf Hundert beträgt, 
\iihlen Einen Wahlmann. § 14. Die 
^Vählmänner jeder Gemeinde sind durch 
die ersten zwei Dritttheile aller nach 
der Höhe ihrer Jahresschuldigkeit an 
din^cten Steuern gereihten Gemeinde- 



glieder zu wählen, welchen das Ge- 
meindegesetz vom 17. März 1849, 
Nr. 170 R. G. B., das active Wahlrecht 
einräumt. Diesen sind als Wähler auch 
jene Personen anzureihen, welchen der 
§ 28, 2. des obigen Gesetzes und die 
Ministerial -Verordnung vom 7. März 
1850, Nr. 1 16 R. G. B., das active Wahl- 
recht nach ihrer persönlichen Eigen- 
schaft zuerkennen. § 15. Der gross- 
jährige, dem österreichischen Staats- 
verbande angehörige Besitzer eines 
ausser dem Gemeindeverbande befind- 
lichen landtäflichen Gutes, dessen 
Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuern (mit Ausnahme des Kriegs - 
Zuschlages) nicht wenigstens Einhundert 
Gulden beträgt, hat an der W^ahl des 
Abgeordneten der Landgemeinen des 
Wahlbezirkes, in welchem das Gut 
gelegen ist, als Wahlmann Theil zu 
nehmen. Unter mehreren Mitbesitzern 
eines solchen Gutes kann nur Derjenige 
als Wahlmann eintreten, welchen sie 
hiezu ermächtigen. (Betreffs der Er- 
fordernisse der Wählbarkeit in den 
Landtag, sowie darüber, welche Per- 
sonen von dem diesfälligen Wahlrechte 
und der Wählbarkeit ausgeschlossen 
sind, S.Landtag.) Landtagsabgeord- 
nete, welche ausdrücklich verweigern, 
im Landtage zu erscheinen, oder ihr 
Ausbleiben über Aufforderung des Lan- 
deshauptmannes innerhalb acht Tagen 
nicht in solcher Weise rechtfertigen, 
dass der Landtag diese Rechtfertigung 
als genügend erklärt, werden ihres 
Mandates verlustig (Gesetz vom 2. März 
1873, Nr. 16, L. G. B.). 

Bul||fareii,südslavischer Sprach- 
zweig, s. Slaven. 

Biirn^ermeister^ s. Städte. 

Bfirg^erreelit. In Städten und 
Märkten, werden diejenigen Gemeinde- 
angehörigen, welche bisher das Bürger- 
recht durch Verleihung der Gemeinde 
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erhalten haben, oder es in der Folge 
erwerben , Bürger genannt. Das 
Bürgerrecht schliesst gegenwärtig nur 
noch das unbedingte Wahlrecht ohne 
Rücksicht auf Steuerzahlung und ausser- 
dem den Anspruch auf die für Bürger 
bestimmten Stiftungen undVersorgungs- 
anstalten in sich. Ein anderes Vor- 
recht besteht nicht mehr. Die Ver- 
leihimg des Bürgerrechtes ist dem 
freien Ermessen der betreffenden Com- 
munen anheimgestellt. Das Bürger- 
recht kann nur von Männern und nur 
durch besondere Verleihung erworben 
werden. 

BfirH^ersehule^ Unterrichts- 
anstalt, welche eine über das Lehr- 
ziel der allgemeinen Volksschule hin- 
ausreichende Bildung, namentlich mit 
Rücksicht auf die Bedürfnisse der Ge- 
werbetreibenden und Landwirthe zu 
gewähren hat. Die Bürgerschule ver- 
mittelt auch die Vorbildung für Lehrer- 
bildungsanstalten und für jene Fach- 
schulen , welche eine Mittelschulvor- 
bildung nicht voraussetzen. Die Lehr- 
gegenstände der Bürgerschule sind : 
Religion, Unterrichtssprache in Ver- 
bindung mit Geschäftsaufsätzen, Geo- 



graphie und Geschichte mit besonderer 
Rücksicht auf das Vaterland und 
dessen Verfassung ; Naturgeschichte, 
Naturlehre, Rechnen in Verbindung 
mit einfacher Buchführung, Geometrie 
und geometrisches Zeichnen, Freihand- 
zeichnen , Schönschreiben , Gesang, 
femer: Weibliche Handarbeiten für 
Mädchen , Turnen für Knaben obligat, 
für Mädchen nicht obligat. An den 
nichtdeutschen Bürgerschulen soll die 
Gelegenheit zur Erlernung der deutschen 
Sprache geboten werden. Mit Geneh- 
migung der Landesschulbehörde kann 
an der Bürgerschule auch ein nicht 
obligatorischer Unterricht in anderen 
lebenden Sprachen, im Ciavier- und 
Violinspiel ertheilt werden. Die Bür- 
gerschule besteht aus drei Glassen, 
welche sich an den fünften Jahres curs 
der allgemeinen Volksschule anschlies- 
sen. Denjenigen, welche die Schule er- 
halten, bleibt es überlassen, die Bür- 
gerschule mit einer allgemeinen Volks- 
schule unter einem gemeinsamen Leiter 
zu verbinden. In diesem Falle führt 
sie der Namen „Allgemeine Volks 
und Bürgerschule.' 
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Cabiiiet 9 bildlicher Ausdruck 
für Staatsregierung, gesammtes Mini- 
sterium. Cabinets frage heisst eine 
Frage, von deren Entscheidung es ab- 
hängt, ob Minister im Amte bleiben 
oder nicht. 

Cabiiietsliaiizleiy s^ie zum 
unmittelbaren Dienste des Kaisers für 
Civilangelegenheiten bestehende Kanz- 
lei. Für Militärangelegenheiten besteht 
die „Militärkanzlei". 

Ceiisur^ Büchercensur, eine po- 
lizeiliche Einrichtung, wornach alle 



Bücher und sonstigen Drucksachen, 
insbesondere auch Zeitungen, vor ihrem 
Erscheinen von einem hiezu bestimmten 
Polizeibeamten (C e n s r) geprüft wer- 
den mussten und nur nach dessen Zu- 
stimmung veröffentlicht werden durften. 
Diese Art der Censur ist gegenwärtig 
in Oesterreich abgeschafft (s. Presse). 

Central - Cire^verbe - Iii- 
speetor^ s. Gewerbe ■- Inspec- 
toren. 

Centralismus 9 ursprünglich 
jene politische Richtung, welche für die 
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Einheit des Gesammtreiches eintrat. 
Dieses Bestreben trat zuerst unter 
Maria Theresia und Kaiser Josef IL 
zutage. In neuerer Zeit fand der Cen- 
tralismus seinen gesetzlichen Ausdruck 
in Schmerling's Februarpatent (26. Fe- 
bruar 1861). Zufolge dieses Patentes 
sollten die allen Völkern Oesterreichs 
gemeinsamen Angelegenheiten nicht 
nach Ländern getrennt, sondern in 
finem Reichsparlamente verhandelt 
werden. Diese Art Centralismus schei- 
terte an der Nichtbetlieiligung der 
Ungarn. Seit der Einführung der Zwei- 
theilung des Keiches im Jahre 1867 
versteht man in unserer westlichen 
Reichshälfte unter Centralismus jene 
politische Richtung, welche für eine 
möglichst einheitliche Gesetzgebung 
und Verwaltung Cisleithaniens eintritt. 
Der Centralismus ist also gegen jede 
Verminderimg der Reichsrathscompe- 
tenz. Der Centralismus findet seine 
Anhänger hauptsächlich in den Deutsch- 
liberalen, Italienern und Ruthenen. 
Centralist, Anhänger dieser politi- 
schen Richtung. , Gegensatz des Cen- 
tralismus ist Föderalismus (s. d.) 
Der Centralismus bedeutet die Stärke 
Jes Reiches. 

C>88ioii (A b t r e t u n g), ein Ver- 
trag, wodurch der Gläubiger (Cedent) 
>eine ihm gegen den Schuldner (Cessus) 
zustehende Fordeimug einem Anderen 
Cessionar) entgeltlich oder unentgelt- 
lich überträgt. Dieser Vertrag kann 
mündlich oder schriftlich abgeschlossen 
werden. Die üebergabe des Schuld- 
Mefes an den Uebemehmer der For- 
'lerung ist zur Giltigkeit des Vertrages 
nicht nöthig, weil der Schuldschein nur 
♦•in Beweis-Instrument ist; ebensowenig 
eehört zur Perfection des Vertrages 
tlie Verständigung des Schuldners ; die 
Unterlassung der Verständigung hat 
nur die rechtliche Folge, dass sich der 



Schuldner trotz der stattgefundenen 
Cession durch Zahlung an den Ceden- 
ten von seiner Verbindlichkeit befreien 
kann. Gegenstand der Cession sind alle 
Rechte , welche ver äussert werden 
können; nicht cedirt können deshalb 
werden Ansprüche aus persönlichen 
(familienrechtlichen) Verhältnissen, 
Ansprüche auf persönliche Dienstbar- 
keiten etc. Bei der entgeltlichen Cession 
haftet der Cedent sowohl für die Rich- 
tigkeit als auch für die Einbringlich- 
keit der übertragenen Forderung, je- 
doch nur bis zur Höhe der Cessions- 
Valuta, d. h. für so viel, als der Cedent 
selbst vom Cessionar für die cedirte 
Förderung erhalten hat. Erfolgte die 
Cession unentgeltlich, so haftet der 
Cedent in der Regel gar nicht, es sei 
denn, dass derselbe in böser Absicht 
gehandelt und dem Cessionar hiedurch 
einen Schaden zugefügt hat. 

Christlielt - Sociale, Kate- 
gorie von Socialpolitikern, s. Socia- 
lismus. 

Cilli, 5393 Einwohner, Stadt mit 
eigenem Statute, erflossen durch Gesetz 
vom 21. Jänner 1867, Nr. 7 L. G. B., 
DerGemeinderath(Gemeindevertretung) 
besteht aus 24 Mitgliedern. Betreifs des 
Wahlrechtes und der Wählbarkeit zur 
Gemeindevertretung s. Gemeindewahl; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung, s. Städte. 

Cislelthaiiieii, allgemein ge- 
bräuchliche, wenn auch nicht officielle 
Bezeichnung für die im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder, 
nämlich : Oesterreich ob und unter der 
Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, 
Krain, Küstenland, Tirol, Vorarlberg, 
Böhmen, Mähren, Schlesien, Galizien, 
Bukowina und Dalmatien. Es ist dies 
also die Bezeichnung für die Länder 
der westlichen Reichshälfte, im Gegen- 
satze zu den östlichen ungarischen Krön- 
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ländern, nämlich: Ungarn, Siebenbür- 
fjon, Fiuine, Croatien und Slavonien, 
welche mit Transleithanien bezeichnet 
werden. Die Bezeichnung ist dem 
Grenzflüsschen „Leitha'* entnommen 
und datirt seit der staatsrechtlichen 
Zweitheilung Oesterreichs in Oester- 
reich-Ungarn (1867) her. 

ClYÜelie^ s. Ehe. 

CivilfKerielite^ s. Gerichts- 
organisation. 

CiYilJurisdietioiislioriii, 
6. Jurisdictionsnorm. 

Civilliste^ die gesetzliche be- 
stimmte Jahresrente, welche der Mon- 
arch zu seinem standesgemässen Un- 
terhalt, namentlich auch zur Bestrei- 
tung der Kosten seiner Hofhaltung aus 
der Staatscasse bezieht; sie beträgt für 
jede Reichshälfte 4,650.000 Gulden. 

Civilproeess^ Inbegriff der 
Vorschriften, welche vom Richter und 
von den streitenden Parteien bei der 
Verhandlung, Entscheidung und Voll- 
streckung eines streitigen privatrecht- 
lichen Anspruches einzuhalten sind. 
Die Verschiedenheit der Höhe und der 
Beschaffenheit des eingeklagten Rechtes 
bedingt die zu wählende Art des Ver- 
fahrens. Gegenwärtig sind der Haupt- 
sache nach noch immer die Josefinische 
Gerichtsordnung vom Jahre 1781 und 
die mit derselben fast vollständig gleich- 
lautende, im Jahre 1797 erschienene 
westgalizische Gerichtsordnung (letztere 
in Galizien, Bukowina, Tirol und Vorarl- 
berg, Istrien, Triest, Dalmätien) in 
Wirksamkeit, welche von eclatantem 
Misstrauen in den Richter- und Ad- 
vocatenstand dictirt sind, in Folge 
dessen eine Vielschreiberei nöthig 
machen und so viele Rechtsmittel ge- 
statten, dass dieselben für den Rechts- 
suchenden häufig zur Plage werden. 
Die Hauptgrundsätze dieser beiden 
Processordnungen sind: Reine Ver- 



handlungsmaxime (s. d.), SchriftlicL- 
keit und Heimlichkeit. Im Grossen und 
Ganzen sind 2 Hauptkategorien von 
Verfahrensarten zu unterscheiden, näm- 
lich das ordentliche Verfahren, 
welches als Regel in Anwendung zu 
kommen hat und die besonderen 
Verfahrensarten, welche für speciell 
qualificii-te Rechtsansprüche Anwen- 
dung finden. Vom ordentlichen Ver- 
fahren gibt es wieder zwei Arten, näm- 
lich das mündliche Verfahren, wo- 
bei der Richter jedoch die mündlichen 
Angaben der Parteien schriftlich auf- 
nehmen muss, und das schriftliche, 
bei welchem die Parteien ihre Angaben 
schriftlich überreichen müssen. Das 
erstere Processverfahren ist bei den 
Bezirksgerichten, das letztere bei den 
Landes- imd Kreisgerichten die Regel. 
Rechnungsprocesse können nur schrift- 
lich verhandelt werden. Besondere 
Verfahrensarten sind: 1. Das Baga- 
t eil verfahren, welclies in Rechts- 
streitigkeiten bis zur Höhe von 50 fi. 
massgebend ist. Das Bagatellverfahren 
hat mit der Verhandlungsmaxime und 
den Grundsätzen der Schriftlichkeit und 
Heimlichkeit gebrochen und ist wirklich 
mündlich und öffentlich. Es ist, wenn 
es von tüchtigen Richtern gehandhabt 
wird, eine AVohlthat für Kläger und 
Beklagte. Eine obligatorische Aus- 
dehnung dieses Verfahrens auf Streitig- 
keiten über 50 fl. ist nicht zu empfeh- 
len, da die Urtheile mit Ausnahme der 
fast nie zutreffenden Nullitätsgründe 
inappellabel sind. Facultativ besteht 
dasselbe ohnehin schon bis zur Höhe 
von 500 fi. Die näheren Vorschriften 
enthält das Gesetz vom 27. April 1873, 
Nr. 66 R.G.B. 2) Summarverfahren. 
Das für Streitsachen von 50 bis 500 fl. 
massgebende Verfahren. Das Summar- 
verfahren ist eine Vereinfachung des 
mündlichen Verfahrens, und zwar mit 
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dem principiellen Unterschiede, däss 
in demselben das inquisitorische Princip 
zu Tage tritt, wobei es dem Richter 
unter Anderem auch das Recht gibt, 
Ergänzungen der Yerhandhmgen zur 
Klarstellung dimkel oder unvollständig 
gebliebener Streitpunkte anzuordnen. 
Das Snmmanerfahren wurde mit Just. 
Hofdecret vom 24. October 1845, Nr. 906 
J. G. S., eingeführt. 3. Mandatspro- 
c e s s, jenes Verfahren, bei welchem dem 
Beklagten sofort über die Klage die 
Zahlung der eingeklagten Summe binnen 
14 Tagen bei Executionsveimeidung 
aufgetragen wird, so dass der Kläger 
iiacii Ablauf dieser Frist in der Lage 
ist. sogleich um Execution anzulangen, 
und zwar, wenn der Beklagte Einwen- 
dungen gegen den Zahlungsbefehl er- 
hoben hat, zur Sicherstellung, sonst zur 
Hereinbringung. Ein solcher Zahlungs- 
befehl kann jedoch nur dann erfolgen, 
^venn über alle Thatsachen, auf welche 
.^ich die Forderung des Klägers gegen 
den Geklagten sowohl in der Haupt- 
i-ache, als rticksichtlich der Nebenge- 
bühren stützt, der Beweis durch in Ur- 
schrift von unbedenklicher äusserer 
Form beigebrachte Urkunden der nach- 
bezeichneten Gattimgen hergestellt er- 
f'cheint, nämlich : a) durch gesetzmässig 
ausgefertigte, im Inlande errichtete 
<'ftentliche Urkunden einschliesslich der 
Notariatsacte ; 6) durch Privaturkunden, 
^velche von einem inländischen Gerichte 
<'(ler Notar legalisirt sind; b) durch Ur- 
kunden, auf deren Grund die einge- 
klagte Forderung in einer Landtafel, 
oder einem Stadt- oder Grundbuche 
einverleibt erscheint, wenn gegen die 
p»»richtliche Verordnung, infolge deren 
die Einverleibung vor sich ging, weder 
Hn Recurs anhängig, noch auch bücher- 
lich angemerkt ist, dass die Post streitig 
8**i (kaiserl Verordnung vom 21. Mai 
1555, Nr. 95 R. G. B., ferner Just. 



Min. Verordnung vom 18. Juli 1859, 
Nr. 130 R. G.B.) 4. Mahnverfahren. 
Zur Eintreibung von Forderungen an 
Geld oder anderen vertretbaren Sachen 
kann der Gläubiger im Wege des Mahn- 
verfahrees die Erlassung eines beding- 
ten Zahlungsbefehles gegen den persön- 
lichen Schuldner begehren, wenn der 
geforderte Betrag oder der Werth des 
in Anspruch genommenen Gegenstandes 
ohne Hinzurechnung von Zinsen und 
Nebengebühren die Summe von 200 fl. 
ö. W. nicht übersteigt. Forderungen, 
welche überhaupt oder zur Zeit bei 
den Gerichten nicht geltend gemacht 
werden können, sowie Forderungen aus 
Wechseln eignen sich nicht für das 
Mahn verfahren. Ein solcher Zahlungs- 
befehl kann jedoch vom Schuldner da- 
durch ausser Kraft gesetzt werden, dass 
derselbe innerhalb von 14 Tagen vom 
Tage der Zustellung desselben an ge- 
rechnet dagegen den Widerspruch ent- 
weder schriftlich überreicht oder münd- 
lich bei Gericht zu Protokoll gibt. 
Gründe braucht der Schuldner hiebei 
niclit anzugeben (Gesetz vom 27. April 
1873, Nr. 67 R. G. B.) 5. Besitz- 
störungsverfahren (possessorkim 
summarissimum). Das Besitzstörungs- 
verfahren hat dann in Anwendung zu 
kommen, wenn eine Partei den Schutz 
des bedrohten oder die Wiederherstel- 
lung des gestörtenBesitzstandes begehrt 
und die diesfällige Klage längstens in 
dreissig Tagen von dererlangtenWissen- 
schaft der Störung angebracht wird 
(kaiserl. Verordnung vom 27. October 
1849, Nr. 12 R. G. B.). 6. Bestand- 
verfahren, ein beschleunigtes Ver- 
fahren flu- alle Streitigkeiten aus Be- 
standverträgen, deren gerichtliche Auf- 
kündigung, fl\r alle Verhandlungen und 
sonstigen Verft\gungen über Aufkün- 
digung und Zurückstellung von gepach- 
teten oder gemietheten Grundstücken, 
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Gebäuden und anderen unbeweglichen 
oder gesetzlich für unbeweglich erklär- 
ten Sachen, dann von Schiffintthlen 
und anderen auf Schiffen errichteten 
Bauwerken; diese Streitfragen gehören 
ausschliessend, ohne unterschied der 
Person, vor das Bezirksgericht, in dessen 
Bezirk der Bestandgegenstand liegt. 
Liegt der Bestandgegenstand in den 
Bezirken mehrerer Gerichte, so steht, 
sofeme nicht in dem Vertrage eines 
dieser Gerichte hierzu bestimmt ist, 
die AVahl unter diesen dem Kläger, bei 
Aufkündigungen aber jenem, w^elcher 
aufkündiget, frei (kaiserl. Verordnung 
vom 16. November 1858, Nr. 213 R. 
G. B.). 7. Ehestreitigkeiten, näm- 
lich Scheidung von Tisch und Bett, 
Ungiltigkeit und Trennung der Ehe, 
werden ebenfalls nach besonderen pro- 
cessualen Vorschriften verhandelt, deren 
Wesen darin besteht, dass der Richter 
den Grund oder Ungrund der Beschwerde 
thunlichst durch mündliche Vernehmung 
der Streittheile prüfen und von Amts- 
wegen auf die Behebung der Differenzen 
zwischen den Streittheilen einwirken 
soll (Hofdecret vom 23. August 1819, 
Nr. 1595. J. G. S.). 8. Das Verfah- 
ren vor den Berggerichten ist 
auch bei den Landes- und Kreisgerichten 
mündlich (Pat. vom 1. November 1781, 
Nr. 27 J. G. S.) 9. Das Verfahren 
in Handelsstreitigkeiten normirt 
im Wesentlichen nur Abkürzung der 
Fristen für Rechtsmittel und Zahlung 
(Pat. vom 9. April 1782, Nr. 41 J. G. 
S.). 10. FürWechselstreitigkeiten 
ist mit Verordnung des Justministeriums 
vom 25. Jänner 1850, Nr. 52 R. G. B., 
ein beschleunigtes Verfahren angeord- 
net worden. 11. Verfahren bei Syndi- 
katsklagen (s. d.) und bei Geltend- 
machung der Rückersatzansprüche des 
Staates wider den schuldtragenden 
richterlichen Beamten. Die Reform des 



Civilprocesses im Sinne der Mündlich- 
keit und Oeffentlichkeit des Verfahrens 
wird schon seit anderthalb Decennien 
angestrebt und besteht diesfalls bereits 
eine Reihe von Gesetzentwürfen. Vgl. 
Canstein, Lehrbuch der Geschichte 
und Theorie des österr. Civilprocess* 
rechtes (2 Bände, 1882); derselbe, 
die rationellen Grundlagen des Civil- 
processes und deren Durchführung in 
den neuesten Civilprocessentwürfen 
Oesterreichs und Deutschlands (Wien, 
1 877) ;Füger-Wessely, Gerichtliches 
Verfahren in Streitsachen (7. Auflage, 
1881); Glaser, Beiträge zur Refonn 
des österr. Civilprocesses (Wien, 1883). 

Ciwilrerlitsiw'eiKy s. Rechts- 
weg. 

Civilsarlieu, s. Rechts- 
pflege. 

Coalition, s. Koalition. 

Colonie^ Besitzung ausserhalb 
des heimatlichen Staatsgebietes. Colo- 
nien sind eines der mächtigsten För- 
derungsmittel der Industrie und des 
Handels. Oesterreich-Üngam besitzt 
keine Colonien. 

CommandoKeiü'alt , das 
Recht der Leitung, Führung und 
inneren Organisation der Armee. 

Comiiiassatioiif Zusammen- 
legung landwirthschaftlicher Grund- 
stücke behufs erfolgreicherer Bewirth- 
schaftung. Durch das Gesetz vom 
7. Juni 1883, Nr. 92 R, G. B., ist die 
Möglichkeit geschaffen worden, solche 
Zusammenlegungen auch gegen den 
Willen einzelner Besitzer durchzu- 
führen. 

Coliiiiiissiwdeliete 9 jene 
durch das Strafgesetz vei-pönten straf- 
baren Handlungen, welche durch posi- 
tives Handeln, Thun begangen werden, 
z. B. Diebstahl ; der Gegensatz hieven 
sind die Ommissivdelicte, welche 
durch das Unterlassen einer gebotenen 
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Handlung begangen werden, z. B. Unter- 
lassung der Aufstellung von Wamungs- 
zeichen bei gefährlichen Bauführungen. 

CompeteUK; Befugniss ; insbe- 
sondere die Befugniss, über etwas zu 
nrtheilen; derGeschäftskreis, in welchem 
Jemand zu w^irken berechtigt ist; die 
Mitbewerbung oder das wetteifernde 
Bestreben mehrerer Personen nach 
einem gemeinschaftlichen Zwecke, z, B. 
nach Aemtern. Competent, berechtigt. 

Comniuiie; s. Gemeinde. 

Coneretal-Penslonen^ s. 
Gehalte. 

Coneurs (Crida, Falliment, 
Bankrott, Gant), der Zustand der 
Zahlungsunfähigkeit eines Schuldners. 
Concursverfahren ist der Inbegriff 
der Vorschriften zum Zwecke der Fest- 
stellang, Verwaltung und Vertheilung 
des Vermögens eines zahlungsunfilhigen 
Schuldners unter die Gläubiger des- 
selben. Die Eröffnung des Concurses 
wird vom Gerichte ausgesprochen. Durch 
die Eröffnung des Concurses wird das 
?esammte, der Execution unterliegende 
Vermögen, welches ein zahlungsunfähig 
gewordener Schuldner besitzt oder 
welches ihm während der Dauer des 
Concurses zufällt, der freien Verfügung 
desselben entzogen. Die Gesammtheit 
derjenigen Gläubiger, deren Ansprüche 
zur Zeit der Concurseröffiiung bestanden 
haben, erlangt das Recht, dieses Ver- 
mögen nach den Bestimmungen der 
Concursordnung in Verwahrung und 
Verwaltung zu nehmen und zu ihrer 
Befriedigung zu verwenden. Die Rechts- 
wirkungen der Eröffiiung des Concurses 
treten mit dem Beginne desjenigen 
Tages ein, in dessen Laufe bei dem 
Concursgerichte die Anschlagung des 
Concursedictes an das Gerichtshaus 
stattgefunden hat. Zur Leitung der 
Concursverhandlung und Ueberwachung 
der Amtsthätigkeit der mit der Ver- 



mögensverwaltung betrauten Personen 
wird vom Concursgerichte ein richter- 
licher Beamter als Commissär (Con- 
curscommissär) bestimmt. 

Zur Vertretung der Gläubigerschaft 
und zur Verwaltung, Realisirung und 
Vertheilung des in den Concurs ge- 
hörigen Vermögens wird von der Gläu- 
bigerschaft ein Masseverwalter (ge- 
wöhnlich wegen der oft zu Tage treten- 
den complicirten Rechtsverhältnisse ein 
Advocat) gewählt. Auch besteht zum 
Zwecke der Beschlussfassung über 
wichtige Verwaltungshandlungen ein 
von der Gläubiger seh aft gewählter 
Ausschuss (Creditorenausschuss, 
Gläubigerausschuss). Was den 
Wirkungskreis des Creditorenausschus- 
ses betrifft, so können nachbenannte 
Geschäfte und Rechtshandlungen nach 
AbhaltungderallgemeinenLiquidirungs- 
tagfahrt nur auf Grundlage eines von 
ihm in Gemeinschaft mit dem Masse- 
verwalter gefassten Beschlusses unter- 
nommen werden: a) die Anfechtung 
von Rechtshandlungen des Gemein- 
schuldners, die Aufhebung von Rechts- 
geschäften desselben oder die Erklärung 
des Eintrittes der Masse in diese 
Rechtsgeschäfte ; h) der Abschluss von 
Vergleichen, deren Gegenstand den 
Werth von 200 fl. ö. W. übersteigt; 
c) jede Anerkennung von Rückfor- 
derungsansprüchen ; d) die Einlösung 
von Pfändern für die Masse ; e) die 
Veräusserung von beweglichen Masse- 
gütern in einer anderen als der im 
Executionsverfahren vorgeschriebenen 
Weise ; f) die Veräusserung von unbe- 
weglichen Gütern, Gerechtsamen oder 
Seeschiffen nach den Vorschriften über 
das Executionsverfahren, dann jede 
sonstige Verfügung über die Substanz, 
sowie die Aufhebung bestehender Pacht- 
verträge in Betreff eines solchen Ver- 
mögens. 
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Die Gesammtheit der Gläubiger 
(Gläubiger Schaft, Gläubiger Ver- 
sammlung) tritt zunächst bei der 
Wahl des Massevem-alters und des 
Gläubigerausschusses handelnd auf. 
Femer können nach Abhaltimg der 
allgemeinen Liquidirungstagfahrt fol- 
gende Geschäfte und Rechtsbandlungen 
nur auf Grundlage eines Beschlusses 
der Gläubigerschaft unternommen wer- 
den: a) die Veräusserung eines unbe- 
weglichen Gutes, einer Gerechtsame 
oder eines Seeschiffes mit theilweiser 
oder gänzlicher Umgehung des im 
Executionsverfahren vorgeschriebenen 
Vorganges oder die Anerkennung eines 
Rückforderungsanspruches in Ansehung 
dieser Gegenstände; b) die Abtretung 
von industriellen oder Handelsunter- 
nehmungen, welche zur Masse gehören 
oder woran der Gemeinschuldner unter 
persönlicher Haftung betheiligt war, 
im Vergleichswege mit Last und Vor- 
theil oder überhaupt unter solchen 
Bedingungen, durch welche die Haftung 
der Masse oder der Umfang ihrer An- 
sprüche wesentlich geändert wird. Con- 
cursgläubiger müssen ihre Forderun- 
gen, falls sie auf deren Berücksichti- 
gung bei der Vertheilung reflectiren, 
zur Anmeldung bringen; dies kaun 
mittelst schriftlicher Eingabe oder 
mündlich zu Protokoll geschehen. Die 
Anmeldung hat bei dem Concursgerichte 
zu erfolgen. Wenn bei einem Concurse 
am flachen Lande ein Bezirksrichter 
als Concurscommissär bestellt wurde, 
so kann die Anmeldung auch bei dem 
Bezirksgerichte angebracht werden, bei 
welchem der Concurscommissär seinen 
Amtssitz hat. (Concursordnung vom 
25. December 1868, Nr. 1 R. G. B. für 
1869). In welchen Fällen eine Bestra- 
fung des in Concurs verfallenen Schuld- 
ners Platz zu greifen hat, bestimmt 
das Strafgesetz (s. Cr ida- Vergehen). 



^•nfSessi«!! 9 gleichbedeutend 
mit Glaubensbekenntniss oderReligions- 
bekenntniss. (S. R el ig ions bekenn t- 
niss). 

C^onf esslAUSloser^in recht- 
licher Hinsicht derjenige , welcher 
keiner vom Staate anerkannten Kirche 
oder Religionsgesellschaft angehört 
(s. Religionsbekenntniss). In t h a t- 
sächlicher Hinsicht ist derjenige 
confess ionslos , welcher betreffs der 
dogmatischen Fragen über die Ent- 
stehtmg des Erdballes und der ersten 
Menschen, über den Zweck des Men- 
schen, über die Art der Vergeltung 
guter (absichtlich das Wohl der Mit- 
menschen fordernder) und böser (ab- 
sichtlich dem Wohle der Mitmenschen 
entgegenarbeitender) Handlungen nach 
dem Tode des Einzelmenschen, sowie 
betreffs ähnlicher Fragen, eine von 
den Meinungen der staatlich anerkann- 
ten Religionsgesellschaften abweichende 
Anschauung hat. Was die Frage be- 
trifft, wie die Menschen denken und 
handeln sollen, um das grösstmöglichste 
Wohl der Menschheit zu bewirken 
(Sittengesetz, Moral), so bekennt sich 
heutzutage die ganze civilisirte W^elt, 
ob confessionslos oder confessionell, 
zu dem Grundsatze, dass das grösst- 
möglichste Wohlbefinden Aller nicht 
dadurch erreicht werden könne, dass 
man Böses mit Bösem vergilt, sondern 
nur dadurch , dass man bloss Gutes 
thut, also sogarBöses mit Gutem vergilt. 

Confessioiislosiii^bLelt , s. 
Religionsbekenntniss. 

Coiiservatlv« (lat.), erhaltend, 
bewahrend ; dem Wortlaute nach jene 
politische Parteirichtung , welche auf 
die Erhaltung der bestehenden staat- 
lichen Einrichtungen gerichtet ist; in- 
soferne ist gegenwärtig die liberale 
Partei conservativ. In thatsächlicher 
Hinsicht versteht man in Oesterreich 
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unter der conservativen Parteirichtimg 
jene, welche auf möglichste Begünsti- 
gung des Adels und des Clerus ab- 
zielt. Das Wort „conservativ" hat da- 
her in Oesterreich die gleiche Be- 
deutung mit „rückschrittlich" und 
„elerical**. 

Consolidirte Staats« 
seHiild, s. Staatsschuld. 

C«ii8tItutioii9 s. V. w. Ver- 
fassung (s. d.); constitutione!!, 
verfassungsmässig; constitu toneile 
Monarchie, diejenige Monarchie, in 
welcher der Regent in der Gesetz- 
cehung an die Zustimmung der Volks- 
vertreter gebunden ist; Constitutio- 
nalismus, jenes Regierungssystem, 
welches die Rechte der Volksvertretung 
wahrt. 

C0118UI9 Beamter zur Wahrung 
der Handelsangelegenheiten an aus- 
ländischen Handelsplätzen. Man unter- 
scheidet dem Range nach zwischen 
(reneralconsuln, welchen die Ober- 
leitung der zu einem gewissen Bezirke 
Gehörigen Consulate und Viceconsulate 
zusteht, Consuln an wichtigeren Hand- 
delsplätzen, Vice consuln, im Range 
den Consuln gleichstehend, an minder 
wichtigen Plätzen und Consular- 
agenten, Bevollmächtigte der Consuln, 
zu deren Bestellung die Regierung ihre 
Zustimmung ertheilte, ohne ihnen eine 
&elbstständige Ausübung der consula- 
rischen Rechte einzuräumen. Das 
( r»nsu!atsweseu ist eine Reichsinstitu- 
tion. Gegenwärtig bestehen an 438 
Plätzen Consulate. Betreifs des Con- 
j^ulatswesens ist eine Refonn im Zuge, 
ileren Verhandlung vor die Delegationen 
cehört. Vgl. Piskur, Consularwesen 
Oesterreichs (AVien, 1862). 

CoiisuIarKerielite, s. Ge- 
richtsorganisation. 

Consunivereliiey s. Erwerbs- 
und Wirthschaftsgenossenschaften. 



Controlversamiiiluiiii^, s. 

Landwehr. 

Coiiweiitlonalstrafe 9 s. 

Strafe. 

Coroiiiiil-Club 9 parlamen- 
tarische Verbindung einer Gruppe von 
Reichsraths- Abgeordneten unter der 
Führung des Grafen Franz Coronini. 
Der Club hat kein ausgesprochenes 
politisches Programm ; er bildet jedoch 
in vielen Fragen bei der Abstimmung 
im Abgeordnetenhause das Zünglein 
an der Wage. Im Grossen und Ganzen 
gibt die Fühlung mit dem Hofe dem 
Club die Directive. 

Corporation^ S. v. w. Verein 
(s. d.). 

Corpseoiuiuaiido, s.Militär- 
territorialcommanden. 

Creditoreiiausseliuss j s. 
Concurs. 

Credltoreiiversaiuiii- 
IUUK9 s. Concurs. 

Creditwereliie ^ s. Erwerbs- 
und Wirthschafts - Genossenschaften. 

Crida^ s. Concurs. 

Crida-TerKeheii. Das Ver- 
gehen der culposen Crida wird mit 
strengem Arreste bis zu einem Jahre 
bestraft. Dieses Vergehen liegt vor, 
wenn ein Schuldner in Concurs (s. d.) 
verfällt und sich nicht ausweisen kann, 
dass er nur durch Unglücksfälle und 
unverschuldet in die Unmöglichkeit ge- 
rathen sei, seine Gläubiger vollständig 
zu befriedigen; oder wenn ilim ein über- 
mässiger Aufwand zur Last fallt; oder 
wenn er, nachdem der Passivstand den 
Activstand überstieg, den Concurs nicht 
sogleich selbst bei Gericht angemeldet, 
sondern neue Schulden gemacht, Zah- 
lungen geleistet oder Bedeckung ange- 
wiesen hat. Desgleichen machen sich 
dieses Vergehens Handelsleute in fol- 
genden Fällen schuldig: ä) wenn der 
Gemeinscliuldner die Handlung schon 
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in verschuldetem Zustande, oder, so- 
ferne nach den Handelsgesetzen zur 
Ausübung eines Handelsbefugnisses ein 
bestimmter Handlungsfond erforderlich 
ist, ohne den Besitz desselben und mit 
Hintergehung der Behörde über die 
wahre Beschaffenheit seines Vermögens- 
standes angetreten hat; b) wenn er 
schon einmal in Concurs verfallen war, 
und die Erlaubniss zum Wiederantritte 
seines Geschäftsbetriebes, insofeme der- 
selbe durch die Vorschriften über die 
Ausübung der Handelsbefugnisse an 
bestimmte Bedingungen gebunden ist, 
durch falsche Angaben über den Be- 
stand derselben 'erlangt hat ; c) wenn 
er die vorgeschriebenen Handlungs- 
bücher gar nicht oder so mangelhaft 
geführt hat, dass der Gang seines 
Geschäftsbetriebes und der Stand seines 
Vermögens nicht darnach beurtheilt 
werden kann; d) wenn er bei der Buch- 
führung auch nur in Ansehung einzelner 
Posten absichtliche Unrichtigkeiten be- 
gangen, wenn er die Bücher ganz oder 
theilweise vernichtet, unterdrückt oder 
den Inhalt derselben auf was immer 
für eine Weise entstellt hat; e) wenn 
er über die Entstehung von Schulden 
oder über die Verwendung bedeutender 
Empfänge an Geld, Waaren oder an- 
deren Gegenständen keine befriedigende 
Aufklärung zu geben vermag; f) wenn 
er sich in verstellte, ihrer wahren Be- 
schaffenheit nach auf blosse Wetten 
gerichtete Lieferungsverträge über Cre- 
ditspapiere oder Waaren, oder in an- 
dere gewagte, mit seinen Vermögens- 
kräften in keinem Verhältnisse stehende 
Geschäfte eingelassen hat; ^f) wenn er 
zu einer Zeit, da es ihm bereits be- 
kannt war, dass der Passivstand den 
Activstand übersteige, die Eröffnung 
des Concurses durch Verschleuderung 
seiner Waaren unter ihrem wahren 
Werthe oder durch andere seinen 



Gläubigem verderbliche, obgleich nicht 
betrügliche Mittel zu verzögern gesucht 
hat. Wenn eine Handlungsgesellschaft 
in Concurs verfilllt, so ist die Strafe 
gegen alle Mitglieder, welchen das er- 
hobene Verschulden zur Last ßlllt; 
und wenn ein in Concurs gerathener 
Handelsmann die Geschäfte nicht selbst 
geführt hat, auch gegen den schuld- 
tragenden Verwalter der Handlung zu 
verhängen. Zeigt sich bei der Unter- 
suchung wider einen in Concurs ver- 
fallenen Handelsmann, dass sich der- 
selbe hinsichtlich seines Ausweises über 
den Besitz des vorgeschriebenen Hand- 
lungsfondes bei Antritt seines Geschäfts- 
betriebes oder zur Erlangung der Wider- 
befahigung, falls er schon einmal in 
Concurs verfallen war, einer Hinter- 
gehung der Behörde über den wahren 
Stand seines Vermögens schuldig ge- 
macht hat, so sind alle Personen, welche 
zu diesem Zwecke durch fälschliche 
Bestätigung eines von dem Verschul- 
deten vorgegebenen Vermögenserwerbes, 
durch Behändigung von Geldern oder 
Effecten zum scheinbaren Ausweise 
über den Besitz derselben, durch An- 
erkennung erdichteter Fordenmgen, 
Verheimlichung von Gegenanspiüchen 
oder sonst auf was immer fiir eine 
Weise mitgewirkt haben, als Mitschul- 
dige dieses Vergehens zu bestrafen. 
An der Strafbarkeit der Crida einer 
Erwerbsgenossenschaft wird durch die 
unbeschränkte Haftung der Mitglieder 
nichts geändert (§ 486 a, St. G.). Wenn 
ein Cridatar sich durch Verschwendimg 
in das Unvermögen, zu zahlen gestürzt, 
oder durch Ränke den Credit zu ver- 
längern gesucht hat, oder durch Auf- 
stellung erdichteter Gläubiger, oder 
sonst durch betrügliches Einverständ- 
niss oder Verhehlung eines Theiles von 
seinem Vermögen, den wahren Stand 
der Masse verdreht, so macht er sieb 
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bei Vorbandensein der allgemeinen 
Betrugsmerkmale des Verbrechens des 
Betrages schuldig, worauf eine Kerker- 
strafe bis zu zehn Jahren gesetzt ist 
l§ 199 lit. f. St. G.). 

€roatIeii9 s. Eroatien-Sla- 
Yonien. 

Caltus- uudlJiiterrlelits- 
ministerlum, oberste staatliche 
Behörde für die Verwaltung der Cul- 
tus- und Unterrichtsangelegenheiten. 
Diesem Ministerium unterstehen die 
obersten geistlichen Behörden, die 
Hochschulen und höheren Lehranstal- 
ten, die zur Leitung und Beaufsich- 
tigung der Mittel- und Volksschulen 
bestehenden Schulbehörden, die Staats- 
prüfiingscommissionen, die statistische 
Centralcommission, die Centralcommis- 
sion zur Erforschung und Erhaltung 
der Kunst- und historischen Denkmale, 
das österreichische Museum für Kunst 



und Industrie, die geologische Reichs- 
anstalt, die Centralanstalt für Meteoro- 
logie und Erdmagnetismus (alle zu 
Wien), die Academien der Wissen- 
schaften in Wien und Krakau. 

Czeelieiiy s. Slaven. Was die 
politischen Bestrebungen der C zechen 
betrifft, s. Altezechen. 

CzeriiAYirltK, 45.600 Einwoh- 
ner, Stadt mit eigenem Statute (Gesetz 
vom 8. März 1864, Nr. 3 L. G. B., 
vom 15. October 1869, Nr. 23 L. G. B. 
und vom 1. März 1874, Nr. 5 L. G. B.). 
DerGemeinderath(Geraeindevertretung) 
besteht aus 50 Mitgliedern. Betreffs 
des Wahlrechtes und der Wählbarkeit 
zur Gemeindevertretung s. Gemeinde- 
wahl; betreffs des Wirkungskreises 
der Gemeindevertretung, s. Städte. 

Czesl&y Clubf parlamentarische 
Verbindung czechischer Mitglieder des 
Abgeordnetenhauses. 



D. 



Dalniatleiiy Königreich. Flä- 
dienmass 12835 QKilom. (233 QMei- 
bnj, Einwohnerzahl 476.101 in 81 Ge- 
meinden, 841 Ortschaften, 100.729 
Häusern. Die Bevölkerung gehört mit 
(♦3-31 Vq dem serbischen und mit 6% 
dem italienischen Volksstamme an ; 
neben 83*38% Katholiken sind daselbst 
16 % nichtunierte Griechen. Die Landes- 
hauptstadt Zara zählt 5400 Einwohner. 
I>ie politische Verwaltung wird durch 
die Statthalterei in Zara, durch den 
Magistrat in Zara, zwölf Bezirkshaupt- 
mannschaften und sieben Exposituren 
hesorgt. Zur Rechtspflege bestehen: 
Das Oberlandesgericht in Zara, das 
Landesgericht in Zara, die Kreisge- 
richte in Spalato, Ragusa und Cattaro, 



sowie dreiunddreissig Bezirksgerichte. 
Bei der Finanzverwaltung functioniren : 
Die Finanz-Landes-Direction in Zara ; 
die Finanz-Procuratur in Zara; die 
Finanz-Bezirks-Directionen in Ragusa, 
Spalato und Zara ; die Hauptzollämter 
fn Cattaro, Marcarsca, Metkovic, Ra- 
gusa, Sebenico, Spalato und Zara ; das 
Landeszahlamt in Zara, das Haupt- 
Steueramt in Spalato, endlich die 
Steuerämter in Zara, sowie bei den 
übrigen Kreisgerichten und allen Be- 
zirksgerichten. An Unterrichts an- 
stauen besitzt Dalmatien 2 Kunst- 
schulen, 9 Mittelschulen, 9 Special - 
Institute, 340 Volks- und Bürgerschulen 
und die landwirthschaftliche Schule in 
Trau. Zeitungen erschienen 13. Der 
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Bodenbesitzwerth von Dalmatien be- 
trägt 38 Millionen Gulden und der 
Durchschnitt swerth der jährlichen 
Bodenproducte 25 Millionen Gulden. 

Der Landtag besteht aus 43 Mit- 
jjliedern, nämlich: dem Erzbischofe von 
Zara, dem griechisch - nichtunierten 
Bischöfe von Zara; dann aus 41 ge- 
wählten Abgeordneten) und zwar: 1. aus 
10 Abgeordneten der Höchstbesteuerten ; 
2. 8 Abgeordneten der Städte; 3. 3 
Abgeordneten der Handelskammer und 
4. aus 20 Abgeordneten der t\brigen 
Gemeinden. (Ueber den Wirkungskreis 
des Landtages s. d.) 

Landtagswahlordnung:Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe der Höchstbesteuerten bildet 
jeder Kreis einen Wahlbezirk. Die 
Wahlberechtigten jedes Kreises bilden 
Einen Wahlköqjer und haben im Kreise 
Zara vier ; im Kreise Spalato drei ; 
im Kreise Eagusa zwei; im Kreise 
Cattaro Einen Abgeordneten zu wählen. 
Der Wahlort für jeden Kreis ist die 
Kreisstadt. § 2. Für die Wahl der 
Abgeordneten der Städte bilden : die 
Landeshauptstadt Zara Einen Wahl- 
bezirk ; die Städte a) Sebenico ; b) Spa- 
lato; c) Marcarsca; d) Ragusa; e) Cur- 
zola, je Einen Wahlbezirk ; f) Lesina, 
Civitavechia, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; g) Cattaro, Perasto, Castel- 
nuovo, zusammen Einen Wahlbezirk. 
§ 3. Jene Städte, welche für sich allein 
Einen Wahlbezirk bilden, sind zugleich 
die Wahlorte dieser Bezirke. In den 
aus mehreren Städten gebildeten Wahl- 
bezirken ist die im vorangehenden 
Paragraphe bei der Festsetzung des 
Wahlbezirkes zuerst angeführte Stadt 
der Wahlort des Wahlbezirkes. § 4. In 
jedem der durch § 2 festgesetzten 
städtischen Wahlbezirke ist Ein Abge- 
ordneter zu wählen. Alle Wahlberech- 



tigten jedes städtischen Wahlbezirkes 
bilden Einen Wahlkörper. § 5. Jede 
der Handels- und Gewerbekammem 
zu Zara, Spalato und Ragusa hat je 
Einen Landtagsabgeordneten zu wählen . 
Für diese AVahlen haben die Mitglieder 
und Ersatzmänner jeder Kammer den 
Wahlköi-per zu bilden. § 6. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Landge- 
meinden bilden die politischen Bezirke : 
1. Zara, Arbe, Pago, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 2. Sebenico, Scardona, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 3. Bencovaz, 
Obbrovazzo, Kistagne, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 4. Deniis, Knin, Verlicca, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 5. Spa- 
lato, Trau, Almissa, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 6. Lessina, Lissa, Brazza, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 7. Sign, 
Einen Wahlbezirk; 8. Imoschi Einen 
Wahlbezirk; 9. Vergoraz, Macarsca, 
Metkovich, zusammen Einen W^ahl- 
bezirk. 10. Ragusa, Ragusavechia, zn- 
sammen Einen Wahlbezirk; 11. Cur- 
zola, Stagno, Orebich, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 12. Cattaro, Castelnuova, 
Risano, Budua, zusammen Einen Wahl- 
bezirk. § 7. In jedem für die Wahl der 
Abgeordneten der Landgemeinden ge- 
bildeten Wahlbezirke ist der im § 6 
bei Festsetzung jedes Wahlbezirkes 
zuerst angeführte Ort der Wahlort. 
§ 8. Von den im § 6 angeführten Wahl- 
bezirken hat jener unter 4 drei, die 
unter 1, 2, 5, 6, 7 und 12 aufgeführten 
Wahlbezirke haben je zwei, und die 
übrigen fünf Wahlbezirke haben je 
Einen Abgeordneten zu wählen. Die 
Wählmänner aller in Einem Wahl- 
bezirke gelegenen Gemeinden (mit Aus- 
nahme der nach § 2 zur Wahl yon 
Abgeordneten berechtigten Städte) bil- 
den Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht. §9. Die Abgeordneten 
der Wählerclasse der Höchstbe- 
steuerten eines jeden Kreises sind 
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durch directe Wahl jener grossjährigeii, 
dem österreichischen Staatsverbande 
angehörigen Steuerpflichtigen zu wählen, 
deren Jahres Schuldigkeit an sämmt- 
liehen directen Steuern (mit Ausnahme 
des Kriegszuschlages) in den Kreisen 
Zara, Spalato, Ragusa wenigstens Ein- 
hundert Gulden und' im Kreise Cattaro 
wenigstens Fünfzig Gulden beträgt. 
si 10. Unter mehreren Mitbesitzern 
nnes zur Wahl berechtigenden Steuer- 
objectes kann nur derjenige aus ihnen 
^vählen, welchen sie hierzu ermächtigen. 
;; 11. Für jene zur Wahl berechtigen- 
den Steuerobjecte, in deren Besitz eine 
Corporation oder Gesellschaft sich be- 
tiiulet, ist das Wahlrecht durch jene 
Person auszuüben, welche nach den 
liestehenden gesetzlichen oder gesell- 
ii'baftlichen Normen berufen ist, die 
i'orporation oder Gesellschaft nach 
Aussen zu vertreten. Gemeinden, welche 
>ith im Besitze von zur Wahl berech- 
tiireuden Steuerobjecten befinden, kön- 
nen als solche dieses Wahlrecht nicht 
ausüben. § 12. Die Abgeordneten der 
im § 2 aufgeführten Städte sind durch 
directe Wahl der ersten zwei Dritt- 
theile aller nach der Höhe ihrer Jahres- 
>(hukligkeit an directen Steuern ge- 
reihten Gemeindeglieder zu wählen, 
wekhen die Gemeindeordnung vom 30. 
•luli 1864 das active Wahlrecht ein- 
räumt, insofenie sie hievon nicht nach 
^ 17 der Landtagswahlordnung ausge- 
schlossen sind. Diesen sind als Wähler 
auch jene Gemeindeangehörigen anzu- 
r^-ihen, welchen nach der Genieinde- 
wahlordnung § 1, Z. 2, das active 
Wahlrecht ohne Rücksicht auf Steuer- 
zahlung zusteht, dann die Gemeinde- 
i»'dmten. ^ 13. Die Wahl der Abge- 
ordneten der Landgemeinden hat 
durch gewählte Wahlmänner zu ge- 
>chehen. Jede Gemeinde des Wahlbe- 
zirkes hat auf je fünfhundert Ein- 



wohner Einen Wahlmann zu wählen. 
Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
lung der Einwohnerzahl durch fünf- 
hundert ergeben, haben, wenn sie zwei- 
hundertfünfzig oder darüber betragen, 
als fünfhundert zu gelten; wenn sie 
weniger als zweihundertfünfzig betra- 
gen, unberücksichtigt zu entfallen.Kleine 
Gemeinden, deren Einwohnerzahl weni- 
ger als fünfhundert beträgt, wählen 
Einen Wahlmann. § 14. Die Wahl- 
männer jeder Gemeinde sind durch die 
ersten zwei Dritttheile aller nach der 
Höhe ihrer Jahresschuldigkeit an direc- 
ten Steuern gereihten Gemeindemit- 
glieder zu wählen, welchen die Ge- 
meindewahlordnung vom 30. Juli 1864 
das active Wahlrecht einräumt, inso- 
ferne sie hievon nicht nach § 17 der 
Landtagswahlordnung ausgeschlossen 
sind. Diesen sind als Wähler auch 
jene Gemeindeangehörigen anzureihen, 
welchen nach der Gemeindewahlordnung 
§ 1, Z. 2, das active Wahlrecht ohne 
Rücksicht auf Steuerzahlung zusteht, 
dann die Gemeindebeamten. (Betreffs 
der Erfordernisse der Wählbarkeit 
in den Landtag, sowie darüber, welche 
Personen von dem diesfälligen Wahl- 
rechte und der Wählbarkeit ausge- 
schlossen sind, s. Landtag.) 

IleelarAiiteii^ s. v. w. böhmi- 
sche Nationalpartei, s. Altezechen. 

Ileflelt^ Abgang. Staatsdeficit 
ist der Geldbetrag, um welchen die 
jährlichen Staatsausgaben die jähr- 
lichen Staatseinnahmen übersteigen. 
Das Deficit ist in Oesterreich ein 
chronisches Uebel, dessen Beseitigung 
bisher keiner der zur Herrschaft ge- 
kommenen Parteien gelungen ist, und 
zwar aus dem Grunde, weil die Besei- 
tigung dieses Uebels, wenn man nicht 
zum einfachen, aber gefährlichen Mittel 
der Steuererhöhung greifen will, nur 




48 



Deficit — Delegationen. 



durch Aufstellung und consequente 
Einhaltung eines auf Jahrzehnte hinaus 
entworfenen Finanzprogrammes möglich 
ist, man hiezu aber wegen des Wett- 
kampfes der Nationalitäten um die 
Herrschaft noch nicht die genügende 
Zeit fand. Im Staatsvoranschlage fllr 
das Jahr 1883 ist dieser Abgang mit 
mehr als 28 Millionen Gulden beziffert. 
Vgl. Beer, Die Finanzen Oesterreichs 
im 19. Jahrhundert (1877); derselbe, 
DerStaatshaushaltOesterreich-üngams 
seit 1868 (1881). 

Ilele(K»tloiieii 9 zwei Parla- 
mentsausschüsse, von denen der Eine 
vom österreichischen Reichsrathe und 
der Andere vom ungarischen Reichs- 
tage zu dem Zwecke entsendet wird, 
um das den beiden genannten Par- 
lamenten zustehende Gesetzgebungs- 
recht betreffs der gemeinsamen An- 
gelegenheiten (s. d.) auszuüben, üeber- 
schreitet die österreichische Delegation 
ihren Wirkungskreis, so ist Cisleitha- 
nien daran nicht gebunden. 

Die Delegation des Reichs- 
rathe s zählt sechzig Mitglieder, wo- 
von ein Drittheil dem Herrenhause 
und zwei Drittheile dem Hause der 
Abgeordneten entnommen werden. Das 
Herrenhaus hat die auf dasselbe ent- 
fallenden zwanzig Mitglieder der Dele- 
gation mittelst absoluter Stimmen- 
mehrheit aus seiner Mitte zu wählen. 
Die auf das Haus der Abgeordneten 
entfallenden vierzig Mitglieder werden 
in der Weise gewählt, dass die Ab- 
geordneten der einzelnen Länder nach 
dem nachstehenden Vertheilungsmodus 
die Delegierten entsenden, wobei es 
ihnen freisteht, dieselben aus ihrer Mitte 
oder aus dem Plenum des Hauses zu 
wählen. Es haben mittelst absoluter 
Stimmenmehrheit zu wählen die Ab- 
geordneten aus dem Königreiche 



Böhmen 10 

dem Königreiche Dalmatien ... 1 
dem Königreiche Galizien und Lodo- 
merien mit dem Grossherzogthume 

Krakau 7 

dem Erzherzogthume Oesterreich 

unter der Enns 3 

dem Erzherzogthume Oesterreich 

ob der Enns 2 

dem Herzogthume Salzburg ... 1 

dem Herzogthume Steiermark . . 2 

dem Herzogthume Kärnten ... 1 

dem Herzogthume Krain .... 1 

dem Herzogthume Bukowina ... 1 

der Markgrafschaft Mähren ... 4 
dem Herzogthume Ober- u. Nieder- 

Schlesien 1 

der gefürsteten Grafschaft Tirol . 2 

dem Lande Vorarlberg 1 

der Markgrafschaft Istrien .... 1 
der gefürsteten Grafschaft Görz 

und Gradiska 1 

der Stadt Triest mit ihrem Gebiete 1 

4Ö 
In gleicher Weise hat jedes der 
beiden Häuser des Reichsrathes Ersatz- 
männer der Delegirten zu wählen. Die 
Wahl der Delegirten und ihrer Ersatz- 
männer wird von den beiden Häusern 
des Reichsrathes alljährlich erneuert. 
Bis dahin verbleiben die Delegirten 
und Ersatzmänner in ihrer Function. 
Die abgetretenen Mitglieder des Dele- 
gation können in dieselbe wieder ge- 
wäht werden. Die Delegationen werden 
alljährlich vom Kaiser einberufen ; der 
Versammlungsort wird vom Kaiser be- 
stimmt. Die Delegation des Reichs- 
rathes wählt aus ihren Mitgliedern den 
Präsidenten und Vicepräsidenten, so- 
wie auch die Schriftführer und übrigen 
Functionäre. Regierungsvorlagen ge- 
langen durch das gemeinsame Mini- 
sterium an jede der beiden Delegationen 
abgesondert. Auch steht jeder Dele- 
gation das Recht zu, in Gegenständen 
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ihres Wirkungskreises Vorschläge zu 
machen. Zu allen Gesetzen in Ange- 
legenheiten des Wirkungskreises der 
Delegationen ist die Uebereinstimmung 
beider Delegationen oder bei mangeln- 
der Uebereinstimmung der in einer 
gemeinschaftlichen Plenarsitzung beider 
Delegationen gefasste zustimmende Be- 
schlnss und in jedem Falle die Sanc- 
tion des Kaisers erforderlich. Jede der 
1 leiden Delegationen verhandelt, be- 
ratliet und beschliesst in der Regel 
tiir sich in abgesonderten Sitzungen. 
Die Session der Delegation wird durch 
«len Präsidenten derselben nach Eeen- 
iliguug der Geschäfte mit kaiserlicher 
^Genehmigung oder über Auftrag des 
Kaisers geschlossen. Die Mitglieder 
lies gemeinsamen Ministeriums sind 
lierechtigt, an allen Berathungen der 
Delegation theilzunehmen und ihre Vor- 
lagen persönlich oder durch einen Ab- 
geordneten zu vertreten. Sie müssen 
auf Verlangen jedesmal gehört werden. 
Die Delegation hat das Recht, an das 
gemeinsame Ministerium oder an ein 
♦'iüzelnes Mitglied desselben Fragen 
zu richten und von demselben Antwort 
und Aufklärung zu verlangen, ferner 
Commissionen zu ernennen, welcher 
vim Seite der Ministerien die erforder- 
liche Information zu geben ist. 

Die Sitzungen der Delegation sind 
in der Regel öffentlich. Ausnahmsweise 
kann die Oeffentlichkeit ausgeschlossen 
werden, wenn es vom Präsidenten oder 
wenigstens von fünf Mitgliedern ver- 
langt und von der Versammlung nach 
Entfernung der Zuhörer beschlossen 
wird. Ein Beschluss kann jedoch nur 
iu öffentlicher Sitzung gefasst werden, 
beide Delegationen theilen sich ihre 
Beschlüsse, sowie erforderlichen Falles 
(leren Motive gegenseitig mit. Dieser 
Verkehr findet schriftlich statt auf 
"^eiie der Delegation des Reich srathes 

Dr. D. Baute r, Oesterr. Staats-Lexikon. 



in deutscher, auf Seite der Delegation 
des Reichstages in ungarischer Sprache 
und beiderseits unter Anschluss einer 
beglaubigten Uebersetzung in der 
Sprache der anderen Delegation. 

Plenarsitzungen. Jede Dele- 
gation ist berechtigt, zu beantragen, dass 
eine Angelegenheit durch gemeinschaft- 
liche Abstimmung entschieden werde 
und kann dieser Antrag, sobald ein 
dreimaliger Schriftenwechsel erfolglos 
geblieben ist, von der andern Dele- 
gation nicht abgelehnt werden. Die 
beiderseitigen Präsidenten vereinbaren 
Ort und Zeit einer Plenarsitzung beider 
Delegationen zum Zwecke der gemein- 
schaftlichen Abstimmung. In den Ple- 
narsitzungen präsidiren die Präsiden- 
ten der Delegation abwechselnd. Durch 
das Los wird entschieden, welcher der 
beiden Präsidenten das erste Mal zu 
präsidiren hat. In allen folgenden Ses- 
sionen präsidirt der ersten Plenarver- 
sammlung der Präsident jener Dele- 
gation, deren Präsident der unmittelbar 
vorhergegangenen nicht vorgesessen 
hat. Zur Beschlussfähigkeit der Plenar- 
versammlung ist die Anwesenheit von 
mindestens zwei Drittheilen der Mit- 
glieder jeder Delegation erforderlich. 
Der Beschluss wird mit absoluter 
Mehrheit der Stimmen gefasst. Sind 
auf Seite der einen Delegation mehr 
Mitglieder anwesend, als auf Seite der 
anderen, so haben sich auf Seite der 
in der Mehrzahl anwesenden Delegation 
so viele Mitglieder der Abstimmung 
zu enthalten, als zur Herstellung der 
Gleichheit der Zahl der beiderseits 
Stimmenden entfallen müssen. Wer 
sich der Abstimmung zu enthalten hat, 
wird durch das Los bestimmt. Die 
Plenarsitzungen der beiden Delegatio- 
nen sind Öffentlich (Staatsgrundgesetz 
vom 21 December 1867, Nr. 146 R. 
G. B.). 
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Hellet (v. l&t. delictum), strafbare 
Handlung. 

üeputlrter, s. v. w. Abgeord- 
neter (s. d.). 

Ileutselie^ ein Zweig des ger- 
manischen Sprachstammes, zu welchem 
ausser den Deutschen auch die Eng- 
länder und Skandinavier gehören. Die 
Gesammtzahl der Germanen Europas 
beträgt 100 Millionen, wovon auf den 
deutschen Zweig 60 Millionen entfallen. 
Das österr.-ung. Reich zählt 10,170.000 
Deutsche, also nahezu 27% der ge- 
sammten Bevölkerung. In Cisleithanien 
bedienen sich 8,008.864 einheimische 
Personen (36*75% der Bevölkerung) 
der deutschen Umgangssprache. Die 
Deutschen Oesterreich-Ungams bewoh- 
nen eine geschlossene Ländermasse vom 
Fichtelgebirge bis an die italienische 
Grenze und vom Bodensee bis über die 
Leitha hinaus ; sie bewohnen insbeson- 
dere dieLänder Niederösterreich, Ober- 
österreich, Salzburg, den grösseren Theil 
von Tirol, Steiermark und Kärnten, 
einen grossen Theil Böhmens und 
Schlesiens, einen Strich in Süd-Mähren 
und das Land Vorarlberg. Im An- 
schlüsse an Nieder- Oesterreich wird 
femer ein Theil Ungarns (das Wiesel- 
burger imd Theile vom Oedenburger 
und Eisenburger Comitate) von Deut- 
schen bewohnt. Als die vorzüglich- 
sten der zahlreichen deutschen Sprach- 
inseln erscheinen die Gegenden um 
Budweis (in Böhmen), um Iglau, 
Brunn und Olmütz (in Mähren), das 
Gottschee'er Ländchen (in Krain), die 
Bergstädte, die Zips, die Abhänge des 
Bakonywaldes, das Banat zwischen der 
Maros und Temes (in Ungarn), der 
Königsboden, das Burzen- und Nös- 
nerland in Siebenbürgen (Sachsen). 
Ausserdem haben die meisten Städte 
in Böhmen, Mähren, Schlesien, Süd- 
Steiermark, Kärnten, Krain, demKüsten- 



lande einen grossen Theil deutsch- 
redender Bevölkerung ; von den kleineren 
Sprachinseln kommen die meisten in 
Galizien, der Bukowina, Ungarn und 
in dem Grenzgebiete vor. 

Nach den Hauptmundarten zer- 
fallen die Deutschen in Oesterreich 
in zwei Stämme, nämlich in den Ober- 
deutschen und Niederdeutschen, und 
sechs Zweige. Zudem ob er deutschen 
Stamme gehört: 1. Der bayerisch-öster- 
reichische Dialect, den die Oester- 
reicher, Salzburger, Tiroler, Steirer, 
Kärntner, Gottschee'er, die Deutscheu 
in Südost-Böhmen, Südmähren und 
den Comitaten Eisenburg und Oeden- 
burg sprechen. 2. Der fränkische Dia- 
lect, der im Böhmerwalde und Eger- 
lande gesprochen wird. 3. Der ober- 
sächsische Dialect, dem die Bewohner 
des Erzgebirges angehören. 4. Der 
schlesische Dialect, dem die Bewohner 
des Riesengebirges, des mährisch- 
schlesischen Gesenkes und einzelner 
Inseln im nördlichen Ungarn sprechen. 
5. Der schwäbische Dialect, von den 
Vorarlbergern und den Heidebauern 
im Wieselburger Comitate gesprochen. 
Zum niederdeutschen Stamme ge- 
hört 6. der niedersächsische Dialect, 
dem die Bewohner der Zips und die 
Siebenbürger Sachsen, sowie die Deut- 
schen in den Bergstädten Ungarns 
angehören. 

Ileutselier SeHulverelii^ 
hat die Aufgabe, jene tausende und 
aber tausende von deutschen Familien, 
welche in kleinen Gruppen in allen 
Ländern Oesterreichs von fremden 
Stämmen umgeben wohnen, durch Grün- 
dung und Unterstützung deutscher 
Schulen von dem nationalen Untergange 
zu retten; er hat also überall dort 
zu helfen, wo deutsche Stammesgenos- 
sen wegen Mangels einer deutschen 
Schule im hoffnungslosen Kampfe um 
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<ler Väter Sprache und Sitten zu unter- 
liegen drohen. Der deutsche Sckul- 
verein ist kein politischer Verein, son- 
dern er hat sich nur die Aufgabe ge- 
stellt, safür zu sorgen, dass das, was 
deutsch ist, auch deutsch bleibt. Dieser 
politisch, social und religiös neutrale 
Charakter des Vereines bewirkte, dass 
er nach etwas mehr als dreijährigem 
Bestände zu Ende Mai 1884 die Zahl 
von 82.000 Mitgliedern überschritt und 
eine Jahreseinnahme von nmd 220.000 fl. 
aufweist, welche Summe bei weitem 
nicht hinreicht, um auch nur den drin- 
gendsten Anforderungen zu genügen. 

Diftteiiy Zehrgelder, besonders 
der Beamten bei ausserordentlichen 
Geschäften, (üeber die Höhe der 
Diäten der Beamten s. Gehalte.) 

DiebstAliI« Nach dem österr. 
Strafgesetzbuche begeht einen Dieb- 
stahl, wer um seines Vortheiles willen 
eine fremde bewegliche Sache aus eines 
Andern Besitz ohne dessen Einwilli- 
^ng entzieht. Danach gehören zum 
Begriffe des Diebstahls folgende wesent- 
liche Erfordernisse: 1. Als Gegenstand 
eine Sache, d. h. ein unpersönlicher 
körperlicher Gegenstand, weshalb die 
Aneignung von Gedanken oder anderen 
Geistesproducten, wie z. B. der sog. 
literarische oder artistische Diebstahl, 
kein Diebstahl im strafrechtlichen 
^inne ist; 2. die Sache muss eine be- 
wegliche sein, sei es, dass sie auch 
erst zum Zwecke des Stehlens beweg- 
lich gemacht wurde, wie z. B. ein in 
einer AVand eingemauerter Kessel; 
3. die Sache muss eine fremde sein, 
d. h. sie muss einer dritten Person 
zugehören, weshalb ein Diebstahl an 
der eigenen Sache oder an einer Sache, 
die in Niemandes Eigenthura steht, 
nicht möglich ist. Dieses Umstandes, 
dass die Sache eine fremde ist, muss 
>ich der Dieb aber auch bewusst sein : 



4. die Sache muss ohne Willen eines 
Anderen aus dessen Besitz (Gewahrsam) 
entzogen werden, d. h. in den Gewahr- 
sam des Diebes übergehen; so lange 
die Sache noch nicht entzogen ist, kann 
höchstens von einem Versuch des Dieb- 
stahls die Rede sein; 5. die Absicht, 
sich die Sache zuzueignen, ob er sie 
sodann behält, wegwirft oder verschleu- 
dert, ist gleichgiltig. — Der Diebstahl 
wird zum Verbrechen aus der Höhe 
des Betrages oder Werthes, aus der 
Beschaffenheit der That, aus der Eigen- 
schaft der entzogenen Sache oder aus 
der Eigenschaft des Thäters, u. z. aus 
der Höhe desBetrages oderWerthes, 
wenn derselbe mehr als fünfundzwanzig 
Gulden ausmacht; der Werth wird da- 
bei aber nicht nach dem Vortheile des 
Diebes, sondern nach dem Schaden des 
Bestohlenen berechnet. — Aus der 
Beschaffenheit der That wird der 
Diebstahl zum Verbrechen: 1. ohne 
Rücksicht auf den Betrag, wenn der 
Dieb mit Gewehr oder anderen der 
persönlichen Sicherheit gefährlichen 
Werkzeugen versehen war, oder wenn 
er bei seiner Betretung auf dem Dieb- 
stahl wirkliche Gewalt oder gefährliche 
Drohung gegen eine Person angewendet 
hat, um sich im Besitze der gestohlenen 
Sache zu erhalten; 2. mit Rücksicht 
auf den Betrag von mehr als fünf 
Gulden, wenn der Diebstahl während 
einer Feuersbrunst, Wassernoth oder 
eines anderen gemeinen oder dem Be- 
stohlenen insbesondere zugestossenen 
Bedrängnisses, oder in Gesellschaft eines 
oder mehrerer Diebsgenossen, oder an 
einem zum Gottesdienst geweihten Orte, 
oder an versperrten Sachen, oder an 
Holz entweder in eingefriedeten Wal- 
dungen oder mit beträchtlicher Schädi- 
gung der Waldung, oder an Fischen 
in Teichen, oder an Wild entweder in 
eingefriedeten Waldungen oder mit be- 

4* 
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Rondercr Kühnheit, oder von einem 
gleichsam ein ordentliches Gewerbe 
damit betreibenden Thäter verübt wor- 
den ist (8 174 St. G.). —Aus der Eigen- 
srhaft der gestohlenen Sache 
wird der Diebstahl zum Verbrechen: 

1. ohne Rücksicht auf den Betrag, 
wenn derselbe an einer unmittelbar 
zum Gottesdienste gewidmeten Sache 
mit einer den Gottesdienst beleidigen- 
den Verunehrung, oder an Eisenbahnen, 
den dazu gehörigen Anlagen, Beför- 
derungsmitteln, Maschinen , Geräth- 
schaften u. s. w., an Dampfschiffen, 
Dampfmaschinen, Dampfkesseln, Was- 
serwerken, Brücken, Vorrichtungen in 
Bergwerken oder an Bestandtheilen des 
Staatstelegraphen verübt wurde, und 

2. mit Rücksicht auf den Betrag von 
mehr als fünf Gulden, wenn derselbe 
an Früchten auf dem Felde oder von 
Bäumen, am Viehe auf der Weide oder 
vom Triebe, an Ackergeräthschaften 
auf dem Felde, oder an Mineralien, 
Werkzeugen oder Geräthschaften im 
InneiTi der Bergwerke, auf Tagbauen, 
auf Halden oder . in Auf bewahrungs- 
werkstätten verübt worden ist. — Aus 
der Eigenschaft des Thäters wird 
der Diebstahl zum Verbrechen : 1. ohne 
Rücksicht auf die Höhe des Betrages, 
wenn der Thäter sich das Stehlen zur 
Gewohnheit gemacht hat; 2. mit Rück- 
sicht auf den Betrag von mehr als 
fünf Gulden, wenn der Diebstahl von 
Dienstleuten an ihren Dienstgebern oder 
an anderen Hausgenossen, von Gewerbs- 
leuten, Lehrjungen oder Taglöhnern 
an ihren Meistern oder deiyenigen, die 
sie zur Arbeit gedungen haben, verübt 
wurde. — Die Strafe des Verbrechens 
des Diebstahls ist schwerer Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre, bei 
erschwerenden Umständen bis zu fünf 
Jahren. Beläuft sich die Siunme des 
Gestohlenen aber über dreihundert 



Gulden, oder ist der Diebstahl mit be- 
sonderer Verwegenheit, Gewalt oder 
Arglist verübt worden, oder hat der 
Dieb bei seiner Betretung gegen eine 
Pei-son wirkliche Gewalt oder gefähr- 
liche Drohung angewendet, um sich im 
Besitze der gestohlenen Sache zu er- 
halten, oder ist der Thäter ein Ge- 
wohnheitsdieb, so ist die Strafe 
schwerer Kerker zwischen fünf und 
zehn Jahren. Wer eine gestohlene Sache 
verhehlt, an sich bringt oder verhandelt, 
macht sich der Theilnahme am Dieb- 
stahl schuldig und ist mit Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre, 
nach der Grösse des Betrages, der 
Hinterlist und des geförderten Schadens 
auch bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
— Straflosigkeit des Diebstahles 
tritt ein, wenn der Thäter aus thätiger 
Reue, obgleich auf Andringen des Be- 
schädigten, nicht aber ein Dritter für 
ihn, eher, als das Gericht oder eine 
andere Obrigkeit sein Verschulden er- 
fährt, den ganzen aus seiner That ent- 
springenden Schaden wieder gutmacht ; 
dasselbe gilt auch von der Theilneh- 
mung (§ 187 St. G.). Alle Diebstähle, 
welche sich nicht als Verbrechen dar- 
stellen, sind als Uebertretungen mit 
einfachem oder strengem Arrest von 
einer Woche bis zu sechs Monaten zu 
bestrafen (§ 460 St. G.). Diebstähle 
zwischen Ehegatten, Eltern, Kindern 
oder Geschwistern, so lange sie in ge- 
meinschaftlicher Haushaltung leben > 
können nur, wenn das Haupt der Familie 
darum ansucht, zur Strafe gezogen 
werden. 

Hieiistllste^s. Geschwor ner> 
Iliploiiiat^ Person, welche im 
internationalen Verkehr einen Staat 
zu vertreten hat (s. Gesandte). Diplo- 
matisches Corps, die Gesammtheit 
der an einem Hofe accreditierten Ge- 
sandten mit ihrem Beamtenpersonal. 



Diplomaten-Prüfuiig — Dynastie. 



53 



Olplomateii - Prüfunn^, 

Prüfung, welche von denjenigen ab- 
zulegen ist, welche auf eine Stelle im 
Conceptfache, sei es bei dem Mini- 
steriimi des Aeussern selbst, sei es 
bei einer kaiserlichen Mission im Aus- 
lande aspirieren. Um zu dieser Prü- 
fung zugelassen zu werden, ist erfor- 
derlich, dass der Bewerber die rechts- 
uud staatswissenschaftlichen Studien 
absolvirt und die drei theoretischen 
Jitaatsprilfungen abgelegt hat; auch 
muss er sich mit der Kenntnis der 
französischen nebst der italienischen 
oder englischen Sprache ausweisen. 
Diese Prüfung ist beim Ministerium 
des Aeussern abzulegen. 

Dlplomprufiiiin^eiiy strenge 
Prüfungen, welche an den technischen 
Hochschulen von Wien, Prag und 
(^iraz und an der Hochschule für Bo- 
dencultur in Wien zu dem Zwecke 
eingeführt wurden, um die Befähigung 
des Candidaten für seinen Beruf dar- 
zuthun. Nach dem günstigen Erfolge 
der Prüfungen erhält der Candidat 
ein Diplom hierüber. ' 

Dlreete H^alil, s. Wahl. 

Dispositionsfonds, Geld- 
beträge, welche der Regierung von 
Zeit zu Zeit zum Zwecke geheimer 
Förderung stattlicher Interessen oder 
Abwendung von dem Staate drohenden 
Gefahren zur Verfügimg gestellt werden. 
Der Dispositionsfond dient hauptsäch- 
lich der Bestechung ausländischer Zei- 
tungsredactionen, sowie der Spionage 
im Auslande. 

Doetoriftt, eine von den Uni- 
versitäten verliehene Würde. Zur Er- 
langung des Doctorstitels ist in der 
Piegel die Absolvirung der Gymnasial- 
uud Universitätsstudien und die Ab- 
Itgimg der vorgeschriebenen strengen 



Prüfungen (Rigorosen) erforderlich. 
Es gibt analog den vier Facultäten 
der Universität ein Doctorat der 
Rechte, der Medicin, der Philosophie 
und der Theologie. Ausserdem besteht 
ein Doctorat der Pharmacie, gewöhn- 
lich Doctorat der Chemie genannt. Die 
Bestimmungen über das letzterwähnte 
Doctorat wurzeln in dem St. H. C. D. 
vom 17. Juli 1812, Z. 1353, womit 
die Creirung von Doctoren der Chemie 
zuerst genehmigt wurde; gegenwärtig 
ist diesbezüglich der Erlass des Mini- 
sters für Cultus und Unterricht vom 
14. Juni 1859, Nr. 113 R.G.B. mass- 
gebend. 

Doyen9 (franz. spr. doajäng), 
der Aelteste, insbesondere im diplo- 
matischen Corps der an einem Hof 
accreditierten Gesandten, welcher den 
Vortritt hat und bei gewissen Gelegen- 
heiten Wortführer ist. 

DuallsniuS9 System der Zwei- 
theilung der Monarchie in den öesterr. 
und ung. Staat. Der Dualismus wurde 
durch den staatsrechtlichen Ausgleich 
vom Jahre 1867 geschaffen. Das Ver- 
hältniss der beiden Reichstheile zu ein- 
ander ist das der Realunion (s. e s t e r- 
reich-Ungarn). 

Dupllk9 die Gegenausführung 
des Beklagten auf die Replik des 
Klägers, zu welch' letzterer sich die 
Duplik gerade so verhält, wie die Ein- 
rede zur Klage; doch ist die Duplik 
eine blosse Beantwortungsschrift, indem 
in derselben nach § 10 der a. G. 0. 
keine neuen Umstände mehr angeführt 
werden sollen. 

Dureli|i^an||fSzl?lle9 s. Zoll. 

Dynastie 9 Herrscherfamilie, 
Herrscherhaus ; das habsburg-lothrin- 
gische Kaiserhaus zählte Ende ]880 
lebende Mitglieder 73. 
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Ehe — Ebrenbeleidigung. 



E. 



Elie^ ein Vertrag, iu welchem zwei 
Personen verschiedenen Geschlechtes 
gesetzmässig ihren Willen erklären, 
in unzertrennlicher Gemeinschaft zu 
leben, Kinder zu erzeugen, sie zu er- 
ziehen und sich gegenseitig Beistand 
zu leisten (§ 44 a. b. G. B.). Die Ehe 
ist entweder eine kirchliche oder 
eine civile (Ci vi lebe), je nachdem die 
Erklärung der Einwilligung (Trauung) 
vor dem kirchlichen Organe (Pfarrer, 
Pastor, Rabbiner) oder vor dem staat- 
lichen Organe (Bezirkshauptmanne oder 
dessen Stellvertreter, beziehungsweise 
in jenen Städten, welche eigene Ge- 
meindestatute besitzen, vor dem Bür- 
germeister oder dessen Stellvertreter) 
stattfindet. In Oesterreich besteht als 
Hegel die kirchliche Eheschliessung; 
nur in den beiden Fällen, wenn die 
Brautleute confessionslos sind, oder 
wenn bei Brautleuten, welche einer 
gesetzlich anerkannten Kirche ange- 
hören, einer der nach den Vorschriften 
des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches zum Aufgebote (Verkündigung) 
der Ehe berufenen Seelsorger die Vor- 
nahme des Aufgebotes oder einer von 
den zur Entgegennahme der feierlichen 
Erklärung der Einwilligung berufenen 
Seelsorgern, welcher von den Braut- 
leuten deshalb angegangen wurde, die 
Vornahme des Aufgebotes oder die 
Entgegennahme der feierlichen Erklä- 
rung der Einwilligung zur Ehe aus 
einem durch die Gesetzgebung des 
Staates nicht anerkannten Hinderungs- 
grunde verweigert, steht es den Braut- 
leuten frei, das Aufgebot ihrer Ehe 
durch die weltliche Behörde zu ver- 
anlassen und die feierliche Erklärung 
der Einwilligung zur Ehe vor dieser 



Behörde abzugeben, also die Civilehe 
(welche daher Nothcivilehe genannt 
wird) einzugehen (Gesetz vom 25. Mai 
1868, Nr. 47 R. G. B. und vom 9. April 
1870, Nr. 51 R. G. B.). Würde es vom 
Gesetze in das Belieben der Brautleute 
gestellt sein, ob sie die Ehe vor der 
kirchlichen oder weltlichen Amtsperson 
eingehen wollen, so wäre dies das 
Princip der facultativen Civilehe. 
Die Nothcivilehe hat bei Personen, 
welche einer gesetzlich anerkannten 
Kirche angehören, die gleichen bürger- 
lichen Wirkungen, als die kirchliche; 
wenn demnach die Brautleute katho- 
lischer Religion sind, so ist die civiliter 
geschlossene Ehe ebenso unauflöslich 
wie die kirchliche. Hinsichtlich der 
Trennbarkeit derElien von Confessions- 
losen gelten die gleichen civilrechtlichen 
Bestimmungen, wie betreffs der nicht- 
katholischen christlichen Religionsver- 
wandten. Die Entscheidung über die 
Ungiltigkeit und Trennung der Ehe, 
sowie über Scheidung von Tisch und 
Bett steht den staatlichen Gerichten zu. 

Elieetrelti gokelt en, Verfah- 
ren in, s. Civilprocess. 

Elirenbeleldli^uni^ (Ehren- 
kränkung, Ehrverletzung, In- 
jurie), im Allgemeinen jede rechts- 
widrige Handlung, durch welche die 
Ehre eines Andern vorsätzlich verletzt 
wird. Man unterscheidet zwischen Ver- 
bal- und Realinjurie, je nachdem 
die Beleidigung durch Worte oder Ge- 
berden, oder durch Thätlichkeiten zu- 
gefügt wird, ohne dass jedoch diese 
Unterscheidung für die Bestrafung be- 
sonders massgebend wäre. Nach dem 
österr. St. G. (§§ 487—497) macht sich 
einer Ehrenbeleidigung schuldig: a) wer 
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einen Andern fälschlich eines Ver- 
brechens (ohne dass jedoch der That- 
bestand des § 209 St. G. vorhanden 
ist), oder eines Vergehens oder einer 
Uebertretiing beschuldigt ; b) wer sonst 
durch Mittheilung von erdichteten oder 
entstellten Thatsachen Jemanden na- 
mentlich oder durch auf ihn passende 
Kennzeichen falschlich einer bestimmten 
unehrenhaften oder solchen imsittlichen 
Handlung beschuldigt, welche diesen 
in der öffentlichen Meinung verächtlich 
zu machen oder herabzusetzen geeignet 
ist ; c) wer in Druckwerken, verbreiteten 
Schril'ten oder bildlichen Darstellungen, 
oder wer, ohne hiezu durch besondere 
Umstände genöthigt zu sein, öffentlich 
wider Jemanden ehrenrtihrige, wenn 
auch wahre Thatsachen des Privat- 
•>der Familienlebens bekannt macht; 
d) wer einen Anderen öffentlich oder 
vor mehreren Leuten, in Druckwerken, 
verbreiteten Schmähschriften oder bild- 
lichen Darstellungen von was immer 
Iflr einer Art, es sei namentlich oder 
durch auf ihn passende Kennzeichen, 
ohne Anführung bestimmter Thatsachen, 
verächtlicher Eigenschaften oder Ge- 
sinnungen zeiht oder dem öffentlichen 
Spotte aussetzt, und e) wer Jemanden 
öifentlich oder vor mehreren Leuten 
thätlich misshandelt, oder, sei es auch 
in dessen Abwesenheit, mit Schimpf- 
worten belegt, oder laut und um gehört 
zu werden, mit Misshandlungen bedroht. 
Die Ehrenbeleidigung ist in den ersten 
vier genannnten Fällen eine Ueber- 
tretung und in der Regel mit Arrest 
von einem bis zu sechs Monaten, wenn 
sie aber durch Druckschriften begangen 
wurde, ein Vergehen und mit Arrest 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre 
zu bestrafen. Diese Strafe verwirkt nicht 
bloss der erste Urheber, sondern auch 
Jt'der, der eine solche Ehrenbeleidigimg 
weiter zu verbreiten sucht. Im Falle 



e) ist die Strafe Arrest von drei Tagen 
bis zu einem Monat, wenn die Belei- 
digung aber an einem Orte vor sich 
gegangen ist, der besondere Anständig- 
keit fordert, oder wenn das Betragen 
absichtliche Geringschätzung gegen 
ganze Classen oder Stände der bürger- 
lichen Gesellschaft, gegen Religions- 
genossenschaften oder Nationalitäten 
an den Tag legt, strenger Arrest bis 
zu drei Monaten. Als besonders er- 
schwerend in Bezug auf die Ausmessung 
der Strafe gilt es, wenn die Ehren- 
beleidigung gegen das Oberhaupt oder 
gegen einen mit öffentlichem Charakter 
bekleideten Vertreter eines mit dem 
Österreich. Kaiserstaate in anerkannt 
völkerrechtlichem Verkehre stehenden 
Staates oder gegen Jemanden begangen 
wurde, zu welchem der Beleidiger in 
einem besonderen Veipfl ich tungs Ver- 
hältnis s gestanden ist, oder gegen den 
er Pflichten der Ehrfurcht zu beob- 
achten hat, oder wenn der Beleidigte 
dadurch einen Nachtheil oder eine 
Gefahr au seiner Freiheit, an seinem 
bürgerlichen Fortkommen oder Erwerbe 
erlitten hat, oder an der Geltendmachung 
anderer Rechte gehindert worden ist. 
Die Ehrenbeleidigung ist ein Antrags- 
delict, d. h. es tritt eine strafrechtliche 
Verfolgung wegen derselben gewöhnlich 
auf Antrag des beleidigten Theiles ein. 
War die Ehrenbeleidigung gegen den 
Ruf eines Verstorbenen gerichtet, so 
steht das Recht zu diesem Antrage 
auch den Blutsverwandten, Ehegatten, 
Wahl- und Zieheltern, Mtlndeln oder 
Verschwägerten in auf- und absteigen- 
der Linie, den Geschwistern des Ehe- 
genossen und den Ehegenossen der 
Geschwister zu. 

Eid, die unter Berufung auf Gott 
als Zeugen feierlich abgegebene Er- 
klänmg, dass dass, was man aussage, 
wahr sei, oder dass man das, was man 
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verspreche, halten wolle. Je nachdem 
es sich nun um eine Aussage oder um 
ein Versprechen handelt, unterscheidet 
man zwischen assertorischem und 
promissorischem£id.Die Verletzung 
des erst(;enannten Eides kann unter den 
in den ^§ 197 und 199a) St. G. ange- 
führten Umständen zum Verbrechen des 
Betrages, die Verletzung des letzteren 
unter den im § 101 St. G. angeführten 
Umständen zum Verbrechen des Miss- 
brauches der Amtsgewalt werden. Unter 
den assertorischen Eiden unterscheidet 
man femer zwischen Wissens- und 
Ueberzeugungseid, je nachdem sich 
die Aussage, welche beschworen wird, 
auf eigenes Wissen (unmittelbare Wahr- 
nehmimg oder auf eigene Ueberzeugung 
(Schlussfolgerung) gründet. Die von den 
Parteien im Processe zu- und rück- 
geschobenen Eide sind auf Seite der 
zuschiebenden Partei (Deferent) in der 
Regel Wissens- und auf Seite der Partei, 
der er zugeschoben wird, (Delat) Ueber- 
zeugungseide. Dieser Unterschied ist 
auch strafrechtlich von Bedeutung, in- 
dem beim Ueberzeugiingseide Meineid 
nur dann vorliegt, wenn bewiesen wird, 
dass der Schwörende nicht hinreichende 
Gründe hatte, um von der Wahrheit 
seiner Behauptungen subjectiv tiber- 
zeugt zu sein, während beim Wissens- 
eid stets Meineid vorliegt, wenn sich 
die beschworene Behauptung auch nur 
objectiv als unwahr erweist. 

Weiters unterscheidet man zwischen 
gerichtlichem und aus s er ge richt- 
lich em Eid, jenachdem derselbe in 
einem gerichtlichen Verfahren oder 
ausserhalb eines solchen abgelegt wird. 
Zu den aussergerichtlichen Eiden ge- 
hören: der Amtseid, der Fahneneid, 
der Huldigungseid u. a. Der gericht- 
liche Eid ist entweder ein Haupteid 
oder Nebeneid, jenachdem derselbe 
von den Processparteien über den 



Streitgegenstand, oder von Zeugen und 
Sachvei*s tändigen filr oder wider die 
Behauptimgen einer Processpartei ab- 
gelegt mri. Der Haupteid wird ent- 
weder fmweillig von einer Partei (Defe- 
rent) zum Beweise ihrer Behauptungen 
der Gegenpartei (Delat) aufgetragen, 
welch' letztere ihn sodann annehmen 
oder in der Regel auch zurückschieben 
(referiren) kann, oder er wird als noth- 
wendiger Eid zur Ergänzung (Erfül- 
limgseid) vom Richter auferlegt. Als 
besondere Arten des gerichtlichen Eides 
erscheinen: 1. Der Diffess ionseid, 
d. h. der vom Producenten einer Ur- 
kunde dem angeblichen Aussteller der- 
selben zugeschobene, imzurückschieb- 
bare Eid über die Echtheit der Ur- 
kunde, oder der Unterschrift auf der- 
selben. 2. Der Bucheid, d. h. der zur 
Ergänzung des durch die Handelsbticher 
zu führenden Beweises vom Beweis- 
pflichtigen dahin zu leistende Eid, dass 
die betreffenden Aufzeichnungen der 
Handelsbücher in vollkommener Ueber- 
einstimmung mit dem Stande des zwi- 
schen Kläger und Geklagten obwalten- 
den Geschäftsverhältnisses eingetragen 
worden sind. 3. Die Schätzungs- 
eide, und zwar: a) der Würdigungs- 
eid, d. h. der über die ziffennässige 
Höhe gewisser, ihrem Bestände nach 
feststehender Schadenersatzansprüche 
vom Beweispflichtigen zu leistende 
Ueberzeugungseid, und h) der Q u a n t i- 
tätseid, d. h. der über die Höhe einer 
ihrem Bestände nach feststehenden 
Forderung vom Beweispflichtigen zu 
leistende Eid. 4. DerSupplirungseid, 
d. h. der über den Inhalt einer vom 
Gegner schuldbarer Weise vernichteten 
Urkunde zu leistende Eid (nur dann 
zulässig, wenn der Inhalt der Urkunde 
nicht anderweitig erwiesen werden kann). 
5. Der Calumnieneid, d. h. der von 
einer Partei darüber abgelegte Eitl, 
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dass sie eine Processhandlung nicht 
zu Chikane des Gegners vornehme, und 
6. Der Paupertätseid, d. h. der 
von einer Partei darüber abgelegte Eid, 
dass sie die aktorische Caution nicht 
leisten könne. 

Zur Eidesabiegung unfähig sind : 
1. Personen unter 14 Jahren; 2. Per- 
sonen, welche zur Zeit der Eidesab- 
legung geisteskrank sind ; 3. im Baga- 
telverfahren Personen, welche wegen 
falschen Zeugnisses oder falschen Eides 
bereits verurtheilt worden sind ; 4. juri- 
stische Personen und Personengesammt- 
heiten (füi* welche jedoch ihre Ver- 
treter den Eid ablegen können). Der 
Eidesbeweis ist ausgeschlossen: 1. In 
Ehestreitigkeiten soweit es sich um die 
Giltigkeit oder Trennung der Ehe 
handelt; 2. in Besitzstreitigkeiten ; 3. im 
SjTidikatsprocess, wo der Richter über 
Thatsachen, bezüglich welcher ihm die 
Amtspflicht zur Verschwiegenheit ob- 
liegt, keinen Eid leisten darf. Befreit 
von der Eidesabiegung sind: 1. Die 
Mitglieder des kaiserlichen Hauses (bei 
denen an die Stelle der Eidesabiegung, 
die schriftliche eidesstättige Versiche- 
rung tritt), und 2. Personen, denen 
ihre Religion die Eidesabiegung unter- 
sagt (z. B. die Menoniten). 

ElH^entliunisr eelit^ die durch 
die Rechtsordnimg anerkannte imd ge- 
schütze Willensherrschaft einer Person 
über eine körperliche Sache nach der 
Totalität ihrer Beziehungen. Vgl. 
Ran da, das Eigenthumsrecht (Wien, 
1884) ; S t r h a 1, zur Lehre vom Eigen- 
thum an Immobilien (Graz, 1876). 

Elnf^lirzl^lle, s. Zoll. 

El^ftlirls - Frelwlllliifer. 
Inländer, welche einen solchen Bil- 
dungsgrad besitzen, der den absol- 
virten Studien an einem Obergym- 
nasium, einer Oberrealschule oder 
einer derselben gleichgestellten Lehr- 



anstalt entspricht, und sich hierüber 
mit Zeugnissen von öffentlichen oder 
mit dem Rechte der Oeffentlichkeit 
ausgestatteten derlei Lehranstalten 
oder durch eine vor einer hiezu be- 
stellten gemischten Commission abzu- 
legende Prüfung ausweisen, freiwillig 
in das stehende Heer eintreten und 
sich während ihrer Dienstzeit aus 
eigenen Mitteln bekleiden, ausrüsten 
und verpflegen (bei der Cavallerie 
auch beritten machen und für den 
Unterhalt des Pferdes sorgen), werden 
im Frieden schon nach einer eiiy ährigen 
activen Dienstleistung, vom Tage des 
Dienstantrittes gerechnet, in die Re- 
serve übersetzt und sind, im Falle 
sie ihre Studien fortsetzen, zur Wahl 
der Garnison, sowie des Jahres für 
die einjährige Dienstleistung bis zum 
25. Lebensjahre berechtigt. Sie dürfen, 
wenn sie die Kosten der eigenen 
Wohnung tragen, ausser der Kaserne 
wohnen. Auch Mittellose der Eingangs 
bezeichneten Kategorie, wenn sie sich 
über ihre Mittellosigkeit, dann über 
ein tadellos sittliches Betragen und 
in den Hauptgegenständen mit Vor- 
zugsclassen oder mit Maturitätszeug- 
nissen oder mit Zeugnissen über eine 
mit dem Ergebnisse der Befähigung 
zurückgelegte Staatsprüfung ausweisen, 
sind zum eiiyährigen Freiwilligendienste 
zuzulassen und während desselben aus 
dem gemeinsamen Kriegsbudget zu 
bekleiden, auszurüsten und zu ver- 
pflegen. 

Wenn die Einjährig-Freiwilligen 
die für Reserve- und Landwehrofficiere 
vorgeschriebene Prüfung entsprechend 
abgelegt und den einjährigen Dienst 
vollstreckt haben, sind sie nach Mass- 
gabe der bestehenden oder eintreten- 
den Abgänge und nach ihrem Range 
als Officiersaspirafiten zu Reserve- 
officieren zu ernennen. Diese Officiere 
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sind innerhalb ihrer weiteren Wehr- 
pflicht noch zu drei Waffenübungen, 
in der jedesmaligen Dauer von läng- 
stens vier Wochen beizuziehen. Bei 
einer Mobilisirung sind dieselben inner- 
halb von Jahren, je nach Bedarf 
und Entscheidung des Reichskriegs- 
rainisters entweder im Heere oder in 
der Landwehr, nach neun Jahren aber 
ihrer gesetzlichen Bestimmung gemäss 
in der Landwehr zu verwenden. 

Berufsseeleute, welche sich so- 
wohl bezttglich ihrer allgemeinen Bil- 
dung, als auch über ihre mit gutem 
Erfolge an inländischen oder auslän- 
dischen nautischen Schulen vollendeten 
Studien durch Zeugnisse oder durch 
eine entsprechend abgelegte Prüfung 
ausweisen, werden in die Kriegsmarine 
zum einjährigen Frei willigendienst an- 
genommen, ohne zur Selbstbekleidung 
und Selbstverpflegimg verpflichtet zu 
sein, und nach gut abgelegter Prüfung, 
sowie nach Massgabe des Bedarfes zu 
Marinereserveofficieren ernannt. Diese 
Reserveofficiere sind im Falle eines 
Krieges zum Marinedienste jeder Art 
verpflichtet. 

Medi einer können den einjäh- 
rigen Freiwilligendienst in Militär- 
spitälem, Veterinäre als thierärztliche 
Prakticanten bei einem Cavallerie- 
oder Artillerie-Regimente oder bei 
einer Fuhrwesens-Feldescadron leisten, 
wenn sie die Befähigung dazu nach- 
weisen. Im Ki'iege werden dieselben, 
in Uebereinstimmung mit ihrer Dienst- 
pflicht, entweder im stehenden Heere 
(Kriegsmarine) oder in der Landwehr, 
auch in Feld- oder anderen Spitälern 
vei-wendet. 

Eliiklndseliaft^ die von zwei 
zur Ehe schreitenden Personen, von 
welchen wenigstens eine schon aus 
ihrer früheren Ehe Kinder hat, ge- 
schlossene Verabredung über die Gleich- 



stellung der Rechte der Kinder, die 
aus der früheren Ehe vorhanden sind, 
mit den aus der neuen Ehe zu erwar- 
tenden Kindern. Der Einkindschafts- 
vertrag ist nach österr. Privatrechte 
ungiltig. Es unterliegt jedoch keinem 
AnStande, dass die Gatten mittelst 
Testamentes ihre, aus verschiedenen 
Ehen herstammenden Kinder zu glei- 
chen Theilen zu Erben einsetzen, wo- 
fern nur dadurch die Notherben nicht 
in ihrem Pflichttheilsanspruche verkürzt 
werden. 

Elnkoiunieiisteuer ist eine 
Steuer auf das Reineinkommen von 
Gewerben und geschäftlichen Unter- 
nehmungen, auf Gehalte und Löhne, 
auf Zinsen und Renten, soweit sie nicht 
hypothekarisch versichert sind oder 
aus Handels- und Gewerbsunterneh- 
mungen fliessen. Ausgeschlossen von 
der Einkommensteuer ist auch das 
Einkommen aus dem Grund- und Ge- 
bäudebesitz, sowie das im Auslände 
angelegte Vermögen der österreichischen 
Staatsbürger. Das Einkommensteuer- 
patent hat die Absicht, das System 
der directen Steuern dadurch zu 
ergänzen, dass auf jene Einkommens- 
quellen der Steuerträger , w^elche 
noch nicht mit einer Quotensteuer ge- 
troffen waren, eine solche gelegt wird. 
Das Einkommensteuerpatent imter- 
scheidet drei Classen von Steuer- 
pflichtigen : 

a) Alle jene, die der Erwerbsteuer 
imterworfen sind ; hiezu kommen noch 
die Unternehmer im Bergbau- und 
Hüttenwesen, dann die Pächter. Befreit 
sind die meisten Gewerbsleute, die in 
die geringste Erwerbsteuerclasse ein- 
gereiht sind. Die Höhe der Steuer be- 
trägt fünf vom Hundert, wozu der 
100%ige Zuschlag kommt, so dass 
der Steuersatz im Allgemeinen zehn 
vom Hundert beträgt. Jene Steuer- 
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Pflichtigen, derenOrdinarium anErwerb- 
imd Einkommensteuer nicht über 30 fl. 
beträgt, haben nicht 100, sorjdem 
70%igen Zuschlag zu zahlen. Doch 
darf in dieser Classe das Ordinarium 
der Einkommen- und Erverbsteuer 
zusammen nie niedriger sein, als das 
der Erwerbsteuer mit einem Drittel- 
zoschlag. Diese letztere Bestimmung 
hat auf die Entwicklung der öster- 
reichischen Einkommensteuer im fis- 
calischen Sinne keinen günstigen Ein- 
fluss genommen. Es wiu'de bald üblich, 
so klagen die Steuerstatistiker, nur 
ehi Drittel der Erwerbsteuer als Ein- 
kommensteuer zu bemessen, auch wo 
eine viel höhere Bemessung mit Rück- 
sicht auf den Betrag des Einkommens 
gerechtfertigt gewesen wäre. 

6) In die zweite Classe gehören 
die Entgelte für Arbeiten und Dienst- 
leistungen, die der Erwerbsteuer nicht 
unterliegen ; so die Gehalte, Personal- 
zulagen, Pensionen, das Einkommen 
der Schriftsteller, Aerzte u. dgl. ; dann 
die stehenden Jahresbezüge aus Ver- 
sorgimgs- imd Lebensversicherungs- 
anstalten. Auch in dieser Classe finden 
mehrfache Befreiungen statt; besonders 
wichtig ist die Befreiung jener Ein- 
kommen dieser Classe, deren Jahres- 
betrag 630 fl. österreichische Währung 
nicht übersteigt. Die Höhe der Steuer 
wird nach einer stark progressiven Scala 
bemessen. Die Steuerquote beträgt 
nämlich von einem Einkommen von 
über 63011. bis einschliesslich 1050fl. 
I/o, von einem Einkommen von über 
1050 fl. bis einschliesslich 2100 fl. 2%, 
von einem Einkommen von über 2100fl. 
bis einschliesslich 3150 fl. 3%, von einem 
Einkommen von über 3150 bis ein- 
schliesslich 4200 fl. 4%, von einem 
Einkommen von über 4200 fl. bis ein- 
schliesslich 6250 fl. 5%, von einem 
Einkommen von über 5250 fl. bis 



einschliesslich 6800 fl. 6yo, von einem 
Einkommen von über 6300 fl. bis ein- 
schliesslich 7350 fl. 7%, von einem 
Einkommen von über 7350 fl. bis ein- 
schliesslich 8400 fl. S%, von einem 
Einkommen von über 8400 fl. bis ein- 
schliesslich 9450 fl. 9%, von einem 
Einkommen von über 9450 fl. 10" o; 
hiezu kommt noch ein lOO^oiger Zu- 
schlag, so dass die Steuerquote dieser 
Classe 2—200/0 beträgt. 

c) In dritte Classe gehören die 
Zinsen von Darleihen und anderen 
Schuldforderungen, Leibrenten u. dgl., 
soweit selbe nicht dem erwähnten Ab- 
züge von Seite des Schuldners unter- 
liegen, oder ihnen nicht, wie dies be- 
züglich vieler Effecten durch besondere 
Gesetze festgestellt ist, Steuerfreiheit 
vom Staate zugesichert ist. Ausgenom- 
men von der Besteuerung in dieser 
Classe sind ferner insbesondere die 
Einlagen in die Sparcassen, die Aus- 
gedinge unter 315 fl., doch nur wenn 
das gesammte jährliche Einkommen 
des Betreffenden ohne Abzug der Passiv- 
zinsen 315 fl. nicht über scli reitet. Der 
Steuersatz in dieser Classe beträgt 
5% sammmt 100%igen Zuschlag, also 
10%. Die Einkommensteuer wurde 
mit Patent vom 29. October 1849, 
Nr. 439 R. G. B., eingeführt. Im 
Staatsvoranschlage per 1883 erscheint 
das Erträgniss dieser Steuer mit 23 
Millionen Gulden angesetzt. 

Einrede 9 die Entgegnung des 
Beklagten auf die gegen ihn bei Ge- 
richt erhobene Klage. 

Eliistelluiis 9 zeitweilige, der 
Schwurgerichte(s.Geschwornengericht). 

Eleeiibaliii^iiretieii.DieEisen- 

bahnen stehen theils im Eigenthume 
des Staates (Staatsbahnen), theils 
im Eigenthume von Privaten (Privat- 
bahnen). Betreffs der Eisenbahnen 
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ist in der Gegenwart die Frage von 
grosser Wichtigkeit, ob es im Interesse 
des Staates und des Volkswohlstandes 
gelegen ist. wenn die Privateisenbahnen 
vom Staate erworben werden (Ver- 
staatlichung der Eisenbahnen). 
Die diesfällige Zeitströmmung in Oester- 
reich und Deutschland, und zum Theile 
auch die wissenschaftliche Strönunung 
(s. Staatssocialismus), erzeugt 
durch die Aussaugung dieser Länder 
durch die industriell vorgeschritteneren 
Franzosen und Engländer, ist auf Ver- 
staatlichung der Eisenbahnen gerichtet, 
um dieselben, ganz abgesehen von 
politischen Motiven , in volkswirth- 
Bchaftlicher Hinsicht als Factor der 
Preisbestimmung zu gebrauchen und 
um auf diese Weise im internationalen 
Verkehre der Concurrenz des Auslan- 
des die Spitze bieten zu können. In 
Folge dessen hat der Österr. Staat 
bereits eine Reihe von Privateisen- 
bahnen an sich gelöst und es steht 
der Erwerb weiterer Bahnen in nächster 
Aussicht. Mit Schluss des Jahres 1881 
hatte das Netz der beiden Reichshälften 
der Monarchie gemeinsamen und der 
Eisenbahnen in den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern, 
welche für den öffentlichen Verkehr 
bestimmt sind, eine Ausdehnung von 
14.290 Kilometern erreicht. Davon ent- 
fielen auf die gemeinsamen Eisen- 
bahnen 5.305 Kilometer und auf die 
österreichischen Eisenbahnen 8.985 
Kilometer. Die Länge der Ersteren 
vertheilt sich mit 2.625 Kilometern 
auf das österreichische und mit 
2.680 Kilometern auf das ungarische 
Staatsgebiet und die Länge der Letz- 
teren mit 976 Kilometern auf die 
Staatsbahnen und mit 8.009 Kilo- 
metern auf die Privatbahnen. Im Jahre 
1882 erfuhr das ftlr den öffentlichen 
Verkehr bestimmte gemeinsame und 



österreichische Eisenbahmietz inner- 
halb der Grenzen des österreichischen 
Staatsgebietes einen Längenzuwachs 
von im Ganzen 222 Kilometern, an 
welchem die gemeinsamen Eisenbahnen 
mit 72 Kilometern und die österrei- 
chischen Eisenbahnen mit 150 Kilo- 
metern participieren. 

Das verwendete Anlagecapital 
sämmtlicher gemeinsamen und öster- 
reichischen Eisenbahnen bezifferte sich 
Ende 1882 auf 2,603,468.861 fl. (wo- 
runter ein Cursverlust von645,120.613fl. 
mit inbegriffen ist) und per Kilometer 
Bahnlänge auf 154.235 fl. Dazukommen 
noch die Ausgaben für die im Bau 
begriffenen Strecken und andere An- 
lagen mit 24,156.619 fl. Das Anlage- 
capital für die bestehenden Staats- 
bahnen betrug zur genannten Frist 
76,668.894 fl. oder 78.530 fl. per Kilo- 
meter. Ausserdem wurden für die im 
Bau begriffenen Staatsbahnlinien Ende 
1882 insgesammt 15,277.667 fl. veraus- 
gabt. Der Stand der Fahrbetriebsmittel 
war 3092 Locomotiven, 6283 Personen- 
wagen mit 234.607 Sitz-und Stehplätzen, 
72.403 Lastwagen mit einer gesammten 
Tragfähigkeit von 736.709 Tonnen 
und 328 Postwagen. Die Betriebs- 
einnahmen betrugen im Ganzen 
205,766.183 fl., 14.749 fl. per Kilo- 
meter Bahnlänge, darunter 41*6 Mil- 
lionen Gulden aus dem Güterverkelire. 
Die sämmtlichen Betriebsausgaben be- 
trugen 113,901,317 fl., 8.121 fl. per 
Kilometer Bahnlänge oder 55-35 Per- 
cent der Betriebseinnahmen. Im Dienste 
des cisleithanischen Eisenbahnwesens 
standen (1881) 44.003 Personen. Die 
älteste Eisenbahn Oesterreichs ist die 
Strecke Wien-Brlüm der Kaiser Ferdi- 
nands-Nordbahn; sie wurde im Jahre 
1839 eröffnet. Vgl. Roll, Dr. Victor, 
Oesterreichische Eisenbahngesetze 
(Wien 1884). 
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EnteliKiiuuii^ (Expropria- 
tion) ist dasjenige Verfahren, wodurch 
der Eigenthümer einer Sache verhalten 
werden kann, dieselbe aus Gründen des 
öifentlichen Wohles an den Staat oder 
an eine andere Person oder Corpo- 
ration, welche hiezu vom Staate befugt 
wird, abzutreten. Nach Artikel 5 des 
Staatsgrundgesetzes vom 13. December 
IS67 ist das Eigen thum unverletzlich 
und kann eine Enteignung nur aus- 
nahmsweise in jenen Fällen und in der 
Art eintreten, welche das Gesetz be- 
stimmt. Das Expropriationsrecht muss 
als Ausfluss der Staatshoheit aufgefasst 
werden, welche erheischt, zur Er- 
reichung Öffentlicher Zwecke über das 
Eigenthum seiner Mitglieder zu ver- 
fügen und das Privatinteresse dem 
(iifentlichen unterzuordnen. Dieses Recht 
darf aber nur dann ausgeübt werden, 
wo es erwiesene öffentliche Rücksichten 
nothwendig machen. Gegenstand der 
Enteignung sind nach dem a. b. G. B. 
überhaupt Sachen, also auch bewegliche, 
wiewohl meistens nur Grund und Boden 
und darauf stehende Gebäude Gegen- 
stand der Enteignung sind. Die Ent- 
scheidung über die Noth wendigkeit der 
Expropriation steht der politischen 
Behörde zu. Der Entschädigungsbetrag 
für das enteignete Gut ist, wenn zwi- 
schen dem Exproprianten (Enteigner) 
und dem Expropriaten (dem von der 
Expropriation Betreffenen) keine Eini- 
gimg zu Stande kommt, durch gericht- 
liche Schätzung festzustellen. Der Ex- 
propriant wird im Momente der Zah- 
lung oder des gerichtlichen Erlages der 
festgesetzten Entschädigungssumme 
Besitzer des enteigneten Gutes. Expro- 
priationen kommen insbesondere bei 
Eisenbahn-, Strassen-, Wasserbauten 
etc. vor. Das Verfahren in Enteignungs- 
tallen zum Zwecke der Herstellung und 
des Betriebes von Eisenbahnen regelt 



das Gesetz vom 18. Februar 1878, 
Nr. 30 R. G.B. Vgl. C. S. Grünhut, 
„Das Enteignungsrecht". 

C!iitfüliruii|i|^9 ein Verbrechen, 
dessen sich derjenige schuldig macht, 
der eine Frauensperson in einer, sei 
es auf Heirat oder Unzucht gerichteten 
Absicht wider ihren Willen mit Gewalt 
oder List entführt, oder der eine ver- 
heiratete Frauensperson, obgleich mit 
ihrem Willen, dem Ehegatten, ein Kind 
seinen Eltern, ein Mündel seinem Vor- 
munde oder Versorger mit List oder 
Gewalt entführt, die Absicht des Un- 
ternehmens mag erreicht worden sein 
oder nicht. Die Strafe dieses Ver- 
brechens ist in dem Falle, als die Ent- 
führung wider Willen der entführten 
Person stattgefunden oder die ent- 
führte Person noch nicht das vierzehnte 
Lebensjahr zurückgelegt hat, schwerer 
Kerker von fünf bis zehn Jahren, in 
dem Falle, als die entführte Person 
schon wenigstens vierzehn Jahre alt 
gewesen ist und ihre Einwilligung statt- 
gefunden hat, schwerer Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre. 

iier9 s. Geschworner. 

Erpre8tiUii|i^9 ein Verbrechen, 
welches derjenige begeht , der einer 
Person Gewalt anthut, um sie zu einer 
Leistung, Duldung oder Unterlassung 
zu zwingen, oder der mittelbar oder 
unmittelbar, schriftlich oder mündlich, 
oder auf andere Art, mit oder ohne 
Angabe seines Namens, Jemanden mit 
einer Verletzung an Körpsr, Freiheit, 
EhreNQder Eigenthum in der Absicht 
bedroht, um von dem Bedrohten eine 
Leistung, Duldung oder Unterlassung 
zu erzwingen, wenn die Drohung ge- 
eignet ist, dem Bedrohten mit Rück- 
sicht auf die Verhältnisse und die per- 
sönliche Beschaffenheit desselben, oder 
auf die Wichtigkeit des angedrohten 
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Uebels gegründete Besorgniss einzu- 
flössen, ohne Unterschied, ob die er- 
wähnten üebel gegen den Bedrohten 
selbst, dessen Familie oder Verwandte, 
oder gegen andere unter seinen Schutz 
gestellte Personen gerichtet sind, und 
ob die Drohung einen Erfolg gehabt 
hat oder nicht. Die Erpressung unter- 
scheidet sich vom Raube, dem sie in 
manchen Punkten sehr nahe steht: 

1) durch das Mittel, mit welchem das 
Verbrechen begangen wird, indem das- 
selbe beim Raube in persönlicher Ge- 
walt oder Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr fOr Leib und Leben besteht, 
während bei der Ei-pressung jeder 
Zwang, sei es mittelbarer oder un- 
mittelbarer, sei es physischer oder 
psychischer, d. h. Drohung, genügt, 
z. B. Drohung mit Denunciation, Ver- 
öffentlichung eines Geheimnisses; 

2) durch den Zweck, indem beim Raube 
lediglich die widerrechtliche Zueignung 
einer fremden beweglichen Sache be- 
zweckt wird , während bei der Er- 
pressung irgend ein Thun, eine Duldung 
oder Unterlassung erzwungen werden 
soll, z. B. Ausstellung einer Quittung, 
Unterlassung einer Klageerhebung 
u. s. w. Die Strafe dieses Verbrechens 
ist schwerer Kerker von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre, unter erschweren- 
den Umständen , insbesondere wenn 
durch die zugefügte Gewalt oder ge- 
fährliche Bedrohung der Misshandelte 
durch längere Zeit in einen qualvollen 
Zustand versetzt wurde, wenn mit Mord 
oder Brandlegung gedroht wird, wenn 
die angedrohte Beschädigung den Be- 
trag von tausend Gulden, oder der 
Schade, welcher aus der zu erzwingen- 
den Leistung, Duldung oder Unter- 
lassung hervorgehen würde, den Betrag 
von dreihundert Gulden übersteigt, 
schwerer Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren. 



Er^irerbeteuer, diejenige 
Steuer, welche von den ein steuer- 
pflichtiges Gewerbe Betreibenden zu 
entrichten ist. Die Erwerbsteuerpflich- 
tigen werden zufolge des Patentes vom 
31. December 1812, mit welchem diese 
Steuergattung in's Leben trat, in vier 
grosse Hauptclassen (Hauptbeschäfti- 
gungsabtheilungen) eingetheilt, u. zwar 
gehören in die erste Hauptbescliäfti- 
gungsabtheilung die Fabriken, insbe- 
sondere die Landesfabriken, in die 
zweite Abtheilung kaufmännische Ge- 
schäfte, welche in die Handelsunter- 
nehmungen und Grosshandlungen zer- 
fallen, in die dritte Classe gehören 
die Künste und Gewerbe, in die vierte 
die Dienstleistungen. Je nachdem letz- 
tere für den Unterricht, für Geschäfts- 
vermittlung oder zur Beförderung von 
Personen und Sachen bestimmt sind, 
werden sie in die drei Unterabtheilun- 
gen dieser Hauptclasse eingereiht. — 
Für Fabriken bestehen acht, fiir 
Grosshandlungen fünf Sätze der Steuer 
ohne Rücksicht auf die Grösse des 
Ortes, in welchem sich die Fabrik 
oder Grosshandlung befindet. Für die 
Erwerbsteuerpflichtigen der Übrigen 
Haupt- und Unterabtheilungen bestehen, 
und zwar für jede Unterabtheilung, 
mehrere Reihen von je zwei bis zwölf 
Sätzen, je nachdem das Gewerbe a) in 
Wien sammt einem Umkreise von zwei 
Meilen ; 5) in den Städten, Prag, Brunn, 
Lemberg, Graz, Linz, Laibach, Czer- 
nowitz, Krakau, Zara ; c) in den Städten 
Innsbruck, Botzen, Trient; d) in den 
übrigen Orten von mindestens 4000; 
€) in jenen von 1000 bis 4000; f) in 
jenen von unter 1000 Bewohnern be- 
trieben wird. Die Erwerbsteuer wurde 
im Staatsvoranschlage des Jahres 1883 
mit 9,500.000 fl. angesetzt. 

Er^verbs - und ^Wlrtli- 
seliafts- Qeiiosseiiseliafteii 
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sind Vereine, welche die Förderung 
des Erwerbes oder der Wirthschaft 
ihrer Mitglieder mittelst gemeinschaft- 
lichen Geschäftsbetriebes oder mittelst 
Creditgewährung bezwecken. Die Er- 
werbs- und Wirthschafts - Genossen- 
schaften haben die Vortheile der Asso- 
ciationen (Arbeitsvereinigungen) über- 
haupt, nämlich, dass hiedurch mit ver- 
einten Kräften solche Aufgaben gelöst 
werden können, deren Lösung für den 
Einzelnen unmöglich ist. Einem kleinen 
Handwerker ist es beispielsweise im- 
möglich, ein Verkaufsgewölbe an einem 
sehr frequenten und daher auch hoch 
in der Miethe stehenden Posten zu 
halten. Der Vereinigung Vieler ist 
dies leicht. Dem sogenannten „kleinen 
Manne" ist es unmöglich, die Nahrungs- 
mittel im Grossen einzukaufen, um 
billigere Preise zu erzielen; der Ver- 
einigung Mehrerer bereitet' dies keine 
Schwierigkeit. Die Erwerbs- und Wirth- 
schafts-Genossenschaften sind daher 
eine hochwichtige imd der staatlichen 
Förderung sehr zu empfehlende Insti- 
tution. Erwerbs- und Wirthschafts- 
Genossenschaften ermöglichen ftir Tau- 
sende die wirthschaftliche Freiheit und 
sind eines der Mittel zur Verhinderung 
übermässigen Umsichgreifens der Ver- 
armung. Zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse dieser Genossenschaften 
dient das Gesetz vom 9. April 1873, 
Nr. 70 R. G. B. Zu den Genossen- 
schaften gehören die Vorschuss- und 
Creditvereine, die Productiv- Genossen- 
schaften, die Consumvereine, Rohstoff- 
undMagazinsvereine,Wohnungs-Genos- 
senscliaften etc. — Erwerbs- und Wirth- 
schafts-Genossenschaften können ent- 
weder mit unbeschränkter oder mit 
beschränkter Haftung errichtet werden. 
Im ersteren Falle haftet jeder Genos- 
senschafter für die Verbindlichkeiten 
solidarisch, im zweiten Falle nur bis 



zu einem bestimmten, im Voraus fest- 
gesetzten Betrage. Zur Gründung einer 
Genossenschaft ist erforderlich: 1. Die 
Annahme einer Genossenschaftsfirma ; 
2. die schriftliche Abfassung des Ge- 
nossenschaftsvertrages (Statuts); 3. die 
Eintragung dieses Vertrages in das 
Genossenschaftsregister. Oesterreich 
zählte zu Ende des Jahres 1881 im 
Ganzen 1115 Genossenschaften, darun- 
ter 1129 Vorschussvereine, 235 Con- 
sumvereine und 61 landwirthschaftliche 
Productivgenossenschaften. Von 726 
Vorschuss- und Credit- Vereinen ist 
die Creditgewährung bekannt gegeben 
worden und betrug dieselbe zu Ende 
des genannten Jahres über 171 Mil- 
lionen Gulden. Auch besteht bereits 
zur Wahrnehmung der gemeinschaft- 
lichen Interessen der Erwerbs- und 
Wirthschafts-GenossenschaftenOester- 
reichs ein Verband in Wien. 

Erzblsehl^fe. Die Erzbischöfe 
sind in staatsrechtlicher Beziehung 
insofeme ausgezeichnet, als ihnen zu- 
folge des Staatsgrundgesetzes die Mit- 
gliedschaft zum Herrenhause als At- 
tribut ihrer hierarchischen Stellung 
zusteht. Hieher gehören die Fürsterz- 
bischöfe von Görz, Olmütz, Prag, Salz- 
burg, Wien; der Erzbischof von Zara; 
der römisch-katholische Erzbischof von 
Lemberg; der armenische Erzbischof 
in Lemberg; der griechisch-orientali- 
sche Erzbischof und Metropolit in 
Czernowitz. 

Erzleliuii|^tibeltrft|^e9 siehe 
Gehalt. 

Ex.eliidlruii|^tiUla|i^e 9 die 
Klage, mittelst welcher derjenige, wel- 
cher sich durch eine Executionsfüh- 
rung in seinem Besitze, Eigenthume 
oder in anderen Rechten für gekränkt 
erachtet, bei dem Richter, der die 
Execution vorgenommen hat oder, wenn 
dieselbe über Ersuchen einer anderen 



64 



Exciiuliriingsklage — Februar-Patent. 



Gerichtsbehörde erfolgt wäre, nach 
seiner Wahl bei dem einen oder dem 
andern dieser Grerichte die Aufliebung 
der Execution anstrebt. 

C!x.eeutloiitiverelteluii|ii^ 9 
die von einem Executen in der Ab- 
sicht, bei einer ihm drohenden oder 
bereits im Zug befindlichen Zwangs- 
vollstreckung (Execution) die Befrie- 
digung seines Gläubigers ganz oder 
zum Theile zu vereiteln, unternommene 
Beschädigung, Zerstörung oderWerth- 
losmachung beweglicher oder unbeweg- 
licher Sachen, sowie die in der genann- 
ten Absicht unternommene Beiseite- 
schaffung oder Entäusserung von Ver- 
mögensstücken und Erdichtung von 
Schulden oder Rechtsgeschäften. Eine 
solche Vereitelung einer Zwangsvoll- 
streckung ist , insofeme sich darin 
nicht eine schwerer verpönte strafbare 
Handlung darstellt, ia dem Falle, wenn 
der dadurch zugefügte Schade mehr 
als 50 fl. beträgt, ein Vergehen, an- 
deren Falls aber eine Uebertretung. 
Die Strafe des diesfälligen Vergehens 
ist Arrest von einem Monate bis zu 
einem Jahre und bei erschwerenden 
Umständen strenger Arrest von sechs 
Monaten bis zu zwei Jahren ; jene der 
uebertretung aber Arrest bis zu sechs 
Monaten. Mit der Verurtheilung wegen 
einer der erwähnten strafbaren Hand- 
lungen sind auch die bei der Verur- 
theilung wegen der Uebertretung des 
Betruges nach den Gesetzen eintreten- 



den nachtheiligen Folgen verbunden. 
Wer , ausser dem eingangserwähnten 
Falle, Sachen, welche von einer Bö- 
hörde oder in deren Auftrag sequestrirt, 
gepfändet oder in Beschlag genommen 
wurden , der behördlichen Verfugung 
entzieht, begeht eine Uebertretung und 
ist mit Arrest bis zu sechs Monaten 
zu bestrafen (Ges. vom 25. Mai 1883, 
Nr. 78, R. G. B.). Vgl. Dr. Gustav 
Zistler, Nr. 78—80 der Gerichts- 
halle von 1883. 

Exeeutlv-eenralt, s. Voll- 
zugsgewalt. 

Ex. oflTo-Vertreter, der einer 
armen Partei zur Führung ihrer 
Rechtssache ämtlich beigegebene Ver- 
treter. Die Bewilligung eines solchen 
Vertreters hat vom Ausschusse der 
Advocatenkammer zu erfolgen ; mit 
der Bewilligung ist zugleich das Ar- 
menrecht (s. d.) verbunden. Gegen die 
Verweigerung steht dem Betheiligten 
die Beschwerde an das Oberlandes- 
gericht offen. Die Vergütung der baren 
Auslagen eines solchen Vertreters wird 
vom Staate vorgeschossen. Gelangt die 
vertretene Partei aus der Vertretung 
zu Zahlungsmitteln, so sind daraus 
vor allem die vorgemerkten Stempel, 
Gebühren und baren Auslagen des 
Staates und die Entlohnung des Ver- 
treters für Zeitaufwand und Mühe- 
waltung zu bestreiten. 

Expropriation, s. Enteig- 
nung. 



F. 



Faeultftt, Abtheilung einer Uni- 
versität (s. d.) 

Fallinieiit, s. Concurs. 
Fasten, s. Strafe. 
Faustpfand, s. Pfandrecht. 



Februar-Patent, Patent vom 
26. Februar 1861, Nr. 20 R.G.B. Dieses 
Patent ging von der grossen Idee aus, 
für das ganze Reich einen kräftig pul- 
sirenden, einheitlichen Constitutiona- 
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lismus zu schaffen. Durch das Februar- 
Patent wurde die im October-Diplom 
(s. d.) erwähnte weitgehende Compe- 
tenz der Landtage eingeschränkt und 
zur Vertretung desganzenReiches 
der w e i t e r e Reichsrath berufen ; neben 
diesem weiteren Reichsrathe bestand 
ein engerer, an welchem die Mit- 
glieder der imgarischen Länder nicht 
theilnehmen durften, da diesem nur 
jene Gegenstände der Gesetzgebung 
zugewiesen waren, welche den deutsch- 
slavischen Ländern gemeinsam, und 
nicht ausdrücklich den Landtagen vor- 
behalten waren. Diese Verfassung, 
deren Seele der Minister Schmerling 
var, scheiterte (186(>) an dem Wieder- 
stande der Ungarn, indem Letztere den 
Reichsrath nicht besuchten. Von dem 
Februar-Patente sind noch die als 
Beilagen desselben veröffentlichten Lan- 
desordnungen in Kraft, während das mit 
jenem Patente kundgemachte „Grund- 
gesetz über die Reichsvertretung" für 
^isleithanien durch das Staatsgrund- 
gesetz vom 21. December 1867, Nr 141 
R.G.B., und für die Länder der ungari- 
i^rhen Krone durch die wiederherge- 
stellte Verfassung von 1847—1848 er- 
setzt wurde. Das Februar-Patent lautet : 
-Nachdem Wir in Unserem zur Rege- 
lung der staatsrechtlichen Verhältnisse 
der Monarchie am 20. October 1860 
erlassenen Diplome auf Grundlage der 
pragmatischen Sanction und kraft Unse- 
rer Machtvollkommenheit, zu Unserer 
^'igenen und so auch zur Richtschnur 
Unserer gesetzlichen Nachfolger in der 
Regierung, zu beschliessen und zu ver- 
ordnen gefunden haben, dass das Recht, 
^iesetze zu geben, abzuändern und auf- 
zuheben nur unter Mitwirkung der 
Landtage, beziehungsweise des Reichs - 
rathes ausgeübt werden wird, und in 
Erwägung, dass dieses Recht, um in's 
^Verk gesetzt werden zu können, einer 

Dr. D Kanter, Oesterr. Staats-Lexikon. 



bestimmten Ordnung und Form der 
Ausübung bedarf, erklären, verordnen 
und verkünden Wir nach Anhörung 
Unseres Ministerrathes : I. Rücksicht- 
lich der Zusammensetzung des zur 
Reichs vertretung berufenen Reichs - 
rathes und des ihm in Unserem Diplome 
vom 20. October 1860 vorbehaltenen 
Rechtes der Mitwirkung bei der Gesetz- 
gebung genehmigen Wir das beiliegende 
Gesetz über die Reichsvertretung und 
verleihen ihm hiemit für die Gesammt- 
heit Unserer Königreiche und Länder 
die Kraft eines Staatsgrundgesetzes. 
II. In Bezug auf Unsere Königreiche 
Ungarn, Croatien und Slavonien, sowie 
auf Unser Grossfürstenthum Sieben- 
bürgen, haben Wir in Absicht auf die 
Wiederherstellung der früheren Landes- 
verfassungen im Einklänge mit Unserem 
erwähnten Diplome und innerhalb der 
in demselben festgesetzten Grenzen, 
mittelst Unserer Handschreiben vom 
20. October 1860 bereits die geeigneten 
Verfügungen getroffen. III. Für Unsere 
Königreiche : Böhmen, Dalmatien, Gali- 
zien und Lodomerien mit den Herzog- 
thümem Auschwitz und Zator und dem 
Grossherzogthume Krakau; Unsere 
Erzherzogthümer: Oesterreich unter 
der Enns und Oesterreich ob der Enns ; 
Unsere Herzogthümer : Krain,Bukowina ; 
Unsere Markgrafschaften : Mähren ; 
Unser Herzogthum: Ober- und Nieder- 
Schlesien ; Unsere Markgrafschaft 
Istrien sammt den gefürsteten Graf- 
schaften Görz und Gradiska und der 
Stadt Triest mit ihrem Gebiete; und 
für das Land Vorarlberg finden Wir, 
um die Rechte und Freiheiten der ge- 
treuen Stände dieser Königreiche und 
Länder nach den Verhältnissen und 
Bedürfnissen der Gegenwart zu ent- 
wickeln, umzubilden und mit dem Inte- 
resse der Gesammtmonarchie in Ein- 
klang zu bringen, die beiliegenden 
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Landesorduungen und Wahlordnungen 
zu genehmigen und verleihen jeder 
einzelnen fbr das betreffende Land die 
Kraft eines Staatsgrundgesetzes. Jedoch 
kann, nachdem Wir über die staats- 
rechtliche Stellung Unseres König- 
reiches Dalmatien zu Unseren König- 
reichen Kroatien und Slavonien noch 
nicht endgiltig entschieden haben, die 
für Unser Königreich Dalmatien erlas- 
sene Landesordnung dermal noch nicht 
vollständig inWirksamkeit treten.IV.Um 
die mit den Patenten vom 20. October 
1860 für Unsere Herzogthümer Steier- 
mark, Kärnten und Salzburg, dann fUr 
Unsere geftirstete Grafschaft Tirol er- 
lassenen Statute mit jenen Bestimmun- 
gen in Einklang zu bringen, welche 
in den am heutigen Tage von Uns ge- 
nehmigten Landesordnungen grundsätz- 
lich aufgenommen sind ; um den Landes- 
vertretungen der eingangserwähnten 
Länder jene ausgedehnteren Befugnisse 
zu gewähren, die Wir den Vertretern 
der übrigen Kronländem zu bewilligen 
Uns bestimmt gefunden haben; um 
endlich Unsere unterm 5. Jänner 1861 
über das Wahlrecht erlassenen Ver- 
fügungen auch in Steiermark, Kärnten, 
Salzburg und Tirol gleichmässig zur 
Ausführung zu bringen, haben Wir 
in Erweiterung und Umänderung der 
bereits erlassenen Landesstatute die 
beiliegenden neuen Landesordnungen 
für Steiermark, Kärnten, Salzburg und 
Tirol zu genehmigen befunden. V. In- 
dem wir in Betreff Unseres lombardisch- 
venetianischen Königreiches Unserem 
Staatsminister zugleich den Auftrag er- 
theilen, Uns eine auf gleichen Grund- 
sätzen ruhende Landesverfassung im ge 
eigneten Zeitpunkte vorzulegen, tiber- 
tragen Wir mittlerweile den Congrega- 
tionen desKönigreiches,als seiner dermal 
bestehenden Vertretung, das Recht, die 
bestimmte Zahl von Mitgliedern in den 



Reichsrath zu entsenden. VL Nachdem 
theils durch die vorausgängigen Grund- 
gesetze, theils durch die wieder in's 
Leben gerufenen, theils durch die 
mittelst der neuen Grundgesetze ge- 
schaffenen Verfassungen das Fundament 
der staatsrechtlichen Verhältnisse Unse- 
res Reiches festgestellt und insbeson- 
dere die Vertretung Unserer Völker 
gegliedert, auch ihre Theilnahme an 
der Gesetzgebung und Verwaltung ge- 
ordnet ist, so verkünden Wir hiermit 
diesen ganzen Inbegriff von Grundge- 
setzen als die Verfassung Unseres 
Reiches, wollen und werden unter 
dem Schutze des Allmächtigen diese 
hiemit feierlich verkündeten und ange- 
lobten Normen nicht nur unverbrüch- 
lich befolgen und halten, sondern ver- 
pflichten auch Unsere Nachfolger in 
der Regierung, sie unverbrüchlich zu 
befolgen, zu halten, und dies auch 
bei ihrer Thronbesteigung in dem dar- 
über zu erlassenden Manifeste anzuge- 
loben. Wir erklären hiemit auch den 
festen Entschluss, sie mit alP Unserer 
kaiserlichen Macht gegen jeden Angriff 
zu schirmen und darauf zu sehen, dass 
sie von jedermann befolgt und gehalten 
werden. Wir befehlen, dass dieses 
Patent sammt den mittelst desselben 
verkündeten Staatsgrundgesetzen über 
die Reichs- und Landesvertretuug in 
der Form kaiserlicher Diplome ausge- 
fertigt, in Unserem Haus-, Hof- und 
Staatsarchive, sowie auch seinerzeit 
das Grundgesetz über die Reichsver- 
tretung nebst den für jedes Land be- 
stimmten besonderen Grundgesetzen in 
den Archiven Unserer Königreiche und 
Länder niedergelegt und aufbewahrt 
werden." 

FeldfVewely alle wie immer ge- 
arteten Verletzungen oder Beschädi- 
gungen des Feldgutes, welche nicht 
unter die Bestimmungen des allgemeinen 
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Strafgesetzes fallen. Unter Feldgut 
werden alle Gegenstände begriffen, 
welche mit dem Betriebe der Land- 
undForstwirthschaft im weitesten Sinne 
im unmittelbaren oder mittelbaren Zu- 
sammenhange stehen, insolange sie sich 
auf offenem Felde befinden. Es sind 
daher ebensowohl die Grundstücke 
selbst, wie Aecker, Wiesen, Gärten, 
Weingärten, Obstbäume und Pflan- 
zungen aller Art, Presshäuser, Heu- 
stadeln , Bienenhäuser , Feldhütten, 
Zäune, Hecken, Alleen, Fischteiche, 
Be- und Entwässerung8anlagen,Dämme, 
Wasserwerke und Leitungen, Feldwege 
und Stege, Feldbrunnen u. s. w. zum 
Feldgute zu rechnen, als auch alle noch 
nicht eingebrachten Früchte und Saaten, 
Heu- und Fruchtschober, die auf dem 
Felde zurückgelassenen landwirth- 
schaftlichen Geräthe und Werkzeuge, 
das Zug- und Weidevieh. Ueber Feld- 
frevel urtheilt in erster Instanz in der 
Regel der Gemeindevorsteher jener 
Gemeinde, in deren Gebiete die Ge- 
setzesübertretung begangen wurde ; der 
Gemeindevorsteher ist in solchen Fällen 
berechtigt, Geldstrafen bis vierzig Gul- 
den oder Arrest bis zur Dauer von 
acht Tagen zu verhängen; das dies- 
fallige Erkenntniss hat auch den zu 
leistenden Schadenersatz festzustellen. 
Durch Verjährung erlischt Unter- 
suchung und Bestrafung der Feldfrevel, 
wenn der Frevler binnen drei Monaten 
vom Tage des begangenen Frevels nicht 
in Untersuchung gezogen ist. Die aus 
einem durch Verjährung erloschenen 
Feldfrevel herrührenden Schadenersatz- 
ansprüche sind bei Gericht einzuklagen 
(Min. Vrdg. v. 20. Jänner 1860, Nr. 28 
K. G. B.). 

Feldmarselially Bezüge des, 
s. Gage. 

Feldsaperlor, Bezüge des, 
s. Gage. 



Feldzeii||fiiiel8ter9 Bezüge 
des, s. Gagen. 

Feste, s. Versammlungs- 
recht. 

Feudal, das Lehenwesen be- 
treffend (feudum, Lehengut). Feuda- 
lismus, Bezeichnung für das Lehen- 
wesen und die mit demselben bis zum 
Jahre 1848 verbunden gewesenen Vor- 
rechte des Adels auf Steuerfreiheit, 
Militärfreiheit , besonderen adeligen 
Gerichtsstand, unentgeltliche Dienst- 
leistung (Robot) und Naturalabgaben 
(Zehent) von Seite der lehenspflichtigen 
Bauern. Feudaler, Anhänger des 
Strebens nach einer privilegirten staats- 
rechtlichen Stellung des Adels. 

Fliiaiizdlreetor , Vorstand 
einer Finanzdirection. Was die Bezüge 
des Finanzdirectors betrifft s. Gehalte. 

Finanz- liaiidesdireetor, 
Vorstand einer Finanz-Landesdirec- 
tion. Was die Bezüge des Finanz- 
Landesdirectors betrifft s. Gehalte. 

Finanz - Ifllnlsterluni, 
oberste Behörde in Finanzangelegen- 
heiten Cisleithaniens. Diesem Ministe- 
rium sind untergeordnet: die Finanz- 
Landesdirectionen (7) und die Fiuanz- 
Directionen(7). Ausserdem unterstehen 
diesem Ministerium die Staatscentral- 
casse, das Ministerialzahlamt, die 
Staatsschuldendirection mit der Staats- 
schuldencasse, die Lottogefällsdirection, 
die Generaldirection der Tabakregie, 
das Hauptmünzamt, das Generalpro- 
bieramt und das Hauptpunzierungsamt, 
die Directionen in Dicasterialgebäude- 
Angelegenheiten und der Hof- und 
Staatsdruckerei, alle in Wien, und die 
6 alpinen Salinenverwaltungen. Betreffs 
der in einzelnen Kronländem befind- 
lichen Organe der Finanzverwaltung 
s. die Einzelartikel der Kronländer. 

Flnanzproeuraturen, Be> 
hörden, welche die Bestimmung haben, 

5* 
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das Staatsvermögen, die öffentlichen 
Fonde, Stiftungen und Kirchen gericht- 
lich zu vertreten und allen Administrativ- 
behörden als Rechtsberather zu dienen. 
Finanzprocuraturen bestehen in allen 
Kronländem mit Ausnahme von Schle- 
sien. Die Finanzprocuraturen sind dem 
Finanzministerium mittelbar durch die 
Präsidenten der Finanzlandesbehörden 
subordinirt. (Dienstinstruction vom 
16. Februar 1855, Nr. 34 R. G. B.) 
Finanz^iresen. Das Ziel einer 
rationellen Staatsfinanzgebahrung ist 
darauf gerichtet, dass sich die Staatsein- 
nahmen und Staatsausgaben das 
Gleichgewicht halten. Dieser Zu- 
stand des Finanzgleichgewichtes wird 
deshalb als der rationellste angesehen, 
weil in dem Falle, wenn sich in 
der Finanzgebahrung namhafte Ueber- 
schtisse ergeben, letztere in den Hän- 
den des Staates in der Regel nicht 
so productiv verwerthet werden, als 
wenn sie sich im Besitze von Privaten 
befinden ; tritt jedoch der entgegen- 
gesetzte Fall ein, dass nämlich die 
Staatsausgaben die Staatseinnahmen 
tibersteigen (Deficit, s. d.), so er- 
wächst dem betreffenden Staate eine 
Zinsenlast, welche so gross werden 
kann, dass derselbe wegen erschütter- 
ten Credites in seiner inneren und 
äusseren Freiheit lahm gelegt wird. 
Ob in einem Staate das Finanzgleich- 
gewicht besteht, entnimmt man aus 
dessen periodisch vorhinein festzu- 
setzendem Budget (Voranschlag des 
Staatshaushaltes). Das österreichische 
Budget für das Jahr 1883 stellt sich 
in grossen Umrissen folgendermassen 

dar: 

Staatsausgaben: 

Allerhöchster Hofstaat 4,650.000 fl. 

Cabinetskanzlei Seiner 

Majestät .... 70.515 „ 

Transport . . 4,720.515 fl. 



Transport . . 

Reichsrath 

Reichsgericht .... 

Ministerrath .... 

Beitragsleistung zum 
Aufwände für die ge- 
meinsamen Angele- 
genheiten 

Ministerium des Innern 

Ministerium fürLandes- 
vertheidigung . . . 

Älinisterium für Cultus 
und Unterricht . . 

Ministerium d.Finanzen 

Handels-Ministerium . 

Ackerbau-Ministerium 

Ministerium der Justiz 

Oberster Rechnungshof 

Pensions-Etat .... 

Subventionen und Do- 
tationen 

Staatsschuld .... 

Verwaltung der Staats- 
schuld 



4,720.515 fl. 

1,071.035 „ 

22.000 „ 

1,008.154 „ 



90,350.927 
17,996.803 

8,807.865 

18,461.445 
101,285.558 
61,934.513 
11,719.347 
20,898.441 
157.000 
15,144.900 

17,220.090 
120,240.703 

920.540 



Gesammtsumme des Er- 
fordernisses . . . . 



491,959.836 fl. 



Staatseinnahmen: 



Ministerrath .... 
Ministerium des Inneni 
Ministerium fürLandes- 
vertheidigung . . . 
Ministerium für Cultus 
und Unterricht . . 
Ministerium d.Finanzen 
Handels-Ministerium . 
Ackerbau - Ministerium 
Ministerium der Justiz 
Pensions-Etat .... 
Subventionen und Do- 
tationen 

Staatsschuld .... 
Verwaltung der Staats- 
schuld 



685.780 fl. 
1,022.632 , 

217.413 , 

5,218.498 „ 

388,612.618 , 

43,200.710 „ 

10,774.521 , 

662.326 , 

56.790 , 

275.313 , 
11,755.088 „ 

12.700 , 



Transport . . 462,494.389 fl. 
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Transport . . 462,494.369 fl. 

Einnahmen aus derVer- 
äasserung vom un- 
beweglichen Staats- 
eigenthume .... 149.5ÖÖ 

Rückzahlung auf den 
Bauvorschuss fÖrFal- 
kenau-Graslitz der 
BuschtehraderEisen- 
bahn sammt Zinsen- 
ausgleich 1,121.482 



n 



Gesammtsumme derBe- 

(leckung 463,765.371 fl. 

Das Budget für 1883 schliesst 
(lahermit'einemDeficitvon28,194.465fl. 
Unter den unter „Ministerium der 
Finanzen** zusammengefassten Ein- 
nahmeposten sind die hervorragend- 
steu: 



(inmdsteuer . . 
Gebäudesteuer . 
Erwerbsteuer . . . 
Einkommensteuer 
Verzehrungs steuern 
Salzgetalle . . 
Tabakgefälle . 
Lottogefälle . 
Stempel . . . 
Taxen und Gebühren 



33,000.000 fl. 
25,205.000 
9,500.000 
23,000.000 
85,358.600 
19,682.000 
67,800.000 
20,223.000 
17,100.000 



n 



n 



32,800t000 



24,500.000 



vonRechtsgeschäften 
Posten undTelegraphen 

Den Hauptnachtheil für eine gün- 
^ti{re Finanzlage des Staates bildet 
der Umstand, dass mehr als 41o'o der 
•obigen Staatseinnahmen durch das 
Eiiordemiss für Verzinsung und Til- 
gung der Staatsschuld imd Heeres - 
Auslagen consumirt werden. Unter den 
^taatsausgaben des Jahres 1883 figu- 
lirt die Auslage aus Anlass der Staats- 
schuld mit 121,161.243 fl. 

und die Auslagen für 
Militärzwecke ein- 
schliesslich der Land- 
wehr mit 83,513.103 „ 

204,674.346 fl. 



Die Finanzverwaltung obliegt dem 
k. k. Finanz-Ministerium und den dem- 
selben untergeordneten Organen. Die 
Staatspassiven siehe unter dem Ar- 
tikel Staatsschuld. Höchst nach- 
theilig auf den Xationalwohl stand und 
dadurch auf die Steigerung der Ein- 
nahmsquellen . des Staates wirkt ins- 
besondere der Umstand, dass die Gläu- 
biger der österr. Staatsschuld grössten- 
theils Ausländer sind. In Folge 
dieses Umstandes fliessen nämlich jähr- 
lich mehr als 80 Millionen Gulden 
Zinsen in das Ausland, was zur Folge 
hat, dass eine mächtige Bildung in- 
ländischen Capitals, dieses unumgäng- 
lich noth wendigen Factors für eine 
bedeutende Entwicklung von Industrie, 
Handel und vorgeschrittener Boden- 
cultur, erschwert wird. Hiezu tritt 
noch der weitere ungünstige Umstand, 
dass auch der grössere Theil der 
Werthpapiere österreichischer Ver- 
kehrs- und Industrieuntemehmungen 
in ausländischen Händen ist und daher 
auch der grössere Theil des Erträg- 
nisses dieser Unternehmungen in das 
Ausland (England, Frankreich etc.) 
fliesst. Es ist dies um so bedauer- 
licher, weil ein Staat, dessen Industrie 
vom Auslande durch Billigkeit der 
Erzeugnisse überragt wird, nicht im 
Stande ist, derartige Vermögensaus- 
wanderungen im Wege des Handels zu- 
rückzugewinnen (S.Handelsbilanz). 
Vgl. Beer, Die Finanzen Oesterreichs 
im XIX. Jahrhundert ; derselbe. Der 
Staatshaushalt Oesterreich - Ungarns 
seit 1868 (Prag 1881); „Oesterreichi- 
sches statistisches Handbuch*^, heraus- 
gegeben von der k. k. statistischen 
Central-Commission. 

Finanz - ^ü^issenseliafty 

Staats wirthschaftslehre, die 
Lehre von den Ausgaben und Ein- 
nahmen des Staates und von den Grund- 
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Sätzen, welche die Finanzver^altung 
des Staates beobachten soll. Vgl. Stein, 
L., Lehrbuch der Finanzwissenschaft 
fllr Staats- und Selbstverwaltung (2 Bde., 
1878); Rau-Wagner, Finanzwissen- 
8chaft(18H3); Bischof, A., Katechis- 
mus der Finanzwissenschaft. 

FinaiiaBzniey s. Zoll. 

Fiseu09 Aerar, Bezeichnungen 
fUr den Staat als Subject von Ver- 
mögensrechten. Je nach dem Verwal- 
tungszweige, in welchem der Staat als 
privates Rechtssubject auftritt, spricht 
man von einem Gebühren-, Steuer-, 
Post-, Domänenärar (Fiscus), es ist 
jedoch immer ein und dieselbe juristische 
Persönlichkeit, nämlich der Staat, wel- 
cher Rechte erwirbt oder Verbindlich- 
keiten eingeht. Wer den Fiscus in 
einem gegebenen Falle vertritt, setzen 
die Bestimmungen über die Organisa- 
tion der Behörden fest. Zu Veräusse- 
nmgs- und Belastungsgeschäften, welche 
das unbewegliche Staatseigenthum be- 
treflfen, ist ein zustimmender Beschluss 
des Reichsrathes erforderlich. Der 
Fiscus geniesst in privatrechtlicher 
Hinsicht insbesondere das Vorrecht 
einer längeren Verjährungsfrist. Als 
Geklagter untersteht der Fiscus in 
deiyenigen Fällen, in welchem sich die 
Competenz nach dem Wohnsitze richtet, 
demjenigen Gerichte, in dessen Sprengel 
der Amtssitz der Finanzprocuratur ge- 
legen ist, oder, wenn durch besondere 
Kundmachung -ein Fiscalvertreter für 
einen bestimmten Bezirk bleibend be- 
stellt ist, jenem Gerichte, in dessen 
Sprengel sich der Amtssitz dieses Ver- 
treters befindet. 

Flume^ königl. Freistadt nebst 
deren Gebiet , Flächeninhalt 19*5 
DKilom. (0-36 QU.), Einwohnerzahl 
21,634. Fiume mit Gebiet bildet einen 
zufolge XXX.ungarischenGesetzartikels 
vom Jahre 1868 der ungarischen Krone 



annectirten abgesonderten Landes- 
complex. 

F4lderall0iiiu09 österr., das 
Streben nach einer Gliederung Oester- 
reich-Ungams auf nationaler Grundlage 
mit möglichst weitgehendem Wirkungs- 
kreis der für die einzelnen nationalen 
Gebiete zu schaffenden Parlamente und 
mit möglichst ausgedehnter Selbstver- 
waltung dieser Nationalprovinzen. Pa- 
lacky's föderalistisches Neugestaltungs- 
project des Jahres 1848 beantragte 
8 nationale Landesgruppen: l.Deutsch- 
Oesterreich (Alpenländer, das deutsche 
Böhmen und Mähren); 2. Czechisch- 
Oesterreich (das slavische Böhmen und 
Mähren, Schlesien und die ungarische 
Slovakei) ; 3. Polnisch-Oesterreich (Ga- 
lizien, Bukowina und die ruthenischen 
Comitate Oberungams); 4. lUyrisch- 
Oesterreich (Slavonien, Littorale, Krain, 
das slavische Steiermark und Kärnten); 
5. Italienisch- Oesterreich (Lombardei, 
Venedig, Welschtirol); 6. Südslavisch- 
Oesterreich (Croatien, Dalmatien und 
serbische Wojwodina); 7. das magya- 
rische Ungarn und Siebenbürgen; 8. die 
walachischen Provinzen (das rumäni- 
sche Ungarn, Siebenbürgen und Bu- 
kowinaland). Der Föderalismus ist also 
die praktische Anwendung des Natio- 
nalitätsprincipes auf österr. Verhält- 
nisse. Die Föderalisten (Anhänger dieser 
Parteirichtung) und die Autonomisten 
stimmen insofeme überein, als die 
Tendenz beider auf eine möglichste 
Schmälerung des Wirkungskreises der 
Centralvertretung und Erweiterung des 
Wirkungskreises der Provinzialvertre- 
tungen (Landtage) gerichtet ist; sie 
unterscheiden sich jedoch insofeme, als 
die Autonomisten die bisherigen Länder- 
grenzen aufrecht erhalten wissen wollen, 
während -das Streben der Föderalisten 
auch auf eine neue Provinzialeintheilung 
gerichtet ist, bei welcher die Provinz- 
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grenzen thunlichst mit der Sprachgrenze 
zusammenfallen sollen ; die czechischen 
Föderalisten begnügen sich jedoch mit 
dem nicht, sondern begehren die poli- 
tische Vereinigung der ganzen gegen- 
wärtigen Provinzen Böhmen, Mähren 
und Schlesien unter einem General- 
landtag. Die Verwirklichung dieser Ab- 
sicht würde zur Folge haben, dass 
mehr als 3 Millionen Deutsche in ein 
dauerhaftes politisches Unterordnungs- 
Yerhältniss unter die Angehörigen der 
czechischen Nationalität gelangen 
würden. 

Forsteeltule, s. Schulwesen. 

Fortsehritt^ politischer, 
das Anpassen der staatlichen Thätig- 
keit an die jeweiligen wahren Bedürf- 
nisse des Volkes. Das Wesen des Fort- 
schrittes besteht in dem Grundsatze, 
dass nicht die Erhaltung der bestehen- 
den öffentlichen Einrichtungen an sich, 
sondern die Befriedigung der Bedürf- 
nisse des Volkes mit den jeweilig als 
besterkannten Mitteln den Zielpunkt 
der Gesetzgebung und Staatsverwaltung 
zu bilden hat. Der Gegensatz von Fort- 
schritt ist Rückschritt (s. d.). Da der 
Fortschritt einen Programmpunkt der 
liberalen Partei bildet, so ist fort- 
schrittlich gegenwärtig gleichbedeu- 
tend mit „liberal* (s. Liberalismus). 

Franz Jloseph-Ordeii, s. 
Orden. 

Frauen^ Wahlrecht der, in den 
Heichsrath, s. Keichsrathswahlordnung. 
Betreffs des W^ahlrechtes der Frauen 
zu den Landtagen s. die Länderartikel 
Oesterreich unter der Enns, Oesterreich 
ob der Enns, Steiermark etc. Zufolge 
der diesfalligen Bestimmungen steht 
den Frauen ein Wahlrecht nur in der 
Wählerclasse des Grossgrundbesitzes 
zu, und zwar können sie dieses nur 
durch Bevollmächtigte ausüben. 

Freiliandely s. Handel. 



Friedeek , 5000 Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch Gesetz vom 8. December 1869, 
Nr.4L.G.B. für 1870. DerGemeinde- 
rath (Gemeindevertretung) besteht aus 
18 Mitgliedern. Betreffs des Wahlrechtes 
imd der Wählbarkeit zur Gemeinde- 
vertretung s. Gemeindewahl; betreffs 
des Wirkungskreises der Gemeindever- 
tretung s. Städte. 

Froliiidieiisty s. Robot. 

FunetionszulaKe^ Zulage zu 
dem Gehalte der Staatsbeamten der 
obersten vier Rangclassen. (lieber die 
Höhe der Functionszulage s. Gehalte). 

Fundamentalartikel^ Be- 
zeichnung für die von der czechischen 
Partei des böhmischen Landtages im 
Jahre 1871 unter dem Ministerium 
Hohenwart in einer Adresse dieses 
Landtages an den Kaiser formulirten 
Wünsche betreffs der staatsrechtlichen 
Stellung der Provinz Böhmen zur 
gesammten Monarchie. Das Wesen der 
Fundamentalartikel geht dahin, für 
Böhmen ein ähnliches Selbstbestim- 
raungsrecht (Autonomie) zu begründen, 
wie es Ungarn hat. In der Einleitung 
zu den Funtamentalartikeln wird ge- 
sagt, dass an dem im Jahre 1867 ge- 
troffenen Ausgleiche mit Ungarn voll- 
inhaltlich festgehalten werden soll. 
Die Fundamentalartikel selbst lauten: 

„I. Das Königreich Böhmen erkennt 
nachfolgende Angelegenheiten als allen 
Königreichen und Ländern der Mo- 
narchie gemeinsame an: a) die aus- 
wärtigen Angelegenheiten mit Ein- 
schluss der diplomatischen und com- 
merciellen Vertretung dem Auslande 
gegenüber, sowie die in Betreff der 
internationalen Verträge etwa noth- 
wendigen Verfügungen ; h) das Kriegs- 
wesen mit Inbegriff der Kriegsmarine, 
jedoch mit Ausschluss der Recruten- 
be willigung und der Gesetzgebung über 
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die Art und Weise der Erfüllung der 
Wehrpflicht, der Verfügungen hinsicht- 
lich der Dislocirung und Verpflegung 
des Heeres, femer der Regelung der 
bürgerlichen Verhältnisse und der sich 
nicht auf den Militärdienst beziehen- 
den Rechte und Verpflichtungen der 
Mitglieder des Heeres ; c) das Finanz- 
wesen rticksichtlich der gemeinschaft- 
lich zu bestreitenden Auslagen, ins- 
besondere die Festsetzung des dies- 
fälligen Budgets und die Prüfung der 
darauf bezüglichen Rechnungen. 

H. Die Verwaltung der gemeinsa- 
men Angelegenheiten wird durch ein 
gemeinsames Ministerium besorgt, 
welchem jedoch in Gemässheit des mit 
dem Königreiche Ungarn bestehenden 
Uebereinkommens nicht gestattet ist, 
andere als die gemeinsamen Angelegen- 
heiten zu verwalten. Die Anordnungen 
in Betreff der Leitung, Führung und 
inneren Organisation der gesammten 
Armee stehen ausschliesslich dem 
Kaiser und Könige zu. 

ni. Das Königreich Böhmen an- 
erkennt, dass das Gesetzgebungsrecht 
in Betreff der gemeinsamen Angelegen- 
heiten mittelst zu entsendender Dele- 
gationen ausgeübt werde , und zwar 
soll in Gemässheit des mit dem König- 
reiche Ungarn getroffenen Ueberein- 
kommens eine Delegation durch den 
Reichstag dieses Königreiches, die an- 
dere von den übrigen Königreichen 
und Ländern in constitutioneller Weise 
entsendet werden. 

IV. Der Landtag des Königreiches 
Böhmen wählt in diese Delegation aus 
seiner Mitte 15 Delegirte und 8 Er- 
satzmänner. Die Wahl der Delegirten 
und Ersatzmänner wird alljährlich er- 
neuert. Bis dahin verbleiben die De- 
legirten und Ersatzmänner in ihrer 
Function. Die abgetretenen Mitglieder 
der Delegation können in dieselbe 



wieder gewählt werden. Der Austritt 
aus dem Landtage hat auch den Aus- 
tritt aus der Delegation zur Folge. 
Die Delegirten haben ihr Stimmrecht 
persönlich auszuüben. Kommt ein De- 
legirter oder ein Ersatzmann in Ab- 
gang, so ist eine neue Wahl vorzu- 
nehmen. Ist der Landtag nicht ver- 
sammelt, so hat an die Stelle des ab- 
gängigen Delegirten dessen Ersatzmann 
einzutreten. Wird der Landtag auf- 
gelöst, so erlischt auch die Wirksam- 
keit der landtäglichen Delegirten. Der 
neu zusammentretende Landtag wählt 
neue Delegirte. Die Delegirten und 
Ersatzmänner haben von dem Land- 
tage keine Instructionen anzunehmen. 
Sie geniessen in der Eigenschaft als 
Delegirte die nämliche Unverletzlich- 
keit und UnVerantwortlichkeit, welche 
ihnen als Mitgliedern des Landtages 
nach der Landes Ordnung zusteht. Die 
diesfalls dem Landtage eingeräumten 
Befugnisse kommen, insofern nicht der 
Landtag gleichzeitig versammelt ist, 
rücksichtlich der Delegirten der Dele- 
gation zu. 

V. Das Königreich Böhmen nimmt 
ferner jene Bestimmungen als giltig an, 
welche über die Einrichtung, den Wir- 
kungskreis und die Geschäftsbehand- 
lung der Delegationen mit dem König- 
reiche Ungarn vereinbart sind. (Es 
werden sohin die diesfälligen Bestim- 
mungen speciell angeft\hrt). 

VI. Das Königreich Böhmen tritt 
dem Uebereinkommen mit dem König- 
reiche Ungarn bei, wonach zur Bestrei- 
tung des Aufwandes für die in 
Art. I allen Königreichen und Ländern 
der Monarchie als gemeinsam aner- 
kannten Angelegenheiten die Länder 
der ungarischen Krone 30% die übri- 
gen Königreiche und Länder IO^q bei- 
zutragen haben. Von jenem Aufwände 
soll in Gemässheit des nachträglich 
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mit dem Königreiche Ungarn geschlos- 
senen Uebereinkommens die aus Anlas s 
der successiven Provinzialisirung der 
Militärgrenze zu Lasten des König- 
reiches Ungarn allein in Eechnung 
gekommene, dermal mit-yio% l>e- 
zifferte und bis zu 2% steigende Quote 
vorerst in Abzug gebracht werden. 
Von dem Reinerträgnisse des als ge- 
meinsame Einnahme erklärten Zollge- 
fälles werden vor allem die Steuer- 
restitutionen fiir die über die gemein- 
same Zolllinie ausgeführten, versteu- 
erten Gegenstände bestritten und der 
Rest ist zur Deckung des Aufwandes 
für die gemeinsamen Angelegenheiten 
zu verwenden und deshalb von dem 
Erfordernisse für gemeinsame Angele- 
genheiten vorweg abzuziehen. Kraft 
dieses Uebereinkommens sind die Län- 
der der Krone Ungarn einerseits und 
die übrigen Königreiche und Länder 
andererseits verpflichtet, zur Deckung 
ihrer Beiträge jeden Monat eine Quote 
ihrer Monatseinnahmen in Abfuhr zu 
bringen, welche zu diesen in demselben 
Verhältnisse steht, wie die Summe jener 
Beiträge zur Gesammtsumme des Aus- 
gäbsbudgets des betreffenden Jahres, 
und sind diese Königreiche und Länder 
in dem Falle, als die Gesammtsumme 
der monatlichen Quoten die Summe 
jener Beiträge nicht erreichen sollte, 
verpflichtet, die Differenz ohne Rück- 
sicht auf ihre Einnahmen und in sol- 
chen Zeiträumen abzuführen, dass der 
gemeinsame Finanzhaushalt nicht in's 
Stocken gerathe. Diese Bestimmungen 
gelten bis letzten December 1877. 

Vn. Das Königreich Böhmen an- 
erkennt femer das Uebereinkommen 
in Betreff der Beitragsleistung der 
Länder der ungarischen Krone zu den 
Kosten der allgemeinen Staatsschuld, 
welches diesen Artikeln in verificirter 
Abschrift beigefügt ist. 



VIII. Das Königreich Böhmen an- 
erkennt nicht minder das mit dem 
Königreiche Ungarn abgeschlossene 
Handelsbündnis s , welches diesem Ar- 
tikel gleichfalls in verificirter Abschrift 
beigeschlossen ist, für die Dauer, auf 
welche dasselbe geschlossen wurde. 

IX. Alle das Königreich Böhmen 
betreffenden Angelegenheiten , welche 
nicht als allen Königreichen und Län- 
dern der Monarchie gemeinsam (Art. I) 
erklärt sind , gehören grundsätzlich 
der Gesetzgebung des böhmischen 
Landtages, beziehungsweise der Ver- 
waltung der böhmischen Landesregie- 
rung an. 

X. Weil es aber ausser den als 
der ganzen Monarchie gemeinsam 
erklärten Angelegenheiten noch solche 
gibt, deren gemeinschaftliche Behand- 
lung im Interesse der Monarchie und 
im Interesse der Königreiche und 
Länder selbst rathsam und wünschens- 
werth ist, übrigens auch in dem von 
dem Königreiche Böhmen angenom- 
menen Uebereinkommen mit dem Kö- 
nigreiche Ungarn gewisse Gegenstände 
als solche bezeichnet worden sind, 
welche zwar nicht gemeinsam, doch 
nach gleichen , von Zeit zu Zeit zu 
vereinbarenden Grundsätzen verwaltet 
werden sollen, so erkennt der Land- 
tag das Bedürfniss an, für die Be- 
handlung solcher Angelegenheiten eine 
Vorsorge zu treffen. 

XI. Als solche Angelegenheiten wer- 
den erklärt : 1 . Die commerciellen An- 
gelegenheiten, speciell die Zollgesetz- 
gebung, die Gesetzgebung über Handels-, 
See- und Wechselrecht, über Mass- und 
Gewicht, über Erfindungspatente, über 
Marken- und Musterschutz, über den 
Schutz geistigen Eigenthums, dann über 
Zettelbanken, insolange diese in der gan- 
zenMonarchie nach gleichenGrundsätzen 
behandelt werden. 2. Die Gesetzgebung 
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über die mit der industriellen Production 
in enger Verbindung stehenden indirec- 
ten Abgaben, dann über Monopole, Re- 
galien und über Stempel und Gebühren. 
Die Gesetzgebung über Stempel und Ge- 
bühren darf jedoch das Getzgebungs- 
recht des Landtages in Justizangelegen- 
heiten weder beirren, noch beeinträch- 
tigen. 3. Die Feststellung des Münz- 
wesens und des Geldfusses. 4. Die 
Verfügungen bezüglich jener Commiini- 
cationsanstalten (Eisenbahnen, Post, 
Telegraphen, Schifffahrt), von welchen 
durch den für diese gemeinsamen An- 
gelegenheiten zu bestellenden Vertre- 
tungskörper erkannt wird, dass sie das 
Interesse der ganzen Monarchie oder 
mehrerer Länder derselben berühren, 
oder welche mehrere Länderverwal- 
tungsgebiete verbinden; femer die Ge- 
setzgebung und Verwaltung Über Tele- 
graphen-, Post-, Eisenbahn- und Schiff- 
fahrtswesen, soweit sich dieselbe auf 
die oben angeführten gemeinsamen 
Communicationsanstalten und deren 
Betrieb bezieht, dann soferne die Fest- 
haltung gleicher Grundsätze in Bezug 
auf den Betrieb von Communications- 
mitteln zu dem Zwecke nothwendig ist, 
um deren gleichmässige, den militäri- 
schen und commerciellen Bedürfnissen, 
sowie den Anforderungen der Sicher- 
heitspolizei entsprechende Benützung 
allseitig zu gewährleisten. 5. Die Fest- 
stellung des Wehrsystems, femer jene 
Angelegenheiten, welche sich auf die 
Art und Weise, sowie auf die Ordnung 
und Dauer der Militärpflicht beziehen, 
insbesondere die wiederkehrende Be- 
willigung der Anzahl der auszuheben- 
den Slannschaft für das stehende Heer 
und die Ersatzreserve unter Festhal- 
tung des Massstabes der Bevölkerungs- 
ziffer bei deren Auftheilung; in Bezug 
auf Vorspannsleistung, Verpflegung und 
Einquartierung des Heeres die Bestim- 



mung der bezüglichen Gebühren des 
Heeres und der dafür aus dem Militär- 
ärar zu leistenden Vergütung; endlich 
alle jene Gesetze, welche zur Erhal- 
tung der Einheit und Schlagfertigkeit 
des Herres erforderlich sind, als: die 
Gesetze über die Evidenzhaltung der 
Urlauber und Reservisten, über die 
Versorgung der Unterofficiere, über 
Pferdeconscription, das Militärstraf- 
gesetz u. s. w. Wenn es sich um Aende- 
rung in dem Massstabe der Aufthei- 
lung der auszuhebenden Mannschaft 
handeln sollte, so ist hiezu die Zu- 
stimmung des Landtages nothwendig. 
Welche die Landwehr betreffenden An- 
gelegenheiten der Gesetzgebung oder 
Verwaltung des Landes vorbehalten 
werden sollen, wird weiterer Regelung 
vorbehalten. 6. Im Bereiche der Finan- 
zen : a) Das Staatsschuldenwesen, 
namentlich die Gebahrung und Controle 
der bestehenden fundirten und schweben- 
den Schuld nach Massgabe der bestehen- 
den Uebereinkommen mit dem König- 
reiche Ungarn, femer die Zustimmung 
zur Contrahirung eines neuen Anlehens 
in jenen Fällen, in welchen es sich in 
Durchführimg des mit dem Königreiche 
Ungarn bestehenden Uebereinkommens 
um Aufnahme eines gemeinsamen An- 
lehens zur Deckung des Aufwandes für 
die der Monarchie gemeinsamen Ange- 
legenheiten handelt, und in Fällen, wo 
ein gemeinsames Anlehen mit dem 
Königreiche Ungarn zur Deckung dieses 
Aufwandes nicht beschlossen wird, die 
Entscheidung, ob dieses Erfordemiss 
durch quotale Auftheilung oder durch 
eine gemeinschaftliche Creditoperation 
zu decken ist; endlich eventuell die 
Zustimmung zur Aufnahme einer schwe- 
benden Schuld zur zeitweisen Deckung 
ausserordentlichen Finanzaufwandes, 
doch darf der Betrag derselben den vier- 
ten Theil des ordentlichen Ausgabenbud- 
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gets des betreffenden Jahres nicht über- 
steigen; h) das unbewegliche gemein- 
same Staatsvermögen unbeschadet des 
Eigenthums- oder sonstiger Rechts- 
ansprüche der Königreiche und Länder; 
c) die Veranschlagung der Auslagen 
für die Verwaltung der im gegenwär- 
tigen Artikel angeführten Angelegen- 
heiten und der Bedeckung derselben 
lind die Rechnungslegung darüber. End- 
lich wird aus gewichtigen Rücksichten 
auch 7. die Gesetzgebung über Staats- 
bärgerschaft und über Aufenthalt und 
zeitweise Niederlassung von Ausländem 
diesen Angelegenheiten beigezählt. 

XII. In Würdigung des im Art. X 
anerkannten Bedürfnisses ist das König- 
reich Böhmenzu einemUebereinkommen 
mit den übrigen nicht zur ungarischen 
Krone gehörigen Königreichen und Län- 
dern zu dem Zwecke bereit, dass, in- 
solange nicht dun h freie Vereinbarung 
eine andere Anordnung getroffen wird, 
die dem Königreiche Böhmen im Sinne 
des Art. IX. zustehende Legislation 
in den im vorhergehenden Artikel an- 
geführten Angelegenheiten auf einen 
Congress von durch die Landtage zu 
wählenden Delegirten übertragen werde. 

XIII. Das Königreich Böhmen wil- 
ligt femer ein, dass unter den im vor- 
hergehenden Artikel bezeichneten Be- 
dingungen die Verwaltung der im Art. 
XI aufgezählten Angelegenheiten einem 
Ministerium tibertragen werde, welches 
aus den für diese Angelegenheiten be- 
stellten Ressortministern, dann aus den 
Hofkanzlera, eventuell den denselben 
gleichgestellten Länderministem unter 
Wahrungeines angemessenen Stimmen- 
verhältnisses besteht. In dieser Stel- 
lung als Mitglied des Ministeriums 
und unter der ihm als solchem oblie- 
genden Verantwortlichkeit ist der königl. 
l>öhmische Hofkanzler zur Durchfüh- 
rung der im Delegirtencongresse be- 



schlossenen Gesetze, soweit hiezu die 
Mitwirkung der ihm unterstehenden 
Organe einzutreten hat, verpflichtet. 
Die oberste Verwaltung der derLandes- 
legislation angehörenden Angelegen- 
heiten dagegen steht in den Ländern 
der Krone Böhmens dem königlich 
böhmischen Hofkanzler zu; diesem 
allein obliegt auch die ministerielle 
Verantwortlichkeit für den Bereich 
dieser Gegenstände. 

XIV. Das Königreich Böhmen trägt 
zu dem nach Art. XI, G. c. von dem 
Delegirtencongresse veranschlagten un- 
bedeckten Erfordernisse des Aufwandes 
für die in diesem Artikel aufgezählten 
Angelegenheiten, zu welchen der auf 
die nicht ungarischen Königreiche und 
Länder entfallende Antheil an dem un- 
bedeckten Erfordernisse für die der 
ganzen Monarchie gemeinsamen Ange- 
legenheiten hinzuzurechnen ist, mit 
einer percentualen Quote bei, welche 
durch Vereinbarung im Wege landtäg- 
licher Deputationen zu ermitteln sein 
wird. Im gleichen Wege wird die von 
dem Königreiche Böhmen zu dem Er- 
fordernisse der allgemeinen Staatsschuld 
zu leistende Quote zu vereinbaren sein. 
Von den entfallenden Quoten ist jener 
Ertrag an Stempeln und Gebühren in 
Abschlag zu bringen, welcher im Lande 
eingeht. Die Quoten sind in zwölf 
Monatsraten alsPräcipuum der Landes - 
einkünfte in Abfuhr zu bringen. Die 
Art der Aufbringung dieser Quoten ist 
der Bestimmung der Landeslegislation 
überlassen. 

XV. Eine landtägliche Deputation 
wird unter Vermittlung der Regierung 
mit Deputationefl der übrigen König- 
reiche und Länder in Verhandlung zu 
treten haben, um a) die im vorher- 
gehenden Artikel erwähnten Quoten 
zu eraiitteln und b) zu vereinbaren, 
.ob der Ertrag der unter gemeinsamer 
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Verwaltung stehenden iudirecten Steu- 
ern von dem gemeinsamen Aufwände 
im Ganzen vorweg abzuziehen und 
nur das nach Abschlag derselben sich 
ergebende unbedeckte Erfordemiss nach 
Quoten aufzutheilen, oder ob der in 
jedem einzelnen Lande eingehende 
Ertrag jener Steuern der Quote des 
betreffenden Landes zu Gute zu rech- 
nen ist. Die Ei-mittlung der Quoten 
hat derart zu erfolgen, dass dieselben 
bei der Finanzgebahrung des Jahres 
1873 zur Geltung kommen und es 
werden die ermittelten Quoten bis zum 
Ablaufe des mit dem Königreiche 
Ungarn über die Beitragsleistung zu 
den gemeinsamen Angelegenheiten be- 
stehenden Uebereinkommens, d. i. bis 
letzten December 1877 zu gelten haben. 
Für das Finanzjahr 1872 werden der 
Landesregierung von den Finanzbehör- 
den jene Beträge zur Verfügung ge- 
stellt, welche nach dem Voranschlage 
für dieses Jahr auf die in die Landes- 
verwaltung übergehenden Angelegen- 
heiten pro rata temporis entfallen. In- 
solange die Deputationen zu keiner 
Vereinbarung über die Quoten gelangen, 
bestimmt den Antheil, nach welchem 
die einzelnen Länder zu dem gemein- 
schaftlichen Aufwände beizutragen 
haben, jedoch immer nur für das 
nächstkommende Jahr nach Anhörung 
des Senates, der Kaiser und es wird 
bis zum Zustandekommen jener Ver- 
einbarung der Ertrag an den unter 
gemeinsamer Verwaltung stehenden iu- 
directen Steuern von dem Gesammt- 
aufwande in Abschlag gebracht. 

XVI. Um in jeder Beziehung den 
bestehenden Berührungen zwischen den 
einzelnen Königreichen und Ländern 
gerecht zu werden, ist das Königreich 
Böhmen weiters bereit, in Bezug auf 
Heimatsrecht, Passwesen, Fremden- 
polizei, Volkszählung, Gegenseitigkeit 



in Vollstreckung richterlicher Urtheile 
und in Anerkennung von akademischen 
Würden imd Zeugnissen öffentlicher 
Unterrichtsanstalten, endlich in Bezug 
auf die Gesetzgebung über die Form 
der Behandlung der gemeinsamen An- 
gelegenheiten mit den übrigen König- 
reichen und Ländern Uebereinkommen 
zu treffen. Zu diesem Behufe haben 
Deputationen der Landtage zusammen- 
zutreten, welche die Art und Weise 
der Behandlung dieser Gegenstände 
zu vereinbaren haben. 

XVII. Von eben dieser Rücksicht 
geleitet, ist das Königreich Böhmen 
bereit, seine Zustimmung zu geben, 
dass zur Erledigung bestimmter, zur 
Verhandlung in den einzelnen Ver- 
tretungskörpem sich weniger eignen- 
der Angelegenheiten eine eigene un- 
abhängige Körperschaft, ein Senat, ge- 
bildet werde. In diesem Senate, wel- 
cher theils aus erblichen, theils und 
zwar zur Hälfte aus solchen Mitglie- 
dern zu bestehen hätte, welche über 
Tema-Vorschlag der Landtage von 
Sr. Majestät auf Lebensdauer zu er- 
nennen wären, müssten die einzelnen 
Königreiche und Länder im Verhält- 
nisse ihrer Bedeutung vertreten sein 
und würde es nur zur Erhöhung des 
Ansehens dieser Körperschaft beitra- 
gen, wenn auch die Prinzen des kai- 
serlichen Hauses und die Erzbischöfe 
und die Bischöfe fürstlichen Ranges 
darin ihren Platz nehmen würden. Als 
Gegenstände des Wirkungskreises die- 
ser Körperschaft werden erkannt: 
1. Die Prüfung und Genehmigung von 
Staats vertragen, welche das Reich oder 
einzelne Theile desselben belasten oder 
eine Gebietsänderung desselben zur 
Folge haben oder einzelnen Staats- 
bürgern Lasten auflegen. 2. Die Be- 
handlung jener Gegenstände, welche 
I sich auf Pflichten und Verhältnisse 
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der einzelnen Länder unter einander 
beziehen und die Entscheidung daraus 
entstehender Streitigkeiten, sobald eines 
der betreffenden Länder eine solche 
Entscheidung anruft. 3. Entscheidung 
von Fall zu Fall über Competenz- 
streitigkeiten zwischen dem Delegirten- 
congresse und den Landtagen auf 
Grundlage der Fundamentalgesetze 
über die dem Delegirtencongresse Über- 
tragenen Angelegenheiten. 4. Die Be- 
rathung und Beschlussfassung über 
Anträge auf Aenderungen der Funda- 
mentalgesetze über die dem Delegir- 
tencongresse zugewiesenen Angelegen- 
heiten aus eigener Initiative oder über 
AnregHng der Landtage oder der Re- 
gierung. 5. In den im Artikel XV. 
vorhergesehenen Fällen die Begut- 
achtung der von den Ländern zur 
Deckung des Finanzerfordernisses zu 
tragenden Antheile. 6. Die Judicatur 
in Fällen von Ministeranklagen wegen 
Verletzung der Gesetze in den dem 
Delegirtencongresse zugewiesenen An- 
gelegenheiten; endlich 7. die gutacht- 
liche Aeusserung über die im Art. XI. 
aufgezählten Angelegenheiten von Fall 
zu Fall, so oft Se. Majestät ein Gut- 
achten verlangt. In allen die Staats - 
lechtliche Stellung des Königreiches 
oder der Krone Böhmen betreffenden 
Angelegenheiten wird die Zustimmung 
des böhmischen Landtages vorbehalten. 
XVIII. Aenderungen an diesen, ein 
Landesgrundgesetz des Königreiches 
Böhmen bildenden Fundamentalartikeln 
können nur mit Zustimmung des Land- 
tages des Königreiches Böhmen erfol- 



gen und wird, wenn in dieser Eich- 
tung oder in Durchfühnmg dieser Fun- 
damentalartikel Deputationsverhand- 
lungen mit anderen Königreichen und 
Ländern einzutreten haben, das König- 
reich Böhmen, durch eine von seinem 
Landtage unmittelbar gewählte Depu- 
tation vertreten. — Diese Fundamental- 
artikel bildeten das staatsrechtliche 
Programm des Ministeriums Hohen- 
wart; bevor dieselben jedoch zurAus- 
fl\hrung kamen, wurde jenes Mini- 
sterium vom Kaiser entlassen. 

F uiidirte Seliuld^ S.Staats- 
schuld. 

Fundus instruetus (Z u- 
gehör, Pertinenz), Sachen, welche 
zum ordentlichen Wirthschaftsbetriebe 
einer unbeweglichen Sache gehören; 
sie werden vermöge einer Rechtsfiction 
ebenfalls für unbeweglich gehalten; 
sie sind an sich selbstständige Sachen, 
die aber zur Hauptsache hinzutreten, 
um den ökonomischen Zweck des un- 
beweglichen Gutes dauernd zu fördern, 
z. B. die Ackergeräthschaften bei einem 
landwirthschaftlichen Gute, die Wein- 
gartstöcke bei einer Weingartrealität. 
Die juristische Bedeutung einer Sache 
als fundus instructus liegt darin, dass 
die rechtlichenDispositionen,welche über 
das unbewegliche Gut getroffen werden, 
sich von selbst über dieses Zugehör 
erstrecken; so begreift z. B. die Ver- 
pfändung oder das Vermächtniss einer 
Realität auch den fundus instructus 
in sich. 

Für lauer 9 auch Friauler ge- 
nannt, s. Romanen. 



G. 



Ctaye (spr. gasch), Gehalt einer 
Militärperson. Die stabilen Bezüge der 
Militärpersonen sind die Gagen und 



die Unterkunftsgebühren. Die Militär- 
personen werden betreffs ihrer Bezüge 
in zwölf Diätenclassen eingetheilt. Es 
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stehen: iu der ersten DiätencI asse 
die Feldmarschälle mit 10.500 f). ; in 
der dritten Diätenclasse die Feld- 
zengmeister und der General der Ca- 
vallerie mit 8.400 fl.; in der vierten 
Diätenclasse die Feldmarschall-Li^u- 
tenants und der Sectionschef der Mi- 
litär-Intendanz mit 6.800 fl. ; in der 
fünften Diätenclasse die General- 
majore, der apostolische Feldvicar, der 
Generalstabsarzt, der Generalintendant 
und dieMinisterialräthe fürRechnungs- 
controle mit 4.200 fl. ; in der sechsten 
Diätenclasse die Oberste, die Ober- 
stabsärzte 1 . Classe, die Militär-Ober- 
intendanten, der Thierarznei-Instituts- 
director, die Oberrechnungsräthe, die 
Cassendirectoren, die Ober-Verpflegs- 
verwalter mit 3.000 fl. : in der sie- 
benten Diätenclasse die Oberstlieu- 
tenants, der Feldconsistorial-Director, 
die Oberstabsärzte 2. Classe, die Mi- 
litärintendanten, die Oberrechnungs- 
räthe 2. Classe, die Thierarznei- Insti- 
tuts-Professoren, die Cassendirectoren 
und Ober-Verpflegsverwalter 2. Classe 
mit 2.100 fl.; in der £(jj)±en Diäten- 
classe die Majore, der Consistorial- 
Secretär, die Militärpfarrer, Feldsupe- 
riore, Stabsärzte, die Militär-Unter- 
intendanten, die Zahlmeister, die Rech- 
luuigsräthe, die Verpflegsverwalter mit 
1.600 fl.; in der neunten Diätenclasse 
die Ilauptleute und Rittmeister 1. Classe, 
die Consistorial - Secretäre 2. Classe, 
die Militärcuraten und Capläne, die 
evangelischen Militärprediger, die Re- 
gimentsärzte und Militar-Ünterinten- 
danten 2. Classe mit 1200 fl.; femer 
in derselben Diätenclasse die Haupt- 
leute und Rittmeister 2. Classe mit 
900 fl. ; in der zehnten Diätenclasse 
die Oberlieutenants und Oberärzte mit 
720 fl. ; in der eilften Diätenclasse 
die Lieutenants und Assistenzärzte etc. 
mit 600 fl. Die Jahresgage des Reichs- 



kriegsministers beträgt ohne Unter- 
schied der Charge 10.000 fl. (Gebühren- 
vorschrift vom 19. December 1875, 
Nr. 3 des Milit -Verordnungs-Blattes 
de 1876). — BetreflFs der Unterkunfts- 
gebühren ist zu unterscheiden zwischen 
vorübergehender und bleibender Ein- 
quartierung. Bei vorübergehender 
Einquartierung, als bei Durch- 
zügen, Märschen, Concentrirungen und 
Waffenübimgen beträgt die von der 
Militärverwaltung zu leistende Ver- 
gütung für den Feldmarschall in der 
1. Diätenclasse und für den Comman- 
direnden mit der Competenz von 4 
Zimmern,ferner für die Feldzeugmeister, 
Generale der Cavallerie und Admiräle 
in der 2. Diätenclasse, für die Feld- 
marschall-Lieutenants und Vice-Admi- 
räle in der 3. Diätenclasse, und für 
die anderen Chargen bis zum Major 
und Corvettenrapitäa in der 8. Diäten- 
classe mit der Competenz von 2 Zim- 
mern, und endlich für die übrigen 
Chargen in der 9. bis 11. Diätenclasse 
und die Militärparteien in der 12.Diäten- 
classe mit der Competenz von 1 Zimmer, 
für jedes beleuchtete, beheizte und ein- 
gerichtete Zimmer in Wien, dann in 
Gemeinden der ersten 5 Zinsclassen 
35 kr., ausserdem 261cr. bis zur Dauer 
von 24 Stunden, wobei den Frauen und 
Kindern der im Gagebezuge stehenden 
Militärparteien die gemeinschaftliche 
Unterkunft mit ihrem Ehemanne, resp. 
Vater, dann die Einrichtung nach Be- 
darf der Kopfzahl gebührt. — Bei 
bleibender Einquartierung sind 
die Quartiergelder nach dem Gamisons- 
orte verschieden, in den beiden Reichs- 
hauptstädten am höchsten und ver- 
ringern sich in den übrigen in 10 
Quartierzinsclassen eingereihten Ge- 
meinden, von welchen Triest, Prag und 
Lemberg in die 1., Baden, Brunn und 
Czemowitz in die 3., Trient, Graz, 
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Gradiska, Pola, Olmütz, Troppaii, Bie- 
liiz (Schlesien) und Erakau in die 4., 
die Wiener Yororte Fünfhaus und 
Hernais, Oberhollabrunn, Linz, Salz- 
liurgjRoveredo, Judenburg, Amoldstein, 
Sessana, Mitterburg, Gablonz, Reichen- 
berg, Saaz und Tetschen, Königsfeld 
uiul Kremsier, Buczacz, Stanislau, Tar- 
iiopol, Zagrabella und Zloczow in die 
5., Komeuburg, Mauer und Meidling, 
Simmering, Stocker au, Wr. -Neustadt, 
Steyer, Gmunden, Innsbrunck, Cilli, 
Marburg u. s. w. in die 6. gehören. 
Es betragen demnach die jährlichen 
(^uartiergelder für den Feldmarschall 
in der 1. Diätenclasse in Wien und 
Budapest 3600 und 1980 fl., in den 
Städten der 1. bis 4. Zinsclasse 1800, 
1G20, 1350 und 1170 fl., für die 3. 
Diätenclasse in Wien und Budapest 
•2205 und 1575 fl., in den Städten der 
1. bis 5. Zinsclasse 1440, 1260, 1080, 
!MM) und 700 fl., für die 4. Diätenclasse 
in Wien und Budapest 1710 und 1260 fl. 
und in den Städten der 1. bis 9. Zins- 
classe 1260, 1080, 900, 720, 655, 570, 
')40, 405 und 235 fl., für die 5. Diäten- 
classe in Wien und Budapest 1350 und 
1045 fl., sonst 990, 900, 720, 630, 585, 
475, 405, 360 und 225 fl., ftlr die 6. 
Diätenclasse in Wien und Budapest 
1095 und 920 fl., sonst 920, 760, 645, 
ö4f», 495, 415, 355, 285, 220 und 155 fl., 
för die 7. und 8. Diätenclasse in Wien 
nnd Budapest 815 und 715 fl., sonst 
715. 645, 540, 455, 380, 340, 385, 225, 
175 und 125 fl , für die 9. Diätenclasse 
in Wien und Budapest 590 und 510 fl., 
sonst 495, 465, 400, 350, 305, 255, 
220, 165, 120 und 75 fl., für die 10. 
und 11. Diätenclasse in Wien und 
Budapest 340 und 315 fl., sonst 295, 
205, 245, 210, 180, 150, 135, 105, 75 
und 45 fl., endlich für die 12 Diäten- 
classe (Profossen, Bezirks-Feldwebel, 
verheiratete ünterofficiere) in Wien 



und Budapest 210 und 160 fl. , dann 
160 bis 30 fl. abwärts, nebst einem 
Möbelzinse von 70 fl. für die 4 
oberen Diätenclassen, mit 60 fl. für 
die 5., 6. und 7., 45 fl. für die 8., 
35 fl. für die 9. und 10., und 20 fl. 
für die 11. und 12. Diätenclasse zur 
Entschädigung des Quartiergebers, wel- 
cher die Wohnung des Feldmarschalls 
mit 8 Zimmern, 2 Kammern, 2 Küchen, 
Boden und Holzlage, der Chargen der 
3. bis 5. Diätenclasse mit 7, 6 und 5 
Zimmern, jede mit 2 Kammern, Küche, 
Boden und Holzlage, der Chargen der 
6. bis 12. Diätenclasse mit 5, 4, 4, 3, 
2, 2 und 1 Zimmer und 1 Kammer für 
die 6. bis 9. Diätenclasse bei allen 
mit Küche und Bodenantheil beizu- 
stellen, und ftlr die Generalität und die 
Stabsofficiere mit 1 Hängkasten, 2 Leg- 
kasten, 6 Tischen, 12 Sesseln und Sofa, 
für die Hauptleute und Rittmeister mit 
1 Häng- und 1 Legkasten, 4 Tischen, 
8 Sesseln und für die subalternen Offi- 
ciere, Seecadeten und anderen Gagisten, 
mit 1 Häng- und 1 Legkasten, 2 Tischen 
und 4 Sesseln, bei allen Chargen mit 
1 completen Officiersbett, Spiegel,Nacht- 
kästchen, Kleiderstock und Wasch- 
gefäss, nebstbei für den Officiersdiener 
mit Bett, Tisch, 2 Stühlen und Kleider- 
rechen zu möbliren hat (Landes-Verth.- 
Min.-Vdg. vom 1. Juli 1879, Nr. 95 
R. G. B.). 

Cranfist (spr. gaschist), einer, der 
im festen Gehalte steht; insbesondere 
eine Militärperson, welche mit Gage 
angestellt ist. 

Qalizieii^ Königreich, Flächen- 
inhalt: 78.507 DKilom. (1425 DM.). 
Einwohnerzahl: 5,958.907 in 6.255 Ge- 
meinden, 4.724 Gütern, 1 1 .376 Ortschaf- 
ten und 959.852 Häusern. Unter der 
Bevölkerung sind die Polen mit51-50'>o, 
die Ruthenen mit 42*94% und die 
Deutschen mit 5*46% vertreten. 46% 
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sind römisch-, 43% griechisch-katho- 
lisch, ll*52Vo Israeliten. Die Lan- 
deshauptstadt Lemberg zählt 109.746 
und Krakau, Hauptstadt der ehemali- 
gen Republik Krakau, 66.095 Ein- 
wohner. Die politische Verwaltung 
wird durch die Statthalterei in Lem- 
berg, drei Polizeidirectionen , zwei 
Magistrate in Lemberg und Krakau 
und vierundsiebzig Bezirkshauptmann- 
schaften besorgt. Organe der Justiz- 
verwaltung in Galizien sind : Die Ober- 
landesgerichte in Lemberg und Kra- 
kau, die Laudesgerichte in Lemberg 
und Krakau, die Kreisgerichte in Ko- 
lomea, Przemysl, Sambor, Stanislau, 
Tamopol, Zloczow, Neu-Sandec, Rzes- 
zow und Tamöw, sowie einhundert- 
neunundachtzig Bezirksgerichte. Bei 
der Finanz-Verwaltung Galiziens func- 
tioniren : Die Finanz-Landes-Direction 
in Lemberg; die Finanzprocuratur in 
Lemberg ; das Gebührenbemessungs- 
amt in Lemberg; die Finanz-Bezirks- 
Directionen in Brody, Kolomea, Kra- 
kau, Lemberg, Neu-Sandec, Przemysl, 
Rzeszöw, Sambor, Sanok, Stanislau, 
Tamopol und Tarnöw; die Hauptzoll- 
ämter in Brody, Krakau, Lemberg, 
Oswiecim, Szczakowa und Tamöw; 
die Steueradministration in Lemberg ; 
die Landes-Haupt- und Sammlungs- 
Cassa in Lemberg; die Hauptsteuer- 
ämter bei allen Landes- und Kreis - 
gerichten mit Ausnahme von Rzeszow 
und bei der Bezirkshauptmannschaft 
Brody; die Steuerämter in Rzeszow 
und bei den übrigen Bezirksgerichten. 
An Unterrichtsanstalten besitzt Ga- 
lizien die Universität in Lemberg, die 
technische Akademie in Lemberg, die 
Jagellon-Universität in Krakau, die 
Akademie der Wissenschaften in Kra- 
kau, ein technisches Institut in Kra- 
kau, sechs Kunstschulen, 3.057 Volks- 
und Bürgerschulen, 1 Bergschule und 



9 landwirthschaftliche Schulen, 60 Spe- 
cial-Institute , 114 wissenschaftliche 
und Kunstvereine. Zeitungen erschiß- 
nen 90. Im Jahre 1879 betmg der 
Tauschwerth des Gmnd und Bodens 
Galiziens 1057 Millionen und der Werth 
der Bodenproduction 420 Millionen 
Gulden. 

Der Landtag besteht aus Einhun- 
derteinundfünfzigMitgliedera, nämlich : 
a) den drei Erzbischöfen in Lemberg, 
den zwei Bischöfen in Przemysl, dem 
Tamower Bischöfe , dem Stanislauer 
Bischöfe und dem Bischöfe von Krakau ; 
h) dem Rector Magnificus der Krakauer, 
sowie jenem derLemberger Universität; 
c) aus Einhunderteinundvierzig ge- 
wählten Abgeordneten, und zwar: aus 
vierundvierzigAbgeordneten des grossen 
Grundbesitzes ; aus zwanzig Abgeord- 
neten der Städte ; aus drei Abgeord- 
neten der Handels- und Gewerbekam- 
mem zu Lemberg, Krakau und Brody 
und aus vierundsiebzig Abgeordneten 
der übrigen Gemeinden. (Ueber den 
Wirkungskreis des Landtages s. d.) 

Land tags Wahlordnung, Wählt 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbe- 
sitzes bildet jeder der nachbenannten 
Kreise Einen Wahlbezirk. Die Wahl- 
berechtigten jedes Kreises bilden Einen 
Wahlkörper und haben: im Krakauer 
Kreise sechs, im Brzezaner, Przemysler, 
Zloczower , Czortkower , Tamower, 
Tarnopoler, Sanoker, Samborer und 
Zolkiewer Kreise je drei, im Sandecer, 
Rzeszower, Stryjer, Stanislauer und 
Kolomeaer Kreise je zwei, endlich im 
Lemberger Kreise Einen Abgeordneten 
zu wählen. Der Wahlort für jeden 
Kreis ist die Kreisstadt. § 2. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Städte 
bilden : Die Landeshauptstadt Lemberg 
Einen Wahlbezirk ; die Städte : a) 
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Krakau, b) Przemysl, c) Stanislau, 
d) Tarnopol, e) Brody, f) Jaroslau, 
0} Drohobycz, h) Biala, i) Neu-Sandec, 
k) Tamow, l) Rzeszow, m) Sambor 
^0 Stryj, o) Kolomea, je Einen Wahl- 
bezirk, und sind zugleich die Wahlorte. 
^ 3. In Lemberg sind vier, in Krakau 
drei und in jeder der übrigen im § 2 
angeführten Städte ist je Ein Abge- 
onlneter zu wählen. Alle Wahlberech- 
tigten jeder Stadt bilden Einen Wahl- 
köri}er. § 4. Jede der Handels- und 
Gewerbekaminern zu Lemberg, 
Krakau und Brody hat je Einen Land- 
tagsabgeordneten zu wählen. 

Für diese Wahlen haben die Mit- 
glieder und Ersatzmänner jeder Kammer 
<l('n Wahlkörper zu bilden. § 5. Für 
<lie Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden bilden die politischen 
liezirke: 1. Lemberg, Winniki und 
S/5czerzec, zusammen Einen Wahlbe- 
zirk ; 2. Grodek und Janow, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 3. Brzezan und 
Przemyslany, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 4. Böbrka und Chodoröw, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 5. Rohatyn 
und Bursztyn, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 6. Podhayce und Kozowa, zu- 
>aramen Einen Wahlbezirk; 7. Zale- 
szcyki und Tluste, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 8. Borszczöw und Miel- 
Tiica, zusammen Einen Wahlbezirk; 
*^. Czortköw, Jazlowiec und Budzanöw, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 10. Ko- 
petzynce und Hussiatyn, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 11. Kolomea, Gwoz- 
<lziec und Peczenizy, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 12. Horodenka und Ober- 
tni, zusammen Einen Wahlbezirk; 13. 
Kossöw und Kuty, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 14. Sniatyn undZablotöw. 
zusammen Einen Wahlbezirk; 15. Prze- 
mysl und Nizankowice, zusammen Einen 
Wahlbezirk; IG. Jaroslau, Sieniawa 
und Radymno, zusammen Einen Wahl- 
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bezirk; 17. Jaworöw und Krakowiec, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 18. Mos- 
ciska und Sadowawisznia, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 19. Sambor, Stare- 
miasto und Starasol, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 20. Turka und Borynia, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 21. Dro- 
hobycz und Podbuz, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 22. Rudki und Komarno, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 23. Laka 
und Medenice, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 24. Sanok, Rymanöw und 
Bukowsko, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 25. Lisko, Baligröd und Lu- 
towiska, zusammen Einen Wahlbezirk; 
26. Dobromil, Ustrzyki und Bircza, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 27 . Du- 
biecko und Brzozöw, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 28. Stanislau und Halicz, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 29. Bo- 
liorodczany und Solotwina, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 30. Monasterzyska 
und Buczacz, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 31. Nadworna und Delatyn, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk: 32. Tysmie- 
nica und Tlumacz, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 33. Stryj und Skole, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 34. Dolina, 
Bolechöw und Rozniatöw, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 35. Kalusz imd 
Wojnilow, zusammen EinenWalilbezirk; 
36. Mikolajöw und Zurawno, zusammen 
Einen Wahlbezirk. 37. Tarnopol, Ihro- 
wica und Mikulince, zusammen Einen 
Wahlbezirk. 38. Skalatund Grzyraalow, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 39.Zbaraz 
und Medyn, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 40. Trembowla und Zlotniki, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 41. Zlo- 
czöw und Gliniauy, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 42. Lopatyn, Brody und 
Radziechöw, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 43. Busk, Kamionka strumilöwa 
und Olesko, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 44. Zalosce und Zboröw, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 45. Zol- 
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kiew, Kuliköw und Mostywielkie, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 46. Beiz, 
Ulmöw und Sokal, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 47. Lubaczöw und Ciesza- 
nöw, zusammen Einen Wahlbezirk; 
48. Rawa und Xiemiröw, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 49. Krakau, Mogila, 
Liszki und Skawina, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 50. Chrzanöw, Jaworzno 
und Krzeszowice, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 51. Bochnia, Niepolomice 
und Wisnicz, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 52. Brzesko, Radlow und 
Wojnicz, zusammen Einen Wahlbezirk; 
53. Wieliczka, Podgörze und Dobczyce, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 54. Jaslo, 
Brzostek und Frysztak,zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 55 Gorlice und Biecz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 56. Dukla, 
Krosno und Zmigröd, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 57. Rzeszöw und Glogöw, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 58. Lan- 
cut und Przeworsk, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 59. Lezajsk, Sokolöw und 
ülanöw, zusammen Einen Wahlbezirk; 
60. Rozwadöw, Tarnobrzeg und Nisko, 
zusammenEinenWahlbezirk ; 61.Tyczyn 
und Strzyzöw, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 62. Neu-Sandec, Gryböw und 
Cieszkowice, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 63. Alt-Sandec und Krynica, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 64. Neu- 
markt und Krosdienko, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 65. Limanowa und Skrzy- 
dlna, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
66.TarnöwundTuchöw,zusammenEinen 
Wahlbezirk; 67. D^browa und Zabno, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 68. De- 
bica und Pilzno, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 69. Ropczyce und Kolbuszöw, 
zusammen EinenWahlbezirk ; 70. Mielec 
und Zassöw, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 71. Wadowice, Kalwarya und 
Andrychau, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 72 Kenty, Biala und Oswiecim, 
zusammen EinenWahlbezirk; 73. Mysle- 



nice, Jordanöw und Maköw, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 74. Zywiec, Slemieii 
und Milöwka, zusammen Einen Wahl- 
bezirk. § 6. In jedem für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemeinden 
gebildeten Wahlbezirke ist der Sitz 
des politischen Bezirksamtes des im 
§ 5 bei Festsetzimg jedes Wahlbezirkes 
zuerst angeführten Bezirkes der Wahl- 
ort. § 7. Jeder der im § 5 aufgeführ- 
ten Wahlbezirke hat Einen Abgeord- 
neten zu wählen. Die Wahlmänner 
aller in einem Wahlbezirke gelegenen 
Gemeinden (mit Ausnahme der nach 
§ 2 zur Wahl von Abgeordneten be- 
rechtigten Städte) bilden Einen Wahl- 
körper. 

Wahlrecht undWähl barkeit. 
§ 8. Die Abgeordneten der Wähler- 
classe des grossen Grundbe- 
sitzes sind durch directe Wahl der 
grossjährigen , dem österreichischen 
Staatsverbande angehörigen Besitzer 
jener landtäf liehen Güter, deren Jahres- 
schuldigkeit an landesfürstlichen Real- 
steuern (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) wenigstens einhundert Gul- 
den ö. W. beträgt, zu wählen. § 9. 
Unter mehreren Mitbesitzern eines zur 
Wahl berechtigenden landtäf liehen 
Gutes kann nur derjenige aus ihnen 
wählen, welchen sie hierzu ermächtigen. 
Der Besitz zweier oder mehrerer land- 
täflicher Güter, deren Jahreschuldig- 
keit an landesfürstlichen Realsteuern 
(mit Ausnahme des Kriegs Zuschlages) 
zusammengenommen wenigstens ein- 
hundert Gulden ö. W. beträgt, berech- 
tiget ebenfalls zur Wahl. § 10. Für 
jene zur Wahl berechtigenden land- 
täflichen Güter, in deren Besitz eine 
Corporation oder Gesellschaft sich be- 
findet, ist das Wahlrecht durch jene 
Person auszuüben, welche nach den 
bestehenden gesetzlichen oder gesell- 
schaftlichen Normen berufen ist, die 
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Corporation oder Gesellschaft nach 
aussen zu vertreten. Gemeinden, welche 
^kh im Besitze von zur Wahl herech- 
tigenden landtäf liehen Gütern befinden, 
können als solche dieses Wahlrecht 
ausüben. § 11. Die Abgeordneten der 
im § 2 der Landtags Wahlordnung an- 
?eführten Städte sind, unter Beo- 
bachtung der Bestimmungen des Lan- 
desgesetzes vom 13. Jänner 1869 
iL. G. B. Nr. 13) über die Ausschlies- 
sung vom Wahlrechte imd der Wähl- 
barkeit zum Landtage durch directe 
Wahl der ersten zwei Dritttheile aller, 
auf Gnmd der Gemeindewahlordnung 
vom 12. August 1866 aus dem Titel 
>ler Steuerzahlung zur Wahl des Ge- 
ineinderathes Berechtigten, nach der 
Höhe ihrer in der Gemeinde gezahlten 
directen Steuern gereihten Gemeinde- 
dieder, angefangen vom Höstbesteuer- 
ten, zu wählen. Die aus dem Titel 
der Steuerzahlung zur Wahl des Ge- 
meinderathes Berechtigten, welche das 
Wahlrecht in der Classe des Gross- 
uTundbesitzes haben, sind in diese 
Verzeichnisse nicht aufzunehmen. Wenn 
mehrere Berechtigte eine gleiche Steuer- 
'[uote entrichten, hat der an Jahren 
Aeltere dem Jüngeren voranzugehen. 
Zugleich mit den Wählern aus dem 
Titel der Steuerzahlung stimmen mit 
jrleichem Rechte als Wähler die, ohne 
Rücksicht auf die Steuerzahlung zur 
Wahl des Gemeinderathes auf Grund 
der Gemeindewahlordnung vom 12. Au- 
crust 1866 Berechtigten, wenn dieselben 
nach dem Landesgesetze vom 13. Jänner 
1869 (L. G. B. Nr. 13) vom Wahl- 
rechte nicht ausgeschlossen sind. Diese 
Bestimmungen finden auch auf jene 
Städte Anwendung, welche eigene 
fiemeidestatute haben. § 12. Die 
Wahl der Abgeordneten der Land- 
iremeinden hat durch gewählte Wahl- 
männer zu geschehen. Jede Gemeinde 



des Wahlbezirkes hat auf je fünf- 
hundert Einwohner Einen Wahlmann 
zu wählen. Restbeträge, welche sich 
bei der Theilung der Einwohnerzahl 
durch fünfhundert ergeben, haben, 
wenn sie zweihundertfünfzig oder dar- 
über betragen, als fünfhundert zu 
gelten ; wenn sie weniger als zweihun- 
dertfünfzig betragen, unberücksichtigt 
zu entfallen. Kleine Gemeinden, deren 
Einwohnerzahl weniger als fünfhundert 
beträgt, wählen Einen Wahlmann. 
§13. Die Wahlmänner jeder Gemeinde 
sind, unter Beobachtung der Bestim- 
mungendes Landesgesetzes vom 13. Jän- 
ner 1869 (L. G. B. Nr. 13), über die 
Ausschliessung vom Wahlrechte und 
der Wählbarkeit zum Landtage durch 
die ersten zwei Dritttheile aller nach 
der Gemeindewahlordnung vom 12. Au- 
gust 1866 aus dem Titel der Steuerschul- 
digkeit zur Wahl des Gemeinderathes 
Berechtigten nach der Höhe ihrer in 
der Gemeinde gezahlten directen Steu- 
ern, angefangen vom Höchstbesteuerten, 
gereihten Gemeindeglieder zu wählen. 
Die aus dem Titel der Steuerzahlung 
zur Wahl des Gemeinderathes Berech- 
tigten , welche in der Classe des 
Grossgrundbesitzes oder in Städten 
Wähler sind, werden in diese Ver- 
zeichnisse nicht aufgenommen. Wenn 
mehrere Wahlberechtigte eine gleiche 
Steuerquote entrichten, hat der an 
Jahren Aeltere dem Jüngeren voran- 
zugehen. Die auf den, dem Gemeinde- 
verbande nicht einverleibten Guts- 
gebieten wohnhaften grossjährigen 
österreichischen Staatsbürger, welche 
nicht schon zu den Wählern aus der 
Classe des grossen Grundbesitzes oder 
zu den Wählern in den Städten gehören, 
sind Wähler in jener Gemeinde, mit 
welcher das betreffende Gutsgebiet 
eine Catastralgemeinde bildet, wenn 
sie nach dem Landesgesetze vom 
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13 Jänner lbiy\) (L. G. B. Nr. 13) 
vom "NValilreclite niclit ausgeschlossen 
sind, und in diesem Gutsgebiete oder 
in dieser Gemeinde seit einem Jahre 
wenigstens eine solche directe Steuer 
zahlen, wie sie in dieser (temeinde 
von den mindestbesteuerten Wählern 
entrichtet wird. Zugleich mit den 
AVähleni aus dem Titel der Steuer- 
zahlung stimmen mit gleichem Rechte 
als Wähler die, ohne Rücksicht auf 
die Steuerzahlung zur "Wahl des Ge- 
meinderathes nach der Gemeinde Wahl- 
ordnung vom 12. August 1866 Berech- 
tigten, wenn dieselben nach dem Lan- 
desgesetze vom 13. Jänner 1869, L. G.B, 
Nr. 13, vom Wahlrechte nicht aus- 
geschlossen sind. § 14. Der gross- 
jährige, dem österreichischen Staatsver- 
bande angehörige Besitzer eines ausser 
dem Gemeindeverbande befindlichen 
landtäflichen Gutes, dessen Jahres- 
schuldigkeit an landesfürstlichen Real- 
steuern (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) nicht wenigstens Einhun- 
dert Gulden beträgt, hat an der Wahl 
des Abgeordneten der Landgemeinden 
des Wahlbezirkes, in welchem das 
Gut gelegen ist, als Wahlmann theil 
zu nehmen. Unter mehreren Mitbesit- 
zern eines solchen Gutes kann nur 
derjenige als Wahlmann eintreten, 
welchen sie hiezu ermächtigen. § 15. 
Jeder Wähler kann sein Wahlrecht 
nur in Einem Wahlbezirke und in der 
Regel nur persönlich ausüben. Aus- 
nahmsweise könnenWahlberechtigte der 
Wählerclasse des grossen Grundbe- 
sitzes ihr Stimmrecht durch einen 
Bevollmächtigten ausüben. Der- 
selbe muss in dieser Wählerclasse 
wahlberechtigt sein und er darf nur 
Einen Wahlberechtigten vertreten. Wer 
in der Wählerclasse des grossen Grund- 
besitzes wahlberechtigt ist, darf in 
keinem Wahlbezirke der beiden anderen 



Wählerdassen und wer in einem Wahl- 
bezirke der im § 2 genannten Städte 
wahlberechtigt ist, in keiner Land- 
gemeinde wählen. Wahlberechtigte in 
der Classe des grossen Grundbezitzes, 
welche in mehr als einem Kreise be- 
gütert sind, haben in jenem Kreise 
ihr Wahlrecht auszuüben, in welchem 
das höchstbesteuerte ihrer Güter liegt. 
Ist ein Wahlberechtigter der Wähler- 
dassen der Städte und der Landge- 
meiden Mitglied mehrerer Gemeinden, 
so übt er das Wahlrecht blos in der 
Gemeinde seines ordentlichen Wohn- 
sitzes. (Betreifs der Erfordernisse der 
Wählbarkeit in den Landtag sowie 
dartiber, welche Personen von dem 
diesfälligen Wahlrechte und der Wähl- 
barkeit ausgeschlossen sind, s. Land- 
tag). 

Cwaiity öffentliche Versteigenuig, 
insbesondere von Concursmassegegen- 
ständen, daher auch s. v. w. Concurs 
(s. d.). 

^iebSudesteuer, jene Abgabe 
an den Staat, welche von Gebäuden 
zu entrichten ist. Die Gebäudesteuer 
zerfällt in zwei Kategorien, nämlich: 
Die Hauszinssteuer und Ilausclassen- 
steuer. Die Hauszinssteuer bildet 
eine Tangente des Zinserträgnisses 
und ist von allen Gebäuden zu ent- 
richten : a) welche in Orten gelegen 
sind , in denen sämmtliche Gebäude 
oder wenigstens die Hälfte derselben 
und ausserdem die Hälfte der Wolin- 
bestandtheile einen Zinsertrag durch 
Vermiethung abwerfen, oder h) welche 
ausser diesen Ortschaften gelfegen, ganz 
oder theilweise durch Vermiethung 
benützt werden; von diesen letzteren 
haben jedoch die nicht mehr als drei 
Wohnbestandtheile enthaltenden und 
einer der drei untersten Classen des 
Hansel assensteuertarifes eingereihten 
Gebäude, welche von dem Eigenthümer 
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bewohnt und nur zum Theile ver- 
miethet sind, in der Hausclassensteuer 
zu verbleiben. Als Hauszins Steuer ist 
eine bei den einzelnen Orten zwischen 
15 und 26^/3% variirende Tangente des 
reinen Zinserträgnisses zu leisten, wo- 
bei als reines Zinserträgnis s jener 
Tlieil des Bruttoertrages angesehen 
wird, welcher nach Abzug eines örtlich 
zwischen 15 und 30% variirenden 
Amortisations- und Erhaltuugskosten- 
betrages übrig bleibt. Steht eine Woh- 
nung durch einige Zeit leer, so kann 
tiir diese Zeit die Rückvergütung der 
entrichteten Hauszinssteuer begehrt 
werden, jedoch muss der Hauseigen- 
thümer innerhalb 14Tagen, vom Beginne 
des Leerstehens angefangen, hievon die 
Anzeige machen. Die Hausclassen- 
steuer wird von allen jenen Wohn- 
ffebäuden eingehoben, welche nicht der 
Hauszinssteuer imterliegen und auch 
nicht steuerfrei oder überhaupt von 
der Gebäudesteuer ausgenommen sind. 
Als Wohngebäude gelten jene, welche 
Bestandtheile in sich fassen, die als 
Wohnung wirklich benutzt werden oder 
benützt werden können. Zum Zwecke der 
Bemessung der Hausclassensteuer wer- 
dendiesteuerbarenGebäude nach derAn- 
zahl derWohnungsbestandtheile inClas- 
^eneingetheilt, woher auch derName die- 
ser Steuer rührt. Die Gebäudesteuer 
^iirde für das Jahr 1 883 mit25,205.000fl. 
präliminirt. Von dem Zinserträgnisse 
der aus dem Titel der Bauführuug 
canz oder theilweise von der Haus- 
zinssteuer befreiten Gebäude, bezie- 
hungsweise Gebäudetheile ist eine fünf- 
percentige Einkommensteuer zu ent- 
richten. Diese letztere Steuer ist im 
Finanzgesetze vom Jahre 1883 mit 
1,300.000 fi. eingestellt worden. 

CSebiilireii 9 specielle Vergel- 
tungen und Kostenersätze für Staats- 
thätigkeiten, welche von den Einzelnen 



in Anspruch genommen oder durch sie 
verursacht werden. Als Formen der 
Erhebung der Gebühren erscheinen : 

1. Die Barzahlimg des durch die Be- 
hörde berechneten Betrages durch den 
Gebührenpflichtigen an die mit der 
Vereinnahmung betraute Gasse und 

2. die vorgeschriebene Benützung von 
Werthstempeln für die Schriftstücke, 
welche bei gebührenbelasteten Berüh- 
rungen der Einzelnen mit Staatsthätig- 
keiten und Staatseinrichtungen vor- 
kommen. Die Einnahmen des Staates 
an Stempel, Taxen und an Gebühren 
von Rechtsgeschäften sind im Finanz- 
gesetzevom Jahre 1883 auf 49,900.000«. 
präliminirt. Die näheren Bestimmungen 
über die Gebühren enthält das Ge- 
bührengesetz vom 9. Februar 1850, 
Nr. 50 R. G. B. 

l«ebiilireiiRrai*9 s. Fiscus. 

CJefüllssepielite^Strafgerichte 
zur Handhabung des Finanzstrafrechtes. 
Die Gefällsgerichte zerfallen in: 1. Ge- 
fällsbezirksgerichte (bei den Fi- 
nanzbezirksdirectionen), bestehend aus 
zwei Finanzbeamten und zwei richter- 
lichen Beisitzern unter dem Vorsitze 
eines rechtskundigen Staatsbeamten. 
In den Wirkungskreis der Gefällsge- 
richte gehören alle Gefällsstrafsachen, 
die nicht als mindere Straffälligkeiten 
den Administrativbehörden überlassen 
oder mit Rücksicht auf die besonderen 
Nebenstrafen (Verlust von Rechten und 
Befugnissen , Abschaffung , Bekannt- 
machung des Namens, Minderung der 
Rechtsfähigkeit) den Gefällsobergerich- 
ten vorbehalten sind. 2.Gefällsober- 
g e r i c h t e, zur Entscheidung aller 
nicht den Gefällsbezirksgerichten und 
Bezirksbehörden zugewiesenen Straf- 
fälle und zur Entscheidung über Recurse 
imd Berufungen. Die Sitzung des Ge- 
fällsobergerichtes bildet einen Senat 
des Oberlandesgerichtes. Präsident des 
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Gefällsgericlites ist der jeweilige Prä- 
Bidcnt des Oberlandesgerichtes. 3. D as 
oberste Gefällsgericht in Wien 
ist Recurs- und Berufungsinstanz wider 
die Entscheidunjsen des Gefällsober- 
gerichtes. Den Vorsitz führt der Prä- 
sident des obersten Gerichtshofes. Es 
wird aus Hofräthen des obersten Ge- 
richtshofes und Beisitzern der obersten 
Finanzbehörde gebildet. In den Straf- 
fällen bei der directen Besteuerung, 
dann in minderen Straffällen bei der 
indirecten Besteuerung wird das Finanz- 
strafrecht von den Administrativbehör- 
den gehandhabt. 

€*elialte. Was zunächst die Ent- 
lohnung der Staatsbeamten betrifft, 
so sind deren Bezüge an Gehalt, Func- 
tions- und Activitätszulage durch das 
Gesetz vom 15. April 1873, Nr. 47 
R. G. B., geregelt. Die systemmässigen 
Bezüge der zu diesem Ende in 1 1 Rang- 
classen eingetheilten activen Staats- 
beamten bestehen in Gehalten, welche 
für die 4 obersten Rangclassen mit 
einer fixen Ziffer und für die weiteren 
7 Rangclassen mit je drei Abstufungen 
festgesetzt sind, und in Zulagen. Es 
stehen : 

In der ersten Rangclasse nur 
der Ministerpräsident mit einem Gehalte 
von 12.000 fi. und einer Functionszu- 
lage von 14.000 fl. ; in der zw^eiten 
Rangclasse die Minister, die zwei Prä- 
sidenten des obersten Gerichtshofes, so- 
wie die Präsidenten des Verwaltungsge- 
richtshofes und des oberstenRechnungs- 
hofes mit einem Gehalte von 10.000 fl. 
und einer Functionszulage per 10.000 fl. ; 
in der dritten Rangclasse die Statt- 
halter und Überlandesgerichts-Präsi- 
denten mit einem Gehalte per 8000 fl. 
nebst einer Functionszulage der Erste- 
■ren von 10.000 fl. in Böhmen, 9000 fl. 
in Galizien, 8000 fl. im Küstenlande, 
6000 fl. in Steiermark, Tirol, Dalmatien 



und Mähren, und 5000 fl. in Oesterreich 
unter und ob der Enns, und einer Func- 
tionszulage der Letzteren von 3000 fl. in 
Wien, Prag und Lemberg, von 2000 fl. 
in Innsbruck, Graz und Brtinn, und von 
1000 fl. in Zara; in der vierten Rang- 
classe die Landespräsidenten zu Kla- 
genfurt, Laibach, Troppau und Czer- 
nowitz, die Sectionschefs der Ministerien 
und des obersten Rechnungshofes, die 
Senatspräsidenten des obersten Ge- 
richtshofes und des Verwaltungs- 
gerichtshofes, der Polizei-Präsident in 
Wien, die Vicepräsidenten der Finanz- 
Landesdirectionen zu Wien, Prag und 
Lemberg, dann der Generaldirector der 
k. k. Tabakregie mit einem Gehalte 
von 7000 fl. nebst einer Functionszu- 
lage für die Landespräsidenten mit 
4000 fl., die Sectionschefs und Senats- 
präsidenten mit 3000 fl., den Polizei- 
präsidenten mit 2000 fl., die Vice- 
präsidenten der Finanz-Landesdirec- 
tionen und den Generaldirector der 
k. k. Tabakregie mit lOOO fl. 

Es stehen ferner: In der fünften 
Rangclasse die^Hof- und Ministerial- 
räthe, der Generalprocurator, die Vice- 
präsidenten der Statthaltereien und 
Oberlandesgerichte, die Landesgerichts- 
Präsidenten, Berghauptmänner, Ober- 
landes - Forsträthe und Oberlandes- 
Forstmeister mit einem Gehalte von 
6000, 5500 oder 4500 fl.; in der 
SP ch s t pn Rangsclassfi die Sections- 



räthe der Ministerien und des obersten 
Rechnungshofes , die Statthalterei-, 
Landesregierungs - und Oberlandes- 
gerichtsräthe, die Kreisgerichts-Präsi- 
denten, Generaladvocaten, Oberstaats- 
anwälte, Oberpolizei-, Obei*finanz-, 
Oberbau-, Berg- undForsträthe,Finanz- 
directoren, Oberpost- und Telegraphen- 
directoren, Landes - Schulinspectoren 
u. s. w. mit einem Gehalte von 3600, 
3200 oder 2800 fl. ; in der y^bjjilfijL 
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Eangsclasse die Hof- und Ministerial- 
Secretäre , die Bezirkshauptmänner, 
Polizeiräthe , Landesgerichtsräthe, 
Oberrechnungsräthe , Staatsanwälte, 
Finanz-, Bau-, Post-, Berg- und 
Fnrsträthe und Forstmeister, Finanz-, 
Bezirks-, Post- und Telegraphen-, 
Aerarial - Fabriks- und Rechnungs- 
ilirectoren, Kataster-Centralinspectoren 
11. s. w. mit einem Gehalte von 2400, 
2200 oder 2000 fl.; in der achtem 
Rangsclasse die Hof- imd Ministerial- 
Ticesecretäre, die Ministerial-Hilfs- 
ämterdirectoren, die Secretäre der Lan- 
desbehörden, derGerichtshöfe 2.1nstanz, 
<ler Landesfinanz-, Post-, Telegraphen-, 
Berg-, Domänen- und Aerarial-Tabak- 
fabriksdirectionen, die Bezirksrichter, 
Staatsanwaltschafts-Substituten,Direc- 
toren der Strafanstalten, Ober-Polizei- 
commissäre, Finanzwach-Inspectoren, 
Ober-Forstingenieure , Ober-Bergcom- 
missäre, Ober-Postcontrolore, Rech- 
nungsräthe, Vermessungs- und Schä- 
tzungs-Oberinspectoren u. s. w. mit 
mit einem Gehalte von 1800, 1600 oder 
UCO fl.; in derjLfiOL^^en Rangsclasse 
<lie Hof- und Ministerial- Concipisten, 
<iie Bezirks- und Polzeicommissäre, 
Gerichts-Adjuncten, Ingenieure, Berg- 
verwalter, Bergcommissäre,Schätzung8- 
Inspectoren, Obergeometer imd Ober- 
trigonometer,Steuereinnehmer, Bezirks- 
ärzte I. Classe u. s. w. mit einem Ge- 
balte von 1300, 1200 oder 1100 fl. ; 
ifl der z e hji t e n Rangsclasse die Statt- 
balterei- und Regierungs- Concipisten, 
die Officiale, Finanzwach- Commissäre, 
Geometer und Schätzungs-Commissäre 
1. Classe, Bezirksärzte 2. Classe mit 
einem Gehalte von 1000, 950 oder 
^0 fl. ; in der eilften Rangsclasse 
die Geometer und Sc£SIzungscommis- 
säre 2. Classe, Kanzlisten, Bezirks- 
thierärzte, Kerkermeister und Scharf- 
richter mit einem Gehalte von 800, 700 



oder 600fl. Ausser den soeben erwähnten 
Gehalten beziehen die Beamten der 5. 
bis 11. Rangsclasse während der Dauer 
ihrer activen Dienstleistung eine Acti- 
vitätszulage. Dieselbe beträgt von 
der erwähnten 5. bis zur 11. Rangs- 
classe in Wien 1000, 800, 700, 600, 
500, 400 und 300 fl. ; ausser der Stadt 
Wien ist die Activitätszulage bedeutend 
niedriger, und zwar beläuft sich die- 
selbe in den Vororten Wiens, dann 
in den Städten Bri\nn, Graz, Krakau, 
Lemberg, Prag, Triest und in Orten 
über 50.000 Einwohner auf 60%, in 
Baden, Franzensbad, Karlsbad, Marien- 
bad, Teplitz und in Orten unter 50.000, 
und über 10.000 Einwohner auf 50%, 
und für Orte unter 10.000 Einwohner auf 
40% der für Wien bestimmten Beträge. 
Von der Functionszulage, sowie von der 
Activitätszulage wird im Falle des Ge- 
nusses eines Naturalquartiers oder eines 
^uartieräquivalentes nur die Hälfte 
ausbezahlt. 

Die Gehalte der Professoren der '• 
theologischen Facultäten betra- 
gen nach den Gesetzen vom 19. März 
1872 und 31. März 1875, Nr. 30 und 
40 R. G. B., in Wien 2000 fl., in Prag 
1800 fl., in Graz und Lemberg 1600 fl., 
Salzburg, Innsbruck, Olmütz, Krakau 
und Czemowitz 1400 fl., bis zum 25. 
Dienstjahre mit 200 fl. Quinquennal- 
und Activitätszulage der 6. Rangsclasse. 

Die Gehalte der in der 6. Rangs- 
classe stehenden ordentlichen welt- 
lichen Universitäts-Professoren — 
betragen nach dem Gesetzen vom 9. April 
1870 und 31. März 1875, Nr. 45 und 
40 R.G.B., in Wien 2200 fl., in Prag 
2000 fl. an den übrigen Universitäten 
Innsbruck, Graz, Krakau, Lemberg und 
Czemowitz 1800 fl. mit Quinquennal- 
zulagen bis zum 25. Dienstjahre von 
je 200 fl. und erhöhen sich durch die 
Activitätszulage im Grunde des Gesetzes 
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vom 15. April 1873, Xr. 48 R. G. B., 
und durch die mit der Ministerial-Ver- 
ordnunpc vom 12. Juli 1850, Nr. 1310, 
eingeführten Semestral-Collefriengelder 
mit mindestens so viel Gulden C.-M. 
(1 fl. 5 kr. ö. W.), als das ('ollegium 
ÄVochenstunden ausft\llt, welche auch 
den ohne oder mit hestimmtem Gehalt 
bestellten ausserordentlichen Profes- 
soren in der 7. Rangsclasse gebühren. 
Den Privatdocenten der Universi- 
täten und Hochschulen ist nach der 
Unt.-Minist.-Verord. vom 12. Juli 1850, 
Nr. 1310, und nach den Statuten der 
technischen Hochschulen und der Bo- 
dencultur-Hochschule die eigene Fest- 
setzung des Unterrichtshonorars vorbe- 
halten. DieBezüge der ordentlichen P r o- 
fessoren der technischen Hoch- 
schul en bestehen nach den Ge- 
setzen vom 17. März 1872 und 30. Juli 
1877, Nr. 27 und 71 R. G. B., und dem 
Statute der technischen Hochschule 
Graz vom 20. Februar 1875, in Gehalten, 
in Wien mit 2500 fl., in Prag mit 
2000 fl. und an den übrigen technischen 
Hochschulen mit 1800 fl. nebst 5 Quin- 
quennal-Zulagen ä 200 fl. und der 
Activitätszulage der 6. Rangsclasse, 
fenier im Unterrichtshonorar der ordent- 
lichen Hörer mit 25 fl. per Semester, 
der ausserordentlichen mit 1 fl. 50 kr. 
per Semester von jeder Lehrstunde in 
der Woche (in Graz mit höchstens 
15 fl. per Semester), welches auch den 
ohne oder mit bestimmtem Gehalt an- 
gestellten ausserordentlichen Profes- 
soren in der 7. Rangsclasse gebührt. 
Besondere Unt.-Min.-Verord. regeln die 
Honorirung derDocenten und Adjuncten 
und die längstens zweijährige Bestal- 
lung der Assistenten und Construc- 
teure, z. B. für Brunn vom 4. Mai 
1873, Nr. 92 R. G. B. 

Professoren der Bodencul- 



dem Statute vom 6. Juni und derUnter- 
richts-Ministerial- Verordnung vom 1. 
August 1872, Nr. 46 und 123 U.M.Y.B., 
beziehen die ordentlichen Professoren 
dieser Hochschule, an welcher das 
jährliche Unterrichts-Honorar 50 fl. 
unter Gestattung der semesterweisen 
Einzahlung beträgt, den Gehalt von 
2500 fl. mit 5 Quinquennalzulagen 
ä 200 fl. und die Activitätszulage der 
6. Rangsclasse, der Rector und die 
2 Decane überdies eine Functionsge- 
bühr mit 600 fl. respective 300 fl., 
wogegen die ausserordentlichen Profes- 
soren in der 7. Rangsclasse ohne oder 
mit bestimmtem Gehalt angestellt, die 
Docenten, Adjuncten und Assistenten 
aber ohne fixer Anstellung in dem im 
Verwaltungswege festgesetzten Aus- 
masse honorirt werden. 

Bergakademie Professoren. 
Nach dem Gesetze vom 15. April 1873, 
Nr. 48 R. G. B., und den Statuten für 
Leoben und Pfibram vom 15. Novem- 
ber 1875, Nr. 135 R. G. B., beträgt 
die erste Gehaltsstufe der ordentlichen 
Professoren 1800 fl., erhöht durch 
5 Quinquennalzulagen per 200 fl. und 
die Activitätszulagen der 6. Rangs- 
classe, bei den Directoren auch durch 
eine Functionszulage ä 500 fl. und 
400 fl., wogegen die ausserordent- 
lichen Professoren in der 7. Rangs- 
classe mit von Fall zu Fall bestimmten 
Gehalten angestellt werden, die Adjunc- 
ten als Gehilfen der Professoren aber 
den Gehalt von 900 fl. mit 5 Quinquen- 
nalzulagen je per 150 fl. imd die Acti- 
vitätszulage der 10. Rangsclasse, endlich 
die Assistenten eine Bestallimg von 
600 fl. und nach 2 Dienstjahren von 
700 fl. gemessen. 

Professoren der Kunstaka- 
demie in Wien. Nach den Gesetzen 
vom 8. Mai 1871 imd 15. April 1873, 
tur-Hoch schule in Wien. Nach [Nr. 40 ..und 48, und vom 25. Deceraber 
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1874, Xr. 2 de 1875 R.G.B., beträgt 
an der Akademie der bildenden Künste 
der Gehalt der ordentlichen Professoren 
der Kunstfächer 2200 fl., erhöht durch 
5 Quinquennalzulagen ä 200 fl. und 
die Activitätszulage der 6. Rangsclasse 
per 800 fl., bei dem Director auch 
durch eine Zulage von 500 fl. 

Die Gehalte der Mittelschul- 
Professoren, inbegriiflich jener an 
Gmnasien,Realg)'mnasien,Ilealschulen 
und Lehrerbildungsanstalten betragen 
nach den Gesetzen vom 9. April 1870 
und 15. April 1873, Xr. 46 und 48 
R. G. B., für Wien 1200 fl., sonst 
1000 fl. nebst Activitätszulage der 9. 
Rangsclasse mit Quinquennalzulagen 
je per 200 fl. bis zum 25. Dienstjahre 
und ausserordentlichen Verdienstzu- 
lagen jährlicher 500 fl. bei hervorragen- 
den wissenschaftlichen und didaktisch- 
pädagogischen Leistungen, ausser wel- 
chen die in der 7. Rangsclasse stehen- 
den Directoren an vollständigen Gym- 
nasien und Realschulen eine Functions- 
zulage, in Wien mit 400 fl., sonst mit 
300 fl.. an Untergymnasien und Unter- 
Realschulschulen aber mit 200 fl. be- 
ziehen. 

Bibliotheksbeamte. Nach den 
Gesetzen vom 22. August 1871, Nr. 106 
R. G. B. und 25. December 1874, Nr. 3 
R. G. B., de 1875, beziehen an Uni- 
versitätsbibliotheken die Bibliothekare 
in der 6. Rangsclasse in Wien den 
(^halt mit 2200 fl., ausserdem ISOOfl., 
die Custoden in der 8., die Scriptoren 
in der 9. und die Amanuenses in der 
10. Rangsclasse 1400, 1000 und 600fl , 
dagegen an Studienbibliotheken die 
Custoden als Leiter ebenfalls 1400 fl. 
und die Scriptoren 800 fl., sämmtlich 
mit 2 Quinquennalzulagen je per 150 fl., 
nebst der Activitätszulage nach dem 
Gesetze vom 15. April 1873, Nr. 48 
R. G. B. 



Gebühren der Civil-Staats- 
bediensteten bei activem Mili- 
tärdienste. Nach dem Gesetze vom 
22. Juni 1878, Nr. 59 R. G. B., unter- 
liegen die zum activen Militärdienste 
einberufenen Civil - Staatsbediensteten 
den Gebührenvorschriften für das Heer, 
die Kriegsmarine und die Landwehr, 
resp. Landsturm. Sind dieselben An- 
gehörige des Mannschaftsstandes, so 
bleiben sie mit Ausnahme der gesetz- 
lich einjährigen oder länger dauernden 
Präsenzdienstpflicht im Vollgenusse der 
Civilbezüge und bei eigenem Haus- 
stande mit Frau oder Kind auch im 
Fortbezuge sämmtlicher nicht onerosen 
Bezüge. Als Gagisten erhalten sie da- 
gegen ein Dritttheil ihrer im Pensions- 
falle anrechenbaren Civilbezüge, wenn 
aber die Gage ohne Nebengebühren 
und obigen Dritttheil den vollen Be- 
trag der Civilgebühren nicht erreicht, 
die Quote zur Begleichung der Diffe- 
renz und bleiben bei eigenem Haus- 
stande auch im Fortgenusse der Activi- 
tätszulage, des Quartiergeldes und der 
Naturalge bühren, jedoch ohne Anspruch 
auf Versorgung für die Familie. Mö- 
bel-Entschädigung. Diese beträgt 
nach dem Normale vom 13. September 
1804, Z. 29.311, bei Uebersetzungen 
ex officio oder ohne Gewinn ausser 
den Diäten und der Vergütung der 
Fuhrkosten die ein- bis dreimonat- 
liche Besoldung, je nachdem der Be- 
amte unverehelicht oder verehelicht 
ist. Diäten und Fahrgelder der 
Staatsbeamten. Nach der Gesammt- 
Ministerial-Verordnung vom 18. Jänner 
1873, Nr. 115 R. G. B., gebühren den 
Staatsbeamten bei Dienstreisen Diäten, 
und zwar für die 1., 2. und 3. Rangs- 
classe 20 fl., 17 fl. 50 kr. und 15 fl., 
für die 4 , 5. und 6. 12 fl. 50 kr., 
10 fl. 50 kr. und 8 fl., für die 7., 8. 
und 9, 6 fl. 50 kr., 5 fl. und 4 fl. 
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und fttr die 10. und 11. (einschliess- 
lich der Auscultanten Prakticanten, 
Eleven und Aspiranten, 3 fl. 50 kr. 
und 3 fl., ausserdem bei zulässiger 
Aufrechnung der Post für die ersten 
vier Rangsclassen die Gebühr für vier, 
für die übrigen vier Rangsclassen aber 
für zwei Postpferde nebst der noth- 
wendigen Vorspann; bei Dienstreisen 
auf Eisenbahnen für die ersten sieben 
Rangsclassen der Fahqn'eis nach der 
ersten für die librigen nach der zwei- 
ten Wagenclasse; endlich bei Dienst- 
reisen auf Dampfschiffen für alle 
Rangsclassen der Fahrpreis der ersten 
Classe, jedoch mit den durch die Mini- 
sterial- Verordnungen vom 2. April 1850 
und 3. Juli 1854 für baupolitische 
und Gerichtsbeamte bei auswärtiger 
Verwendung innerhalb des Amtsbezir- 
kes bestimmten Gebührenbeschränkun- 
gen, unbeschadet der für Montan- und 
Aichungsbedienstete bestehenden und 
im Auszuge folgenden besonderen Mini- 
sterial-Verordnungen vom 23. April 
1874 und 8. Jänner 1878, Xr. 47 und 8 
R. G. B. Eine besondere Bestimmung 
enthält auch der § 55 der Vollzugs- 
vorschrift zur Straf-Process-Ordnung 
vom 19. November 1873, Nr. 152 
R. G. B., nach welcher für die Voll- 
ziehung eines Todesurtheils dem Scharf- 
richter für sich 25 fl. und für jeden 
seiner Gehilfen 5 fl., bei auswärtiger 
Vollziehung auch die Vergütung der 
Beförderungsmittel und ein täglicher 
Gesammtzehrungsbeitrag von 5 fl. ge- 
bührt. 

Pensionen (Ruliebezüge) der 
Staatsbeamten. Diese sind nach 
der kaiserl. Verordnung vom 9. De- 
cember 1866, Nr. 157 R. G. B., für 
die ohne Dienstesentsagung oder im 
Strafwege verfügte Dienstesentlassung 
ausscheidenden Beamten nach der an- 
rechenbaren Dienstzeit vom 10. bis 



zum 15. Jahre mit ^3, vom 15. bis 
zum 20. Jahre mit ^/^ und für jedes 
weitere Quinquenniumbis zum 40. Jahre 
mit ' 'n mehr, somit vom 35. bis zum 
40. Jahre mit "^/s des anrechnungs- 
fähigen Activitätsgehaltes, nach 40 Jah- 
ren aber mit dem ganzen Activitäts- 
gehalte zu bemessen, wogegen bei nicht 
vollstreckten 10 Dienstjahren eine Ab- 
fertigung im einjährigen, höchstens ein- 
einhalbj ährigen Gehalte, bei den in 
den freiwillisjen Ruhestand eintreten- 
den Beamten aber gegen Beibringung 
eines Gesundheitszeugnisses und Ver- 
zichtleistung auf den Staatsdienst und 
die hieraus für sich und ihre Ange- 
hörigen erworbenen Ansprüche mit 
dem zweijährigen letzten Activitäts- 
genusse erfolgt wird, wobei die be- 
sonderen Vorschriften über ein gün- 
stigeres Ausmass der Bezüge in Kraft 
bleiben. Zu diesen gehört namentlich 
die a. h. EntSchliessung vom 30. April 
1856, Nr. 104 R. G. B., über die 
Verleihung von Wartgeldern und Pen- 
sionen an diplomatische Beamte, und 
das Gesetz vom 22. Juli 1868, Nr. 111 
R. G. B., über die Minister-Ruhege- 
halte per 4000 fl. ohne Rücksicht auf 
die Amtsdauer, wenn nicht bei län- 
gerer Dienstleistung nach dem letzten 
Gehalte ein höherer Genuss zusteht. 
Die Ruhegenüsse der Finanzwach- 
mannschaft normirt derFin.-Min.-Erlass 
vom 17. April 1871, Nr. 13 R. G. B., 
in den §§ 6—10. 

Witwen-Pensionen. Nach den 
Pensionsnormalien vom 30. November 
1771 und 26. März 1781 gebühren 
den Witwen der nach 10 Dienstjahren 
oder im Ruhestande verstorbenenStaats- 
beamten der 4. bis 8. Diätenclasse 
charaktermässige Pensionen in vier 
Abstufungen mit jährlichen 630, 525, 
420 und 367 fl. 50 kr. österr. Währ. 
Mit der a. h. EntSchliessung vom 19. 
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December 1856, Nr. 3, R. G. B. 1857, 
wurden die charakterniässigen Pen- 
sionen für Witwen der Oberlandesge- 
richtsräthe und Kreisgerichts-Präsi- 
denten mit 500 fl. C. M., für Witwen 
der Hofsecretäre und Hilfsämterdirec- 
toren am obersten Gerichtshöfe und 
der Landesgerichtsräthe mit 400 fl. 
C. M. ; für Witwen der Bibliothekare 
an den Universitäten und technischen 
Instituten und der Custoden an den 
üniversitäts - Studienbibliotheken mit 
400 fl. und 350 fl. österr. Währ. ; mit 
Gesetz vom 19. März 1872, Nr. 29 
R. G. B. für Witwen der Directoren 
und Hauptlehrer an Lehrerbildungs- 
Anstalten mit 400 fl und 300 fl. und 
mit Gesetz vom 13. April 1881, Nr.38 
R. G. B., für Witwen der Professoren 
an Staatshebammenschulen mit 400 fl. 
11. s. w. bestimmt. Den Witwen der 
Staatsbeamten niederer Diätenclassen 
gebührt ein Dritttheil des zuletzt be- 
zogenen ehegattlichen Activitätsge- 
nusses im Höchstbetrage per 350 fl. 
österr. Währ, und im Minimalbetrage 
per 105 fl österr. Währ. Für Witwen 
der Staatsbeamten einer höheren als 
Eingangs erwähnten Diätenclasse 
(Rangsclasse) bemisst die Gnade des 
Kaisers die Witwenpensionen ; die Witwe 
eines Ministers hat aber nach dem 
Gesetze vom 22. Juli 1868, Nr. 111 
R.G.B., einen Jahresbezug von 1000 fl. 
während der Dauer des Witwenstandes. 
Conducts- Quartal. Dieses gebührt 
nach den Hofk.-Dek. vom 19. Jänner 
«nd 17. März 1797, d. a. h. Entschl. 
vom 15. Juli 1828 u. d. Just.-M.-Vdng. 
vom 13. Juni 1856, Z. 12.821 , den 
mittellosen und pensionsberechtigten 
\Vitwen der in activer Dienstleistung 
verstorbenen Beamten und ebenso den 
mutterlosen Waisen mit einem drei- 
monatlichen Betrage des Activitäts- 
gehaltes im Höchstbetrage von 600 fl. 



C. M. (630 fl. österr. Währ.), daher 
seit der Gehaltsregulirung vom Jahre 
1873 nur die Witwen und Waisen der 
Staatsbeamten der letzten Rangsclasse 
und niedersten Gehaltsstufe daran 
participiren. Erziehungsbeiträge 
und Concretal-Pensionen. Er- 
ziehungsbeiträge gebühren nach den 
Hofdecreten vom 14. December 1798, 
21. Mai 1824 und 36. April 1826 den 
pensionsfähigen Witwen mit wenigstens 
vier Kindern zur leichteren Bestreitung 
der Erziehungskosten für die Söhne 
bis zum 20. und die Töchter bis zum 
18. Jahre, imd zwar den Witwen mit 
charaktermässigen Pensionen per 600, 
500, 400 und 350 fl. C. M. in drei 
Abstufungen per 100, 80 und rück- 
sichtlich der zwei letzten Charakter- 
Pensionen von 70 fl. C. M., jenen 
Witwen aber, bei welchen der Gehalt 
des Gatten zum Massstabe der Witwen- 
pension zu dienen hat, mit 12 
bis 70 fl. C. M. im Höchstbetrage 
von zwei Dritttheilen des Activitäts- 
genusses des verstorbenen Gatten, und 
wenn derselbe 1000 fl. C.-M. und 
darüber betrug, nur im Höchstbetrage 
von 500 fl. C. M., welche Beträge nach 
dem Hofkammer-Decret vom 15. Juli 
1808,Z. 19.624, u.a. EntSchliessung vom 
23. September 1845 bei Ableben der 
Mutter oder Verlustigung ihrer Pen- 
sion einzustellen, dagegen aber den 
Waisen bis zur Erreichung des Normal- 
alters Concretal - Pensionen in der 
Hälfte der mütterlichen Pension ohne 
Rücksicht auf die Kinderzahl zu ver- 
abfolgen sind. 

Postmeister. Mit der Hand.- 
Min.-Vdng. vom 20. Juni 1873, Nr. 25 
Post-V.-B., wurde die Entlohnung der 
Postmeister und Postexpedienten bei 
jenen Aemtern, welche eine reelle Brief- 
und Fahrposten-Einnahme bis 2000 fl., 
mit Ausschluss der Einnahmen aus 
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Postanweisungen untl Nachnahmen 
haben, hei der Einnahme bis 400 fl. 
mit der Bestalhinpr von 150 fl. und 
mit dem Amtspaubihah' per 40 fl. ; 
bei der Einnahme über 400—800 fl. 
mit einer Bestalhmj? von 200 fl. und 
einem Amts])aus(hale per 00 fl. ; bei 
ih'V Einnahme über HOO— 1200 fl. mit 
i'iner Hestallung von 800 fl. und einem 
Amtspauschale per nO fl.; bei der 
Einnahme über 1200-1000 fl. mit 
einer Bestallung von 400 fl. und einem 
Amts])aus(hale per 100 fl; bei der 
Einnahme über 1000— -2000 fl. und 
darüber mit einer Bestallung von 
500 fl. und einem Amtspauschale per 
120 fl. festgesetzt. Für die nothwen- 
dige Verwendung eines geprüften Post- 
exj)editors kann die volle Entschädigung 
und ein entsprechender Bestallungs- 
Mehrbf»trag , dann bei Erforderniss 
eines zweiten Zimmers zum Postdienst£ 
auch ein Miethzinsbeitrag bewilligt 
werden. Betrefl's der Bezüge der Mi- 
litäri)ersonen s. Gage. 

f«eliilfeiiverfiaiiiiiiliiii(i; ^ 
der Inbegriff aller stimmberechtigten 
Gehilfen der in eine Genossenschaft 
vereinigten (rewerbetreibenden. Zufolge 
der Gewerbenovelle vom 15. März 1883 
sind die gewerblichen Gehilfen (Ge- 
sellen) der in eine Genossenschaft ver- 
einigten Gewerbetreibenden verpflichtet, 
sich als Gehilfen- (Gesellen-) Versamm- 
lung zu constituiren und als solche 
einen Obmann und Ausschussmitglieder 
in der Zahl von zwei bis sechs aus 
ihren Standesgenossen jeweilig auf die 
Dauer von drei Jahren zu wählen. Die 
Thätigkeit der Gehilfenversammlung, 
sowie deren Rechte und Pflichten werden 
durch ein Statut geregelt, welches der 
behördlichen Genehmigung unterliegt. 
Die Wahl des Obmannes der Gehilfen- 
versammlung unterliegt der Bestätigung 
der Gewerbsbehörde. Die Gehilfenver- 



sammlung, welche aus sämmtlichen 
stimmberechtigten Gehilfen der in eine 
Genossenschaft vereinigten Gewerbe- 
treibenden zu bestehen hat, wird das 
erste Mal durch die Gewerbsbehörde, 
welche hiezu auch ein Mitglied des 
Gemeindevorstandes delegiren kann, in 
der Folge jedoch über Aufforderung 
Genossenschaftsvorstehers durch ihren 
Obmann einberufen. Gehilfen, welche 
bereits durch sechs Wochen ausser 
Arbeit stehen, können an der Gehilfen- 
versammlung nicht theilnehmen und 
werden der ihnen anvertrauten Func- 
tionen verlustig. — Der Genossen- 
schaftsvorstehung steht es zu, in die 
Gehilfenversammiung zwei bis sechs 
Gewerbeinhaber abzuordnen, welche an 
derselben mit berathender Stimme theil- 
nehmen können. Vor jeder Einberufung 
der Gehilfenversammlung ist vorher der 
Genossenschaftsvorstehung und ferner 
der Gewerbsbehörde die Anzeige zu 
erstatten, w^elch' letztere behufs Ueber- 
wachung eines gesetzmässigen Vor- 
ganges bei derselben einen behördlichen 
Commissär entsenden kann. — In den 
Wirkungskreis der Gehilfenver- 
sammlung gehört: ä) die Wahrnelmuuig 
und Erörterung der Interessen der zur 
Genossenschaft gehörigen Gehilfen (Ge- 
sellen), soweit die ' Förderung dieser 
Interessen den Zwecken der Genossen- 
schaft nicht widerstreitet; b) die Wahl 
der Mitglieder des schiedsgerichtlichen 
Ausschusses , des Vorstandes , des 
Ueberwachungsausschusses und even- 
tuell der Delegirten zur Generalver- 
sammlung der Krankencassa (s. d.) aus 
dem Stande der Gewerbsgehilfen; c) die 
Wahl der Vertreter aus dem Stande 
der Gew^erbsgehilfen, welcher die Theil- 
nahme an der Genossenschaftsversamm- 
lung zusteht; dann die Wahl des Ob- 
mannes und der Mitglieder des Ge- 
hilfenausschusses. 
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CiienieiudLe (C o m m u n e), ist 
das niederste Glied der öffentlichen 
Verwaltung. Der Wirkungskreis der 
Gemeinde ist ein doppelter, nämlich 
fin selbsständiger (autonomer) imd ein 
übertragener (politischer). 

Der selbstständige, d. i. der- 
jenige Wirkungskreis, in welchem die 
(Temeinde mit Beobachtung der beste- 
henden Reichs- und Landesgesetze nach 
freier Selbstbestimmung anordnen und 
verfügen kann, umfasst überhaupt Alles, 
was das Interesse der Gemeinde zu- 
nächst berührt, und innerhalb ihrer 
Grenzen durch ihre eigenen Kräfte be- 
sorgt und durchgeführt werden kann 
iGemeindeautonomie). In diesem 
^inne gehören hieher insbesondere: 
1. die freie Verwaltung ihres Vermögens 
und ihrer auf den Gemeindeverband 
sich beziehenden Angelegenheiten; 
'?.. die Sorge für die Sicherheit der 
Person und des Eigenthums; 3. die 
^^orge für die Erhaltung der Gemeinde- 
^trassen. Wege, Plätze, Brücken, sowie 
für die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehres auf Strassen und Gewässern 
und die Flurenpolizei; i. die Lebens- 
mittelpolizei und die Feberwachung 
lies Marktverkehres, insbesondere die 
Aufsicht auf Mass und Gewicht; 5. die 
Gesundheitspolizei ; 6. die Gesinde- und 
Arbeiterpolizei und die Handhabung 
«ler Dienstbotenordnung; 7. dieSittlich- 
keitspolizei ; 8) die Armenversorgung 
(leider das Stiefkind der Verwaltung 
<ler Landgemeinden, in welchen Haus- 
tliiere in der Regel relativ besser 
veqiflegt werden, als Gemeindeanne), 
(He Sorge für die Gemeinde-Wohlthä- 
tiirkeitsanstalten ; 9. die Bau- und 
Feuerpolizei, die Handhabung der Bau- 
ordnung und Ertheilung der polizei- 
bchen Baubewilligungen ; 10. die durch 
ilas Gesetz zu regelnde Einflussnahme 
auf die von der Gemeinde erhaltenen 



Mittelschulen, dann auf die Volks- 
schulen, die Sorge für die Emchtung, 
Erhaltung imd Dotirung der letzteren 
mit Rücksicht auf die noch bestehenden 
Schulpatronate; 11. der Vergleichs ver- 
such zwischen streitenden Parteien durch 
aus der Gemeinde gewählte Vertrauens- 
männer; 12. die Vornahme freiwilliger 
Feilbietungen beweglicher Sachen. Aus 
höheren Staatsrücksichten können be- 
stimmte Geschäfte der Ortspolizei in 
einzelnen Gemeinden besonderen landes- 
fürstlichen Organen im Wege des Ge- 
setzes zugewiesen werden. Unter dem 
übertragenen (politischen) Wir- 
kungskreise der Gemeinde versteht man 
die Verpflichtung derselben, für die 
Zwecke der Öffentlichen Verwaltung 
mitzuwirken. 

Organe der Gemeinde sind: der 
Gemeindeausschuss imd der Gemeinde- 
vorstand. Der Gemeindeausschuss 
ist das beschliessende und über- 
wachende, der Gemeindevorstand 
das verwaltende und vollziehende Werk- 
zeug der Gemeinde. Der Gemeinde- 
vorstand besteht aus dem Gemeinde- 
vorsteher und mindestens zwei Ge- 
meinderäthen. Der Gemeindevor- 
steher und die Gemeinderäthe werden 
vom und aus dem Gemeindeaus schusse 
gewählt. (Ueber das Wahlrecht und die 
Wählbarkeit in den Gemeindeausschuss 
s. Gemeinde wähl.) Die Feststellung 
der grundsätzlichen Bestimmungen zur 
Regelung des Gemeindewesens gehört 
in die Competenz des Reicbsrathes ; 
die näheren Anordnungen gehören in 
den Wirkungskreis der Landtage. Die 
dermalen wirksamen allgemeinen Grund- 
sätze enthält das Gesetz vom 5. März 
lö62, Xr. 18 R. G. B. Die Detail- 
bestimmungen sind in den von den 
Landtagen erlasseneu Gemeindeord- 
nungen und Gemeindewahlordnungen 
enthalten. Von den Bestimmunsjen der 
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diesfälligen Gesetze sind jene Städte 
ausgenommen, welche ein eigenes Ge- 
meindestatut haben (s. Städte). 

C-eiiieliideariiie^ s. Heimat- 
recht. 

Oemeliideausscliuss 9 s. 
Gemeinde. 

Cweiiieliiderfttlie 9 s. Ge- 
meinde. 

eemeliidestatute, s. Ge- 
meinde. 

OeiiieliideuiiilaKeii sind 
öffentliche Abgaben zum Behufe der 
Bestreitung der Gemeindebedürfnisse. 
Alle Ausgaben für Geraeindezwecke 
sind zwar zunächst aus dem Erträg- 
nisse des Gemeindevermögens zu be- 
streiten; reichen jedoch diese Erträg- 
nisse und sonstigen Einkünfte der 
Gemeinde zur Bedeckung der Ausgaben 
nicht hin, was gewöhnlich der Fall ist, 
so kann der Gemeindeausschuss die 
Einführung von Gemeindeumlagen be- 
schliessen. Arten dieser Umlagen sind : 
1. Zuschläge zu den directen Steuern 
oder zur Verzehrungs Steuer; 2. Dienste 
für Gemeindeerfordernisse ; 3. Auflagen 
und Abgaben, welche in die Kategorie 
der Steuerzuschläge nicht gehören. Zur 
Einführung oder Erhöhung der letzt- 
genannten Art von Gemeindezuschlägen 
ist ein Landesgesetz erforderlich. Zu- 
schläge, deren Betrag oder Werth eine 
bestimmte Anzahl Percente der directen 
oder Verzehrungssteuer übersteigt, sind 
an eine höhere Bewilligung gebunden. 
Die Zuschläge zu den directen Steuern 
sind in der Regel auf alle in der Ge- 
meinde vorgeschriebenen Steuern dieser 
Art ohne Unterschied, ob der Steuer- 
pflichtige Gemeindemitglied ist oder 
nicht, aufzutheilen und auf alle Gat- 
tungen dieser Steuer gleichmässig um- 
zulegen. 

Von der Entrichtung der Gemeinde- 
umlagen sind befreit: 1 . Hof-, Staats-, 



Landes- und öffentliche Fondsbeamte 
und Diener und Militärpersonen, sowie 
deren Witwen und Waisen bezüglich 
ihrer Dienstbezüge und aus dem Dienst- 
verhältnisse entspningenen Pensionen, 
Provisionen , Erziehungsbeiträge und 
Gnadengenüsse; 2. Personen, welche 
in der Gemeinde nicht wohnen, bezüg- 
lich ihres weder aus einem Realbesitze, 
noch aus einer Gewerbsunternehmung 
fliessenden Einkommens; 3. darf die 
gesetzliche Congrua der Seelsorger und 
öffentlichen Schullehrer durch Ge- 
meindeumlagen nicht geschmälert wer- 
den. Einzelne Kronländer gehen in der 
Befreiung von der Entrichtung der Ge- 
meindeumlagen noch weiter. G a 1 i z i e n 
nimmt nämlich auch die Beamten und 
Diener des Landes, der Gemeinde, dann 
der Landes- und Gemeindeanstalten, 
sowie alle öffentlichen Lehrer aus. In 
I s t r i e n sind die Würdenträger und 
Domherren der Kathedral- und Conka- 
dralkirchen und in der Bukowina 
die Gemeindebeamten und Diener von 
den Gemeindeumlagen befreit. 

In Noth fällen, wo ein schleu- 
niges gemeinschaftliches Zusammen- 
wirken Aller erforderlich ist, sind alle 
tauglichen Personen zur Leistung von 
Diensten verpflichtet. 

(vemeiiidevorstelier, siehe 
Gemeinde. 

Oemeliide^vrahl (Wahl der 
Gemeindevertretung). Für die Frage 
der Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
ist die gesetzliche Eintheilung der Per- 
sonen, welche sich im Gebiete einer 
Gemeinde befinden, wichtig. Diese Per- 
sonen sind nun entweder Gemeinde- 
mitglieder oder Auswärtige, Die 
Gemeindemitglieder werden in zwei 
Kategorien eingetheilt : a) die Gemeinde- 
angehörigen, das sind diejenigen Per- 
sonen, welche in der Gemeinde heimat- 
berechtigt sind ; h) die Gemeinde- 
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genossen, das sind diejenigen, welche, 
ohne in der Gemeinde heimatberechtigt 
zu sein, im Gebiete derselben entweder 
einen Haus- oder Grundbesitz haben, 
oder von einem in der Gemeinde selbst- 
ständig betriebenen Gewerbe oder Er- 
werbe eine directe Steuer entrichten, 
oder in der Gemeinde wohnen und da- 
selbst ein sonstiges Einkommen ver- 
>teiiern. Alle übrigen Personen in der 
Gemeinde werden Auswärtige genannt. 
Das Wahlrecht zur Gemeindever- 
tretung steht gemäss der diesfalls be- 
stehenden Landesgesetze 

I. denjenigen Gemeindemitgliedern 
zu, welche österreichische Staatsbürger 
s?ind und von ihrem Realbesitze, Ge- 
werbe oder Einkommen seit wenigstens 
einem Jahre in der Gemeinde eine 
directe Steuer entrichten. Dies- 
falls besteht filr Böhmen die Modi- 
tication, dass Staatsbürger, um wahl- 
berechtigt sein, von dem Gewerbe oder 
Einkommen seit wenigstens drei Jahren 
in der Gemeinde eine directe Steuer 
entrichten müssen ; nur dann, wenn sie 
zugleich auch Gemeindeangehörige sind, 
^teht ihnen das "Wahlrecht ohne Rück- 
^kht auf die Dauer der Steuerzahlung 
zu. Die Länder Istrien und Mähren 
fordern eine mindeste Steuerzahlung 
von einem Gulden ; Mähren fügt dieser 
Bestimmung noch bei, dass, wenn bei 
Annahme dieses mindesten Steuersatzes 
in einer Gemeinde nicht mindestens 
dreimal soviel Wahlberechtigte ?or- 
handen sind, als- Ausschuss- und Er- 
J^atzmänner zu wählen sind, die Zahl 
der Wahlberechtigten aus den zunächst 
Minderbesteuerten bis auf dieses Ver- 
liältniss zu ergänzen ist. 

II. Sind unter den Gemeindeange- 
liörigen ohne Rücksicht auf Steuer- 
zahlung nachstehende Personen wahl- 
l»ere(htigt(Classe der Intelligenzen): 
fj die in der Ortsseelsorge nicht blos 



aushilfsweise verwendeten, sowie alle 
höheren Geistlichen der christlichen 
Confession und die Prediger (Rabbiner) 
der jüdischen Glaubensgenossen. Dieser 
allgemein geltenden Bestimmung fügt 
die dalmatinische Gemeindewahl- 
ordnung noch bei, dass die Weltgeist- 
lichen überhaupt und ausserdem die in 
der Seelsorge verwendeten Klostergeist- 
lichen wahlberechtigt sind. Galizien 
räumt den Vorständen der Klöster das 
Gemeindewahlrecht ein, während 
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Kärnten, Krain, Oberöster- 
reich, Salzburg, Steiermark und 
Tirol die israelitischen Seelsorger das 
Wahlrecht nicht gemessen. Die Ge- 
meindewahlordnung von Tirol benennt 
als Wahlberechtigte insbesondere auch 
die mit Ordinariatsdecret auf einem 
ständigen Hilfspriesterposten in der 
Gemeinde definitiv angestellten Geist- 
lichen; b) Hof-, Staats-, Landes- und 
öffentliche Fondsbeamte. Die dalma- 
tinische Wahlordnung fl\gt noch bei, 
dass die genannten Beamten ohne Un- 
terschied, ob sie wirklich dienen oder 
sich im Ruhestand befinden, das W^ahl- 
recht besitzen und die g alizische 
Wahlordnung gebraucht den Ausdruck : 
öffentliche Instituts- und Fondsbeamte. 
Die Gemeindewahlordnung von Kärn- 
ten bezeichnet an dieser Stelle auch 
die Advocaten und k. k. Notare als 
W^ahlberechtigte ; c) Officiere und Mili- 
tärparteien mit Officierstitel, welche 
sich im definitiven Ruhestande befinden 
oder mit Beibehaltung des Militär- 
charakters quittirt haben ; d) dienende 
sowohl als pensionirte Militärparteien 
ohne Officierstitel, dann dienende und 
pensionirte Militärbeamte, insoferne 
diese Personen in den Stand eines 
Truppenkörpers nicht gehören; e) Doc- 
toren, welche ihren akademischen Grad 
an einer inländischen Universität er- 
langt haben. Diese allgemeine Bestim- 
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inung enthält boi nachstehenden Ki'on- 
ländern folgende Zusätze, resp. Modi- 
ficationen: Böhmen fügt bei: Patrone 
und Magister der Chinirgie ; B u k o w i n a 
fiigt bei: und Personen, weUhe das 
Magisterium an einer ioländischen Uni- 
versität erhalten haben ; Dalmatien: 
Doctoren und jene, welche Universi- 
tätsstudien oder die höheren techni- 
schen Studien zurückgelegt haben. 
Galizien: Advocaten, Notare, die 
Magister der Chirurgie und Phannacie ; 
Kärnten: Magister der Chirurgie und 
Pharmacie, welche ihr Diplom an einer 
inländischen Lehranstalt erhalten haben 
und "Wundärzte, die ihre Praxis selbst- 
ständig ausüben; Krain: sowie im In- 
land diplomirte Wundärzte; Nieder- 
österreich: Advocaten, Notare, fer- 
ner die von einer inländischen Univer- 
sität oder inländischen Anstalt appro- 
birten Magister und Patrone der Chi- 
rurgie und die Magister der Pharmacie. 
Salzburg: Männer, welche von einer 
inländischen Lehranstalt ein Diplom 
erhalten haben , sowie diejenigen, 
welche die Richteramts- oder die 
politischen Prüfungen abgelegt haben. 
Schlesien fügt bei : oder deren an 
einer ausländischen Universität erwor- 
bener akademischer Grad hierlands 
habilitirt ist. Steiermark: Advoka- 
ten, Notare, sowie Personen, welche 
einen akademischen Grad erlangthaben. 
f) Die Vorsteher und Oberlehrer der in 
der Gemeinde befindlichen Volksschulen 
und die an höheren Lehranstalten in 
der Gemeinde angestellten Directoren, 
Professoren und Lehrer. Diesbezüglich 
bestehen bei nachstehenden Provinzen 
Modificationen : Böhmen: Bleibend 
angestellte Vorsteher, Lehrer und Unter- 
lehrer etc. Dalmatien: Die Vor- 
steher und Lehrer der Volksschulen, 
sowie die Vorsteher, Professoren und 
Lehrer der in der Gemeinde befind- 



lichen Lehranstalten. Galizien: Die 
Vorsteher, Professoren und Lehrer der 
in der Gemeinde befindlichen Schulen 
und anderer öffentlicher Lehranstalten. 
I Strien setzt bei: Die mit Patent 
versehenen Capitäne von Handels- 
schiffen weiter Fahrt. Kärnten: 
Die definitiv angestellten Lehrer an 
den in der Gemeinde befindlichen öffent- 
lichen Volksschulen und die an den 
höheren Lehranstalten in der Gemeinde 
angestellten Directoren, Professoren und 
Lehrer. Niede röstereich fügt bei : 
sowie die mit Decret angestellten 
Unterlehrer. Die steiermärkische Ge- 
meindewahlordnung sagt blos: öffent- 
liche Lehrer. 

lU. Endlich sind noch Ehren- 
bürger und Bürger wahlberechtigt. 
Diese letzterwähnte Bestimmung be- 
steht in Dalmatien nicht, sondern 
es heisst an deren Stelle : Die See- 
capitäns, Seelieutenants (Schiffsschrei- 
ber) der weiten Seefahrt, dann die 
Schiffsdirectoren der grossen Küsten- 
fahrt bis zur äussersten Grenze. Den 
wahlberechtigten einzelnen Gemeinde- 
mitgliedern sind auch inländische Cor- 
porationen, Stiftungen, Vereine und 
Anstalten beizuzählen, welche die oben 
unter I bezeichnete Steuer entrichten. 
Von der Wahlberechtigung sind die- 
nende Officiere und Militärparteien 
mit Officierstitel, insoferne dieselben 
nicht zu denjenigen Personen gehören, 
welche das Recht haben, ohne Wahl 
in den Gemeindeaussohuss einzutreten, 
dann die zum Mannschaftsstande oder 
zu den Unterparteien gehörigen Mili- 
tärpersonen, ausschliesslich der nicht 
einberufenen Reservemänner, ausge- 
nommen. Die Wahlordnungen von 
Dalmatien,Görz,Gradiska,Istrien,Ober- 
Oesterreich, Salzburg, Tirol und Vor- 
arlberg schliessen die dienenden Offi- 
ciere und Militärparteien mit Officiers- 
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titel ohne Ausnahme aus. Ausge- 
schlossen von dem Wahlrechte in 
die Gemeinde-Vertretung sind jene 
Personen, welche eines Verbrechens 
schuldig erkannt, oder welche eines 
Verbrechens wegen in Untersuchung 
gezogen wurden, so lange diese dauert, 
imd endlich Personen, welche der 
Uebertretung des Diebstahls, des Be- 
truges, der Veruntreuung oder der 
Theilnahme an einer dieser Ueber- 
tretungen schuldig erkannt worden 
sind. Diese Bestimmung ist in allen 
Provinzen mit Ausnahme von Istrien 
in Giltigkeit. Die Wahlordnung von 
Istrien setzt jedoch diesfalls fest, 
dass ausgeschlossen bleiben: a) Vom 
Wahlrechte imd der Wählbarkeit : 
Personen, welche wegen eines Ver- 
brechens oder der Uebertretung des 
Diebstahls, der Veruntreuung, der 
Theilnahme an denselben und des 
Betruges schuldig erkannt worden 
sind, auf die ganze vom Strafgesetze 
vom 15. November 1867, Nr. 131 
R. G. B., festgesetze Ausschliessungs- 
dauer; b) von der Wählbarkeit: Per- 
sonen, über deren Vermögen der Con- 
curs oder das Ausgleichsverfahren er- 
ötfnet wurde, so lange die Crida- oder 
Ausgleichsverhandlung dauert. 

Wählbar als Ausschuss- oder 
Ersatzmänner sind nur diejenigen Ge- 
lueindemitgliedermännlichenGeschlech- 
t^s, welche wahlberechtigt sind, das 
vienmdzwanzigste Lebensjahr zurück- 
ij'legt haben und im VoUgenusse der 
hiirgerlichen Rechte sich befinden. 
Ausgenommen von der Wählbar- 
keit sind: 1. Die Bediensteten der 
^^emeinde, so lange sie sich im wirk- 
lichen Dienste derselben befinden. Die 
dalmatinische Gemeindewahlordnung 
iiinirat nur die eine Besoldung genies- 
sinden Gemeinde - Bediensteten aus. 
2. Personen, welche eine Armenver- [ 

Dr. D. Baut er, Oesterr. Staats-Lexikon. 



sorgung gemessen, in einem Gesinde- 
verbande stehen oder, wie Taglöhner 
oder gewerbliche Gehilfen, einen selbst- 
ständigen Erwerb nicht haben. 

In einzelnen Wahlordnungen kom- 
men noch folgende nicht wählbare 
Personen vor: Böhmen, Galizien, 
Görz, Gradiska, Istrien, Oester- 
reich unter der Enns: Personen, 
welche mit der Legung der Verwal- 
tungsrechnungen über das Vermögen 
der Gemeinde oder einer Gemeinde- 
anstalt im Rückstande sind. Böhm en, 
Galizien, Oesterr eich unter der 
Enns: Die Beamten der der Gemeinde 
unmittelbar vorgesetzten Staatsbehörde. 
Böhmen, Galizien: Die Beamten 
der in der Gemeinde befindlichen Poli- 
zeibehörden. Dalmatien schliesst die 
Functionäre der Regierung, welche die 
Gemeinde zu überwachen haben, so- 
wie die Beamten ihrer Aemter und 
solche Personen, welche der Gemeinde 
über eine vorhergehende Verwaltung 
keine Rechnung gelegt haben, aus. 
Kärnten nimmt die Militärpersonen 
in activer Dienstleistung aus, während 
in Oesterreich unter der Enns 
jene Personen, welche mit einer ihnen 
vermöge eines rechtskräftigen Erkennt- 
nisses oder gerichtlichen Vergleiches 
obliegenden Zahlung an die Gemeinde 
im Rückstande sind, nicht wählbar 
sind. Ausgeschlossen von der 
Wählbarkeit sind insbesondere Per- 
sonen, welche wegen eines aus Gewinn- 
sucht verübten Disciplinarvergehens 
ihres öffentlichen Amtes oder Dienstes 
entsetzt worden sind. Für Dalmatien 
und Istrien besteht diese Vorschrift 
nicht. Obige Erfordernisse für das 
active und passive Wahlrecht zur Ge- 
meindevertretung gelten auch für fol- 
gende Städte mit eigenem Ge- 
meindestatute: Graz, Troppau, 
Olraütz, Linz, Steyer, Czernovvitz, 
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Krakau, Wiener-Neustadt, CiHi, Znaim, 
Ung.-Hradiscli, "NVaidhofen an d. Ybbs, 
Salzburg, Bielitz, Friedeck, Rovigno, 
Roveredo, Kremsier, Lemberg, Inns- 
bruck, Iglau, Marburg. P^olgende Städte 
verlangen ausser obigen Erfordernissen 
fllr die unter I genannten Wähler 
nachstehende mindeste Steuersätze : 
Graz mit 6 fi. ; Krakau mit 6 fl Real-, 
oder 8 fl. Erwerb-, oder 15 fl. Ein- 
kommensteuer; Kremsier mit 1 fl. ; 
Linz mit 5 fl. Erwerb- oder 10 fl. 
Einkommensteuer ; Rovigno mit 2 fl. ; 
Innsbruck mit wenigstens 3 fl. an 
Grund- oder Erwerbsteuer, oder mit 
wenigstens 8fl. an Einkommensteuer; 
Iglau mit wenigstens 3 fl. an directer 
Steuer überhaupt. In Lemberg wird 
gefordert: die Zahlung von Giimd- 
oder Gebäudesteuer, von wenigstens 
8 fl. Erwerbsteuer, von wenigstens 
12 fl. anderer directer Steuer, von 
250 fl. directer Steuer, wenn der Staat, 
das Land, Corporationen oder An- 
stalten das Wahlrecht ausüben wollen, 
endlich von mindestens 50 fl. directer 
Steuer, wenn eine Industriegesellschaft 
das Wahlrecht ausüben will. Was die 
übrigen Städte mit eigenem Statute, 
nämlich: Wien, Triest, Prag, Klagen- 
furt, Laibach, Brunn, Botzen, Görz, 
Reichenberg und Trient betrifft, so 
sind folgende Personen wahlberechtigt 
und nach zurückgelegtem dreissigsten 
Lebensjahre auch wählbar: 1. von 
den Gemeindeangehörigen jene, welche 
von einer in der Gemeinde gelegenen 
Realität oder von einem in der Ge- 
meinde betriebenen Gewerbe oder von 
einem sonstigen Einkommen einen ge- 
wissen Betrag an directen Steuern 
entrichten ; 2. die sogenannten Intelli- 
genzen, wohin Beamte, Oflficiere, welche 
der Müüm stdbilis angehören, Pfarrer, 
Pastoren, Prediger der Judengemeinde, 
an einer inländischen Universität gra- 



duirte Doctoren, Vorsteher und Ober- 
lehrer der Volksschulen und ordent- 
liche Lehrer und Professoren an den 
höheren und mittleren öffentlichen 
Lehranstalten gerechnet werden. Hiezu 
muss bemerkt werden, dass mit Aus- 
nahme der Beamten, die nur dann 
wahlberechtigt sind, wenn sie einen 
bestimmten Betrag an Einkommen- 
steuer entrichten, das Wahlrecht der 
übrigen zur Classe der sogenannten 
Intelligenzen gehörigen Personen von 
einer Steuerentrichtung nicht abhängig 
ist. In den Städten Wien, Klagenfurt, 
Innsbruck, Botzen, Brunn, Prag, Rei- 
chenberg, Salzburg und Trient sind 
auch dieGemeindegenossen wahlberech- 
tigt. Der Census für diese Städte ist 
ungleich. Derselbe beträgt : für Wien 
10 fl. Real- oder Erwerbsteuer, oder 
20 fl. Einkommensteuer; Prag und 
Brunn 8 fl. Real- oder Erwerbsteuer, 
oder 15 fl. Einkommensteuer; Laibach 
und Görz 5 fl. Real- oder Erwerb- 
steuer, oder 8 fl. Einkommensteuer; 
Klagenfurt, Trient und Botzen 3 fl. 
Real- oder Erwerbsteuer, oder 8 fl. 
Einkommensteuer. Reichenberg 2 fl. 
an Realsteuer, oder 3 fl. Erwerbsteuer, 
oder 8 fl. Einkommensteuer. Für Triest 
ist eine bestimmte Steuersumme zur 
Ausübung des Wahlrechtes nicht vor- 
geschrieben.Vgl. Gemeindegesetz (Manz, 
1881). 

Gremeiiisame Aiin^elen^eii- 
Iteiteii^ diejenigen Angelegenheiten, 
welche der österreichische Staat und 
der ungarische Staat gemeinsam ver- 
walten ; es sind dies nachstehende : 
a) die auswärtigen Angelegen- 
heiten mit Einschluss der diploma- 
tischen und commerziellen Vertretung 
dem Auslande gegenüber, sowie die 
in Betreff der internationalen Verträge 
etwa nothwendigen Verfügungen, wobei 
jedoch die Genehmigung der interna- 
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tionalen Verträge, insoweit eine solche 
verfassimgsmässig nothwendig ist, den 
Vertretungskörpern der beiden Reichs- 
hälften (dem österreichischen Reichs- 
rathe und dem ungarischen Reichstage) 
vorbehalten bleibt ; h) das Kriegswe- 
sen mit Inbegriif der Kriegsmarine, 
jedoch mit Ausschluss der Recruten- 
bewilligung und der Gesetzgebung über 
die Art und Weise der Erfüllung der 
Wehrpflicht , der Verfügungen hin- 
siclitlich der Dislocirung und Ver- 
pflegung des Heeres, ferner der Re- 
gelung der bürgerlichen Verhältnisse 
und der sich nicht auf den Militär- 
dienst beziehenden Rechte und Ver- 
pflichtungen der Mitglieder des Heeres; 
c) das Finanzwesen rücksichtlich 
der gemeinschaftlich zu bestreitenden 
Auslagen, insbesondere die Festsetzung 
des diesfalligen Budgets und die Prü- 
fung der darauf bezüglichen Rech- 
nungen. 

Die Kosten der gemeinsamen An- 
gelegenheiten sind von beiden Reichs- 
theilen nach einem Verhältnisse zu 
tragen, welches durch ein vom Kaiser 
zu sanctionirendes Uebereinkommen 
der beiderseitigen Vertretungskörper 
lUeichsrath und Reichstag) von Zeit 
zu Zeit festgesetzt wird. Sollte zwischen 
beiden Vertretungen kein Uebereinkom- 
men erzielt werden, so bestimmt der 
Kaiser dieses Verhältniss, jedoch nur 
fiü- die Dauer Eines Jahres. Die Auf- 
bringung der auf jede der beidenReichs- 
theile hiemach entfallenden Leistungen 
ist jedoch ausschliesslich Sache eines 
jeden Theiles. Die Berechnung der 
Beitragsleistung beider Reichshälften 
<rfolgt für die Zeit vom 1. Juli 1878 
bis 31, December 1887 in der Weise, 
dass zunächst das Reinerträgniss des 
als gemeinsame Einnahme erklärten 
ZoUgefälls von dem Erfordernisse für 
gemeinsame Angelegenheiten abgezo- 



gen wird, dass sodann zur Bestreitung 
dieses Erfordernisses zwei Procent zu 
Lasten des ungarischen Staates in 
Rechnung genommen werden und dass 
der nach Abzug dessen verbleibende 
Rest in einem Antheile von 70% von 
Cisleithanien und in einem Antheile 
von SOTa von Transleithanien getragen 
wird. (Oesterr. Gesetz vom 27. Juni 
1878, Nr. 61 R. G. B., XIX. ungar. 
Gesetzartikel vom Jahre 1878.) Es 
kann jedoch auch zur Bestreitung 
der Kosten der gemeinsamen An- 
gelegenheiten ein gemeinsames An- 
lehen aufgenommen werden, wo dann 
auch Alles, was den Abschluss des An- 
lehens und die Modalitäten der Ver- 
wendung und Rückzahlung betrifft, 
gemeinsam zu behandeln ist. Die Ent- 
scheidung über die Frage, ob ein ge- 
meinsames Anlehen aufzunehmen ist, 
bleibt jedoch der Gesetzgebung jeder 
der beiden Reichshälften vorbehalten. 
Das gemeinsame Budget für das 
Jahr 1883 ist im Ordinarium fol- 
gendes : 

Erforderniss 117,830.768 fl. 

Bedeckt 3,248.780 „ 

Unbedeckt 114,581.98811.' 

Hievon abdieEinnahmen 

des ZoUgefälls mit . 14,670.225 „ 

Verbleibt Gesammter- 

forderniss 99,911.76311. 

Wenn man hievon die 

vorerst auf Ungarn 

entfallenden 2% mit 1,998.235 „ 

in Abzug bringt, beträgt 

der vom Reste per . 98,013.52811. 
auf die österreichische 
Reichshälfte entfal- 
lende 70% Antheil . 68,539.470 „ 
Die Gesetzgebung betreffs der 
gemeinsamen Angelegenheiten wird 
vom österreichischen Reichrathe und 
dem ungarischen Reichstage mittelst 
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zu entsendender Delegationen (s. d.) 
ausgeübt. 

Zur Verwaltung der gemeinsa- 
men Angelegenheiten bestehen drei 
gemeinsame Ministerien (Reichsmini- 
sterien, s. d.), welche ihren Sitz in 
"Wien haben, nämlich: das k. und k. 
Ministerium des Kaiserlichen Hauses 
und des Aeusseni, das k. und k. 
gemeinsame oder Reichs- Kriegs- 
ministerium und das k. und k. 
gemeinsame oder Reichsfinanzministe- 
rium. Diese Ministerien sind den De- 
legationen verantwortlich. Zur Rech- 
nungscontrole über die Geldgebahrung 
dieser Ministerien besteht der k. und 
k. gemeinsame oberste Rechnungs- 
hof (s. d.) 

Eine gemeinsame Sache ist sohin 
die in Geldscheinen bestehende gemein- 
same schwebende Schuld (siehe 
Staatsschuld), da sie unter solidarischer 
Garantie der beiden Staaten steht. 
Beiden Läudergebieten gemeinsame 
Institute sind die österr.-ung. Bank 
(s. d.) und der österr.-ung. Lloyd 
(s. d.). Eine auf gemeinsame Rechnung 
erfolgte Unternehmung ist endlich die 
Occupation Bosniens und der Herzo- 
gowina, jedoch participiren die beiden 
Staaten an Lasten derselben nicht zu 
gleichen Theilen, sondern Oesterreich 
mit 70% und Ungarn mit 30%. 

Cvenieiiisaiiier oberster 
Keehnuiisslftofy Controlorgan 
über die Geldgebahnmg der gemein- 
samen Ministerien. Dieser Rechnungs- 
hof gehört zu jenen Listituten, welche 
der österreichische und der ungarische 
Staat gemeinsam haben; derselbe ist 
unmittelbar dem Monarchen unterge- 
ordnet und vom Ministerium unab- 
hängig. Ergeben sich bei der Controle 
Anstände, so hat er sich mit der be- 
treffenden Administrativbehörde in das 
Einvernehmen zu setzen; führt dies 



nicht zum Ziele, so ist die fragliche 
Angelegenheit der Schlussfassung des 
Kaisers vorzulegen. Dieser Rechnungs- 
hof wurde mit AUerh. Entschl. vom 
9. April 1808 geschaffen. 

Gendarmerie ist ein militä- 
risch organisirter, zur Aufrechthaltung 
der öffentlichen Ordnung, Ruhe und 
Sicherheit bestimmter einheitlicher 
Wachkörper. Die Gendarmerie unter- 
steht hinsichtlich des öflfentlichen Sicher- 
heitsdienstes den Bezirkshauptmann- 
schaften und den politischen Landes- 
behörden (Statthaltereien und Landes- 
regierungen), bezüglich der militäri- 
schen, ökonomischen und administra- 
tiven Angelegenheiten ihren militäri- 
schen Vorgesetzten, in beiden Rich- 
tungen aber in letzter Linie dem 
Minister für Landesvertheidigung, wel- 
cher, wenn es sich um die Verfl\gung 
besonderer Sicherheitsmassregeln han- 
delt, mit dem Minister des Innern das 
Einvernehmen zu pflegen hat. Der mili- 
tärische Befehl und die Aufrechthal- 
tung der Zucht und Ordnung im Gen- 
darmeriecorps obliegt demGendarmerie- 
Inspector, welcher dem Minister für 
Landesvertheidigung dafür verantwort- 
lich ist. 

Die Bezirkshauptmannschaft ist die 
Dienstesbehörde für die in ihrem Be- 
zirke aufgestellten Gendarmerie-Posten 
und hat als solche den von den letzte- 
ren zu versehenden Sicherheitsdienst 
zu leiten und zu überwachen. Insofeme 
in Städten mit eigenen Gemeindesta- 
tuten die Mitwirkung der Gendarmerie 
neben der zu bestellenden städtischen 
Sicherheitswache inAnspruch genommen 
wird, hat die im Orte befindliche oder für 
die Umgebung eingesetzte Bezirks- 
hauptmannschaft als die Dienstesbe- 
hörde der Gendarmerie imEiuvernehmen 
mit dem betreffendenGemeindevorstande 
die entsprechenden Verfügungen zu 
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treffen. Zu den übrigen Civil- und Mili- 
tärbehörden, sowie zu den Gemeinde- 
ämtern steht die Gendarmerie nicht in 
dem Verbältnisse der Unterordnung. 
Die Gerichte und Staatsanwaltschaften 
sind berechtigt, die Dienstleistung der 
Gendarmerie unmittelbar in Anspruch 
zu nehmen. Andere Civil- und Militär- 
behörden, sowie die Gemeinde vor- 
stehungen haben ihre Requisitionen 
um Gendarmerie - Assistenz an die 
Dienstesbehörde der Gendarmerie zu 
zu richten, und nur, wenn Gefahr 
i m V er z u g e i s t, hat die Gendarmerie 
über an sie unmittelbar ergangenes 
Ersuchen Assistenz zu leisten. 

Die Mitwirkung der Gendarmerie 
in Angelegenheiten der Localpolizei 
wird nach den Örtlichen Verhältnissen 
durch die Dienstesbehörde geregelt; 
jedoch darf hiedurch die Bestimmung 
der Gendarmerie für die Zwecke der 
öffentlichen Sicherheit keinen Eintrag 
erleiden. Die Gendarmerie hat die er- 
haltenen Aufträge unbedingt zu voll- 
ziehen und sich in eineBeurtheilung der- 
selben nicht einzulassen. 

Die gewöhnlichen Dienstes- 
verrichtungen der Gendarmerie, 
XU denen sie keiner besonderen be- 
hördlichen Weisung bedarf, sind: die 
Ausführung oder Vollendung strafbarer 
Handlungen wo möglich durch ihre 
I^azwischenkunft zu vereiteln, bereits 
begangene Gesetzübertretungen zu er- 
mitteln und anzuzeigen und den Uebel- 
^liätem jeder Art nachzuforschen ; alle 
Übertreter der Gesetze abzumahnen, 
2ur Bestrafung anzuzeigen, beziehungs- 
weise im Sinne der Bestimmungen der 
^ienst-Instruction festzunehmen, an die 
hftreflfende Behörde zu übergeben und 
'iWr den Grund der Verhaftung zu 
"lationiren ; der Verhaftete, welcher 
\*^*n dem Gendarm in keinem Falle 
^feiiielassen werden darf, ist möglichst 



sogleich, längstens aber binnen 24 Stun- 
den mittels Anzeige an die berufene 
Behörde abzugeben; im Zwecke der 
Aufrechthaltung der Öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit jeden Auflauf 
oder jede Zusammenrottung zu ver- 
hindern, zu unterdrücken und sich der 
Rädelsführer zu bemächtigen; das 
Eigenthum, sowie diePerson jedesStaats- 
bürgers gegen Gewalt aller Art zu schüt- 
zen ; über alle auf der Strasse, im Wasser 
oder sonst aufgefundenen Leichen, über 
jede Feuersbrunst, über Einbrüche, 
räuberische Anfälle und sonstige straf- 
bare Handlungen genaue Erkundigungen 
einzuziehen und hierüber an die Be- 
hörde die Anzeige zu machen ; auf 
öffentlichen Strassen, Plätzen, bei Volks- 
ansammlungen, welche einen die öffent- 
liche Ordnung störenden Charakter an- 
zunehmen drohen, bei Feuer-, Wasser- 
und überhaupt bei jeder allgemeinen 
Gefahr, Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
zu erhalten und wieder herzustellen, 
Excessen und Unordnungen vorzubeu- 
gen; die Anstifter derselben, sowie 
andere Frevler und Wiederspänstige 
anzuhalten ; auf die Befolgung der Vor- 
schriften zu wachen, die zur Verhinde- 
rung von Unglücksfällen und Beschä- 
digungen der Person oder des Eigen- 
thumes der Staatsbürger erlassen sind, 
und die dabei wahrgenommenen Ueber- 
tretungen, Vernachlässigungen und Ge- 
brechen geeigneten Orts anzuzeigen; 
das Verbot des Hausirens mit Druck- 
schriften zu überwachen, und das An- 
schlagen derselben in Strassen und 
anderen öffentlichen Orten, insoweit 
solches nicht durch das Gesetz gestat- 
tet ist, nicht zu dulden und über Per- 
sonen, welche ein Gewerbe oder einen 
Erwerbszweig im Herumziehen betrei- 
ben, besondere Aufsicht zu pflegen; 
Reisende auf ihr Ansuchen nach Zu- 
lässigkeit des Dienstes durch unsichere 
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Wegstrecken zu hegleiten; Deserteurs 
und jeden Militär, der unter hedenk- 
lichen Umständen nicht mit einer gil- 
tigen Legitimation sich ausweisen kann, 
anzuhalten und an das nächste Militär- 
Commando oder an die Dienstbehörde 
abzuliefern; Stellungspflichtige anzu- 
halten und nach Umständen der poli- 
tischen Behörde stellig zu machen ; 
steckbrieflich verfolgte Individuen zu 
verhaften und auf Vagabunden, Aus- 
späher, unter Polizeiaufsicht gestellte 
und abgeschaffte Personen, dann ent- 
lassene Sträflinge, über welche die 
Auskunftstabellen von der Dienstbe- 
hörde den Gendarmerie-Posten zuzu- 
mitteln sind, ein wachsames Auge zu 
haben; auf öffentliche Anstalten und 
Anlagen,als : Eisenbahnen,Telegraphen, 
Strassen, Baumpflanzungen an Strassen 
und Wegen, Canäle, Brücken, öffent- 
liche Brunnen, Schleusen und Monu- 
mente, auf die Bezeichnung der Reichs- 
und Landesgrenzen, auf Wegweiser, Ort- 
schaftstafeln und Ortsnumerirung ilire 
Aufmerksamkeit zu richten, die wahr- 
genommenen, der öffentlichen Sicher- 
heit nachtheiligen Gebrechen und Be- 
schädigungen, sowie mangelhafte An- 
stalten der Eisenbahnen, Dampfschiffe 
und sonstigen Verkehrsmittel den Be- 
hörden anzuzeigen und die Uebertreter 
der rücksichtlich derlei öffentlichen An- 
stalten und Anlagen bestehenden Vor- 
schriften, beziehungsweise die Frevler 
an denselben anzuhalten und nach Um- 
ständen den Behörden zu stellen; für 
die freie Verbindung auf den Land- 
und Wasserstrassen zu sorgen und 
überhaupt darauf zu sehen, dass sich 
Jedermann den Regeln der Strassen- 
polizei und den Strom- und Flusspoli- 
zeivorschriften füge; Wiederspänstige 
sind zur nächsten Sicherheitsbehörde zu 
stellen. Die Gendarmerie ist berechtigt, 
zur Durchführung ihrer Dienstesoblie- 



genheiten die Unterstützung aller Or- 
gane des öffentlichen Dienstes, insbe- 
sondere der Civilbehörden, anderer 
Wachkörper und ihrer Mitglieder, der 
Gemeindevorstände und militärischen 
Commanden in Anspruch zu nehmen. 
Die näheren Bestimmungen betreffs der 
Gendarmerie enthält das Gesetz vom 
29. Februar 1876, Nr. 19 R.G.B., und 
die hiezu erflossene Dienst-Instruction. 
Die Gendarmerie Cisleithaniens zählt 
12.466 Mann. Die jährlichen Auslagen 
hiefür betragen 4>/2 Millionen Gulden. 

C>eiieraleoii8ul9 s. Consul. 

Greiieraliiiajor^ Bezüge des, 
s. Gage. 

Greiieral-Stalisarzt, Bezüge 
des, s. Gage. 

Gveiiieeurs, s. Schulwesen. 

SSeiiosseiiseliafteii, s. Ge- 
werbegenossenschaften. 

SSerielftte^ richterliche Behörden, 
staatliche Organe zur Besorgung der 
Rechtspflege. Der wesentliche Unter- 
schied zwischen den Gerichts- und Ad- 
ministrativbehörden besteht darin, dass 
erstere bei ihren Entscheidungen von 
Weisungen der vorgesetzten Behörden 
unabhängig sind. Die richterlichen Be- 
hörden zerfallen in :1. Justizgerichte 
(Civil- und Strafgerichte ; betreffs deren 
Gliederung s. Gerichtsorganisation) ; 

2. Gefällsstrafgerichte (s. d.): 

3. Gerichtshöfe zum Rechts- 
schutze gegenüber der Verwal- 
tung, nämlich das Reichsgericht, der 
Verwaltungsgerichtshof und der Staats- 
gerichtshof (s. die diesfälligen Special- 
artikel). 

Greriehtslftofailjuiiet; rich- 
terlicher Hilfsbeamter bei den Gerichts- 
höfen. Betreffs der Bezüge des Gerichts- 
hofadjuncten s. Gehalte. 

Grerielitsliofe erster In- 
stanz. Die Justiz- Gerichtshöfe erster 
Instanz führen in den Kronlandshaupt- 
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Städten denNamen Landesgerichte, 
sonst den Namen Kreisgerichte. 
Die Wirksamkeit der Gerichtshöfe 
erster Instanz bezieht sich: I. Auf 
Civil Sachen. In dieser Hinsicht ist 
zwischen dem engeren Sprengel eines 
Gerichtshofes, welcher lediglich das 
Gebiet der Stadt und der dazu gehö- 
rigen Vorstädte mit Rücksicht auf die 
durch administrative Verfügung fest- 
gesetzten Grenzen derselben umfasst, 
und dessen weiterem Sprengel, d. i. 
dem ganzen ihm zugewiesenen Kron- 
lande oder Kronlandstheile, zu unter- 
scheiden. Im engeren Sprengel kommt 
dem Gerichtshofe erster Instanz die 
gesammte Gerichtsbarkeit mit Aus- 
nahme jener Agenden zu, welche den 
am Sitze des Gerichtshofes befindlichen 
sogenannten städtisch - delegirten Be- 
zirksgerichten (s. städtisch-dele- 
girte Bezirksgerichte) zustehen. 
Für den weiteren Sprengel üben die 
Gerichtshöfe erster Instanz in Civil- 
sachen nur die ihnen im Gesetze zu- 
folge taxativer Aufzählung vorbehal- 
tenen Geschäfte aus. Zu diesen Agen- 
den gehören imter anderen : die Rechts- 
angelegenheiten, in denen es sich um 
die Ungiltigkeitserklärung oder Auf- 
l'isung einer Ehe, oder um die nicht 
einverständliche Scheidung von Tisch 
und Bett handelt; (Gesuche um die 
vorläufige Bewilligimg eines abge- 
sonderten Wohnortes für den gefähr- 
deten Theil und um den Auftrag für 
den anderen Ehegatten zur Entrich- 
tung des anständigen Unterhaltes 
können entweder bei dem zur Ver- 
handhmg in der Hauptsache berufe- 
nen Gerichtshofe erster Instanz oder 
l>ei dem persönlichen Gerichtsstande 
der Ehegatten angebracht werden) ; 
Klagen, welche gegen den Fiscus, welt- 
liche und geistliche Gemeinden, Kirchen, 
Pfründen, Stiftungen und alle Anstalten 



zu öffentlichen Zwecken, oder gegen 
Besitzer landtäflicher oder vom Ge- 
meindeverbande ausgeschiedener unbe- 
weglicher Güter gerichtet sind, wofern 
die Klage nicht vor einen besonderen 
Gerichtsstand, vor ein Causalgericht 
oder die Realinstanz gehört; Lehens- 
streitigkeiten ; Klagen in Fideicommiss- 
angelegenheiten ; die Realgerichtsbar- 
keit bezüglich sämmtlicher land- und 
lehentäflicher Güter, auch wenn die- 
selben im Sprengel eines Landbezirks- 
gerichtes liegen; Wechselklagen; Amor- 
tisirung bestimmter Urkunden; Berg- 
sachen ; Bewilligung des Vollzuges von 
Erkenntnissen ausländischer Gerichts- 
behörden ; Verlassenschaftsabhandlun- 
gen, wenn sich in einer Verlassenschaft 
landtäfliche oder andere Güter befin- 
den, worüber die öffentlichen Bücher 
von einem Gerichtshofe erster Instanz 
zu führen sind ; andere Verlassenschaf- 
ten. welche einen bedeutenden Güter- 
oder Vermögersbesitz in sich begreifen, 
wenn das Oberlandesgericht auf Be- 
gehren der Parteien die Delegirung be- 
schliesst; die Gerichtshöfe erster In- 
stanz sind Vormundschafts- und Cura- 
telsbehörden über die minderjährigen 
Kinder solcher Erblasser, in deren 
Nachlasse sich landtäfliche oder andere 
Güter befinden, welche einem Gerichts- 
hofe erster Instanz unterworfen sind; 
für andere Voimundschafts- und Cura- 
telsangelegenheiten von grösserer Be- 
deutung sind sie in dem Falle com- 
petent, wenn das Oberlandesgericht die 
Delegation bewilligt. Auch fungiren die 
Gerichtshöfe erster Instanz in der Regel 
als Handelsgerichte und Berggerichte. 
IL Auf Strafsachen. In dieser Hin- 
sicht üben die Gerichtshöfe erster In- 
stanz ihre Gerichtsbarkeit in Betreff 
der Verbrechen und Vergehen aus: 
a) als Untersuchungsgerichte; h) als 
Rathskammem; c) als Erkenntniss- 
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gerichte. In Betreff der Uebertretungs- 
fälle sind die Gerichtshöfe erster In- 
stanz Berufungsgerichte. Die Gerichts- 
höfe erster Instanz bestehen aus einem 
Präsidenten, einer Anzahl von Käthen, 
einem oder mehreren Rathssecretären 
und mehreren Gerichtshofadjuncten 
nebst dem erforderlichen Hilfs- und 
Kanzleipersonal. Die Eniennung des 
Präsidenten erfolgt durch den Kaiser, 
die der Räthe, Rathssecretäre und 
Adjuncten durch den Justizminister. Die 
Bezüge der Mitglieder der Gerichtshöfe 
erster Instanz s. unter Gehalte. In Cislei- 
thanien bestehen 65 Gerichtshöfe erster 
Instanz. Betreffs des Sitzes dieser Ge- 
richtshöfe s. Gerichtsorganisation. 

Grerielfttsorn^aiiisatioii , 
Justizgerichtsorganismus, Ge- 
richtsverfassung, Gliederung der 
mit der Civil- und Strafrechtspflege 
betrauten Behörden. Es bestehen dies- 
falls drei Instanzen. Die höchste (dritte) 
Instanz bildet der k. k. Oberste Ge- 
richts- uud Cassationshof in Wien. 
Ferner bestehen neun Gerichtshöfe 
zweiter Instanz (Oberlandesgerichte). In 
erster Instanz wirken die Gerichtshöfe 
erster Instanz (Landes-, Kreis- und Han- 
delsgerichte) und die Bezirksgerichte, 
sowie die Bagatellgerichte in Handels- 
sachen, die Consulargerichte und Ge- 
werbegerichte. Hinsichtlich des Wir- 
kungskreises dieser einzelnen Arten 
von Justizstellen siehe die diesfälligen 
Specialartikel. Die territoriale Gliede- 
rung der Gerichtsstellen erster und 
zweiter Instanz ist folgende: 

I. Oberlandesgericht zu 
Brunn (für Mähren und Schlesien). 

1. Landesgericht Brunn mit zwei 
städt.-deleg. Bezirksgerichten daselbst 
und den Bezirksgerichten: Auspitz, 
Austerlitz, Blansko, Boskowitz, But- 
schowitz,Eibenschitz,Gewitsch,Klobouk, 
Kunstadt, Lundenburg, Seelowitz, Stei- 



nitz, Tischnowitz, M.-Trübau, Wischau, 
und Zwittau. 

2. Landesgericht Troppau mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten: Benisch, 
Freiwaldau, Freudenthal, Hennersdorf, 
Hotzenplotz, Jägemdorf, Jauemig, Kö- 
nigsberg, Odrau, Olbersdorf, Wagstadt, 
Weidenau, Wigstadtl, Würbenthai und 
Zukmantel. 

3. Kreisgericht Iglau mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Bistritz, 
Datschitz, Gr.-Meseritsch, Neustadtl^ 
Saar, Teltsch und Trebitsch. 

4. Kreisgericht Neu titschein mit 
dem Stadt. -deleg.Bezirksge rieht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Bistfitz am 
Hostein, Frankstadt, Freiberg, Fulnek, 
Leipnik, Liebau, Wal.-Meseritsch, Mi- 
stek, Mähr.-Ostrau, Roznau, Weiss- 
kirchen und Wsetin. 

5. Kreisgericht Olmütz mit (lern 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Altstadt, 
Hof,Hohenstadt,Kojetein,Konitz,Littau, 
Müglitz, Mähr. -Neustadt, Plumenaii, 
Prerau, Prossnitz, Römerstadt, Schild- 
berg, Schönberg, Sternberg undWiesen- 
berg. 

6. Kreisgericht Ungar. -Hradi seh 
mit dem städt.-deleg. Bezirksgericht 
daselbst und den Bezirksgerichten: 
Ungar.-Brod, Gaya, Göding, Holleschau, 
Klobouk, Kremsier, Napagedl, Ungar.- 
Ostra, Strassnitz, Wisowitz und Zdou- 
nek. 

7. Kreisgericht Znaim mit dem 
städt.-deleg.Bezirksgericht daselbst und 
den Bezirksgerichten: Mähr.-Budwitz, 
Frain, Hrottowitz, Jamnitz, Joslowitz, 
Mähr.-Kromau, Namiest und Nikols- 
burg. 

8. Kreisgericht Te sehen mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Bielitz, Frei- 
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Stadt, Friedek, Jablunkau, Oderberg, 
Schwarzwasser und Skotschau. 

IL Oberlandesgericlit zu 
Graz (für Steiermark, Kärnten und 
Krain). 

1. Landesgericht Graz mit zwei 
städt.-deleg. Bezirksgerichten daselbst 
und den Bezirksgerichten: Anifels, 
Birkfeld,Deutsch-Land9berg,Eibiswald, 
Fehring, Feldbach, Friedberg, Frohn- 
leiten, Fürstenfeld, Gleisdorf, Hart- 
berg, Kirchbach, Leibnitz, Mureck, 
Pöllaii, Radkersburg, Stainz, Voits- 
berg, Vorau, Weiz und AVildon. 

2. Landesgericht Klagen fürt mit 
dem Stadt. -delegirten Bezirksgericht 
daselbst und den Bezirksgerichten: 
Althofen, Arnoldstein, Bleiburg, Ebern- 
dorf, Eberstein, Feldkirchen, Ferlach, 
Friesach, Gmünd, Greifenburg, Gurk, 
Hennagor, Kappel, Kötschach, St. Leon- 
hardt, Millstatt, Obervellach, Pater- 
nion, St. Paul, Rosegg, Spital, Tarvis, 
St. Veit, Vülach, Völkermarkt, Wink- 
lern, Wolfsberg. 

3. Landesgericht L a i b a c h mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Adelsberg, 
Egg ob Podpetsch, Feistritz, Idria, 
Kronan, lü'ainburg, Lack, Laas, Littai, 
Loitsch, Neumarktl, Oberlaibacli, Rad- 
mannsdorf, Senosetsch, Stein, Wippach. 

4.Kieisgericht Cilli mit dem städt.- 
deleg. Bezirksgericht daselbst und den 
Bezirksgerichten : Drachenburg, Franz, 
Friedau, Gonobitz, St. Leonhard, Lich- 
tenwald, Luttenberg, Mahrenberg, Mar- 
burg 1. D., Marburg r. D., St. Marein, 
Obdach, Oberburg, Ober-Radkersburg, 
Pettau, Rann, Rohitsch, Schönstein, 
Tüffer,Windisch-FeistritzundWlndisch- 
Graz. 

5. Kreisgericht Leoben mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Aflenz , 
Alissee, Brück, Eisenerz, St. Gallen^ 



Gröbming, Irdning, Judenburg, Kind- 
berg, Knittelfeld, Liezen, Mariazell^ 
Mautern, Murau, Mürzzuschlag, Neu- 
markt, Oberwölz, Oberzeiring, Rotten- 
manu und Schladming. 

6. Kreisgericht Rudolfswerth mit 
dem städt.-deleg.Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Gottschee, 
Grosslaschitz, Gurkfeld, Landstrass, 
Möttling, Nassenfuss, Ratschach, Reif- 
nitz, Seisenberg, Sittich oder Weixel- 
burg. Treffen und Tschemembl. 

in. Oberlandesgericht zu 
Innsbruck (für Tirol und Vorarlberg).' 

1. Landesgericht Innsbruck mit 
zwei städt.-deleg. Bezirksgerichten da- 
selbst und den Bezirksgerichten: Fügen, 
Hall, Hopfgarten, Imst, Kitzbichl, Kuf- 
stein, Landeck, Mieders, Nauders, 
Stattenberg, Reutte, Ried, Silz, Schwaz, 
Steinach, Telfs und Zell. 

2. Kreisgericht Bozen mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Ampezzo, 
Brixen, Bruneck, Buchenstein, Enne- 
berg, Glurns, Kaltem, Kastelruth, 
Klausen, Lana, Lienz, Meran, Neu- 
markt, Passeier, Schlanders, Sillian, 
Sterzing, Sannthal, Taufers, Welsberg 
und Windischmatrei. 

3. Kreisgericht Roveredo mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Ala, Brco, 
Condine, Mari, Nogaredo, Piere di 
Ledro, Riva, Stenico und Tione. 

4. Kreisgericht Trient mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Borgo, Ca- 
valese, Cembra, Civezano, Cles, Fassa, 
P^ndo, Lavis, Levico, Main, Mezzo- 
lombardo, Pergine, Primiero, Strigno 
und Vezano. 

5. Das Kreisgericht Feldkirch 
mit den Bezirksgerichten: Bezau, 
Bludenz, Bregenz, Dornbim und Mon- 
tafon. 
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IV. Oberlandcsge rieht zu 
Krakau (für \Vestgalizif*n). 

1. Landesgericht Krakau mit zwei 
Stadt. -deleg. Bezirksgerichten daselbst 
und den Bezirksgerichten: Andr}chau, 
Biala, Bochnia, Brzesko, Chrzanöw, 
Dobczyce, Jordanow, Kalwaiya, Kety, 
Krzeszowice, Liszki, Maköw, Milöwka, 
MiSlenice, Kiepolomice, Oäwiecira, Pod- 
görze, Radlöw, Saybusch, J^lemien, 
iSkawina, Wadowice, "NVieliczka, Wi^- 
nicz und Wojnicz. 

2. Ki'eisgericht Neu-Sandec mit 
dem städt. -deleg. Bezirksgericht da- 
selbst und den Bezirksgerichten: Alt- 
Sandec, Cieikowice, Gorlice, Gryböw, 
Kro^cienko, Krynica, Limanowa und 
Neumarkt. 

3. Kreisgericht Rzeszöw mit dem 
städt. -deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Glogow, Lan- 
cut, Lezajsk, Nisko, Przeworsk, Roz- 
wadöw, Sokolöw, Strzyzöw, Tarnobrzeg, 
Tyczyn und Ulanow. 

4. Kreisgericht Tarnow mit dem 
städt. -del. Bezirksgericht daselbst und 
den Bezirksgerichten: Brzostek, Da- 
browa, Debica, Frystak, Jaslo, Kolbus- 
zowa, Mielez, Pilzno, Radomi^l, Rop- 
czyce und Tuchöw. 

5. Kreisgericht Wadowice mit 
einem städt.-deleg. Bezirksgerichte und 
einem selbstständigen Bezirksgerichte 
für die Umgebung Wadowice daselbst. 

Y. Oberlandesgericht zu 
Lemberg (für Ost-Galizien und die 
Bukowina). 

1. Landesgericht Lemberg mit 
drei städt.-deleg. Bezirksgerichten da- 
selbst und den Bezirksgerichten: Beiz, 
Cieszanow, Grodek, Janöw, Kuliköw, 
Lubaczöw, Mostywielkie , Niemiröw, 
Rawa, Sokal, Szczerzec, Uhnöw, Win- 
niki und Zolkiew. 

2. Landesgericht Czernowitz mit 
dem »tädt.-deleg.Bezirksgericht daselbst 



luid den Bezirksgerichten : Dorna, Gö- 
rahumora, Kimpolung, Kotzmann, Put- 
tilla, Radau tz, Sadagöra, Sereth, Su- 
czawa, Solka, Storozyniec, Stanestie, 
Wiznitz und Zastawna. 

3. Kreisgericht E o 1 o m e a mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Gwozdziec, 
Horodenka, Kossöw, Kyty, Obertyn, 
Peczenizyn, Sniatyn und Zbalotöw. 

4. Kreisgericht Przemysl mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten: Baligröd, 
Bircza, Brzozöw, Bukowsko, Dobromil, 
Dubiecko, Dukla, Jaroslau, Jaworow, 
Krakowiec, Krosno, Lisko, Lutowiska, 
Mösciska, Nizankowice, Radymno, Ry- 
manöw, Sanok, Sadora, Wisznia, Si- 
niawa, Ustrzyki dolne und Zmigröd. 

5. Kreisgericht Sambor mit einem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Bolechöw, 
Borynia, Dolina, Drohobycz, Kalusz, 
Komarno, Laka, Medenice, Mikolajöw, 
Podbuz, Rozniatöw, Rudki, Skole, Sta- 
rosöl, Stareniiasto, Stryj, Turka, Woj- 
nilöw und Zurawno. 

6. Kreisgericht Stanislau mit dem 
städt. -deleg.Bezirksgericht daselbst und 
den Bezirksgerichten: Bohorodczany, 
Buczacz, Delatyn, Halicz, Monaster- 
zyska, Nadworna, Solotwina, Tlumacz 
und Tismienika. 

7. Kreisgericht T arnopol mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten: Borszczöw, 
Budzanow, Czortköw, Grzymälöw, Hu- 
siatyn, Jazlowic, Kopeczynce, IMielnica, 
Älikulince, Nowesiolo, Skalat, Trem- 
bowla, Uscieczko, Zaleszczyki, Zbaraz. 

8. Kreisgericht Zloczow mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Böbrka, 
Brody, Brzezany, Busk, Gliniany, Ka- 
mionkastrumilöwa, Lopatyn, Olesko, 
Rdziechöw, Zalozce und Zboröw. 
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9. Kreisgericht Brzezany mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten: Bursztyn, 
Chodoröw, Kozowa, Podhajce, Prze- 
myslany, Rohatyn und Wisniocyk. 

TL Oberlandesgericht zu 
Prag (für Böhmen). 

1. Landesgericht Prag mit drei 
städt-deleg. Bezirksgerichten daselbst 
und den Bezirksgerichten: Beraun, 
Böhmisch-Brod, Brandeis, Dobnsch, 
Eule, Hofowitz, Karolinenthal, Kladno, 
Königsaal, Melnik, Neustraschitz, Pii- 
bram, Pürglitz, Rakonitz,Ri(^an, Schlan, 
Sehwarzkosteletz, Smichow, ünhoscht, 
Königl. Weinberge, Welwarn imd Zbi- 
row. 

2. Ki*eisgericht Böhmisch- 
L e i p a mit dem städt.-deleg. Bezirks- 
irerichte daselbst und den Bezirksge- 
richten : Böhmisch-Kamnitz, Dauba, 
Haida, Hainspach, Niemes, Rumburg, 
Schluckenau, Warnsdorf und Zwickau. 

3. Ki'eisgericht Brtix mit einem 
s^tädt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Bilin, Dup- 
pau, Dux, Görkau, Jechnitz, Kaaden, 
Katharinaberg, Komotau, Laun, Poder- 
sam, Postelberg, Pressnitz, Saaz und 
Sebastiansberg. 

4. Kreisgericht B u d w e i s mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Frauenberg, 
Gratzen, Hohenfurth, Kalsching, Kap- 
litz, Krumau, Lischau, Lomnitz, Mol- 
dauthein, Neubistritz, Neuhaus, Ober- 
plan, Schweinitz und Wittingau. 

5. Kreisgericht Chrudim mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Hlinsko, 
Hohenmauth, Holitz, Landskron, Leito- 
niischl, Nassaberg, Pardubitz, Poliöka, 
Prelauf, Skuc und Wildenschwert. 

6. Kreisgericht Eger mit einem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Asch, Bu- 



chau, Ellbogen, Falkenau, Graslitz, 
Joachimsthal, Karlsbad, Königswart, 
Luditz, Neudek, Petschau, Pfraumberg, 
Plan, Platten, Tachau, Tepl, Weseritz 
und Wildstein. 

7. Kreisgericht Jiöin mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Arnau, Chlu- 
metz, Hohenelbe, Hochstadt, Hofitz, 
Königstadtl, Liban, Lomnic, Marschen- 
dorf, Neubidschow, Neupaka, Rochlitz, 
Schatzlar, Semil, Starkenbach und 
Trautenau. 

8. Kreisgericht Jungb unzlau 
mit dem städt.-deleg. Bezirksgerichte 
daselbst imd den Bezirksgerichten: 
Benatek, Böhmisch-Aicha, Eisenbrod, 
Münchengrätz, Nimburg, Sobotka, Tur- 
nau und Weisswasser. 

9. Kreisgericht Königgrätz mit 
dem städt.-deleg. Bezirksgerichte da- 
selbst und den Bezirksgerichten: Adler- 
kosteletz, Böhmisch-Skalitz, Braunau, 
Eipel, Grulich, Jaromef, Königinhof, 
Nachod, Nechanitz, Neustadt a. d. 
Mettau, Opoc^no, Politz, Reichenau, 
Rokitnitz und Senftenberg. 

10. Kreisgericht Kuttenberg mit 
dem städt.-deleg. Bezirksgerichte da- 
selbst und den Bezirksgerichten : Cho- 
tebor, Caslau, Deutschbrod, Habern, 
Humpoletz, Kaurim, Kohljanowitz, Ko- 
lin, Ledetsch, Podebrad, Polna, Pri- 
bislau. Stecken und ünterkralowitz. 

11. Kreisgericht Leitmeritz mit 
dem städt.-deleg. Bezirksgerichte da- 
selbst und den Bezirksgerichten: Au- 
scha, Aussig, Bensen, Karbitz, Libo- 
chowitz, Lobositz, Raudnitz, Teplitz, 
Tetschen und Wegstädtl. 

12. Kreisgericht Pilsen mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten: Bischof- 
teinitz, Biowitz, Hostau, Klattau, Kra- 
lowitz, Manetin, Mies, Nepomuk, Neu- 
ern, Neugedein, Planitz, Pfestitz, Ro- 
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kycan, Ronsperg, Staab, Taus und 
Tuschkau. 

13. Kreisgericht P i s e k mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten: Bergreichen- 
stein, Blattna, Breznitz, Hartmanitz, 
Horaidiowitz, Mirowitz, Netolitz, Pra- 
chatitz, Schüttenhofen, Strakonitz, Wal- 
lern, Winterberg, Wodnian und Wolin. 

14. Kreisgericht Reichenberg 
mit dem städt.-deleg. Bezirksgerichte 
daselbst und den Bezirksgerichten: 
Friedland, Gabel, Gablonz, Kratzau 
und Tannwald. 

15. Kreisgericht Tabor mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Bechin, 
Beneschau, Jungwoschitz , Karaenitz 
a. d. Linde, Mühlhausen, Neweklau, 
Patzau, Pilgram, Po^atek, Sedletz, 
Sel(5an, Sobeslau, Wessely, Wlaschim 
und Wotitz. 

VII. Ob erlandesgericht zu 
T r i e s t (für das österr.-illirische Küs- 
tenland). 

1. Landesgericht Triest mit zwei 
städt.-deleg. Bezirksgerichten daselbst 
und den Bezirksgerichten : Capod'Istria, 
Castelnuovo, Comen, Pirano, Sesana 
und Volosca. 

2. Kreisgericht Görz mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten : Canale, 
Cervignano, Cormons, Flitsch, Gra- 
disca, Haidenschaft, Kirchheim, Mon- 
falcone, Tolmein. 

3. Kreisgericht R V i g n mit dem 
städt.-deleg.Bezirksgericlit daselbst und 
den Bezirksgerichten: Albona, Buje, 
Cherso, Dignano, Lussin, Montona, Pa- 
renzo, Pinguente, Pisino,PolaundVeglia. 

VIII. Oberlandesgericht zu 
Wien (für Oesterreich ob und unter 
der Enns und Salzburg). 

1. Landesgericht Wien mit den 
städt.-deleg. Bezirksgerichten: Innere 



Stadt, Leopoldstadt, Landstrasse, Wie- 
den, Mariahilf, Neubau, Josephstadt, 
Aisergrund, und den Bezirksgerichten : 
Brück a. d. Leitha, Hainburg, Hem- 
als, Hietzing, Klostemeuburg, Möd- 
ling, Ottakring, Purkersdorf, Schwe- 
chat, Sechshaus und Währing. 

2. Landesgericht Linz mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten : Aigen, 
St. Florian, Freistadt, Grein, Haslach, 
Lembach, Leonfelden, Mauthhausen, 
Neufelden, Ottensheim, Perg, Prägar- 
ten, Rohrbach, Urfahr, Weissenbach. 

3. Landesgericht Salzburg mit 
dem städt.-deleg. Bezirksgericht da- 
selbst und den Bezirksgerichten: Ab- 
tenau. Gastein, St. Gilgen, Golling, 
Hallein, St. Johann, Lofer, Mattsee, 
St. Michael , Mittersill, Neumarkt, 
Oberndorf, Radstadt, Saalfelden, Tams- 
weg, Taxenbach, Thalgau, Werfen, 
Zell am See. 

4 . Kreisgericht W i e n e r - N e u- 
stadt mit dem städt.-del. Bezirksge- 
richte daselbst und den Bezirksgerich- 
ten : Aspang, Baden, Ebreichsdorf, 
Gloggnitz, Gutenstein, Kirchschlag, 
Neunkirchen und Pottenstein. 

5. Kreisgericht St. Polten mit 
dem städt.-deleg. Bezirksgerichte da- 
selbst und den Bezirksgerichten : Ani- 
stetten, Atzenbrugg, Gaming, Haag, 
Hainfeld , Herzogenburg , Kirchberg 
a. d. Pielach, Neu-Lengbach, Lilien- 
feld, Mank, Mautern, Melk, St. Peter 
in der Au, Scheibbs, Tulln, Waid- 
hofen a. d. Ybbs und Ybbs. 

6. Kreisgericht Korneuburg mit 
dem städt.-del. Bezirksgerichte da- 
selbst und den Bezirksgerichten: En- 
zersdorf, Feldsberg, Haugsdorf, Ober- 
Hollabrunn, Kirchberg am Wagram, 
Laa, Marchegg, Matzen, Mistelbach, 
Ravelsbach, Retz, Stockerau, Wolkers- 
dorf, Zistersdorf. 
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7. Kreisgericht Krejns mit dem 
Stadt. -deleg. Bezirksgerichte daselbst 
und den Bezirksgerichten : AUentsteig, 
Dobersberg, Eggenburg, Geras, Gföhl, 
Gr.-Genmgs, Hörn, Langenlois, Lit- 
schau, Ottenschlag, Persenbeug, Pög- 
stall, Raabs, Schrems, Spitz, Waid- 
hofen a. d. Thaya und Weitra. 

8. Kreisgericht Ried mit dem 
städt-deleg. Bezirksgericht und den 
Bezirksgerichten : Braunau, Engelszell, 
Mattighofen, Mauerkirchen, Obernberg, 
Raab, Schärding und Wildshut. 

9. Kreisgericht Steyr, mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Enns, Grün- 
barg, Kirchdorf, Kremsmttnster, Neu- 
liofen, Weyer und Windischgarsten. 

10. Kreisgericht Wels mit dem 
städt-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Efferding, 
Frankenmarkt, Gmunden, Grieskirchen, 
Ober-Haag, Ischl, Lambach, Mondsee, 
Peuerbach, Schwannenstadt, Vöckla- 
bruck und Waizenkirchen. 

IX. Oberlandesgericht zu 
Zara (für Dalmatien). 

1. Landesgericht Zara mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten : Arbe, Ben- 
kovac, Demis, Kistanje, Knin, Obbro- 
vazzo, Pago , Scardona, Sebenico und 
Zaravechia. 

2. Kreisgericht Spalatomit dem 
Btädt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Almissa, 
Cittavechia, Imoski, Lesina, Lissa, 
Macarsca, Metkoviö, St. Pietro, Siry, 
Trau, Yergovaz und Vrlika. 

3. Kreisgericht R a g u s a mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 
und den Bezirksgerichten: Curzola, 
Ragusavechia, Sabbioncello oderOrebic 
und Stagno. 

4. Kreisgericht Cattaro mit dem 
städt.-deleg. Bezirksgericht daselbst 



und den Bezirksgerichten : Budua, 
Gastelnuovo und Risano. 

Femer bestehen bei den oberwähn- 
ten Landes- und Kreisgerichten Ge- 
schwornengerichte (s. d.). 

Zur Entscheidung von Bergsachen 
sind die Berggerichte berufen. Als 
Berggerichte fungiren: 1. Das Kreis- 
gericht Brüx für die Sprengel der 
Kreisgerichte: Brüx, Leitmeritz und 
Böhmisch -Leipa (Böhmen). 2. Das 
Kreisgericht Cilli für den eigenen 
Sprengel (Steiermark). 3. Das Landes - 
gericht Czernowitz für die Sprengel 
des Landesgerichtes Czernowitz und 
des Kreisgerichtes Suczawa. 4. Das 
Kreisgericht Eger für den eigenen 
Sprengel (Böhmen). 5. Das Landes- 
gericht Graz für den eigenen Spren- 
gel (Steiermark). 6. Das Landes- 
gericht Innsbruck für den eigenen 
Sprengel und die der Kreisgerichte 
Bozen und Feldkirch (Tirol). 7. Das 
Landesgerieht Klagenfurt für den 
eigenen Sprengel (Kärnten). 8. Das 
Landesgericht Krakau für den eigenen 
Sprengel und die der Kreisgerichte 
Neu-Sandec, Rzeszöw, Tarnöw und 
Wadowice (Galizien). 9. Das Kreis- 
gericht Kuttenberg für die Sprengel 
der Kreisgerichte Budweis, Chrudim, 
Jicin, Jungbunzlau,Königgrätz, Kutten- 
berg, Reichenberg, undTabor(Böhmen). 
10. Das Landesgericht Laibach für 
die Sprengel der Landesgerichte Lai- 
bach und Triest und der Kreisgerichte 
Görz, Rovigno und Rudolfs werth (Krain, 
Görz, Gradiska, Istrien, Stadt Triest 
s. Gebiet). 11. Das Kreisgericht Leoben 
für den eigenen Sprengel (Steiermark). 
12. Das Kreisgericht Olmütz für die 
Sprengel der Landesgerichte Brunn 
und Troppan und der Kreisgerichte 
Hradisch, Iglau, Neutitschein, Olmütz, 
Teschen und Znaim (Mähren und 
Schlesien). 13. Das Kreisgericht Pilsen 
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für die Sprengel des Landesgeriehtcs 
Prag und der Kreisgerichte Pilsen 
und Pisek (Böhmen). 14. Das Landes- 
gericht Salzburg filr den eigenen Spren- 
gel (Salzburg). 15. Das Kreisgericht 
Sambor für die Sprengel des Landes- 
gerichtes Lemberg und der Kreisge- 
richte Kolomea, Przemysl, Sambor, 
Stanislau , Tarnopol und Zloczow 
(Galizien). 16. Das Kreisgericht St. 
Polten für die Sprengel des Landes- 
gerichtes "Wien und der Kreisgerichte 
St. Polten, Krems, Korneuburg und 
Wiener Neustadt (Niederösterreich). 
17. Das Kreisgericht Steyr für die 
Sprengel des Landesgerichtes Linz und 
der Kreisgerichte Steyr , Ried und 
Wels (Oberösterreich). 18. Das Kreis- 
gericht Trient für die Sprengel der 
Kreisgerichte Roveredo und Trient. 
19. Das Landesgericht Zara für die 
Sprengel des Landesgerichtes Zara 
und der Kreisgerichte Cattaro, Ragusa 
imd Spalato (Dalmatien). 

Zur Entscheidung von Handels- 
sachen sind die Handelsgerichte 
berufen. SelbstständigeHandelsgerichts- 
höfe I. Instanz bestehen nur in Wien, 
Prag und Triest. Im Uebrigen wird die 
Handelsgerichtsbarkeit von den Lan- 
des- und Kreisgerichten als Handels- 
gerichten ausgeübt. In Wien, Prag 
und Triest besteht auch je ein selbst- 
ständiges Bagatellgericht in Handels- 
sachen. Gewerbegerichte sind in 
Brunn, Wien, Bielitz und Reichenberg. 
Consulargerichte bestehen in Ru- 
mänien, Serbien und im osmanischen 
Reiche. Für die Entscheidungen der 
Consulargerichte in der Moldau ist 
das Oberlandesgericht in Lemberg, 
für die Entscheidungen der Consular- 
gerichte in der Walachei und Serbien 
das Oberlandesgericht in Wien, und 
für die Entscheidungen der Consular- 
gerichte im osmanischen Reiche und 



die von einem Consulargerichte als See- 
gericht geschöpften Entscheidungen das 
Oberlandesgericht in Triest IL Instanz. 
Cierielitsverfas8uii||^9 s. v. 

w. Gerichtsorganisation (s. d.). 

Oernianeii 9 Angehörige des 
germanischen Sprachstammes , s. 
Deutsche. 

Gresaiunttiiiiiiisteriuiifty s. 
Ministerrath. 

Gesandte (Dipl omaten),Per- 
sonen, welche zur Erhaltung und För- 
derung des völkerrechtlichen Verkehres 
von dem einen Staate an den andern 
geschickt werden. Unter den Gesandten 
im weiteren Sinne nehmen die Bot- 
schafter den ersten Rang ein; sie 
sind Repräsentanten der Person des 
Monarchen; ihnen stehen in Folge 
dessen eine Reihe von Ehrenrechten zu, 
z. B. das Recht, in Gegenwart des 
fremden Souveräns sich zu bedecken, 
wenn dieser damit vorangegangen ist, 
das Recht, im Empfangssaal einen 
Thronhimmel zu haben, mit sechs Pfer- 
den und mit sogenannten Staatsquasten 
zu fahren, den Titel „Excellenz" zu 
führen. Oesterreich -Ungarn unterhält 
gegenwärtig Botschafter in Berlin, Paris, 
London, Rom (zwei, nämlich einen beim 
Apostolischen Stuhle und einen beim 
Könige von Italien), Petersburg und Kon- 
stantinopel. Ausser Orden tlicheGe- 
sandte und bevollmächtigte 
Minister befinden sich in München, 
Brüssel, Rio de Janeiro, Kopenhagen, 
Athen, Haag," Washington, Teheran, 
Lissabon, Bukarest, Dresden, Stock- 
holm, Bern, Belgrad, Madrid und Stutt- 
gart. In Montenegro fungirt als diplo- 
matische Persönlichkeit ein M i n i s t e r- 
resident und in Anhalt ein G e s c h ä f t s- 
träger. 

Cirei^elftenkaiiiialftiifte in 
Aiifttssaelteii 9 s. Amts ver- 
brechen. 
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Geseli^Toriieiiliaiiky s. Ge- 
schwornengericht. 

CSe«elii«^oriieii||^erielftt ist 

jenes Gericht, an welchem bei der Ent- 
scheidung über eine erhobene Anklage 
ausser drei richterlichen Beamten auch 
zwölf Männer aus dem Volke theil- 
nehmen. Die drei richterlichen Beam- 
ten des Geschwomengerichtes heissen 
-Schwurgerichtshof^, und die zwölf 
Geschwomen die „Ge schwor nen- 
bank". Die Geschwornenbank hat die 
Aufgabe, auszusprechen, welche Hand- 
hmgen der Angeklagte gesetzt hat; zu 
diesem Zwecke werden der Geschwor- 
nenbank nach Vorführung des ganzen 
Falles Fragen vorgelegt, welche ent- 
weder bejaht oder verneint, oder nur 
theilweise bejaht, theil weise aber ver- 
neint werden können, ohne dass der 
Gpschworne einen Grund der Bejahung 
oder Verneinung anzugeben braucht. 
Nach dem Ausspruche der Geschwornen 
darüber, was der Angeklagte wirklich 
gethan hat, entscheidet der Gerichtshof, 
ob in diesen von den Geschwornen be- 
jahten Umständen eine nach dem Ge- 
setze verpönte Handlung liegt oder 
nicht. Findet der Gerichtshof darin 
eine strafbare Handlung, so spricht er 
auch zugleich die Strafe aus. 

Zur Competenz des Geschwomen- 
gerichtes gehören die Verhandlungen 
über die Anklagen wegen der durch 
eine Druckschrift begangenen Verbre- 
chen und Vergehen, sowie wegen folgen- 
der Verbrechen und Vergehen : 1 . Hoch- 
verrath (§§ 58—61 des Strafgesetzes 
vom 27. Mai 1852, R. G. B. Nr. 117 
nnd Art. 1 des Gesetzes vom 17. De- 
oeraber 1862, R. G.B. vom Jahre 1863, 
Nr. 8) ; 2. Stönmg der öffentlichen Ruhe 
($$i 65 und 66 St. G. und Artikel II 
des Gesetzes vom 17. December 1862, 
R. G. B. vom Jahre 1863, Nr. 8) ; 
3. Aufstand und Aufruhr (§§ 68—73 



und 75); 4. ölBPentliche Gewaltthätig- 
keit: a) durch gewaltsames Handeln 
gegen eine von der Regierung zur Ver- 
handlung öffentlicher Angelegenheiten 
berufene Versammlung, gegen ein Ge- 
richt oder eine andere öffentliche Be- 
hörde (§§ 76, 77 und 80); b) durch 
gewaltsames Handeln gegen gesetzlich 
anerkannte Körperschaften oder gegeu 
Versammlungen, die unter Mitwirkung 
oder Aufsicht einer öffentlichen Behörde 
gehalten werden (§§ 78, 79 und 80); 
c) durch boshafte Beschädigung frem- 
den Eigenthums (§§ 85 und 86), oder 
durch andere boshafte Handlungen und 
und Unterlassung unter besonders ge- 
fährlichen Verhältnissen (§§ 87 und 88) ; 
jedoch in allen diesen Fällen nur dann, 
wenn entweder einer der im § 86, Abs. 2 
St. G., bezeichneten Umstände einge- 
treten ist, oder wenn in Fällen des 
§ 85 lit. b) und c), und des § 87 in der An- 
klageschrift ausdrücklich beantragt ist, 
wegen derGrösse der Bosheit oder Gefahr 
auf eine mehr als fünfjährige Kerker- 
strafe zu erkennen ; d) durch Menschen- 
raub (§§ 90 und 9 1 ) ; c) durch Betreibung 
eines fortgesetztenVerkehres mit Sclaven 
(Schlussabsatz des §95); f) durch Ent- 
führung (§§ 96 und 97), jedoch nur 
dann, wenn nach dem Gesetze minde- 
stens auf fünfjährige Kerkerstrafe zu 
erkennen ist; 5. Missbrauch der Amts- 
gewalt (§§ 101-103); 6. Verfälschung 
der öffentlichen Creditpapiere (§§ 106 
bis 1 1 7) ; 7. Münzverfälschung (§§118 bis 
121); 8. Religionsstörung (§§ 122 und 
123), jedoch nur dann, wenn in der 
Anklageschrift ausdrücklich beantragt 
ist, nach Massgabe des § 123 wegen 
grosser Bosheit oder Gefährlichkeit 
auf eine mehr als fünfjährige Kerker- 
strafe zu erkennen; 9. Nothzucht (§§ 125 
bis 127); 10. Schändung (§ 128), wenn 
eine der im § 126 St. G. erwähnten 
Folgen eingetreten ist, oder in der 
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Anklageschrift ausdrücklich beantragt 
ist, wegen sehr erschwerenden Umstän- 
den auf eine mehr als füntj ährige Kerker- 
strafe zu erkennen ; 11. Unzucht wider 
die Natur (§ 129), jedoch nur unter 
den im § 180 Abs. 2 bezeichneten Um- 
ständen; 12. Mord und Todtschlag 
(§§ 134-143); 13. Abtreibung der 
Leibesfrucht wider Wissen und Willen 
der Mutter (§§ 147 und 148), wenn 
nach dem Gesetze auf Kerkerstrafe 
zwischen fünf und zehn Jaliren zu er- 
kennen ist; 14. Weglegung eines Kindes 
(§§ 149 und 150), wenn nach dem Ge- 
setze auf Kerkerstrafe zwischen fünf 
und zehn Jahren zu erkennen ist ; 
15. schwere körperliche Beschädigung 
{§§ 152 — 157), wenn nach dem Gesetze 
auf Kerkerstrafe zwischen fünf und 
zehn Jahren zu erkennen ist; 16. Zwei- 
kampf (§§ 158 — 162), wenn nach dem 
Gesetze mindestens auf fünfjährige 
Kerkerstrafe zu erkennen ist; 17. Brand- 
legung (§§ 166 — 169), wenn nach dem 
Gesetze mindestens auf fünfjährige 
Kerkerstrafe zu erkennen ist; 18. Dieb- 
stahl (§§ 171—176), wenn nach dem 
§ 179 auf Kerkerstrafe zwischen fünf 
imd zehn Jahren zu erkennen ist ; 
19. Veruntreuung (§§ 181—184), wenn 
nach dem Gesetze mindestens auf fünf- 
jährige Kerkerstrafe zu erkennen ist 
oder in der Anklageschrift auf Grund 
des § 184 St. G. beantragt wird, wegen 
besonders erschwerender Umstände auf 
eine mehr als fünfjährige Kerkerstrafe 
zuerkennen; 20. Raub (§§190—195); 

21. Betrug (§§ 170, 197—204), wenn 
nach dem Gesetze mindestens auf fünf- 
jährige Kerkerstrafe zu erkennen ist; 

22. Verleumdung (§§ 209 und 210), 
wenn in der Anklageschrift einer der 
im § 210 lit. a — c bezeichneten Um- 
stände angegeben und deshalb bean- 
tragt wird, auf eine mehr als fünf- 
jährige Kerkerstrafe zu erkennen ; 



23. Verbrechern geleisteter Vorschub, 
jedoch nur in dem Falle, wenn nach 
§218 auf Kerkerstrafe zwischen fünf 
und zehn Jahren zu erkennen ist; 

24. Herabwürdigung der Verfügungen 
der Behörden und Aufwieglung (§ 300 
St. G. und Art. III und IV des Ge- 
setzes vom 17. December 1862, Nr. 8 
R. G. B. vom Jahre 1863); 25. Auf- 
reizung zu Feindseligkeiten (§ 302 St.G.). 
Wegen jener Verbrechen, bei welchen 
die Zuständigkeit des Geschwornen- 
gerichtes nicht eintritt, darf das er- 
kennende Gericht in keinem Falle eine 
mehr als fÜnQährige Kerkerstrafe ver- 
hängen. 

Die Geschwornenbank wirdun- 
mittelbar vor dem Beginne der Haupt- 
verhandlung in nicht öffentlicher Sitzung 
des Schwurgerichtshofes und in Gegen- 
wart des Anklägers, des Privatbethei- 
ligten, des Angeklagten und seines Ver- 
theidigers, sowie der vorgeladenen Ge- 
schwornen gebildet. Von der Zahl der 
vorgeladenen Geschwornen, soweit sie 
zwölf übersteigt, kann hiebei der An- 
kläger die eine, der Angeklagte die 
andere Hälfte ablehnen. Ist die Zahl 
der Geschwornen eine ungerade, so hat 
der Angeklagte das Recht, einen mehr 
abzulehnen. Sind mehrere Ankläger 
oder mehrere Angeklagte vorhanden, 
so üben erstere das dem Ankläger, 
letztere das dem Angeklagten zukom- 
mende Ablehnungsrecht gemeinschaft- 
lich aus. Kommen sie über die Art der 
gemeinschaftlichen Ausübung nicht 
überein, so entscheidet das Los über 
die Reihenfolge, in welcher sie jedes- 
mal das Recht der Ablehnung auszu- 
üben haben. Die Ablehnung durch einen 
Mitberechtigten gilt und zählt dann 
für Alle. Die Gründe der Ablehnung 
werden nicht angegeben. Die Geschwor- 
nengerichte sind die beste Bürgschaft 
für die Volksfreiheit: der Justizbeamte 
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ist beim Avancement vom Justizminister 
abhängig. Vgl. Glaser, Dr. Julius, die 
Fragenstellung im Schwurgericlitsver- 
fahren (Wien 1863). 

Die Wirksamkeit der Geschwomen- 
srerichte kann hinsichtlich aller ihnen 
zugewiesenen strafbaren Handlungen 
oder einzelner Arten derselben zeit- 
weilig, und zwar längstens auf die 
Dauer eines Jahres, für ein bestimmtes 
(iebiet eingestellt werden, wenn da- 
selbst Thatsachen hei-vorgetreten sind, 
welche dies zur Sicherung einer unpar- 
teiischen und unabhängigen Recht- 
sprechung als nothwendig erscheinen 
lassen. Die Einstellung erfolgt in jedem 
t-iüzelnen Falle nach Anhörung des 
obersten Gerichtshofes durch eine Ver- 
ordnung des Gesammtministeriums unter 
dessen Verantwortlichkeit. Die Regie- 
rung ist verpflichtet, diese Verordnung 
unter Darlegung der Gründe beiden 
Häusern des Reichsrathes, wenn der- 
selbe versammelt ist, sogleich, im ent- 
gegengesetzten Falle unmittelbar nach 
dessen Zusammentritt vorzulegen und 
dieselbe sofort aufzuheben, sobald eines 
der beiden Häuser des Reichsrathes es 
verlangt. Ist in einem Gebiete die Wirk- 
samkeit derGeschwomengerichte durch 
Verordnung eingestellt worden, so kann 
diese Einstellung daselbst auf dem 
Verordnungswege weder verlängert, 
noch vor der nächsten Wiedereröffnung 
der Sitzungen des Reichsrathes erneuert 
werden. 

C^eseliivoriier; derjenige 
Staatsbürger, welcher zur Theilnahme 
an der Rechtsprechung in Strafsachen 
b<Tufen wird. Die Bezeichnung „Ge- 
schworner" ist dem Umstände entnom- 
men, dass diese Kategorie Richter vor 
d«T Ausübung ihres Amtes darauf be- 
eidet wird, dass sie bei der Entschei- 
dung mit der Unparteilichkeit und 
Festigkeit eines redlichen und freien 

Dr. D. Rauter, Oestorr. Staats-Lexikon. 



Mannes vorgehen werde. Geschworne 
können nur solche Männer sein, welche: 

1. das 30. Lebensjahr vollendet haben; 

2. des Lesens und Schreibens kundig 
sind; 3. in einer Gemeinde der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder das Heimatrecht besitzen; 
4. in der Gemeinde, in welcher sie sich 
aufhalten, wenigstens bereits ein Jahr 
den Wohnsitz haben; 5. entweder a) an 
directen Steuern ohne Zuschlag ausser 
den gesetzlichen Ausnahmsfällen jähr- 
lich mindestens zehn Gulden, an Orten 
mit einer Bevölkerung von mehr als 
30.000 Einwohnern aber mindestens 
zwanzig Gulden entrichten, oder b) ohne 
Rücksicht auf diesen Steuersatz dem 
Stande der Advocaten, Notare, der 
Professoren und Lehrer an Hoch- und 
Mittelschulen angehören, oder an einer 
inländischen Universität denDoctorgrad 
erlangt haben. 

Unfähig zu dem Amte eines Ge- 
schwornen ist: 1. wer wegen körper- 
licher oder geistiger Gebrechen ausser 
Stande ist, den Pflichten eines Ge- 
schwornen nachzukommen; 2. wer nicht 
im Vollgenusse der bürgerlichen Rechte 
ist, insbesondere auch der gerichtlich 
erklärte Verschwender und derjenige, 
über dessen Vermögen das Concurs- 
verfahren eröffnet worden ist, bis zur 
Beendigung desselben, und wenn er 
ein Kaufmann ist, bis zur Erlangung 
der Wiederbefähigung zu den im § 246 
der Concursordnung vom 25. December 
1868 benannten Rechten; 3. wer sich 
in strafgerichtlicherUntersuchung, unter 
Anklage oder in Strafe befindet; 4. wer 
in Folge einer strafgerichtlichen Ver- 
urtheilung nach den Gesetzen von der 
Wählbarkeit zu der Gemeindevertretung 
ausgeschlossen ist, so lange diese Aus- 
schliessung dauert. 

Ausgeschlossen vom Geschwor- 
nenamte sind: 1. die wirklich dienenden 

8 
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Staatsbeamten mit Ausnahme der Pro- 
fessoren und Lehrer an Hoch- und 
Mittelschulen; 2. die in activer Dienst- 
leistung stehenden oder mit Wartgebühr 
beurlaubten Personen des stehenden 
Heeres, der Kriegsmarine oder der 
Landwehr, und die im § 1, Z. 2, des 
Gesetzes über den Wirkungskreis der 
Militärgerichte vom 20. Mai 1869 (R. 
G. B. Nr. 78) bezeichneten Personen 
der Militärverwaltung; 3. die Geist- 
lichen der gesetzlich anerkannten Kir- 
chen- und Religionsgenossenschaften; 
4. die Volksschullehrer; 5. die bei dem 
Post-, Eisenbahn-, Telegraphen- und 
Dampschifffahrtsbetriebe beschäftigten 
Personen. 

Die Befreiung von dem Amte 
eines Geschwornen gemessen, wenn sie 
darum ansuchen: 1. diejenigen, welche 
das 60. Lebensjahr bereits überschritten 
haben, für immer; 2. die Mitglieder der 
der Landtage, des Reichsrathes und 
der Delegationen für die Dauer der 
Sitzungsperiode ; 3. die nicht im activen 
Dienste stehenden, jedoch wehrpflich- 
tigen Personen während der Dauer ihrer 
Einberufung zur militärischen Dienst- 
leistung; 4. die im kaiserlichen Hof- 
dienste stehenden Personen, die öifent- 
lichen Professoren und Lehrer, dieHeil- 
und Wundärzte, wie auch die Apotheker, 
insoferne die Unentbehrlichkeit dieser 
Personen in ihrem Berufe von dem Amts- 
oder Gemeindevorsteher bestätiget wird, 
für das folgende Jahr; 5. Jeder, wel- 
cher der an ihn ergangenen Aufforde- 
rung in einer Schwurgerichtsperiode als 
Haupt- oder Ergänzungsgeschwomer 
Gentige geleistet hat, bis zum Schlüsse 
des nächstfolgenden Kalenderjahres. 

Zum Zwecke der Bildung der 
Geschwornenlisten hat jeder Ge- 
meindevorsteher alljährlich Anfangs 
September ein Verzeichniss aller jener 
Personen, welche nach den vorstehen- 



den Bestimmungen zu Geschwornen be- 
rufen werden können, anzulegen. Das 
Verzeichniss enthält in alphabetischer 
Ordnung und unter fortlaufenden Num- 
mern den Vor- und Zunamen der ein- 
getragenen Personen, deren Stand oder 
Beschäftigung, Wohnort und Steuersatz, 
dann die Angabe, welche von den Lan- 
dessprachen sie verstehen, und welcher 
sie sich vorwiegend bedienen. Bei den 
Wehrpflichtigen ist anzumerken, ob 
und für welche Zeit ihre Einberufung 
zur militärischen Dienstleistung zu ge- 
wärtigen ist. Dieses Verzeichniss bildet 
die Urliste der Geschwornen. Die 
Urliste muss wenigstens acht Tage lang 
an dem Amtssitze des Gemeindevor- 
stehers zu Jedermanns Einsicht auf- 
liegen und es hat darüber die öffent- 
liche Bekanntmachung auf die orts- 
übliche Weise nut der Belehrung über 
das Einspruchsrecht zu erfolgen. Jedem 
Betheiligten steht es nämlich frei, wäh- 
rend dieser Frist wegen üebergehung 
gesetzlich zulässiger oder wegen Ein- 
tragung gesetzlich unfähiger und un- 
zulässiger Personen in die Liste schrift- 
lich oder zu Protokoll Einspruch bei 
dem Gemeindevorsteher zu erheben, 
oder in gleicher Weise seine Befrei- 
ungsgründe geltend zu machen. Die 
Gemeindecommission entscheidet über 
alle erhobenen Einsprüche und über 
die Richtigkeit der angeführten Befrei- 
ungsgründe. Diese Entscheidungen, so- 
wie die dagegen eingebrachten Be- 
schwerden sind in den betreffenden Ur- 
listen anzumerken; eine solche Be- 
schwerde muss innerhalb dreier Tage 
nach amtlicher Mittheilung der Ent- 
scheidung eingebracht werden. Sind 
durch die Entsclieidungen der Gemeinde- 
commission Abänderungen an der ver- 
öffentlichten Liste vorgenommen wor- 
den, so sind diese durch Anschlag am 
Amtssitze bekannt zu machen und die 
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Betheiligten davon zu verständigen. 
Beclamanten sind von dem über ihren 
Einspruch Verfügten in Kenntniss zu 
setzen. Dasselbe Verfahren findet bei 
Geltendmachung von Befreiungsgründen 
statt. Die richtiggestellte Urliste ist 
von dem Gemeindevorsteher unter An- 
schluss aller Schriftstücke, welche sich 
aaf die eingebrachten Reclamationen 
und Befreiungsgesuche beziehen, ohne 
Verzug und längstens bis Ende Sep- 
tember an den Bezirkshauptmann ein- 
zusenden. 

Der Bezirkshauptmann hat die Ur- 
listen seines Amtssprengeis sammt allen 
darauf bezugnnehmenden Urkunden dem 
Präsidenten des Gerichtshofes erster 
Instanz vorzulegen. Hiebei hat er von 
den in die Urlisten aufgenommenen 
Männern jene zu bezeichnen, welche 
ihm wegen ihrer Verständigkeit, Ehren- 
haftigkeit, rechtlichen Gesinnung und 
Charakterfestigkeit, sowie in mehr- 
sprachigen Ländern durch ihre sprach- 
liche Verwendbarkeit für das Amt eines 
Geschwomen vorzüglich geeignet er- 
scheinen. In Orten mit eigenen Gemeinde- 
statuten hat der Gemeindevorsteher die 
Urliste unmittelbar an den Präsidenten 
des Gerichtshofes erster Instanz einzu- 
senden. 

Der Präsident des Gerichtshofes 
erster Instanz beruft eine Commission, 
^Iche spätestens im Monat November 
die Jahresliste, bestehend aus der 
Liste der Hauptgeschwornen und der 
Liste der Ergänzungsgeschwornen, bil- 
det. Vierzehn Tage vor Beginn jeder 
Sfhwurgerichtsperiode wird bei dem 
Gerichtshofe erster Instanz im Beisein 
zweier Richter und des Staatsanwaltes 
in öffentlicher Sitzung aus der Jahres- 
liste die Dienstliste durch das Los 
L'ebildet; zu diesem Zwecke werden die 
Namen der in den beiden Bestand- 
theilen der Jahresliste eingetragenen 



Personen in je eine Urne gelegt und 
daraus durch den Präsidenten des Ge- 
richtshofes zuerst die sechsunddreissig 
Hauptgeschwornen und hienach die 
neuuE rgänzungsge seh wo rnen ge- 
zogen. Die so ausgelosten Geschwomen 
werden sohin unter Bekanntgabe der 
Zeit und des Ortes des Beginnes der 
Schwurgerichtsperiode vorgeladen. Sind 
vor Beginn einer Hauptverhandlung 
weniger als dreissig Hauptgeschwome 
erschienen, so sind die auf diese Zahl 
fehlenden aus den neun Ergänzungs- 
geschwornen in der durch das Los zu 
bestimmenden Reihenfolge zu ersetzen. 
Aus der so gewonnenen Zahl der Ge- 
schwomen werden die zur Besetzung 
der Geschwomenbank für jede einzelne 
Verhandlung bestimmten zwölf Ge- 
schwomen genommen (Gesetz v. 23. Mai 
1873, Nr. 121 R. G. B.). Diejenigen 
Geschwomen, deren Wohnsitz vom Sitze 
des Schwurgerichtes mehr als eine Meile 
entfernt ist, eAalten eine Reisekosten- 
entschädigung von einem Gulden für 
jede Weg- (Geh-) Stunde sowohl des 
Hin- als auch des Rückweges, und zwar 
ohne Rücksicht auf eine etwa bestehende 
Eisenbahnverbindung. Vgl. L e i t m a i e r 
V., Handbuch für österr. Geschworne. 

C^esetzii^ebeiider Roriiery 
soviel wie Volksvertretung (s. d.). 

C^e^verbeii^eiiosseiisehaf-* 
teii^ die durch die Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859, Nr. 227 R. 
G. B. und die Gewerbenovelle vom 
15. März 18Ö3, Nr. 39 R. G. B., an- 
geordneten localen Verbände derjenigen, 
welche gleiche oder verwandte Gewerbe 
betreiben, sammt den Hilfsarbeitern 
(Gehilfen, Gesellen, Lehrlingen) der- 
selben. 

Der Zweck der Genossenschaft 
besteht in der Pflege des Gemeingei- 
stes, in der Erhaltung und Hebung 
der Standeselire unter den Genossen- 
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schaftsmitgliedem und Angehörigen, 
sowie in der Förderung der gemein- 
samen gewerblichen Interessen ihrer 
Mitglieder und Angehörigen durch Er- 
richtung von Vorschusscassen, Koh- 
stofflagem, Verkaufshallen, durch Ein- 
führung des gemeinschaftlichen Maschi- 
nenbetriebes und anderer Erzeugungs- 
methoden u. s. w. Insbesondere obliegt 
ihr: a) die Sorge fUr die Erhaltung 
geregelter Zustände zwischen den Ge- 
werbsinhabem und ihren Gehilfen 
(Gesellen) besonders in Bezug auf den 
Arbeitsverband, sowie die Errichtung 
und Erhaltung von Genossenschafts- 
Herbergen und die Einfuhrung einer 
Zuschickordnung; b) die Vorsorge für 
ein geordnetes Lehrlingswesen durch 
Erlassung von der behördlichen Ge- 
nehmigung zu unterbreitenden Bestim- 
mungen: über die fachliche und reli- 
giös-sittliche Ausbildung der Lehrlinge, 
über die Lehrzeit bei nicht handwerks- 
mässigen Gewerben, die Lehrlingsprü- 
fungen und dgl., sowie die Ueber- 
wachung der Einhaltung dieser Be- 
stimmungen, dann die Bestätigung der 
Lehrzeugnisse; über die Bedingungen 
für das Halten von Lehrlingen über- 
haupt, sowie über das Verhältniss der 
Letzteren zur Zahl der Gehilfen im 
Gewerbe; c) die Bildung eines schieds- 
gerichtlichen Ausschusses zur Austra- 
gimg der zwischen den Genossenschafts- 
Mitgliedern und ihren Hilfsarbeitern 
aus dem Arbeits-, Lehr- und Lohn- 
verhältnisse entstehende Streitigkeiten; 
dann die Förderung der schiedsgericht- 
lichen Institution zur Austragung von 
Streitigkeiten zwischen den Genossen- 
schafts-Mitgliedem. Zur Errichtung 
eines genossenschaftlichen Schiedsge- 
richtes können sich auch mehrere Ge- 
nossenschaften vereinigen ; d) die Grün- 
dung oder Förderung von gewerblichen 
Fach-Lehranstalten(Fachschulen,Lehr- 



Werkstätten und dgl.) und die Beauf- 
sichtigung derselben; e) die Vorsorge 
für die erkrankten Gehilfen (Gesellen) 
durch Gründung von Krankencassen 
oder den Beitritt zu bereits bestehen- 
den Krankencassen; f) die Fürsorge 
für erkrankte Lehrlinge, insofeme nicht 
bereits die gesetzliche Verpflichtung 
des Lehrherm eintritt; g) die alljähr- 
liche Erstattung von Berichten über 
alle jene Vorkommnisse innerhalb der 
Genossenschaft, welche für die Auf- 
stellung einer Gewerbestatistik von 
Wesenheit sind. Ausser diesen regel- 
mässigen Berichten haben die Genossen- 
schaften über die ihren Zweck berühren- 
den Verhältnisse an die Behörden und 
an die Handels- und Gewerbekammer 
ihres Bezirkes über Verlangen Aus- 
künfte und Gutachten zu erstatten, und 
können in diesen Beziehungen auch 
aus eigenem Antriebe diese Öffentlichen 
Organe behufs Förderung ihrer Zwecke 
in Anspruch nehmen. Die Genossen- 
schaften eines Bezirkes können zur 
besseren Wahrung ihrer Interessen 
Verbände errichten, welche entweder 
aus den gleichartigen und verwandten, 
oder auch aus verschiedenartigen Ge- 
nossenschaften durch freien Beitritt der- 
selben gebildet werden können. 

Die Genossen Schafts Versamm- 
lung besteht aus sämmtlichen stimm- 
berechtigten Mitgliedern. An derselben 
nehmen aber auch, was bis zum Er- 
scheinen der eingangserwähnten Ge- 
werbenovelle nicht der Fall war, Ge- 
hilfen Theil, und zwar bestimmt das 
neueGesetz, dass jeder Genossenschafts- 
Versammlung Vertreter der Gehilfen- 
Versammlung (s. d.) in der Zahl von 
zwei bis höchstens sechs beizuziehen 
sind, welchen behufs Vorbringung von 
Wünschen oderBesch werden berathende 
Stimmen -zustehen. Es werden demnach 
bei jeder Genossenschaft eigentliche 
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Genossenschafts-, dann Gehilfen- Ver- 
sammlungen abgehalten. 

In den Wirkungskreis der Ge- 
nossenschafts-Versammlung ge- 
hören: a) die Wahrnehmung und Er- 
örterung der Interessen der zu Ge- 
nossenschaft gehörenden Gewerb sinha- 
l)er, soweit die Förderung dieser Inte- 
ressen zu den Zwecken der Genossen- 
schaft gehört, und die Beschlussfas- 
sung hierüber; h) die Wahl der Ge- 
nossenschafts-Vorstehung und der Mit- 
glieder des schiedsgerichtlichen Aus- 
schusses aus dem Stande der Gewerbs- 
inhaber, dann die Wahl der Mitglieder 
aus dem Stande der Gewerbsinhaber 
für den Vorstand, den Ueberwachungs- 
Ausschuss und die General-Versamm- 
lung der genossenschaftlichen Kranken- 
cassa ; c) die Prüfung und Genehmigung 
der die Gebahrung bei dei* Genossen- 
schaft betreffenden Rechnungs - Ab- 
schlüsse und Jahres-Voranschläge, so- 
wie die Bestimmung des durch Um- 
lagen aufzubringenden Betrages ; d) die 
Systemisirimg des besoldeten Hilfs- 
personales ; e) die Beschlussfassung Über 
Errichtung und organische Aenderungen 
der im § 114 (2) G.N. bezeichneten Unter- 
richtsanstalten ; ferner die Beschluss- 
fassung über die Umgestaltung der 
bei den Genossenschaften bereits be- 
stehenden, jedoch den Bestimmungen 
dieses Gesetzes nicht entsprechenden 
Krankenanstalten in genossenschaft- 
liche Krankencassen (s. d.) ; f) die Be- 
schlussfasBung über die Lehrzeit und 
die Art der Lehrlingsprüfungen ; g) die 
grundsätzlichen Beschlüsse über die 
Errichtung, rücksichtlich Umändenmg 
von genossenschaftlichen Anstalten zur 
Lehr-, Arbeits-, Unterstützungs- und 
Wirthschaftszwecken ; h) die Schluss- 
fassung über das Genossenschafts- 
Statut und dessen Aenderungen, sowie 
in anderen durch das Statut näher zu 



bezeichnenden wichtigen Angelegen- 
heiten ; i) die Verfügung über das der 
Genossenschaft gehörige Vermögen ; 
dieses Vermögen, sowie dessen Erträg- 
nisse dürfen nur zu Genossenschafts- 
zwecken verwendet werden. Vgl. Davi- 
dowsky, „Die nächsten Aufgaben der 
Gewerbe-Genossenschaften" . 

€re^verbeKerlelit9 aus Mit- 
gliedern des Gewerbestandes (Arbeit- 
gebern und Arbeitern) zusammenge- 
setztes Gericht. Vor das Gewerbege- 
richt gehören die nachstehenden, zwi- 
schen den Arbeitgebern oder ihren 
Stellvertretern einerseits und den Ar- 
beitnehmern, d. i. den Arbeitern oder 
Lehrlingen andererseits, oder zwischen 
den Arbeitern untereinander in den 
Gewerbsuntemehmungen , für welche 
das Gewerbegericht bestellt ist, aus 
dem Arbeits- oder Lehrverhältnisse 
entstehenden Rechtsstreitigkeiten : a) die 
Lohnstreitigkeiten ; h) die Streitigkei- 
ten über die Auflösung des Dienst-, 
Ar'beits- oder Lehrverhältnisses ; c) die 
Streitigkeiten über Entschädigungsan- 
sprüche aus dem Dienstaustritte oder 
der Dienstentlassung; d) die Streitig- 
keiten über Ersatzansprüche aus der 
Beschädigung von Fabriksgegenstän- 
den; e) die Streitigkeiten, welche sich 
auf die Pensions-, Kranken- und andere 
derartige Gassen der Arbeiter beziehen, 
insofeme zu diesen Gassen sowohl von 
den Arbeitsgebern, als auch von den 
Arbeitern Beiträge geleistet werden. 
Diese Rechtssachen gehören jedoch nur 
dann zur Zuständigkeit des Gewerbege- 
richtes, wenn sie während der Dauer des 
Arbeits- oder Lehrverhältnisses oder 
spätestens binnen dreissig Tagen nach 
der Auflösung desselben angebracht 
werden. Später erhobene Streitigkeiten 
gehören vor den ordentlichen Richter. 
Gewerbegerichte bestehen dermalen erst 
in Wien, Brunn, Reichenberg und Bielitz. 
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Ge^verbe « Inspektor en» 

von der Regierung bestellte Organe 
zum Schutze der gewerblichen Hilfs- 
arbeiter (Officielle Arbeitertribimen). 
Den Gewerbe-Inspectoren obliegt zu 
diesem Ende die Ueberwachung der 
Durchführung der gesetzlichen Vor- 
schriften, betreffend: 1. die Vorkeh- 
rungen und Einrichtungen, welche die 
Gewerbeinhaber zum Schutze des Le- 
bens und der Gesundheit der Arbeiter 
6OW0I4I in den Arbeitsräumen als in 
den Wohnräumen, falls sie solche bei- 
stellen, zu treffen verpflichtet sind ; 2. die 
Verwendung von Arbeitern, die tägliche 
Arbeitszeit und die Arbeitsunterbre- 
chungen; 3. die Führung von Arbeiter- 
verzeichnissen und das Vorhandensein 
von Dienstordnungen, die Lohnzahlun- 
gen und Arbeiterausweise; 4. die ge- 
werbliche Ausbildung der jugendlichen 
Hilfsarbeiter. Findet der Gewerbe- 
Inspector, dass in einem Gewerbeunter- 
nehmen jene Bestimmungen, welche in 
den Bereich seiner Wirksamkeit fallen, 
nicht gehörig gehandhabt werden, so 
hat er die sofortige Abstellung der- 
artiger Gesetzwidrigkeiten oder üebel- 
stände vom Gewerbeinhaber zu ver- 
langen und im Weigerungsfalle die 
Anzeige an die zuständige Gewerbe- 
behörde behufs Einleitung der ordent- 
lichen Amtshandlung zu erstatten. Die 
Gewerbebehörden haben ihre Verfügun- 
gen über die vom Gewerbeinspector 
erstatteten Anzeigen sofort dem Ge- 
werbeinspector mitzutheilen, welchem 
freisteht, gegen die Entscheidung der 
ersten und zweiten Instanz innerhalb 
der Recursfrist Einspruch zu erheben, 
welcher die Wirkung hat, dass diese 
Angelegenheit zur höheren Entschei- 
dung vorgelegt werden muss. Bei Er- 
füllung ihrer Aufgabe sollen die Ge- 
werbe-Inspectoren bemüht sein, durch 
eine wohlwollend controlirende Thätig- 



keit nicht nur den als Hilfsarbeiter 
beim Gewerbe in Verwendung stehen- 
den Personen die Wohlthaten des Ge- 
setzes zu sichern, sondern auch die 
Gewerbeinhaber in der Erfüllung der 
Anforderungen, welche das Gtjsetz an 
dieselben stellt, tactvoll zu unterstützen, 
zwischen den Interessen der Gewerbe- 
inhaber einerseits und der Hilfsarbeiter 
anderseits auf Grund ihrer fachlichen 
Kenntnisse und amtlichen Erfahrungen 
in billiger Weise zu vermitteln und 
sowohl den Arbeitgebern als den Ar- 
beitnehmern gegenüber eine Vertrau- 
ensstellung zu gewinnen, welche sie 
in den Stand setzt, zur Erhaltung und 
Anbahnung guter Beziehungen zwischen 
den beiden Kategorien beizutragen. 
Die Gewerbe-Inspectoren haben über 
ihre Thätigkeit und ihre Wahrnehmun- 
gen an den Handelsminister im Wege 
der vorgesetzten Landesbehörde all- 
jährlich ausführliche Berichte zu er- 
statten, welche auch Aufschlüsse über 
die von den Arbeitern in der Ausfüh- 
rung ihrer^ Dienstesverrichtungen er- 
littenen Unglücksfälle und die Ursachen 
derselben, sowie etwaige Vorschläge 
über die im Interesse der Industrie 
einerseits und der Arbeiter anderseits 
zu treffenden legislativen und admini- 
strativen Massregeln zu enthalten 
haben. Diese Berichte sind alljährlich 
dem Reichsrathe in entsprechender 
Bearbeitung vorzulegen. Gegenwärtig 
sind die Stelle eines Central- Gewerbe- 
Inspectors in der fünften Rangclasse 
mit einem Jahresbezuge von G500 fl. 
und einem Reisepauschale von 1000 fl., 
ferner dreizehn Gewerbe-Inspectoren- 
Stellen mit einem Gehalte von je 
2400 fl., einer Diensteszulage von 
durchschnittlich 600 fi. und einem 
Reisepauschale von je 2000 fl. syste- 
misirt. Das Erforderniss für Gewerbe- 
Inspectoren ist für das Jahr 1884 auf 
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'3.500 fl. veranschlagt. Gewerbe-Inspec- 
toren befinden sich dermalen erst in 
Wien, Linz, Budweis, Prag, Reichen- 
l)eiw^ Brtinn, Lemberg, Botzen und 
(jraz. 

Cienrerlieseliuleii , Unter- 
richtsanstalten, welche im Grossen und 
Ganzen den Zweck haben, durch or- 
ganische Verbindung mit der Kunst 
die Praxis des Gewerbes im Allge- 
meinen auf eine höhere Stufe zu stellen 
und das Gewerbe auf diese Weise mit 
der Grossindustrie concurrenzfähig zX\ 
machen. Dieser letztere Zweck wird 
nur bei jenen Gewerben erreicht wer- 
den, wo die Kunst ei^e bedeutende 
Rolle spielt. Die höheren Gewerbe- 
schulen sind im Artikel „Gewerbe- 
wesen" aufgezählt. 

Gevrerlie^Teseii« Nach den 
diesfalls geltenden Bestimmungen (Ge- 
werbeordnung vom 20. December 1859, 
Xr. 227 R.G.B. und Novelle vom 15. März 
1883, Nr. 39 R. G. B., in welch' letzterer 
die Wünsche des Gewerbestandes vollen 
-\usdnick gefunden haben) sind die Ge- 
werbe entweder freie, welche gegen 
»-infache Meldung bei der politischen 
Bezirksbehörde betrieben werden kön- 
nen, oder handwerksmässige, zu 
deren Antritt ein Befähigungsnachweis 
erforderlich ist, oder concessionirte, 
deren Ausübung aus öffentlichen Rück- 
>ichten von einer besonderen Bewilli- 
jning der politischen Behörde abhängig 
ist. Bei einzelnen Gewerben ist die 
hetriebsanlage der behördlichen Ge- 
nelimigimg unterworfen; dies ist der 
Kall bei jenen, welche mit Feuerstätten, 
I>ampfraaschinen, sonstigen Motoren 
"der Wasserwerken betrieben werden, 
«»der welche durch gesundheitsschädliche 
Einflüsse, durch die Sicherheit bedro- 
hende Betriebsarten, durch üblen Geruch 
oder durch ungewöhnliches Geräusch 
die Nachbarschaft zu gefährden oder 



zu belästigen geeignet sind. Conces- 
sionirte Gewerbe sind: 1. Alle Ge- 
werbe, welche auf mechanischem Wege 
die Vervielfältigung von literarischen 
oder artistischen Erzeugnissen oder 
den Handel mit denselben zum Gegen- 
stande haben (Buch-, Kupfer-, Stahl-, 
Holz-, Steindruckerei und dann Buch-, 
Kunst-, Musikalienhandlungen) ; die 
Photographie ist jedoch ein freies Ge- 
werbe; 2. die Unternehmungen von 
Leihanstalten für derlei Erzeugnisse und 
vonLesecabineten; 3. die Unternehmung 
periodischer Personentransporte; 4. die 
Gewerbe derjenigen, welche an öffent- 
lichen Orten Personentransportmittel zu 
Jedermanns Gebrauche bereit halten, 
oder ihre Dienste anbieten, wie Dienst- 
männer-Institute, Lohnlakaien; 5. das 
Schiffergewerbe; 6. das Gewerbe der 
Baumeister, Maurer, Steinmetzer und 
Zimmerleute; 7. das Rauchfangkehrer- 
gewerbe; 8. das Canalräumergewerbe; 
9. das Abdeckergewerbe ; 10. die Ver- 
fertigung und der Verkauf von Waffen 
und Munitionsgegenständen und das 
Gewerbe der Büchsenmacher insbeson- 
dere; 11. die Verfertigung und der 
Verkauf von Feuerwerksmaterial und 
Feuerwerkskörpern; 12. der Handel 
mit gebrauchten Kleidern und Betten, 
mit gebrauchter Wäsche, mit altem 
Geschmeide und Metall geräthe (Trödler- 
gewerbe), dann das Pfandleihgewerbe, 
soweit dasselbe überhaupt gesetzlich 
gestattet ist; 13. der Verschleiss von 
Giften oder Medicinalkräutern ; 14. die 
Gast- und Schankgewerbe ; 15. der 
Detailhandel mit Mineralölen; 16. die 
Errichtung von öffentlichen Mess- und 
Wäganstalten. 

Als handwerksmässige Ge- 
werbe gelten dermalen die Gewerbe der 
Anstreicher, Lackirer, Bäcker, Buch- 
binder, Futteralmacher, Ledergalan- 
terie- und Cartonnasrearbeiter. Bürsten 
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binder, Drechsler, Meerschaumbild- 
hauer, Pfeifenschneider, Erzeuger mu- 
sikalischer Instrumente , Fassbinder, 
Feinzeugschmiede , Messerschmiede , 
Fleischhauer, Fleischselcher, Friseure, 
Raseure und Perrückenmacher, Glaser, 
Gold-, Silber- und Juwelenarbeiter, 
Gold-, Silber- und Metallschläger, Gürt- 
ler- und Bronzewaarenerzeuger, Hafner, 
Handschuh- und Bandagemacher, Hut- 
raacher, Kamm- und Fächermacher, 
Beinschneider, Kleidermacher, Korb- 
flechter, Kürschner, Kupferschmiede, 
Lebzelter, Wachszieher, Metall- und 
Zinngiesser, Mechaniker (Fein- oder 
Präcisionsmechaniker) und Optiker, 
Plattierer, Posamentierer, Rothgärber, 
Schlosser, Schuhmacher, Siebmacher, 
Gitterstricker, Sonnen- und Regen- 
schirmmacher, Spengler, Tapezierer, 
Taschner , Riemer , Peitschenmacher, 
Kappenschneider, Sattler und Pferde- 
geschirrmacher, Tischler, Uhrmacher, 
Vergolder, Wagner, Wagenschmiede, 
Wagensattler, Weissgärber, Ziegel- und 
Schieferdecker, Zimmermaler, Zucker- 
bäcker und Kuchenbäcker. (Vdg. d. 
H.-M. V. 17. September 1883, Nr. 148 
R. G. B.) 

Der Nachweis der Befähigung 
zum Antritte eines handwerksmässigen 
Gewerbes wird in der Regel durch das 
Lehrzeugniss und ein Arbeitszeugniss 
über eine mehrjährige Verwendung als 
Gehilfe in demselben Gewerbe oder in 
einem dem betreffenden Gewerbe ana- 
logen Fabriksbetriebe erbracht. Das 
Lehrzeugniss und das Arbeitszeugniss 
ist von dem Vorsteher der Genossen- 
schaft und von dem Gemeindevorsteher 
der Gemeinde, zu welcher der Lehr- 
herr, beziehungsweise der Arbeitsgeber 
gehört, dagegen in jenen Gemeinden, 
in welchen keine Genossenschaft für 
das betreffende Gewerbe besteht, sowie 
in jenen Fällen, in denen die Verwen- 



dung des Bewerbers in einem Fabriks- 
betriebe erfolgte, von dem Gemeinde- 
vorsteher zu bestätigen. Die Lehrzeit 
darf nicht weniger als zwei Jahre und 
nicht mehr als vier Jahre betragen. 
Innerhalb dieser Grenzen steht es den 
Genossenschaftsversamralungen zu, in 
dieser Beziehung Beschlüsse zu fassen. 
Wo und insoferne die Genossensckaften 
solche Beschlüsse nicht gefasst haben, 
ist die Bestimmung der Zahl der Leh- 
jahre innerhalb der obigen Grenzen 
Gegenstand des freien Üebereinkom- 
mens. Die Verwendung als Gehilfe 
muss mindestens zwei Jahre betragen. 
(Vdg. d. H.-M. V. 17. September 1883, 
Nr. 149 R. G.B.) An Stelle desLehr^ und 
Arbeitszeugnisses kann ein Zeugniss 
über den mit Erfolg zurückgelegten 
Besuch einer gewerblichen ünterrichts- 
anstalt (Fachschule, Lehrwerkstätte imd 
Werkmeisterschule an höherenGewerbe- 
schulen) treten, in welcher eine prak- 
tische Unterweisung und fachgemässe 
Ausbildung im betreffenden Gewerbe 
erfolgt. (Gegenwärtig sind dies die 
Zeugnisse nachstehender Unterrichts- 
anstalten: 1. In Betreff des Drechsler- 
gewerbes: das Zeugniss der Fachschulen 
ftir Holzindustrie in Grulich, Tachaii. 
Riva, Wallachisch-Meseritsch, Zako- 
pane und Chrudim, ferner der Fach- 
abtheilungen für Holzindustrie an den 
Staatsgewerbeschulen zu Graz und Inns- 
bruck und an der kunstgew^erblichen 
Fachschule in Lemberg; 3. in Betreff 
des Handwerkes der Feinzeugschmiede 
und Messerschmiede: das Zeugniss der 
Fachschulen in Klagenfurt, Königgrätz, 
Komotau und Steyr, sowue der ma- 
schinentechnischen Fachschule an der 
Staatsgewerbeschule in Prag; 4. in 
Betreff des Handwerkes der Glaser: 
das Zeugniss der Fachschulen in Haida 
und Steinschönau ; 5. in Betreff des 
.Handwerkes der Gürtler und Bronze- 
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waarenerzeuger : dasZeugniss der Fach- 
schulen inHaida, Steinschönau,Gablonz, 
sowie der Goldschmiedesehule in Prag ; 
6. in Betreff des Handwerkes der Gold-, 
Silber- und Juwelenarbeiter : das Zeug- 
niss der Goldschmiedeschule in Prag 
und der Ciselierschule an der Kunst- 
gewerbeschule des österreichischen 
>Iuseums für Kirnst und Industrie in 
Wien; 7. in Betreff des Handwerkes 
der Hafner: das Zeugniss der Fach- 
schulen in Teplitz, Tetschen, Znaim 
und der kunstgewerblichen Fachschule 
an der Staatsgewerbeschule in Graz; 
8. in Betreff des Handwerkes der Kupfer- 
schmiede: das Zeugniss der Fach- 
schulen in Klagenfurt und Komotau, 
sowie der maschinen technischen Fach- 
schule an der Staatsgewerbeschule in 
Prag; 9. in Betreff des Handwerkes 
der Schlosser : das Zeugniss der Fach- 
schulen in Klagenfurt, Königgrätz und 
Komotau, sowie der maschinentech- 
nischen Fachschule an der Staats- 
gewerbeschule in Prag; 10. in Betreff 
des Handwerkes der Tischler: das 
Zeugniss der Fachschulen in Grulich, 
Hallein, Hallstadt, Königsberg, Mariano, 
Villach, Wallachisch-Meseritsch, Wal- 
lern, Wolfsberg, Zakopane, Chrudim, 
Riva, Brück a. M., ferner der Fach- 
schulen für Holzindustrie an denStaats- 
Rewerbeschulen zu Graz, Salzburg und 
Innsbruck und an der kunstgewerb- 
lichen Fachschule in Lemberg, endlich 
das Zeugniss der niederen Fachschule 
der Specialcurse fllr Möbel- und Bau- 
tischlerei am technologischen Gewerbe- 
museum in Wien; 11. in Betreff des 
Handwerkes der Uhrmacher: das Zeug- 
niss der Fachschule in Karlstein; 12. in 
Betreff des Handwerkes der Wagner: 
das Zeugniss der Fachschule in Berg- 
reichenstein. (Vdg. d. H.-M. V. 17. Sep- 
tember 1883, Nr. 150 R. G. B.) Um in 
hesonders rücksichtswürdigen Fällen 



den Uebergang von einem Gewerbe zu 
einem anderen verwandten Gewerbe 
oder den gleichzeitigen Betrieb ver- 
wandter Gewerbe zu ennöglichen, wird 
die politische Landesbehörde ermäch- 
tigt, Inhabern handwerksmässig be- 
triebener Gewerbe zu diesem Behufe 
die Dispens von der Beibringung des 
in der Gewerbenovelle geforderten Be- 
fähigungsnachweises nach Einverneh- 
mung der einschlägigen Genossen- 
schaften und, sofern ftir das betref- 
fende Gewerbe keine Genossenschaft 
besteht, der Handes- und Gewerbe- 
kammer zu ertheilen. Ebenso wird die 
politische Landesbehörde ermächtigt, 
nach Einvernehmung der Genossen- 
schaft ausnahmsweise von der Bei- 
bringung des Lehrzeugnisses Umgang 
zu nehmen. Zum Antritte eines ge- 
meiniglich von Frauen betriebenen hand- 
werksmässigen Gewerbes kann von der 
sich zum selbstständigen Betriebe eines 
solchen Gewerbes meldenden Frauens- 
person der Befähigungsnachweis auch 
in anderer Weise erbracht werden. Wie 
dieser Nachweis erbracht wird, bleibt 
der freien Würdigung der Gewerbs- 
behörden tiberlassen. Die Einschrän- 
kung der Gewerbefreiheit durch die Ein- 
führung des Befähigungsnachweises 
erfolgte zu dem Zwecke, um einer- 
seits der Schleuderconcurrenz zu be- 
gegnen und um andererseits das Hand- 
werk den Speculanten, welche den Hand- 
werker auf das Niveau des Fabriks- 
arbeiters herabdrücken, zu entziehen. 
Vgl. Mayer, die Aufhebung der Ge- 
werbefreiheit (Wien 1883). Behufs 
Fördenmg der gewerblichen Interessen 
sind für gleiche oder verwandte Ge- 
werbe in einer oder in nachbarlichen 
Gemeinden Genossenschaften zu 
errichten, welchen die Gewerbetreiben- 
den beizutreten verpflichtet sind (s. 
Gewerbegenossenschaften). Zur Wah- 
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rung der Interessen der gewerblichen 
Hilfsarbeiter bestehen Gehilfen Ver- 
sammlungen (s. d.). Auch bestehen 
zur Förderung der Interessen des Ge- 
werbestandes in beiden Reichshälften 
Handels- und Gewerbekammem (s. d.). 
In den Ländern der ungarischen Krone 
ist die Gewerbe Verfassung durch den 
VIII. Gesetzartikel vom Jahre 1872 
geregelt. Jeder Gewerbezweig kann hier 
frei ausgeübt werden und blos bezüglich 
des Betriebes gewisser weniger Indu- 
strieen sind die politischen Behörden 
berechtigt, aus Rücksichten öffentlicher 
Interessen nach Massgabe der Local- 
bedürfnisse allgemein verbindliche Vor- 
schriften zu erlassen. Der Beitritt zu den 
Gewerbegenossenschaften ist hier kein 
obligatorischer, sondern ein freiwilliger. 

C^laubeiisbekeiiiitiilss, s. 
Religionsbekenntnis s. 

^rlaubeiisfrelhelt; s. Re- 
ligionsbekenntnis s. 

Cvlaiibln^epfMisseliass 9 s. 
Concurs. 

Ql^ublü^erseliaft , Inbegriff 
aller Gläubiger eines Concurses (s. 
Concurs). 

Cllfras, 20.920 Einwohner, Stadt mit 
eigenem Statute, erflossen durch Min.- 
Verdg. vom 28. November 1850. Der 
Gemeinderath (Gemeindevertretung) be- 
steht aus 24 Mitgliedern. Betreffs des 
Wahlrechtes und der Wählbarkeit zur 
Gemeindevertretung s. Gemeindewahl; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung s. Städte. 

€^«?rz und C^radlska, ge- 
fttrstete Grafschaft mit einem Flächen- 
inhalte von 29l8DKilom. und 211.084 
Einwohnern. Görz und Gradiska zählt 
133 Gemeinden, 494 Ortschaften und 
34.975 Häuser. Die Bevölkerung ge- 
hört fast ausschliesslich der katholi- 
schen Religion an. Die Landeshaupt- 
stadt Görz hat 20.920 Einwohner. Die 



politische Verwaltung wird durch 
die Statthalterei in Triest, den Magi- 
strat in Görz imd vier Bezirkshaupt- 
mannschaften besorgt. Die Rechtspflege 
versehen : Das Kreisgericht in Görz 
und neun Bezirksgerichte. Zur Finanz- 
verwaltung bestehen: Das Finanz-In- 
spectorat in Görz, das Hauptsteuer- 
amt in Görz und die Steuerämter bei 
sämmtlichen Bezirksgerichten. An Un- 
terrichtsanstalten besitzt dieser Theil 
des Reiches eine Kunstschule , drei 
Mittelschulen in Görz, fünf Special- 
institute und 221 Volks- und Bürger- 
schulen. Zeitungen erschienen acht. 

Der Landtag besteht aus zwei- 
undzwanzig Mitgliedern, nämlich : dem 
Fürsterzbischofe von Görz; dann aus 
einundzwanzig Abgeordneten , u. zw. : 
1 . aus sechs Abgeordneten des grossen 
Grundbesitzes ; 2. aus ftinf Abgeord- 
neten der Städte, Märkte und Indu- 
strieorte; 3. zwei Abgeordneten der 
Handels- und Gewerbekammer in Görz 
und 4. aus acht Abgeordneten der 
übrigen Gemeinden. (Ueber den Wir- 
kungskreis des Landtages siehe diesen.) 

Landtags-Wahlordnung: 
Wahlbezirke und Wahlkörper. 
Für die Wahl der Abgeordneten aus 
der Classe des grossen Grund- 
besitzes bildet die gefürstete Graf- 
schaft Görz-Gradiska zweiWahlbezirke, 
von denen einer dieStadtGörz mit ihrem 
Weichbilde , die Bezirke : Umgebung 
Görz, Flitsch^ Tolmein , Kirchheim, 
Canale, Haidenschaft, Comen, Sesana 
und die dermaligen Ortsgemeinden 
Duino, Doberdo und Opachiasella des 
Bezirkes Monfalcone, dann Bigliana 
und Dolegna des Bezirkes Cormons ; 
der andere die Bezirke Gradiska, Cer- 
vignano, Monfalcone und Cormons, mit 
Ausnahme der vorgenannten Ortsge- 
meinden der letzten zwei Bezirke, um- 
fasst. Die Wähler der Abgeordneten 
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der Classe des grossen Grundbesitzes 
in jedem der zwei Wahlbezirke bilden 
einen Wahlkörper, welcher je drei Ab- 
geordnete zu wählen hat. 

Für die Wahl der Abgeordneten 
der Städte, Märkte und Industrial- 
orte bilden: a) Görz Einen Wahlbezirk; 
h) Cormons und Gradiska zusammen 
Einen Wahlbezirk; c) Cervignano, 
Monfalcone und Grado zusammen 
Einen Wahlbezirk ; d) Tolmein, 
Klitsch , Karfreidt , Canale , Haiden- 
schaft, zusammen Einen Wahlbezirk. 
In jedem aus zwei oder mehreren 
Städten, Märkten und Industrial orten 
{rebildeten Wahlbezirke ist der bei 
der Festsetzung jenes Wahlbezirkes 
zuerst angeführte Ort der Wahlort 
des Wahlbezirkes. Im Wahlbezirke 
der Stadt Görz sind zwei , in jedem 
der übrigen Wahlbezirke ist je Ein 
Abgeordneter zu wählen. 

Für die Wahl der Abgeordneten 
der Landgemeinden bilden die 
politischen Bezirke, und zwar : a) Görz 
I Umgebung), Canale, Haidenschaft, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 6)Gracliska 
Cormons, Monfalcone, Cervignano, zu- 
!>ammen Einen Wahlbezirk ; c) Tolmein, 
Flitsch, Kirchheim zusammen Einen 
Wahlbezirk; fl) Sessana, Comen, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk. Jeder dieser 
Wahlbezirke hat je zwei Abgeordnete 
zu wählen. Die Wahlmänner aller in 
einem Wahlbezirke gelegenen Gemein- 
den bilden einen Wahlköi-per. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
Abgeordnete der Wählerclasse des 
Krossen Grundbesitzes sind durch 
directe Wahl der grossjährigen, dem 
<»8terreichischen Staatsverbande ange- 
börigen Besitzer zu wählen , welche 
von ihrem Grundbesitze an 1. f. Real- 
^teuem (mit Ausnahme des Kriegs - 
Zuschlages) in dem ersten der zwei 
oben bezeichneten Wahlbezirke jährlich 



einen Betrag von wenigstens fünfzig 
Gulden und in dem zweiten Wahl- 
bezirke jährlich einen Betrag von 
wenigstens Einhundert Gulden zu ent- 
richten haben. Die Wähler, welche 
in beiden Wahlbezirken Grundbesitz 
haben, üben ihr Wahlrecht in jenem 
Bezirke, in welchem sie fiir den Grund- 
besitz den höheren Steuerbetrag ent- 
richten, aus, vorausgesetzt, dass die 
Summe beider Steuerbeträge zusammen 
dem zur Ausübung des Wahlrechtes 
im betreifenden Bezirke geforderten 
Steuermasse entspricht. Unter mehreren 
Mitbesitzern eines zur Wahl berech- 
tigenden Gutes kann nur derjenige 
aus ihnen wählen, welchen sie hiezu 
ermächtigen. Der Besitz zweier oder 
mehrerer Güter, deren Jahresschuldig- 
keit an landesfürstlichen Realsteuern 
(mit Ausnahme des Kriegszuschlages) 
zusammengenommen wenigstens Ein- 
hundert Gulden beträgt, berechtigt 
ebenfalls zur Wahl. Für jene zur Wahl 
berechtigenden Güter, in deren Besitz 
eine Corporation oder Gesellschaft sich 
befindet, ist das Wahlrecht durch jene 
Person auszuüben, welche nach den 
bestehenden gesetzlichen oder gesell- 
schaftlichen Normen berufen ist, die 
Corporation oder Gesellschaft nach 
Aussen zu vertreten. Gemeinden, welche 
sich im Besitze von zur Wahl berech- 
tigenden Gütern befinden, können als 
solche dieses Wahlrecht nicht ausüben. 
Die Abgeordneten der Städte, 
Märkte und Industrialorte sind 
durch directe Wahl aller jener, nach 
dem besonderen Gemeindestatute oder 
dem Gemeindegesetze zur Wahl der 
Gemeinde- Vertretung der einen Wahl- 
bezirk bildenden Städte, Märkte und 
Industrialorte berechtigten und vom 
Wahlrechte nicht ausgeschlossenen Ge- 
meindeglieder zu wählen, welche zum 
.ersten und zweiten Wahlkörper gehören 



/ 



124 



Görz und Gradiska — Grundrechte. 



und im dritten Wahlkörper mindestens 
zehn Gulden an directen Steuern ent- 
richten. Die Wahl der Ahgeordneten 
der Landgemeinden hat durch ge- 
wählte Wahlmänner zu geschehen. 
Jede Gemeinde des Wahlbezirkes hat 
auf je fünfhundert Einwohner Einen 
Wahlmann zu wählen. Restbeträge, 
welche sich bei der Theilung der Ein- 
wohnerzahl durch fünfhundert ergeben, 
haben , wenn sie zweihundertfünfzig 
oder darüber betragen , als fünfhundert 
zu gelten, wenn sie weniger als zwei- 
hundertfiinfzig betragen, unberücksich- 
tigt zu entfallen. Kleine Gemeinden, 
deren Einwohnerzahl weniger als fünf- 
hundert beträgt, wählen Einen Wahl- 
mann. Die Wahlmänner jeder Gemeinde 
sind durch jene nach dem Gemeinde- 
gesetze zur Wahl der Gemeindever- 
tretung berechtigten und nach § 18 
der Landtagswahlordnung vom Wahl- 
rechte nicht ausgeschlossenen Gemeinde 
mitglieder zu wählen, welche den ersten 
und zweiten Wahlkörper bilden. Jeder 
Wähler kann sein Wahlrecht nur in 
Einem Wahlbezirke und in der Regel 
nur persönlich ausüben. Ausnahms- 
weise können Wahlberechtigte der 
Wählerclasse des grossen Grundbesitzes 
ihr Stimmrecht durch einen Bevoll- 
mächtigten ausüben. Derselbe muss 
in dieser Wählerclasse wahlberechtigt 
sein, und er darf nur Einen Wahlbe- 
rechtigten vertreten. WerinderWähler- 
classe des grossen Grundbesitzes wahl- 
berechtigt ist, darf in keinem Wahl- 
bezirke der beiden anderen Wähler- 
classen, und wer in einem Wahlbezirke 
der im § 3 genannten Städte wahl- 
berechtigt ist, in keiner Langemeinde 
wählen. Ist ein Wahlberechtigter der 
Wählerclasse der Städte, Märkte und 
Industrialorte und der Landgemeinden 
Mitglied mehrerer Gemeinden, so übt 
er das Wahlrecht blos in der Ge- 



meinde seines ordentlichen Wohnsitzes 
aus. (Ueber die Erfordernisse zur 
Wählbarkeit siehe den Artikel 
Landtag.) 

Ci^raeeo-lllyrler, Zweig des 
indo-europäischen Sprachstammes. Die 
in Oesterreich -Ungarn vorkommenden 
Graeco-Illyrier, 6900 an der Zahl, zer- 
fallen: a) in Griechen (3400) oder 
Macedo-Walachen (Zinzaren), welche 
sich in Ungarn, Fiume und als Han- 
delsleute in Wien und Triest vorfinden; 
b) in Albanesen (3500) oder Aman- 
ten, in ihrer eigenen Sprache Skipe- 
taren, welche in grösserer Ansamm- 
lung bei Zara, in dem Grenzgebiete 
und im Sandschak von Novibazar 
leben. 

€^raz, 97.791 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
die Min.-Vdg. vom 27. April 1850, 
Nr. 58 L. G. B., revidirt durch die 
Gesetze vom 1. März 1867, Nr. 15 
L. G. B. und vom 8. December 1869, 
Nr. 47 L. G. B. Der Gemeinderath 
(Gemeindevertretung) besteht aus 48 
Mitgliedern. Betreffs des Wahlrechtes 
und der Wählbarkeit zur Gemeinde- 
vertretung s. Gemeindewahl; betreffs 
des Wirkungskreises der Gemeindever- 
tretung s. Städte. Der Gemeindehaus- 
halt erfordert nach dem Voranschlage 
für das Jahr 1884 einen Betrag von 
1,503.152 fl. 

C^rleeheii ^ Österreichische, s. 
Graeco-IUyrier. 

Qruiideiitlastuiii^s- 
seliuldy Höhe der, s. Staatsschuld. 

Qi*uiidpfaiid,s. Pfandrecht. 

Grruiidreehte^ Yolksrechte 
oder allgemeine Rechte der 
Staatsbürger, sind diejenigen Rechte 
und Freiheiten der Staatsbürger, welche 
die Grundlage des Rechtsstaates bilden 
sollen. Die Engländer besitzen diese 
Rechte in der Magna Charta lihertatum 
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vom Jahre 1215, ihrer Petition of 
rights und Bül of rights. Die erste 
französische Kevolution hatte für diese 
Grundrechte die Bezeichnung: „All- 
gemeine Menschenrechte** (droits 
de Thomnie). Die Grundrechte jedes 
Oesterreichers wurden als Staatsgrund- 
gesetze vom 21. Decemher 1867, Nr. 
U2 R. G. B., unter grossem Juhel der 
Bevölkerung publicirt und lauten : 
1. Für alle Angehörigen der im Reichs- 
rathe vertretenen Königreiche und 
Länder besteht ein allgemeines österr. 
Staatsbürgerrecht. Das Gesetz bestimmt, 
unter welchen Bedingimgen das österr. 
Staatsbürgerrecht erworben, ausgeübt 
und verloren wird. 2. Vor dem Gesetze 
sind alle Staatsbürger gleich. 3. Die 
öffentlichen Aemter sind für alle 
Staatsbürger gleich zugänglich. Für 
Ausländer wird der Eintritt in die- 
selben von der Erwerbung des Öster- 
reichischen Staatsbürgerrechtes ab- 
hängig gemacht. 4. Die Freizügigkeit 
der Person und des Vermögens inner- 
halb des Staatsgebietes unterliegt 
keiner Beschränkung. Allen Staats- 
hürgem, welche in einer Gemeinde 
wohnen und daselbst von ihrem Real- 
besitze, Erwerbe oder Einkommen 
Steuer entrichten, gebührt das active 
und passive Wahlrecht zur Gemeinde- 
vertretung unter denselben Bedingun- 
gen, wie den Gemeindeangehörigen. 
I>ie Freiheit der Auswanderung ist 
von Staatswegen nur durch die Wehr- 
I)flicht beschränkt. Abfahrtsgelder dür- 
fen nur in Anwendung der Recipro- 
(ität erhoben werden. 5. Das Eigen- 
thum ist unverletzlich. Eine Enteignung 
gegen den Willen des Eigenthümers 
kann nur in den Fällen und in der 
Art eintreten, welche das Gesetz be- 
stimmt. 6. Jeder Staatsbürger kann 
an jedem Orte des Staatsgebietes seinen 
Aufenthalt und Wohnsitz nehmen, Lie- 



genschaften jeder Art erwerben und 
über dieselcen frei verfügen, sowie 
unter den gesetzlichen Bedingungen 
jeden Erwerbszweig ausüben. Für die 
todte Hand sind Beschränkungen des 
Rechtes, Liegenschaften zu erwerben 
und über sie zu verfügen, im Wege 
des Gesetzes aus Gründen des öiFent- 
lichen Wohles zulässig. 7. Jeder Unter- 
tkänigkeits- und Hörigkeitsverband ist 
für immer aufgehoben. Jede aus dem 
Titel des getheilten Eigenthumes auf 
Liegenschaften haftende Schuldigkeit 
oder Leistung ist ablösbar und es 
darf in Zukunft keine Liegenschaft 
mit einer derartigen unablösbaren 
Leistung belastet werden. H. Die Frei- 
heit der Person ist gewährleistet. Das 
bestehende Gesetz vom 27. October 
1862 (R. G. B. Nr. 87) zum Schutze 
der persönlichen Freiheit wird hiemit 
als Bestandtheil dieses Staatsgrund- 
gesetzes erklärt. Jede gesetzwidrig 
verfügte oder verlängerte Verhaftung 
verpflichtet den Staat zum Schaden- 
ersatze an den Verletzten. 9. Das 
Hausrecht ist unverletzlich. Das be- 
stehende Gesetz vom 27. October 1862 
(R. G. B. Nr. 88) zum Schutze des 
Hausrechtes wird hiemit als Bestand- 
theil dieses Staatsgnmdgesetzes erklärt. 
10. Das Briefgeheimniss darf nicht 
verletzt und die Beschlagnahme von 
Briefen, ausser dem Falle einer gesetz- 
lichen Verhaftung oder Haussuchung, 
nur in Kriegsfällen oder auf Grund 
eines richterlichen Befehles in Gemäss- 
heit bestehender Gesetze vorgenommen 
werden. 11. Das Petitionsrecht steht 
Jedermann zu. Petitionen unter einem 
Gesammtnamen dürfen nur von gesetz- 
lich anerkannten Körperschaften oder 
Vereinen ausgehen. 12. Die österrei- 
chischen Staatsbürger haben das Recht, 
sich zu versammeln und Vereine zu 
bilden. Die Ausübung dieser Rechte 
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wird durch besondere Gesetze geregelt. 
13. Jedermann hat das Recht, durch 
Wort und Schrift, Dnick oder bild- 
liche Darstellung seine Meinung inner- 
halb der gesetzlichen Schranken frei 
zu äussern. Die Presse darf weder 
unter Censur gestellt, noch durch das 
Concessionssystem beschränkt werden. 
Administrative Postverbote finden auf 
inländische Druckschriften keine An- 
wendung. 14. Die volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit ist Jedermann ge- 
währleistet. Der Genuss der bürger- 
lichen und politischen Rechte ist von 
dem Religionsbekenntnisse unabhängig ; 
doch darf den staatsbürgerlichen Pflich- 
ten durch das Religionsbekenntnis s 
kein Abbruch geschehen. Niemand 
kann zu einer kirchlichen Handlung 
oder zur Theilnahme an einer kirch- 
lichen Feierlichkeit gezwungen werden, 
insofeme er nicht der nach dem Ge- 
setze hiezu berechtigten Gewalt eines 
Anderen untersteht. 16. Jede gesetz- 
lich anerkannte Kirche und Religions- 
genossenschaft hat das Recht der ge- 
meinsamen öffentlichen Religionsübung, 
ordnet und verwaltet ihre inneren An- 
gelegenheiten selbstständig, bleibt im 
Besitze und Genüsse ihrer für Cultus-, 
Unterrichts- undWohlthätigkeitszwecke 
bestimmten Anstalten, Stiftungen und 
Fonde, ist aber, wie jede Gesellschaft, 
den allgemeinen Staatsgesetzen unter- 
worfen. 16. Den Anhängern eines 
gesetzlich nicht anerkannten Religions- 
bekenntnisses ist die häusliche Reli- 
gionstibung gestattet, insoferne dieselbe 
weder rechtswidrig, noch sittenver- 
letzend ist. 17. Die Wissenschaft und 
ihre Lehre ist frei. Unterrichts- und 
Erziehungsanstalten zu gründen und 
an solchen Unterricht zu ertheilen, ist 
jeder Staatsbürger berechtigt, der seine 
Befähigung hiezu in gesetzlicher Weise 
nachgewiesen hat. Der häusliche Unter- 



richt unterliegt keiner solchen Be- 
schränkung. Für den Religionsunter- 
richt in den Schulen ist von der be- 
treffenden Kirche oder Religionsgesell- 
schaft Sorge zu tragen. Dem Staate 
steht rücksichtlich des gesammten 
Unterrichts- und Erziehungswesens das 
Recht der obersten Leitung und Auf- 
sicht zu. 18. Es steht Jedermann frei, 
seinen Beruf zu wählen und sich für 
denselben auszubilden, wie und wo er 
will. 19. Alle Volksstämme des Staates 
sind gleichberechtigt und jeder Volks- 
stamm hat ein unverletzliches Recht 
auf Wahrung und Pflege seiner Natio- 
nalität und Sprache. Die Gleichberech- 
tigung aller landesüblichen Sprachen 
in Schule, Amt und öffentlichem Leben 
wird vom Staate anerkannt. In den 
Ländern, in welchen mehrere Volks - 
Stämme wohnen, sollen die öffentlichen 
Unterrichtsanstalten derart eingerichtet 
sein, dass ohne Anwendung eines 
Zwanges zur Erlernung einer zweiten 
Landessprache jeder dieser Volks- 
stämme die erforderlichen Mittel zur 
Ausbildung in seiner Sprache erhält. 
Diese Grundrechte stimmen im Grossen 
und Ganzen mit dem Entwürfe über- 
ein, wie er im Jahre 1848 dem Krem- 
sierer Reichstage vorgelegen ist, nur 
dass jener Entwurf an der Spitze noch 
den Satz trug: „Alle Staatsgewalten 
gehen vom Volke aus und werden auf 
die in der Constitution festgesetzte 
Weise ausgeübt." Der Kampf um diese 
Volksrechte war es, der so Viele in 
ein frühes Grab stürzte. 

€rruiid8teuer ist eine Abgabe 
an den Staat, welche von Reinerträg- 
nissen jener Grundoberflächen zu ent- 
richten ist, welche im Wege der land- 
wirthschaftlichen Bodencultur benutz- 
bar sind, und zwar auch dann, wenn 
sie dieser Benützung durch eine die 
Steuerfreiheit nicht begründende Wid- 
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inimg entzogen sind. Biese -^teueegat- 
tung wird nach der Höhe des Rein- 
erträgnisses bemessen. Für die Periode 
vom 1. Jänner 1883 bis 31. December 
1895 wird die Grundsteuer mit 22'/, o% 
des dermalen ermittelten Reinertrages 
eingehoben. Die Grundsteuer wirft dem 
Staate jährlich in runder Summe 33 
Millionen Gulden ab. Von der Grund- 
steuer sind dauernd befreit: un- 
productive Grundflächen ; ferner Sümpfe, 
Seen und Teiche, insoferne sie nicht 
landwirthschaftlich cultivirt werden und 
weder durch Fischerei noch durch Rohr- 
sclilag oder Gewinnung von Torf einen 
Ertrag abwerfen; endlich die öflfent- 
lichen Fuss- und Fahrwege, Leinpfade 
und Strassen, Ortsplätze, Kirchenplätze 
und Gassen, sowie die zu öflfentlichen 
Zwecken dienenden Canäle und Wasser- 
leitungen und das Bett der Flüsse unrf 
Bäche. Eine zeitliche Steuerbe- 



freiung von der Grundsteuer findet ^Gymnasien wurde in jüngster Zeit (1884) 



statt bei öden oder durch Elementar- 
ereignisse unproductiv gewordenen 
Gnmdstücken, welche durch Beurbarung 
productiv gemacht werden, auf die 
Dauer von 10 Jahren, bei neuen An- 
lagen von Hochwäldern, jedoch von 
25 Jahren von dem der vollendeten 
Urbarmachung nachfolgenden Jahre. 
Bei Vernichtung der FeldfrUchte durch 
Hagelschlag oder durch andere Ele- 
mentarereignisse kann um Steuernach - 
lass angesucht werden; die diesfälligen 
Gesuche sind stempelfrei. 

Gymiiaslal-Profesfloreii, 
Bezüge der, s. Gehalte. 

Gyiniiasleiiy Unterrichtsanstal- 
ten zur Vermittlung einer allgemeinen 
Bildung unter wesentlicher Benützung 
der lateinischen und griechischen 
Sprache und Literatur, sowie zur Vor- 
bereitung für die Universitätsstudien 
(s. Schulwesen). Die Gymnasien werden 
in öffentliche und Privatgymnasien ein- 



getheilt. Nur die Zeugnisse der öffent- 
lichen Gymnasien werden von den 
Staatsbehörden anerkannt. Die Schüler 
der Privatgymnasien haben sich, um 
staatsgiltige Zeugnisse , insbesondere 
auch Maturitätszeugnisse zu erwerben, 
den Prüfungen an einem öffentlichen 
Gymnasium zu unterziehen. Gymnasien, 
welche ausschliesslich oder zum grösse- 
ren Theile aus öffentlichen Mitteln er- 
halten werden, sind Staatsgymnasien; 
die übrigen Gymnasien werden mit oder 
ohne Unterstützung des Staates durch 
Corporationen, Gesellschaften oder Ein- 
zelpersonen erhalten, deren Anstalten 
sie sind ; es können nämlich neben den 
Staatsgymnasien auch bischöfliche Gym- 
nasien, ferner Gymnasien geistlicher 
Corporationen, weltlicher Gemeinden, 
anderer Gesellschaften oder auch ein- 
zelner Personen fortbestehen oder Jieu 
errichtet werden. Der Lehrplan der 



einer Revision unterzogen, u. z. mit 
der Absicht, eine Erleichterung für die 
Thätigkeit der Schüler und zugleich 
eine Verbesserung ihrer Leistungen zu 
bewirken. Zu diesem Ende wurde in 
Latein und in Griechisch die Zahl der 
zu lesenden Werke vermindert, dafür 
aber ein tieferes Eingehen in die Lee- 
türe zur Pflicht gemacht; in Deutsch 
wurde der Unterricht aus Mittelhoch- 
deutsch ganz aufgelassen, da eine lang- 
jährige Erfahrung zeigte, dass die kurze 
Zeit, welche diesem Gegenstande ge- 
widmet werden kann, keinerlei Erfolge 
von Werth erzielen lässt. Bezüglich 
der Geschichte und Geographie wurde 
nur eine Verschiebung der Lehrstunden 
vorgenommen. In Mathematik und Geo- 
metrie wurde eine neueVertheilung des 
Lehrstoft'es vorgenommen, sphärische 
Trigonometrie wurde ganz aufgelassen. 
In der Naturlehre wurde keine beson- 
dere Veränderung vorgenommen und 
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dafür gesorgt, dass in den obersten 
Classen die markantesten Erscheinun- 
gen aus Geognosie, Paläontologie imd 



aus der geographischen Verbreitung 
der Thiere und Pflanzen zur Kenntniss 
der Schüler gebracht werden. 



H. 



Handel 9 die gewerbsmässige, auf 
Vermittlung von Waaren vom Produ- 
centen zum Consumenten gerichtete 
Thätigkeit. Freihandel, der Zustand 
der Befreiung des Handels und Ver- 
kehrs von staatlicher Beschränkimg, 
insbesondere von Ein- und Ausfuhr- 
zöllen (s. Zoll). Zur Beförderung der 
Interessen des Handels, sowie des Ge- 
werbestandes bestehen Handels- und 
Gewerbekammern, welchen unter 
Anderem das höchst wichtige Recht 
zusteht, aus eigener Initiative Vor- 
schläge über die Bedürfnisse des Han- 
dels zur Kenntniss der Regierung zu 
bringen (s. Handels- und Gewerbe- 
kammem). Weiters bestehen zurFörde- 
rung des Handels Handelsverträge 
mit den meisten Staaten, und zwar in 
der Regel nach dem Principe der Meist- 
begünstigung. Dem Interesse des Han- 
dels dienen ferner die Consulate (s. d ). 
Ein wichtiger Schritt zur Hebung des 
Handels ist durch die begonnene Er- 
werbung der Eisenbahnen durch den 
Staat geschehen, weil letzterer hiedurch 
Herr des Tarifes wird. Insbesondere 
würde der Handel durch Erwerbung 
und entsprechende Verwerthung von 
Colonien einen mächtigen Aufschwung 
nehmen. Zum Zwecke der Erleichterung 
des Handels innerhalb der Monarchie 
besteht zwischen beiden Reichshälften 
ein Zoll- und Handelsbündniss (s.Zoll- 
und Handelsbündniss). Das Er- 
gebniss des auswärtigen Handels der 
Monarchie s. unter Handelsbilanz. 



Haiidelsakadenileu, Han- 
dels-Hochschulen, Lehranstalten zur 
Ertheilung der höchsten kaufmänni- 
schen Bildung. In Cisleithanien bestehen 
folgende Handelshochschulen : die Aka- 
demie für Handel und Industrie in 
Graz, die Deutsche Handelsakademie 
in Prag, die Cecho-slavische Handels- 
Akademie in Prag, die k. k. Akademie 
für Handel und Nautik in Triest, die 
Handels-Hochschule Revoltella in Triest 
und die Handelsakademie in Wien. 

Haiidelsbllaiiz ist das sich 
aus der Vergleichung der Einfuhrwerthe 
mit den Ausfuhrwerthen ergebende Re- 
sultat. Die Handelsbilanz ist activ, 
wenn der Werth der an das Ausland 
verkauften Waaren grösser ist, als der 
Werth der aus dem Auslande bezoge- 
nen Handelsgüter. Im entgegengesetzten 
Falle ist die Handelsbilanz passiv. 
Für Oesterreich-Üngarn ist dermalen 
absolut eine active Handelsbilanz noth- 
wendig, weil dasselbe jährlich über 
80 Millionen Gulden als Zinsen von 
Staatsschulden an das Ausland abzu- 
geben hat und ausserdem circa 90 Mil- 
lionen Gulden von dem Erträgnisse 
österreichischer Transport- und Indu- 
strieunternehmungen als Dividenden und 
Zinsen von in Händen der Ausländer 
befindlichen' diesfälligen Effecten in's 
Ausland fliessen. Diese Beträge müssen 
zum grossen Theile im Wege des Han- 
dels wieder hereingebracht werden, 
weil die Einnahme aus der Besorgung 
desTransportes für ausländische Waaren 
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und aus den Dividenden ausländischer 
Effecten, welche sich im Besitze von 
Inländern befinden, sowie die anderen 
Bezugsquellen aus dem Auslande auch 
nicht annäherungsweise hinreichen, um 
niue active Handelsbilanz entbehren zu 
können. 

Passive Handelsbilanzen sind dem 
Volkswohlstände nur dann nicht ab- 
träglich, wenn das Ausland auf anderen 
Wegen tributär gemacht wurde. So hat 
(irossbritannien von 1875 bis 1880 
jährlich im Durchschnitte imi 120 Mil- 
lionen Pfund Sterling (ä circa 10 fl. ö.W.) 
mehr eingeführt, als ausgeflllirt; seine 
Handelsmarine, respective die SchiiFs- 
rheder und Spediteiy-e haben aber in 
jedem dieser Jahre 70 bis 75 Millionen 
Plimd Sterling für auswärtige Trans- 
j)orte eingenommen, die nirgends in den 
Listen der Handelsstatistik erscheinen 
können; daher erübriget als reiner 
Passivsaldo derWaarenbilanz nur mehr 
der Betrag von 44 bis 52 Millionen 
Pfund Sterling. Nach mannigfachen 
Kiiterien lässt sich schätzen, dass 
Grossbritannien gegenwärtig einen Be- 
trag von mindestens 1500 Millionen 
Pfund Sterling an das Ausland ver- 
liehen hat; es hat daher an Zinsen 
von den übrigen Volkswirthschaften 
jährlich 75 bis 90 Millionen Pfund 
Sterling zu fordern. Indem es sich da- 
von die oben erwähnten durchschnitt- 
lichen 48 Millionen Pfund Sterling in 
Waaren bezahlen lässt, erübrigen zu 
Gimsten seiner internationalen Zah- 
lungsbilanz noch immer mindestens 
40 Millionen Pfund Sterling, welche 
es weiter investiren und capitalisiren 
kann. Aus dem Gesagten ergibt sich 
auch, dass die Import- und Export- 
zalilen, für sich allein genommen, nur 
einen kleinen Theil der Wohlstands- 
frage umfassen. Die österreichisch- 
ungarische Handelsbilanz ist seit dem 
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Jahre 1875 activ; der Exportüber- 
schuss des Jahres 1881 betrug 59 Mil- 
lionen Gulden. 

Haiidelsbüiidiilssy mit Un- 
garn, s. Zoll- und Handelsbünd- 
niss. 

Haudelsilag^g^e^ hat die öster- 
reichischen Farben roth und weiss und 
die ungarische Tricolore ro th- weiss - 
grün, indem der dritte Streifen roth 
und grün getheilt ist. 

Haiidelss^erielite^ Gerichte, 
welche zur Entscheidung von Handels- 
und Wechselstreitigkeiten berufen sind 
(s. Gerichtsorganisation). 

Haiidelss^erlelits-Beislt;- 
xeTf Mitglieder des Handelsstandes, 
welche an der Berathungund Beschluss- 
fassung der Handelsgerichte, bezie- 
hungsweise Handelssenate der Gerichts- 
höfe erster Instanz in Handels ange- 
legenheiten theilnehmen. Die Handels- 
gerichtsbeisitzer werden über Vorschlag 
der Handels- und Gewerbekammer vom 
Justizminister ernannt. Die Amtsdauer 
währt drei Jahre. Die Handelsgerichts- 
beisitzer erhalten für ihre Thätigkeit 
keine Entlohnung. Die Beiziehung von 
Handelsgerichtsbeisitzern zur Recht- 
sprechung in Handelssachen hat darin 
ihren Grund, dass in Handelssachen 
auch der Handelsgebrauch (Handels- 
usance) Rechtsquelle ist, der Handels - 
gebrauch aber den Mitgliedern des 
Handelsstandes oft bekannter ist, als 
den gelehrten Richtern. 

Handels- und Qe^werbe- 
kaniniern haben den Zweck, die 
Interessen des Handels und der Ge- 
werbe (mit Einschluss des Bergbaues) 
zu vertreten. Der Wirkungskreis 
der Handels- und Gewerbekammern 
besteht im Allgemeinen darin: a) Wtin- 
sche und Vorschläge über alle Handels- 
und Gewerbeangelegenheiten in Bera- 
thung zu nehmen; b) ihre Wahrneh- 
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munj^en und Vorschläge über die Be- 
dürfnisse des Handels und der Gewerbe, 
sowie über den Zustand der Verkehrs- 
mittel sowohl über erhaltene Aufforde- 
rung seitens der Ministerien oder Lan- 
desbehörden, als auch aus eigener 
Initiative zur Kenntniss der Behör- 
den zu bringen; c) über Gesetzentwürfe, 
welche die commerciellen oder gewerb- 
lichen Interessen berühren, bevor die- 
selben von der Regierung den gesetz- 
gebenden VertretungskÖi-pern zur ver- 
fassungsmässigen Behandlung vorgelegt 
werden, dann d) bei Errichtung von 
Öffentlichen Anstalten, welche die För- 
derung des Handels oder der Gewerbe 
zum Zwecke haben, sowie bei wesent- 
lichen Abänderungen der Organisation 
derselben ihr Gutachten abzugeben; 
e) über Aufforderung der Regierung 
luid über die von derselben bestimmt 
bezeichneten Gegenstände mit einer oder 
mehreren Kammern in gemeinsame Be- 
rathung zu treten. 

Ausserdem haben die Handels- und 
Gewerbekammern folgende besondere 
Obliegenheiten und Berechtigungen : 
ä) sie führen die Register über alle 
Personen, denen das Wahlrecht zur 
Handels- und Gewerbekammer zusteht ; 
sie registriren die Marken und Muster 
der Industrie-Erzeugnisse, und führen 
die vorgeschriebenen Marken- und 
Musterarchive ; sie führen fortlaufende 
Kachweisungen über die protokoUirten 
Firmen und alle anderen Gewerbs-, 
Handels- und Verkehrsunternehmungen, 
über Geld- und Creditinstitute in ihren 
Kanimerbezirken und über die zur 
Handels- und Gewerbestatistik erfor- 
derlichen Daten; h) sie nehmen den 
durch besondere Gesetze und Vor- 
schriften normirten Einfluss auf die 
Prüfung und Ernennung der Waaren- 
und Wechselmäkler (Sensale), auf die 
Ernennung der Börsenräthe und der 



Handelsgerichtsbeisitzer; c) sie ertheilen 
Zeugnisse über den Bestand von Han- 
delsusancen, über MarkenprotokoUirun- 
gen, vorgelegte Waarenmuster, dann 
über die Leistungsfähigkeit der Offe- 
renten flir Lieferungen zu Staatszwecken 
und sind über behördliche Aufforde- 
rung hiezu verpflichtet; d) sie entschei- 
den in Folge eines von den Betheiligten 
geschlossenen üebereinkommens und 
mit Beachtung der diesbezüglichen spe- 
ciellen Vorschriften als Schiedsgericht 
in Streitigkeiten über Handels- und 
Gewerbeangelegenheiten ; e) sie haben 
jedes Jahr, bis längstens Ende April, 
einen summarischen Bericht an den 
Handelsminister eiuzusenden.in welchem 
die Wahrnehmungen über die Geschäfts- 
verhältnisse im Allgemeinen und über den 
Zustand der Gewerbe, des Handels und 
Verkehres ihres Bezirkes im abgelau- 
fenen Jahre dargestellt sind. Diesem 
Berichte können auch Wünsche und 
Anträge beigefügt werden. Auch haben 
sie von fünf zu fünf Jahren einen sta- 
tistischen Bericht über die gesammten 
volkswirthschaftlichen Zustände ihres 
Bezirkes an den Handelsminister zu 
erstatten. 

Wahlberechtigt in diesen Ver- 
tretungskörper sind: 1. jene Mitglieder 
des Handels- und Gewerbestandes, 
welche im Vollgenusse der bürgerlichen 
Rechte sind und im Bezirke der Kam- 
mern, für welche die Wahl stattfindet, 
eine Handlung, ein Gewerbe oder einen 
Bergbau selbstständig oder als öffent- 
liche Gesellschafter betreiben, dann 
jene Personen, welche als Vorstände 
oder Directoren commercielle oder in- 
dustrielle Actienunternehmungen leiten, 
wenn 2. von den aufgeführten Unter- 
nehmungen der für die Wahlberechti- 
gung vorgeschriebene Erwerbsteuer- 
betrag entrichtet wird. Dieser Steuer- 
betrag wird für den Grosshandel und 
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die Grossindustrie mit mindestens jähr- 
lich 100 Gulden festgesetzt, für alle 
übrigen Kategorien steht die Fest- 
stellung desselben dem Handelsminister 
im Einvernehmen der betreffenden 
Kammer mit der Beschränkung zu, 
dass jedenfalls die Entrichtung des 
(lern Steuercensus für die Wahlberech- 
tigung zum Landtage gleichkommenden 
Steuerbetrages von den unter 1. auf- 
geführten Unternehmungen genügt, um 
für die daselbst bezeichneten Personen 
die Wahlberechtigung für die Handels- 
und Gewerbekammem zu begründen. 
Für Triest bleiben bis zur Keform der 
^Steuergesetzgebung die bisher gelten- 
den Bestimmungen über die Wahl- 
berechtigung in Kraft. Wenn Frauen 
oder solche Personen, die unter Yor- 
inundschaft oder Curatel stehen, im 
Alleinbesitze eines Geschäftes sich be- 
tinden, so übt das Wahlrecht in ihrem 
Namen der Geschäftsleiter. Wer in 
mehreren Kategorien des Einen Kam- 
merbezirkes wahlberechtigt ist, kann 
nur in Einer derselben sein Stimmrecht 
ausüben. 

Wählbar sind jene Mitglieder des 
Handels- und Gewerbestandes, welche 
1. österreichische Staatsbürger sind, 
4las 30. Lebensjahr zurückgelegt haben 
und seit mindestens 3 Jahren die Er- 
fordernisse für das active Wahlrecht 
besitzen, dann 2. ihren regelmässigen 
Wohnsitz im Bezirke der Kammer 
haben. Als wirkliche Mitglieder der 
Handels- und Gewerbekammer in Triest 
können auch NichtÖsterreicher, wenn 
^ie die übrigen Erfordernisse für das 
passive Wahlrecht besitzen, gewählt 
werden; doch darf die Anzahl der Letz- 
teren ein Dritttheil sämmtlicher wirk- 
licher Mitglieder der Kammer nicht 
übersteigen. Ausgeschlossen von der 
Ausübung des activen und passiven 
Wahlrechtes sind : diejenigen Personen, 



welche nach den bestehenden Gesetzen 
von der Ausübung des activen und 
passiven Wahlrechtes in der Gemeinde 
ausgeschlossen sind. Kauf leute, welche 
in Concurs verfallen sind, können nicht 
zu Mitgliedern einer Handelskammer 
gewählt werden, insolange sie nicht die 
Wiederbefähignng erlangt haben, zu 
welchem Ende sie den Nachweis liefern 
müssen, dass auch der Ausfall getilgt, 
auf dessen nachträglichen Ersatz die 
Concursgläubiger kraft des Ausgleiches 
das Recht verlieren. Die Mitglieder der 
Handels- und Gewerbekammer haben 
ihre Stellen unentgeltlich zu versehen. 
Handels- und Gewerbekammern be- 
stehen in Wien für Niederösterreich, 
Liaz für Oberösterreich, Salzburg für 
Salzburg, Graz und Leoben für Steier- 
mark, Klagenfurt für Kärnten, Laibach 
für Krain, Görz für Görz und Gradiska. 
Rovigno ftir Istrien, Triest für die Stadt 
und deren Gebiet, Innsbruck, Bozen 
und Roveredo für Tirol, Feldkirch für 
Vorarlberg, Prag, Reichenberg, Eger, 
Pilsen und Budweis für Böhmen, Brunn 
und Olmütz für Mähren, Troppau für 
Schlesien, Krakau, Lemberg und Brody 
für Galizien, Czeniowitz für die Buko- 
wina, Zara, Spalato und Ragusa für 
Dalmatien. Die näheren Bestimmungen 
über die Handels- und Gewerbekammern 
enthält das Gesetz vom 29. Juni 1868, 
Nr. 85 R. G. B. 

Haudelslioehsehuleii; s. 
Handelsakademien. 

HaiidelsiuSkler, Sensale, 
amtlich bestellte Vennittler für Han- 
delsgeschäfte. Zur Erlangung einer 
Handelsmäklerstelle wird erfordert, dass 
der Bewerber österreichischer Staats- 
bürger, 24. Jahre alt und von unbe- 
scholtenem Lebenswandel sei, die freie 
Verwaltung seines Vermögens besitze 
und die Mäklei-prüfung mit gutem Er- 
folge bestanden habe. Der Handels- 
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mäkler bezieht von den durch seine 
VermitthinprabgeschlossenenGeschäften 
eine tarifmässige Gebühr. Die ordnuugs- 
mässig geführten Tagebücher, sowie 
die Sclilussnoten der Handelsmäkler 
liefern in der Regel einen vollen Be- 
weis fUr den Abschluss des Geschäftes 
und dessen Inhalt. 

Ha 11 del 8 minist er I um, 
oberste Behörde für die Verwaltung 
der Handels-, Gewerbe-, Schifffahrts- 
und Communicationsanstalten (Eisen- 
bahnen, Posten und Telegrafen). Die- 
sem Ministerium sind untergeordnet: 
die Generalinspection der Österreich. 
Eisenbahnen, die Direction für Staats- 
Eisenbahnbauten, die Direction für 
Staatseisenbahnbetrieb und der dieser 
beigegebene Staatseisenbahnrath, das 
Postsparcassenamt, alle in Wien, die 
Betriebs - Direction der Dalmatiner 
Staatseisenbahn in Spalato, die See- 
behörden in Triest, die 10 Post- und 
5 Telegrafendirectionen mit 4036 Post- 
ämtern und 1179 Staatstelegrafensta- 
tionen, 10 Aichinspectorate mit 358 
Aichämtern, sowie die Handels- und 
Gewerbekammern. 

Handelssehuleu^ s. Schul- 
wesen. 

Handel s-Streltl^fkelteii , 
Verfahren in, s. Civilprocess. 

Handelsstatlstlk, die Dar- 
stellung der Handelsverhältnisse eines 
Landes durch Zahlen. Die Handels- 
statistik hat die Aufgabe: 1. den Be- 
hörden und der Wissenschaft solche 
Nachweise zu liefern, die zur Erkennt- 
niss eines Theiles der manigfachen 
Ursachen der wirthschaftlichen Ent- 
wicklung beitragen und für Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Handelspolitik 
nützlich werden; 2. durch geeignete 
Veröffentlichungen den Handeltreiben- 
den und Industriellen Gelegenheit zu 
geben, auf Grund specifischer Angaben 



über Einfuhr und Ausfuhr nach Quan- 
tität, Werth und Herkunft oder Be- 
stimmung der Waaren wünschenswerthe 
Informationen für den Betrieb ihrer 
Geschäfte zu erlangen. Die Handels- 
statistik ist daher ein wichtiger Factor 
der Volkswirthschaftspflege ; um für 
Private verwerthbarer zu sein, müssten 
deren Publicationen rascher erfolgen. 

Handpfandy s. Pfandrecht, 

Haupteldy s. Eid. 

Hauptg^esehiironiery siehe 
Geschworner. 

Hauptmann^ Bezüge des, s. 
Gage. 

Hauptverhandluny^y der- 
jenige Theil des Strafverfahrens, in 
welchem sich vor dem erkennenden 
Gerichte Anklage, Vertheidigung, Be- 
weisführung und Urtheil in einem Acte 
abspielen. Die Hauptverhandlung bildet 
den Mittelpunkt des gesammten Straf- 
processes und hat den Zweck, dem 
erkennenden Gerichte, beziehungsweise 
auch den Geschwomen ein unmittel- 
bares und vollständiges Bild der im 
speciellen Falle vorliegenden strafbaren 
Handlung, sowie aller Beweise für und 
wider den Angeklagten zu geben, um 
unter der Einwirkung dieses unmittel- 
baren Eindruckes des Straffalles ein 
möglichst richtiges Urtheil zu erlangen. 
Eine Hauptverhandlung darf im spe- 
ciellen Falle erst dann angeordnet wer- 
den, wenn der Beschuldigte rechts- 
kräftig in Anklagestand versetzt wurde. 
Der Tag der Hauptverhandlung wird 
vom Vorsitzenden des Richtercollegiums, 
vor welchem dieselbe stattfinden soll, 
bestimmt. Die Hauptverhandlung ist 
öffentlich bei sonstiger Nichtigkeit und 
darf die Oeffentlichkeit nur aus Grün- 
den der Sittlichkeit oder der öffent- 
lichen Ordnung ausgeschlossen werden, 
worüber vom Gerichte ein eigenes 
lErkenntniss geschöpft und verkündet 
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wird. Die Hauptverhandlung beginnt 
mit dem Aufrufe der Sache durch den 
Schriftf^ihrer. Der Angeklagte erscheint 
ungefesselt und, wenn er in Unter- 
suchungshaft ist, in Begleitung einer 
Wache. Die zur Beweisführung dien- 
lichen Gegenstände, welche dem An- 
geklagten oder den Zeugen zur Aner- 
kennungvorzulegen sind (corpora delicti), 
müssen vor Beginn der Hauptverhan d- 
limg in den Gerichtssaal gebracht 
werden. Zunächst richtet der Vor- 
sitzende des Richtercollegiums an den 
-angeklagten die allgemeinen Fragen 
igeneraliä) nach Tor- und Zuname, 
Alter, Geburtsort, Zuständigkeitsge- 
meinde, Religion, Stande Gewerbe oder 
Beschäftigung und Wohnort, und er- 
mahnt ihn zur Aufmerksamkeit auf 
die vorzutragende Anklage und auf 
den Gang der Verhandlung. Hierauf 
werden die vorgeladenen Zeugen und 
Sachverständigen aufgerufen, an die 
Heiligkeit des von ihnen abzulegenden 
Eides erinnert und in das für sie be- 
stimmte Zimmer zurückgewiesen. Nach- 
dem dieselben abgetreten, lässt der 
Vorsitzende bei sonstiger Nichtigkeit 
die Anglageschrift, und, falls ein Er- 
kenntniss vorliegt, vermöge dessen ein 
Anklagepunkt zu entfallen hat, auch 
dieses vorlesen. Sodann wird der An- 
geklagte vom Vorsitzenden über den 
Inhalt der Anklage veniommen und 
insbesondere befragt, ob er sich schul- 
dig bekenne. Bekennt er sich für nicht 
schuldig, so hat er das Recht, der 
Anklage eine zusammenhängende Er- 
klänmg des Sachverhaltes entgegen- 
zustellen und nach Anführung jedes 
einzelnen Beweismittels seine Bemer- 
kungen darüber zu machen; er kann 
>ich auch mit seinem Vertheidiger, 
jedoch nicht unmittelbar auf eine an 
ihn gerichtete Frage und über dieselbe, 
l^erathen. An die Vernehmung des An- 



geklagten schliesst sich das Beweis- 
verfahren; es werden die Beweise in 
der vom Vorsitzenden bestimmten 
Reihenfolge vorgeführt, in der Regel 
die vom Ankläger zuerst; im Laufe 
der Hauptverhandlung können Anklä- 
ger und Angeklagter Beweismittel 
fallen lassen, jedoch nur mit Zustim- 
mung des Gegners; Zeugen und Sach- 
verständige werden einzeln vorgerufen, 
beeidet und in Anwesenheit des An- 
geklagten abgehört. Nach Abhörung 
eines jeden Zeugen, Sachverständigen 
oder Mitangeklagten ist der Angeklagte 
zu befragen, ob er auf die eben ver- 
nommene Aussage etwas zu entgegnen 
habe. Nach Vorführung sämmtlicher 
Beweismittel erklärt der Vorsitzende 
das Beweisverfahren für geschlossen 
und es folgen die Vorträge der Par- 
teien. Zuerst erhält der Ankläger das 
Wort, um die Ergebnisse der Beweis- 
führung zusammenzufassen und seine 
Anträge sowohl rücksichtlich der 
Schuld des Angeklagten, als in Betreff 
der gegen ihn anzuwendenden Straf- 
bestimmungen zu stellen und zu be- 
gründen; sodann erhält der Privat- 
betheiligte das Wort und nach ihm 
der Angeklagte und sein Vertheidiger. 
Erfolgt von Seite des Staatsanwaltes, 
Privatklägers oder Privatbetheiligten 
auf das Vorbringen des Angeklagten 
oder dessen Vertheidigers eine Erwi- 
derung, so gebührt dem Angeklagten 
und seinem Vertheidiger jedenfalls die 
Schlussrede. Hierauf erklärt der Vor- 
sitzende die Verhandlung für geschlos- 
sen und es zieht sich der Gerichtshof 
zur ürtheilsfällung in das hiefür be- 
stimmte Berathungszimmer zurück. 
Bei der Hauptverhandlung vor den 
Geschwornengerichten geht der ür- 
theilsfällung durch den Gerichtshof 
die Berathung und Beschlussfassung 
der Geschwornen über die ihnen zur 
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Entscheidung vorgelegten Thatfragen 
voraus (s. Geschwornengericht). In 
beiden Fällen folgt die Schöpfung des 
Urtheiles durch den Gerichtshof, dessen 
Vorsitzender dasselbe in wieder eröff- 
neter öffentlicher Verhandlung unter 
ausdri\cklicher Anführung der ange- 
wendeten Gesetzesbestimmungen ver- 
kündet. 

Hausarrest, s. Strafe. 

Hauselasseiisteuer, s. Ge- 
bäudesteuer. 

Hausj^eiiralty des Kaisers, s. 
Staatsoberhaupt. 

Hausordeii, s. Orden. 

Hausziiissteuer 9 s. Ge- 
bäudesteuer. 

Heeresniusteruiinf, s. Ar- 
mee -In spicirun gen. 

Heern^esen, S.Kriegswesen. 

Heliiiatreelit;. Das Heimat- 
recht in einer Gemeinde gewährt das 
Kecht des ungestörten Aufenthaltes in 
derselben und den Anspruch auf Ar- 
menversorgung. Das Heimatrecht wird 
begründet: durch die Geburt, durch 
Verehelichung einer Frauensperson, 
durch ausdrückliche Aufnahme in den 
Heimatsverband und durch Erlangung 
eines öffentlichen Amtes (Gesetz vom 
3. December 1863, Nr. 105 R. G. B.). 
Die Armenversorgung steht auf dem 
Lande auf einer sehr niedrigen Stufe 
der Entwicklung. Bisher ist auf diesem 
Gebiete deshalb fast gar nichts ge- 
schehen, weil eine Reform bedeutende 
finanzielle Opfer erfordern würde. 

Helmfallsreeht ist das Recht 
auf Einziehung erbloser Verlassen- 
schaften. Dieses Recht stand in ältester 
Zeit den Markgenossen (vicini) und da- 
neben auch dem Regenten zu. Gegen- 
wärtig gebührt das Heimfallsrecht nur 
dem Staate. Dieses Recht des Staates 
wurde betreffs der in Wien und Prag 
vorkommenden erblosen Verlassenschaf- 



ten in jüngster Zeit zu Gunsten dieser 
Städte in Zweifel gezogen. Vgl. Dr. J. A. 
Tomaschek,„DasHeimfallsrecht"(1882). 
Helmstftttef bäuerliche, bäuer- 
liches Erbgut, bäuerliches Fa- 
miliengut, untheilbare Bauern- 
wirt h s c h a ft. Während gegenwär- 
tig der Grund und Boden bezüglich 
der Theilbarkeit, Belastung und Exe- 
quirbarkeit keiner Beschränkung unter- 
liegt, ist zur Bewirkung eines wohl- 
habenden Bauernstandes eine Reform 
im Zuge, dahin gehend, dass untheil- 
bare bäuerliche Erbgüter (Heimstätten) 
geschaffen werden sollen. Die Einzel- 
heiten dieser Reformbestrebung s. unter 
Ackerbau (S. 5). 

Herreiiliaus, Erste Kam- 
mer des österr. Parlamentes, 
Oberhaus. Zunächst sind Mitglieder 
des Herrenhauses durch Geburt die 
grossjährigen Prinzen des kaiserlichen 
Hauses. Erbliche Mitglieder des Her- 
renhauses sind die grossjährigenHäupter 
jener inländischen Adelsgeschlechter, 
welche in den durch den Reichsrath 
vertretenen Königreichen und Ländern 
durch ausgedehnten Grundbesitz her- 
vorragen und welchen der Kaiser die 
erbliche Reichsrathswürde verleiht. Mit- 
glieder des Herrenhauses vermöge ihrer 
hohen Kirchenwürde sind alle Erz- 
bischöfe und jene Bischöfe, welchen 
fürstlicher Rang zukommt. Dem Kaiser 
ist es femer vorbehalten, aus den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern ausgezeichnete Männer, 
welche sich um den Staat oder Kirche, 
Wissenschaft oder Kunst verdient ge- 
machthaben, als Mitglieder auf Lebens- 
dauer in das Herrenhaus zu berufen. 
Zu einem giltigen Beschlüsse des Her- 
renhauses ist die Anwesenheit von vier- 
zig Mitgliedern und die absolute Stim- 
menmehrheit der Anwesenden erforder- 
lich. Aenderungen in den Staatsgnind- 
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jresetzen über die Reichsvertretung, 
über die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger, über die Einsetzung eines 
Reichsgerichtes, über die richterliche, 
sowie über die Ausübung der Regie- 
rungs- und der Vollzugs gewalt können 
nur mit einer Mehrheit von wenigstens 
zwei Dritteln der Stimmen der An- 
wesenden giltig beschlossen werden. 
Den Präsidenten und Vicepräsidenten 
des Herrenhauses ernennt der Kaiser 
ans dessen Mitgliedern für die Dauer 
fler Session. Zu Ende August 1883 
bestand das Herrenhaus aus 212 Mit- 
gliedern, nämlich 14 Prinzen des kai- 
serlichen Hauses, 60 erblichen Mit- 
gliedern, 122 Mitgliedern auf Lebens- 
dauer und 16 Mitgliedern vermöge hoher 
Kirchen würde. Betreffs des Wirkungs- 
kreises des Herrenhauses s. Reichs- 
rath. 

HeraEenfO^irzeii; s. Slaven 

Herzeg^o^Tliia^ s. Bosnien 
und Herzegowina. 

Hoelisehulen 9 s. Schul- 
w e s e n. 

Hoelistbesteuerte? in Dal- 
raatien. Die Höchstbesteuerten Dalma- 
tiens sind in staatsrechtlicher Hinsicht 
iüsofeme bevorzugt, als ihnen das 
directe Wahlrecht in den Reichsrath 
und in den dalmatinischen Landtag in 
einer besonderen Wählerclasse zusteht. 
Vgl. die Artikel „Reichsrathswahlord- 
nung" und „Dalmatien". 

Hoebverratliy im Allgemeinen 
ein verbrecherischer Angriff gegen das 
Oberhaupt, die Verfassung oder das 
Gebiet eines Staates. Nach § 58 St. G. 
begeht dieses Verbrechen, wer etwas 
unternimmt, was auf die Verletzung 
oder Gefährdung des Körpers, der Ge- 
^nndheit oder der Freiheit des Kaisers, 
oder auf die Verhinderung der Aus- 
übung seiner Regienmgsrechte, oder 
auf eine gewaltsame Veränderung der 



Regierungsform, beziehungsweise Ver- 
fassung, oder endlich auf die Los- 
reissung eines Theiles von dem ein- 
heitlichen Staatsverbande oder Länder- 
umfange des Kaiserthums Oesterreich, 
oder auf Herbeiführung oder Ver- 
grösserung einei\ Gefahr für den Staat 
von Aussen, oder einer Empörung oder 
eines Bürgerkrieges im Innern angelegt 
wäre, wenn auch die That ohne Erfolg 
geblieben ist. Ein charakteristisches 
Merkmal dieses Verbrechens ist es, dass 
schon mit dem Unternehmen das Ver- 
brechen vollendet ist, d. h., sobald die 
Absicht auf Herbeiführung eines der 
im § 58 St. G. bezeichneten Erfolge 
durch eine Handlung bethätigt ist, wenn 
auch der Erfolg selbst nicht einge- 
treten ist, liegt das Verbrechen des 
Hochverraths vor, und daher ist hier 
auch ein Versuch ausgeschlossen. Der 
Mitschuld am Hochverrathe kann man 
sich insbesondere schuldig machen: 
1. durch vorsätzliche Unterlassung der 
Verhinderung, und 2. durch vorsätzliche 
Unterlassung der Anzeige, wenn Ver- 
hinderung oder Anzeige ohne Gefahr 
für den Verhinderer, resp. Anzeiger, 
se'ne Angehörigen oder für die unter 
seinem gesetzlichen Schutze stehenden 
Personen geschehen konnte (§§ 60 u. 61 
St. G.). Die Strafe des Hochverraths 
ist entweder nach Massgabe der Um- 
stände der Tod, oder 10— 20jähriger, 
beziehungsweise lebenslänglicher schwe- 
rer Kerker. Straflosigkeit und Geheim- 
haltung der Anzeige wird demjenigen 
zugesichert, der sich an einer lioch- 
verrätherischen Unternehmung bethei- 
ligt hat, in der Folge aber, von Reue 
bewogen, die Mitglieder derselben, ihre 
Satzungen, Absichten und Unterneh- 
mungen der Obrigkeit zu einer Zeit, 
da sie noch geheim waren und der 
Schaden verhindert werden konnte, 
entdeckt (§ 62 St. G.). 
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Hoehzeltszfiy^e 9 s. V e r- 

sammlungsreclit. 

Hofeliary^eii « s. v. w. Hof- 
ämter. Die vier obersten Hofchargen 
sind : der Obersthofmeister, der Oberst- 
hofkämmerer, der Obersthofmarschall 
und der Oberststallmeister. 

Hoflan^er^ der Ort, wo der 
Kaiser mit seinem Hofstaate seinen 
vorübergehenden Aufenthalt nimmt, wo- 
mit früher allerlei ceremoniöse Feier- 
lichkeiten, Feste u. dgl. verbunden 
waren. 

Hof- und Uliiilsterlal- 
Coiicipist^ Beamter im Ministerium 
des Aeussern. Die Hof- und Ministe- 
rial-Concipisten erster Classe stehen 
in der achten, und die zweiter Classe 
in der zehnten Rangclasse. Betreffs 
der Bezüge der Hof- und Ministerial- 
Concipisten s. Gehalte. 

Hof- und HEinlsterlal- 
Ratli9 Beamter der fünften Rang- 



classe im Ministerium des Aeussern. 
Betreffs der Beztige des Hof- und Mi- 
nisterial-Rathes s. Gehalte. 

Hof- und minlsterial- 
Seeretftr^ Beamter der siebenten 
Rangclasse im Ministerium des 
Aeussern. Die Bezüge des Hof- und 
Ministerial-Secretärs s. unter Gehalte. 

Hofopernsehule , Anstalt 
für Ausbildung von Opemkräften in 
Wien. 

Hofk*atli9 Mitglied des obersten 
Gerichtshofes, in der fünften Rangclasse 
stehend. Betreffs der Bezüge der Hof- 
räthe s. Gehalte. Auch wird der Titel 
„Hofrath" als Auszeichnung verliehen. 

Hofstab, das den Hofschargen 
untergeordnete Personal. 

Hof Staatsdotation; s. v. w. 
Civilliste (s. d.) 

Honvedy ungarische Landwehr, 
s. Landwehr. 

Hypotlieky s. Pfandrecht. 



I. 



Il^lau, 22.378 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
Ges.- vom 26. October 1864, Nr. 52, 
und vom 24. November 1874, Nr. 64 
L. G. B. Das Stadtverordnetencolle- 
gium (Gemeindevertretung) besteht aus 
45 Mitgliedern. Betreffs des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit zur Ge- 
meindevertretung s. Gemeindewahl ; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung s. Städte. 

Imuiunitilty die gewissen Per- 
sonen aus öffentlichen Gründen ge- 
währte Unverletzlichkeit und Un Ver- 
antwortlichkeit. Diese Immunität steh t 
zunächst den Mitgliedern des 
Reichsrathes und der Landtage 



zu. Dieselben können zufolge dieses 
Immunitätsrechtes wegen der in Aus- 
übung ihres Berufes geschehenen Ab- 
stimmungen niemals, wegen der in die- 
sem Berufe gemachten Aeusserungen 
aber nur von dem Hause, dem sie an- 
gehören, zur Verantwortung gezogen 
werden. Auch darf kein Mitglied des 
Reichsrathes oder der Landtage wäh- 
rend der Dauer der Session wegen 
seiner strafbaren Handlungen — den 
Fall der Ergreifung auf frischer That 
ausgenommen — ohne Zustimmung des 
Hauses verhaftet oder gerichtlich ver- 
folgt werden. Selbst in dem Falle der 
Ergreifung auf frischer That bat das 
Gericht dem Präsidenten des Hauses 
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sogleich die geschehene Verhaftung be- 
kannt zu geben. Wenn es das Haus 
verlangt, muss der Verhaft aufgehoben, 
oder die Verfolgung für die Sitzungs- 
periode aufgeschoben werden. Dasselbe 
Recht hat das Haus in Betreff einer 
Verhaftung oder Untersuchung, welche 
über ein Mitglied desselben ausserhalb 
der Sitzungsperiode verhängt worden 
ist (§ 16 St. G. G. vom 21. December 
1867, Nr. 141 R. G. B. und §§ 1 und 2 
des Gesetzes vom 3. October 1861, 
Nr. 98 R. G. B.). Die gleiche Immu- 
nität gemessen die Mitglieder der 
Delegationen. Wenn der Reichsrath 
nicht gleichzeitig mit der Delegation- 
versammelt ist, so stehen die dem be- 
treifenden Hause diesbezüglich einge- 
räumten Befugnisse rücksichtlich der 
Delegirten der Delegation zu (§ 23 des 
Gesetzes vom 21. December 1867, 
Xr. 146 R. G. B.). Da der Zweck der 
Immunität darin besteht, dass der 
Volksvertreter ohne Zustimmung des 
betreffenden Gesetzgebungskörpers sei- 
nem legislativen Berufe weder durch 
von staatlichen Organen, noch durch 
von Privaten ausgehende Anklagen ent- 
zogen werden soll, so hat die Immu- 
nität nicht niu* während der Dauer 
einer Session, sondern während der 
ganzen Dauer des Mandates, also für 
die ganze Dauer der Wahlperiode zu 
gelten. (Der Cassationshof entschied in 
einem speciellen Falle auf Grund der 
Verbalinterpretation, dass die Immu- 
nität nur für die Dauer einer Session 
gelte). Den Mitgliedern der Staats- 
schulden - Controlscommission 
steht eine Immunität insofenie zu, als 
dieselben wegen der in Ausübung die- 
ses ihres Berufes geschehenen Abstim- 
mungen und gemachten Aeusseiimgen 
nicht zur Verantwortung gezogen wer- 
den können (§13 des Gesetzes vom 
10. Jänner 1868, Nr. 53 R.G.B. und 



§ 8 des Gesetzes vom 10. Juni 1868, 
Nr. 54 R.G.B.). 

Inauy^ural - Diplom^ Ur- 
kunde, welche der Monarch zufolge des 
ungarischen Staatsrechtes bei seiner 
Krönung zum König von Ungarn zur 
VerbUrgung der Rechte und Freiheiten 
des Landes auszustellen hat. 

IiideiiiiiltfttserklKruiii^ • 
Straflosigkeitserklärung. Hat eineRegie- 
rung etwas verfügt, wozu ihr nach der 
Verfassung ein formelles Recht nicht 
zustand, was sie aber im Interesse der 
öffentlichen Wohlfahrt verfügen zu 
müssen glaubte, so kommen die Mini- 
ster bei der nächsten Reichsraths- 
sitzung um die Indemnitätserklärung 
ein, welche in der Regel ertheilt wird. 
Der Reichsrath kann jedoch auch die 
Indemnitätserklärung verweigern und 
die Ministeranklage erheben (s. Staats- 
gerichtshof). 

liidirecte l^Vahl, s. Wahl. 

Individuelle Frellielt^ die 
durch die Rechtsordnung gewährte 
Möglichkeit, dass sich der Einzeln- 
mensch frei nach seinem Willen ent- 
scheiden kann. Die Förderung der indi- 
viduellen Freiheit ist das Wesen des 
Liberalismus (s. d.). 

Industrie - System^ siehe 
Liberalismus. 

Infanterie^ s. Kriegswesen.- 

Initiativreeht^ Recht, in einer 
Volksvertretung Gesetze vorzuschlagen. 
Dieses Recht steht sowohl den Mit- 
gliedern des Reichsrathes und der Dele- 
gationen, als auch den Mitgliedern der 
Landtage, sowie der Regierung zu. 

Injurie^ siehe Ehrenbeleidi- 
gung. 

Inrotuliruni^y die in einer 
bei Gericht verhandelten Civilrechts- 
angelegenheit zum Zwecke derSchöpfung 
des Erkenntnisses erfolgende Zusam- 
menlegung und Verzeichnung aller auf 
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den Rechtshandel Bezug hahenden 
Acten. 

Iniisbruek, 28.790 Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch die Min. Verord. vom 11. Juni 
1850 (L.G.B. für Tirol, 1850, Nr. 98), 
revidirt durch Gesetz vom 14. April 
1874, Nr. 28 L.G.B. Der Gemeinderath 
(Gemeindevertretung) besteht aus 36 
Mitgliedern. Betreffs des Wahlrechtes 
und der Wählbarkeit zur Gemeinde- 
vertretung s. Gemeindewahl; betreffs 
des Wirkungskreises der Gemeinde- 
vertretung s. Städte. 

Iiisurreetloii; bedeutet in 
Ungarn das Aufgebot des Reichsadels 
zurVertheidigung des Landes. Im ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauche bedeutet 
Insurr ection eine öffentliche Auflehnung 
gegen die Regierung. Inwieferne die 
Insurrection strafbar sein kann, s. Auf- 
stand. 

Iiiterkalar iVüelite 9 siehe 
Religionsfond. 

IiitereoiifesslonelleVer- 
liältiilsse^ s.Religionsbekennt- 
niss. 

Interpellation 9 eine an die 
Regierung gerichtete Anfrage um Aus- 
kunftsertheilung oder Rechenschaft über 
eine Angelegenheit. Dieses Interpella- 
tionsrecht steht zunächst den Mitglie- 
dern der beiden Häuser des Reichs- 
rathes zu (§ 21 des Staatsgrundgesetzes 
vom 21. Decemberl867,Nr. 141 R.G.B.). 
Solche Interpellationen sind dem Prä- 
sidenten schriftlich, u. zw. im Herren- 
hause mit wenigstens zehn und im 
Hause der Abgeordneten mit wenigstens 
fünfzehn Unterschriften versehen, zu 
übergeben ; sie werden sofort dem 
Interpellirten mitgetheilt und in der 
Sitzung vorgelesen. Der Interpellirte 
kann sogleich Antwort geben, diese 
für eine spätere Sitzung zusichern 
oder mit Angabe der Gründe die Be- 



antwortung ablehnen (§12 des Ges. 
vom 12. Mai 1873, Nr. 94 R. G. B.). 
Die Interpellationen werden entweder 
an Minister oder Chefs der Central- 
stellen gerichtet. Das Interpellations- 
recht steht femer den Delegationen 
zu, jedoch nur gegenüber dem gemein- 
samen Ministerium und dessen ein- 
zelnen Mitgliedern (§ 28 des Ges. vom 
21. December 1867, Nr. 146 R.G.B.). 
Das Intei-pellationsrecht gehört zu den 
wesentlichsten Befugnissen der Volks- 
vertretung, weil hiedurch die Möglich- 
keit geschaffen ist, jeden Missbrauch 
der Staatsverwaltung (des Ministeriums 
und aller demselben unterstehenden 
Behörden) öffentlich zur Sprache zu 
bringen und sohin im geeigneten Wege 
Abhilfe zu bewirken. Daslnterpellations- 
recht ist dem böhmischen, steiermär- 
kischen , dalmatinischen u. istrianischen 
Landtage zufolge ausdrücklicher gesetz- 
licher Bestimmung eingeräumt ; allein 
es muss auch als den anderen Land- 
tagen zustehend angesehen werden, 
weil es zum Wesen des Constitutio- 
nalismus gehört. 

Inventur^ die schriftliche Auf- 
zeichnung der Vermögen sbestandtheile 
eines Rechtssubjectes. Inventar, 
dieses Verzeichnis s selbst. Solche In- 
venturen kommen gewöhnlich in Ver- 
lassenschaftsfällen , femer bei Pach- 
tungen, Miethungen, Uebemahmen von 
Handelsgeschäften , Vormundschaften 
und Curatelen, Vorhausungen etc. vor. 
Die Inventur ist entweder eine frei- 
willige (vereinbarte^ , oder sie ist 
durch die Gesetze vorgeschrie- 
ben. So ist es insbesondere nach Art. 
29 und 33 des Handelsgesetzbuches 
vom 17. December 1862, Nr. 1 R. G.B. 
für 1863 Pflicht eines jeden vollberech- 
tigten Kaufmannes, bei Beginn seines 
Handelsgewerbes und in der Folge am 
A-bschluss eines jeden Jahres , resp. 
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zweiten Jahres, ein solches Inventar 
über seine sämmtlichen Activen und 
Passiven anzulegen und mit den übri- 
gen Handelsbüchern durch zehn Jahre 
aufzubewahren. Weiters haben nach 
§ 92 des kaiserlichen Patentes vom 
9. August 1854, Nr. 20Ö R. G. B., die 
Gerichte in Yerlassenschaftsfällen von 
Amtswegen ein Inventar aufzunehmen: 
1. wenn der Erbe oder dessen Auf- 
enthaltsort unbekannt ist, wenn er 
unter Vormundschaft oder Curatel 
steht, oder für ihn zum Behufe der 
Verlassenschaftsabhandlung einCurator 
bestellt wird, oder wenn auch nur bei 
einem von mehreren Miterben Ver- 
hältnisse dieser Art eintreten; 2. wenn 
eine Erbschaft oder ein Erbtheil den 
Armen, einer Stiftung, Gemeinde, Kirche, 
öffentlichen Anstalt oder dem Staate 
zufällt; 3. wenn der Erblasser dem 
Erben die Verbindlichkeit auferlegt 
hat, die Erbschaft oder einen ver- 
hältnissmässigen Theil derselben dritten 
Personen zu hinterlassen; 4. über 
Fideicommisse und Lehen, so oft sie 
von einem Erben auf den andern 
übergehen. 

Iri»edeiita (nämlich irredenta 
Italia, das unerlöste Italien, d. s. die- 
jenigen von Italienern bewohnten Ge- 
biete, welche mit dem Königreiche 
Italien nicht staatlich vereinigt sind), 
Bezeichnung für jene Fraction küsten- 
ländischer Bewohner italienischer 
Zunge, welche die staatliche Einver- 
leibung sämmtlicher von Italienern 
bewohnter Gebietstheile , also beson- 
ders des Triestiner und Trientiner 
Gebietes in das Königreich Italien im 
Sinne führen. 

Israel iteii^ semitischer Sprach- 
stamm. In Oesterreich-Ungarn sind 
1,646.525 oder 4:-S% der Bevölkerung 
Israeliten. Am zahlreichsten wohnen 
dieselben in Galizien , Ungarn , der 



Bukowina und Siebenbürgen. AufCis- 
leithanien entfallen 1,005.394 Juden 
oder 4*54% der Bevölkerung. 

Istrleii^ Markgrafschaft. Flä- 
cheninhalt 4953 QKilom. mit 292.006 
Einwohnern in 48 Gemeinden, 603 Ort- 
schaften, 51.066 Häusern. Die Bevöl- 
kerung gehört fast vollständig der 
katholischen Religion an. Die Landes- 
hauptstadt Parenzo hat 2825 Ein- 
wohner. Der Landtag versammelt sich 
in Pisino (Mitterburg, 14.895 Einwoh- 
ner). Die politische Verwaltung wird 
durch die Statth alterei in Triest, den 
Magistrat von Rovigno und sechs Be- 
zirkshauptmannschaften besorgt. Der 
Rechtspflege dienen: das Kreisgericht 
in Rovigno und eilf Bezirksgerichte. 
Bei der Finanzverwaltung functioniren : 
das Hauptsteueramt in Capo d'Istria 
und die Steuerämter bei den einzelnen 
Bezirksgerichten. An Unterrichtsan- 
stalten hat Istrien zwei Kunstschulen, 
vier Mittelschulen, ein Specialinstitut 
in Capo d'Istria, 145 Volks- und Bür- 
gerschulen. Zeitungen erschienen 5. 

Der Landtag besteht aus drei- 
unddreissig Abgeordneten, nämlich ; dem 
Bischöfe von Triest und Capo d'Istria ; 
dem Bischöfe von Parenzo und Pola; 
dem Bischöfe von Veglia und dreissig 
gewählten Abgeordneten und zwar: 
1. aus fünf Abgeordneten des grossen 
Grundbesitzes; 2. aus zwei Abgeord- 
neten der Handels- und Gewerbe- 
kammer von Rovigno; 3. aus eilf Ab- 
geordneten der durch die Wahlord- 
nung bezeichneten Städte, Märkte und 
Industrialorte ; 4. aus zwölf Abgeord- 
neten der i\brigen Gemeinden. (Ueber 
den Wirkungskreis des Landtages s. d.). 
Jeder Abgeordnete hat das Recht, die 
Vertreter der Regierung zu interpel- 
liren. 

Landtags - Wahlordnung: 
Wahlbezirke und Wahlorte. 



140 



Istrien. 



Für die Walil der Abgeordneten aus 
der Classe des grossen Grund- 
besitzes bildet die ganze Markgraf- 
scliaft Istrien Einen Wahlbezirk. Der 
Wablort ist Parenzo. Die Wähler der 
Abgeordneten aus der Classe des gros- 
sen Grundbesitzes bilden Einen Walil- 
körper, welcher fünf Abgeordnete zu 
wählen hat. Für die Wahl der Ab- 
geordneten der Städte, Märkte und 
Industrialorte bilden: a) Capo d'Istria, 
h) Pirano, c) Rovigno je Einen Wahl- 
bezirk, d) Pinguente mit Isola und 
Muggia, zusammen Einen Wahlbezirk 
mit dem Wahlorte in Capo d'Istria; 
e) Parenzo mit Cittanuova und Umago, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; f) Mon- 
tona mit Buje, Yisinada und Portole, 
zusammen Einen Wahlbezirk; g) Mit- 
terburg mit Albano und Fianona, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; li) Dig- 
nano mit Pola , zusammen Einen 
Wahlbezirk; i) Lussinpiccolo mit Lus- 
singrande, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; k) Cherso mit Veglia, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; l) Yolosca 
mit Castua, Lovrana und Moscheni- 
nizze, zusammen Einen Wahlbezirk. 
Jene Städte, welche für sich allein 
Einen Wahlbezirk bilden, sind zugleich 
die Wahlorte dieser Wahlbezirke. In 
jenen aus zwei oder mehreren Städten, 
Märkten und Industrialorten gebildeten 
Wahlbezirken ist in der Regel der in 
der obigen Aufzählung bei der Fest- 
setzung jedes Wahlbezirkes zuerst 
angeführte Ort der Wahlort des Wahl- 
bezirkes. In jedem der im Vorher- 
gehenden detaillirt bezeichneten Wahl- 
bezirke ist je ein Abgeordneter zu 
wählen. Für die Wahl der Abgeord- 
neten der Landgemeinden bilden 
die politischen Bezirke, und zwar: 
a) Capo d'Istria mit Pirano und Pin- 
guente, zusammen Einen Wahlbezirk; 
h) Parenzo mit Buje und Montona, 



zusammen Einen Wahlbezirk 5 c) Dig- 
nano mit Pola und Rovigno, zusammen 
Einen Wahlbezirk; d) Pisino mit Al- 
bano, zusammen Einen Wahlbezirk; 
€) Yolosca mit Castelnuovo, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; /) Yeglia mit Cherso 
und Lussin, zusammen Einen Wahl- 
bezirk. Der bei Bezeichnung jedes 
einzelnen Wahlbezirkes zuerst an- 
geführte Ort ist der Wahlort. Jeder 
dieser Wahlbezirke hat je zwei Ab- 
geordnete zu wählen. Die Wahlmänner 
aller in einem Wahlbezirke gelegenen 
Gemeinden bilden Einen Wahlkörper. 
Wahlrecht. Die Abgeordneten 
der Wählerclasse des grossen Grund- 
besitzes sind durch directe Wahl der 
grossjährigen , dem österreichischen 
Staatsverbande angehörigen Besitzer 
zu wählen, welche von ihrem Grund- 
besitze eine Jahres Schuldigkeit an lan- 
desfttrstlichen Realsteuern (mit Aus- 
nahme des Kriegszuschlages) im Be- 
trage von wenigstens Einhundert Gul- 
den zu entrichten haben. Unter meh- 
reren Mitbesitzern eines zur Wahl 
berechtigenden Gutes kann nur der- 
jenige aus ihnen wählen, welchen sie 
hiezu ermächtigen. Der Besitz zweier 
oder mehrerer Güter, deren Jahres- 
schuldigkeit an landesfürstlichen Real- 
steuern (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) zusammengenommen wenig- 
stens Einhundert Gulden beträgt, be- 
rechtigt ebenfalls zur Wahl. Für 
jene zur Wahl berechtigenden Güter, 
in deren Besitz eine Coi-poration oder 
Gesellschaft sich befindet, ist das 
Wahlrecht durch jene Person auszu- 
üben, welche nach den bestehenden 
gesetzlichen oder gesellschaftlichen 
Normen berufen ist, die Corporation 
oder Gesellschaft nach Aussen zu ver- 
treten. Gemeinden, welche sich im 
Besitze von zur Wahl berechtigenden 
Gütern befinden, können als solche 
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dieses Wahlrecht nicht ausüben. 
Die Abgeordneten der Städte, Märkte 
und Industrialorte sind durch directe 
Wahl aller jener nach dem beson- 
deren Gemeindestatute oder dem Ge- 
meindegesetze zur Wahl der Ge- 
meindevertretung der einen Wahlbezirk 
bildenden Städte, Märkte und Indu- 
strialorte berechtigten und vom Wahl- 
rechte nicht ausgeschlossenen Ge- 
meindeglieder zu wählen, welche zum 
ersten und zweiten Wahlkörper ge- 
hören und im dritten Wahlkörper 
mindestens zehn Gulden an directen 
Steuern entrichten. Zur Wahl rück- 
sichtlich der Städte, Märkte und 
Industrialorte sind nur jene Steuer- 
träger und Gemeindeangehörige be- 
rechtiget, welche unter Festhaltung der 
soeben erwähnten Bedingungen Mit- 
glieder der die Stadt, den Markt oder 
Iiidustriealort des Wahlbezirkes bil- 
denden Steuergemeinde sind. Die 
Wahl der Abgeordneten der Landge- 
meinden hat durch gewählte Wahl- 



männer zu geschehen. Jede Gemeinde 
des Wahlbezirkes hat auf je fünfhun- 
dert Einwohner einen Wahlmann zu 
wählen. Restbeträge, welche sich bei 
der Theilung der Einwohnerzahl durch 
fünfhundert ergeben, haben, wenn sie 
zweihundertftinfzig oder darüber be- 
tragen, als fünfhundert zu gelten, wenn 
sie weniger als zweihundertfünfzig be- 
tragen, unberücksichtiget zu entfallen. 
Kleine Gemeinden, deren Einwohner- 
zahl weniger als fünfhundert beträgt, 
wählen einen Wahlmann. Die Wahl- 
männer jeder Gemeinde sind durch 
jene nach dem Gemeindegesetze zur 
Wahl der Gemeindevertretung berech- 
tigten, und vom Wahlrechte nicht aus- 
geschlossenen Gemeindeglieder zu wäh- 
len, welche den ersten und zweiten 
Wahlkörper bilden. (Ueber die Erforder- 
nisse der Wählbarkeit und über 
die Ausschliessungsgründe s. den 
Artikel Landtag). 

Italiener^ s. Romanen. 



j. 



Jag^dreehty die Befugniss zur 
Ausübung der Jagd in einem bestimmten 
Bezirke. Zufolge Jagdpatentes vom 
28. Februar 1786 war der Bauern- und 
Bürgerstand noch von der Jagdbarkeit 
ausgeschlossen.DieseBestimmung wurde 
erst durch das Patent vom 7. März 
1849 aufgehoben. Gegenwärtig steht 
die Ausübung der Jagd zunächst jedem 
Besitzer eines zusammenhängenden 
Grundcomplexes von wenigstens 115 
Hektar zu. Weiters steht die Jagd in 
peschlossenen Thiergärten dem jewei- 
hgen Eigenthümer des Thiergartens zu, 
mag der Thiergärten von grösserem 



oder kleinerem Umfange sein. Auf allen 
übrigen, innerhalb einer Gemeinde- 
markung gelegenen Grundstücken steht 
das Jagdrecht der betreffendenGemeinde 
zu, welche dasselbe nicht anders als 
im Wege der durch die politische Be- 
zirksbehörde vorzunehmenden Verpach- 
tung ausüben kann. Die Ausübung des 
Jagdrechtes ist durch polizeiliche Vor- 
schriften, namentlich über den Anfang 
und Schluss der Jagd geregelt. Unbe- 
fugtes Jagen (Jagdfrevel, Wild- 
diebstahl) wird mit Geld- oder Frei- 
heitsstrafen geahndet. Die Jagdstatistik 
der Reichsrathsländer mit Ausnahme 
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Dalniatiens weist pro 1883 aus, dass 
an Bären 26 Stttck geschossen wurden, 
und zwar 15 in Galizien, G in Tirol, 
3 in der Bukowina und 2 in Krain; 
ferner wurden erlegt: 123 Wölfe, 52 
Luchse, 21.462 Füchse, 7.021 Marder, 
14.577 Iltisse, 764 Fischottern, 2447 
Dachse und 426 Adler; ausserdem 
wurden 91.132 Stück Habichte, Falken 
und Sperber und 967 Uhu geschossen. 
AnNutzwild wurden im genannten Jahre 
geschossen : 6550 Rothwild , 2244 
Dammwild, 44.485 Rehe, 6116 Gem- 
sen, 2373 Schwarzwild und 1,025.808 
Hasen. An Federwild wurden geschos- 
sen: 7543 Birkwild. 3906 Auerwild, 
9103 Haselwild, 1847 Schneehühner, 
4075 Steinhühner, 89.209 Fasane, 
789.885 Rebhühner, 80.032 Wachteln. 
23.683 Waldschnepfen, 17.065 Moos- 
schnepfen, 760 Wildgänse und 43.978 
W^ildenten. 

JftS^ertruppe, s. Kriegs- 
wesen. 

Jaliresllst;e,s. Geschworuer. 

Jazyi^eii^ Zw^eig des magyari- 
schen Volkes, s. Magyaren. 

Journal ,periodisch erscheinende 
Druckschrift, namentlich täglich er- 
scheinende politische (Z e i t u n g). J o u r- 
nalist, ein für Zeitungen thätiger 
Schriftsteller. Journalismus, das 
gesammte Zeitschriftenwesen. Vgl. 
Presse. 

Juden? s. Israeliten. 

Jung^ezeeheu* Das Programm 
der Jungezechen ist in der beim jung- 
czechischen Parteitage vom 14. Sep- 
tember 1879 gefassten Resolution zu 
einem prägnanten Ausdrucke gekom- 
men. Die damals zum Beschlüsse 
erhobenen Programmpunkte lauten: 
„1. Wir erklären, dass unter den jetzi- 
gen Verhältnissen im staatsrechtlichen 
(czechischen) Club beschlossen werden 
kann, die Interessen der Nation durch 



parlamentarische Thätigkeit im Reichs- 
rathe zu wahren, und tragen für 
diese Eventualität den Abgeordneten 
unserer Partei auf, dass sie gemein- 
schaftlich mit den übrigen czechischen 
Abgeordneten mit aller Energie dahin 
wirken, es möge endlich die wirkliche 
sprachliche Gleichberechtigung durch- 
geführt, ihr Bestand garantirt, die 
Landesautonomie erweitert und die 
Selbstregienmg und Zusammengehörig- 
keit der böhmischen Länder als die 
natürliche Schutzwehr unserer Nation 
erstrebt werden. 2. In der Ueberzeu- 
giing, dass unsere Nation z|i ihrer Ent- 
wicklung neben der Autonomie des 
Landes unbedingt auch der wahren 
verfassungsmässigen politischen Frei- 
heit bedarf, tragen wir unseren Abge- 
ordneten auf, dass sie in den gesetz- 
gebenden Körperschaften dahin wirken, 
dass im Geiste der Gerechtigkeit und 
Gleichheit auf Grund des allgemeinen 
Stimmrechtes die Wahlordnungen ver- 
bessert, dass die Gesetze, welche die 
verfassungsmässige Freiheit garantiren, 
ergänzt und wirklich durchgeführt wer- 
den, so namentlich das Pressgesetz, das 
Gesetz über den Schutz der persönlichen 
Freiheit, das Versammlungsrecht, die 
Schul- und die confessionellen Gesetze. 
Wir tragen weiter den Abgeordneten 
auf, dass sie allen reactionären und 
clericalen Tendenzen sich entgegen- 
stellen. 3. Dass sie, im Falle sie sich 
an Verhandlungen bezüglich der bos- 
nischen Frage im Reichsrathe bethei- 
ligen, nichts unternehmen, wodurch 
die slavische Interessensolidarität ver- 
letzt werden würde und was der freien 
Entwicklung des Südslaven thums Scha- 
den bereiten könnte. 4. Sollen die 
czechischen Abgeordneten bei den Ver- 
handlungen über den gesunkenen Wohl- 
stand dahin mitwirken, dass Erspai-un- 
gen erzielt, die Steuern ermässigt und 
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gerecht vertheilt, die Landwirthschaft 
unterstützt, Gewerbe und Industrie 
durch eine entsprechende Zoll- und 
Volkswirthschaftspolitik gefördert wer- 
den." Erwähnt muss noch werden, dass 
in jenen Fällen, wo nationale Interessen 
mit liberalen in Widerstreit geriethen, 
die liberalen Grundsätze zu Gunsten 
der nationalen Interessen geopfert wur- 
den. 

Jurisdletloiisiioriu ^ die 
Gesammtheit derjenigen gesetzlichen 
Bestimmungen, welche den Wirkungs- 
kreis und die Zuständigkeit der Gerichte 
in Privatrechtsangelegenheiten regeln. 
Je nachdem es sich hiebei um die Zu- 
ständigkeit und den Wirkungskreis der 
Civilgerichte oder der Militärgerichte 
handelt, unterscheidet man eine Civil- 
und eine Militärjurisdictionsnorm. Die 
gegenwärtige Civiljurisdictionsnorra be- 
ruht auf dem kais. Patente vom 20. 
November 1852, Nr. 251 R. G.B. (in 
Balmatien auf dem kais. Patente vom 
20. November 1852, Nr. 261 R. G.B.) 
Die mit ersterwähntem Patente kund- 
gemachten Vorschriften gelten auch 
für die Consulargerichte. Die Militär- 
gerichtsbarkeit in Civilrechtsangelegen- 



heiten wurde mit Gesetz vom 20. Mai 
1869, Nr. 78 R. G. B., aufgehoben (s. 
Militärgerichte). 

«lury, in strafprocessualer Bedeu- 
tung s. V. w. Geschwornenbank. 

«lustiz, Rechtspflege, s. Ge- 
richtsorganisation. 

«IustiaEiiiiiii8teriuin,oberste 
Behörde für die administrativen Ge- 
schäfte der Justiz. Eine Einflussnahme 
auf die Rechtspflege steht dem Justiz- 
ministerium nur sofeme zu, als es die 
vorgesetzte Behörde der Staatsanwalt- 
schaften ist und daher Weisungen be- 
treffs Vornahme oder Abstehung von 
Anklagen in Strafangelegenheiten er- 
theilen kann. Auch übt das Justiz- 
ministerium die Oberaufsicht über die 
Gerichte, Staatsanwaltschaften und 
Strafanstalten aus. Betreffs der Organe 
der Rechtspflege s. Gerichtsorgani- 
sation. 

«lustizori^aiiisatioiiy s. Ge- 
richtsorg an isation. 

«Iu8tIaEvervi'altuit||f9 die Re- 
gierungsthätigkeit, insoferne sie sich auf 
die Anstellung und Ueberwachung der 
Amtsführung der Gerichtsbeamten be- 
zieht. 



K. 



Halser^ s. Staatsoberhaupt. 
HaiserliauBy s. Dynastie. 

Haminer^ Bezeichnung ftlr die 
Volksvertretung (Parlament), daher man 
von einem Ein- und Z^rakammersystem 
spricht, je nachdem eine Volks Vertretung 
einen einheitlichen Körper bildet, oder 
in zwei selbstständig verhandelnde und 
heschliessende Körper (Versammlungen) 
getheilt ist. Das österreichische Par- 
lament besteht aus zwei Kammern 



(auch „Häuser" genannt), nämlich dem 
Herren hause (Erste Kammer) und 
dem Abgeordnetenhause (Zweite 
Kammer). 

R^riiteit, Herzogthum. Flächen- 
inhalt: 10.327 DKilom. (1870 Meilen). 
Bevölkerungszahl: 348.730 in 217 Ge- 
meinden, 2956 Ortschaften, 49.420 
Häusern. Von der Bevölkerung sind 
70-22 Deutsche und 2972 Slovenen; 
darunter gehören 95% zu der katho- 
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lischen und b^/o zu der protestantischen 
Kirche. Die Landeshau])tstadt Blagen- 
furt zählt 18.747 Einwohner. Die poli- 
tische Verwaltung wird von der Lan- 
desregierung in Klagenfiirt, dem Ma- 
gistrate in Klagenfurt und 7 Bezirks- 
hauptraannschaften besorgt. Der Rechts- 
pflege dienen: das Landesgericht in 
Klagenfurt und 28 Bezirksgerichte. 
Organe der Finanzverwaltung in Kärnten 
sind: die Finanzdirection, die Finanz- 
procuratur, die Steuer-Localcommission, 
und das Gebühren - Bemessungsamt, 
sämmtlich in Klagenfurt; die Haupt- 
zollämter in Klagenfurt und Villach, 
das Landeszahlamt in Klagenfurt, die 
Hauptsteuerämter in Klagenfurt und 
Villach und die Steuerämter bei den 
übrigen Bezirksgerichten. Für die Bil- 
dung wirkten zu Ende des Jahres 1882: 
das Gymnasium in Klagenfurt, das 
Realgymnasium in Villach, das Unter- 
gymnasium in St. Paul, die Realschule 
in Klagenfurt, 7 Fachschulen, 3 53 Volks- 
und Bürgerschulen mit 819 Lehrern 
und 140 Lehrerinnen, 2 landwirth- 
schaftliche Schulen, 1 Bergschule, 13 
Handels- undGewerbeschulen, 2 Arbeits- 
schulen, 36 wissenschaftliche, Bildungs- 
und Kunstvereine. Zeitungen erschienen 
14. Der Grund und Boden Kärntens re- 
präsentirte im Jahre 1879 einen Werth 
von 104 Millionen Gulden und das Ge- 
sammterträgniss an Bodenerzeugnissen 
35 Millionen Gulden. Der Werth des 
Viehstandes war 14 Millionen Gulden. 
Der Landtag besteht aus sieben- 
unddreissig Mitgliedern, nämlich : dem 
Fürstbischöfe von Gurk und aus sechs- 
unddreissig gewählten Abgeordneten, 
und zwar: 1. aus zehn Abgeordneten 
des grossen Grundbesitzes ; 2. aus neun 
Abgeordneten der Städte und Orte; 

3. aus drei Abgeordneten der Handels- 
und Gewerbekannner zu Klagenfurt; 

4. aus vierzehn Abgeordneten der 



übrigen Gemeinden. (lieber den Wir- 
kungskreis des Landtages s. d.) 

Landtags Wahlordnung: Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbe- 
sitzes bildet Kärnten Einen Wahl- 
bezirk. Die Wähler haben in Einem 
Wahlköri^er zehn Abgeordnete zu wäh- 
len. Der Wahlort ist die Landeshaupt- 
stadt Klagenfurt. § 2. Für die Wahl 
der Abgeordneten der Städte, Märkte 
und Industrialorte als solche bilden: 
die Landeshauptstadt Klagenfurt Einen 
Wahlbezirk ; a) die Stadt Villach Einen 
Wahlbezirk; b) St. Veit, Feldkirchen, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; c) Frie- 
sach, Strassburg, Althofen, Hüttenberg, 
zammen Einen Wahlbezirk; d) Völker- 
markt, Bleiburg, Kappel, zusammen 
Einen Wahlbezirk; e) Wolfsberg, St. 
Leonhard, St. Andrä, St. Paul, ünter- 
drauburg, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
f) Spittal, Gmünd, Greifenburg, Ober- 
Vellach , Oberdrauburg , zusammen 
Einen Wahlbezirk ; g) Hermagor, Tar- 
vis, Malborghet, Bleiberg, Kreuth, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk. § 3. Die 
Landeshauptstadt Klagenfurt und die 
Stadt Villach, welche für sich allein 
jede Einen Wahlbezirk bilden, sind 
zugleich die Wahlorte dieser Wahl- 
bezirke. In jedem aus zwei oder meh- 
reren Städten imd Orten gebildeten 
Wahlbezirke ist der im vorangehenden 
Paragraphe bei der Festsetzung jedes 
Wahlbezirkes zuerst angeführte Ort 
der Wahlort dieses Wahlbezirkes. § 4. 
Die Landeshauptstadt Klagenfurt hat 
zwei, die Stadt Villach Einen und die 
übrigen durch § 2 festgesetzten Wahl- 
bezirke je Einen Abgeordneten zu 
wählen. Alle Wahlberechtigten jedes 
Wahlbezirkes bilden Einen Wahlkörper. 
§ 5. Die Handels- und Gewerbe- 
kam m e r zu Klagenfurt hat drei Land- 
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tagsabgeordnete zu wählen. Für diese 
Wahlen haben die Mitglieder und Er- 
satzmänner der Kammer den Wahl- 
köri)er zu bilden. § 6. Für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemein- 
den bilden die politischen Bezirke: 
1. Klagenfurt (Umgebung), Ferlach, 
Feldkirchen, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 2. Völkermarkt, Kappel, Blei- 
luirg, Ebemdorf, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 3. Wolfsberg, St. Leon- 
hart, St. Paul, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 4. St. Yeit, Friesach, Gurk, 
Eberstein, Althofen, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 5. Villach, Kosseck, Pa- 
ternion, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
C. Spittal, Gmünd, Millstadt, Greifen- 
burg, Ober-Vellach, Winklern, zusam- 
men Einen Wahlbezirk ; 7. Hermagor, 
Tarvis, Arnoldstein, Kötschach, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk. §. 7. In 
jedem für die Wahl der Abgeordneten 
der Landgemeinden gebildeten Wahl- 
bezirke ist der Sitz des politischen 
Bezirksamtes des im § 6 bei Fest- 
setzung des Wahlbezirkes zuerst an- 
geführten politischen Bezirkes derWahl- 
«rt. § 8. Jeder der im § 6 aufgeführ- 
ten Wahlbezirke hat je zwei Abgeord- 
nete zu wählen. Die Wahlmänner aller 
in Einem Wahlbezirke gelegenen Ge- 
meinden (mit Ausnahme der nach § 2 
zur Wahl von Abgeordneten berech- 
tigten Städte und Orte) bilden einen 
Wahlkörper. 

Wahlrecht. § 9. Die Abgeord- 
neten der Wählerclasse des grossen 
Grundbesitzes sind durch directe Wahl 
der grossjährigen, dem österreichischen 
>5taatsverbande angehörigen Besitzer 
jener landtäflichen Güter, deren Jah- 
resschuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuem (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) wenigstens Einhundert Gul- 
den beträgt, zu wählen. § 10. Unter 
mehreren Mitbesitzern eines zur Wahl 

Dr. D. Riiuter« Oesterr. Staats-Lexikon. 



berechtigenden landtäflichen Gutes kann 
nur derjenige aus ihnen wählen, wel- 
chen sie hiezu ermächtigen. Der Be- 
sitz zweier oder mehrerer landtäflicher 
Güter, deren Jahresschuldigkeit an lan- 
desfürstlichen Realsteuem (mit Aus- 
nahme des Kriegszuschlages) zusam- 
mengenommen wenigstens Einhundert 
Gulden beträgt, berechtigt ebenfalls zur 
Wahl. § n. Für jene zur Wahl be- 
rechtigenden landtäflichen Güter,' in 
deren Besitz eine Corporation oder 
Gesellschaft sich befindet, ist das Wahl- 
recht durch jene Person auszuüben, 
welche nach den bestehenden gesetz- 
lichen oder gesellschaftlichen Normen 
berufen ist, die Corporation oder Ge- 
sellschaft nach Aussen zu vertreten. 
Gemeinden, welche sich im Besitze von 
zur Wahl berechtigenden landtäflichen 
Gütern befinden, können als solche 
dieses Wahlrecht nicht ausüben. § 12. 
Die Abgeordneten der im' § 2 aufge- 
führten Städte und Orte sind durch 
directe Wahl aller jener nach dem be- 
sonderen Gemeindestatute oder dem 
Gemeindegesetze vom 15. März 1864, 
Nr. 5 L. G. B., zur Wahl der Ge- 
meindevertretung der einen Wahlbezirk 
bildenden Städte und Orte berechtigten 
Gemeindeglieder zu wählen, welche a) in 
Gemeinden mit drei Wahlkörpern zum 
ersten und zweiten Wahlkörper gehören 
und im dritten Wahlkörper wenigstens 
zehn Gulden an directen Steuern ent- 
richten; h) in Gemeinden mit weniger 
als drei Wahlkörpern die ersten zwei 
Drittheile aller nach der Höhe ihrer 
Jahresschuldigkeit an directen Steuern 
gereihten Gemeindewähler ausmachen. 
Diesen sind die Ehrenbürger oder Ehren- 
mitglieder und jene Gemeindemitglieder 
anzureihen, welche nach der Gemeinde - 
Wahlordnung des Landes, § 1, Z. 2, 
ohne Rücksicht auf Steuerzahlung wahl- 
berechtigt sind. § 13. Die Wahl der 

10 
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Abgeordneten der Landgemeinden hat 
durch gewählte Wahlmänner zu ge- 
schehen. Jede Gemeinde des Wahlbe- 
zirkes hat auf je ftlnfhundert Ein- 
wohner Einen Wahlmann zu wählen. 
Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
lung der Einwohnerzahl durch fünf- 
hundert ergeben, haben, wenn sie zwei- 
hundertfttnfzig oder darüber betragen, 
als fünfhundert zu gelten; wenn sie 
weniger als zweihundertfünfzig betragen, 
unberücksichtigt zu entfallen. Kleine 
Gemeinden, deren Einwohnerzahl weni- 
ger als fünfhundert beträgt, wählen 
Einen Wahlmann. § 14. Die Wahl- 
männer jeder Gemeinde sind durch jene 
nachdem Gemeindegesetze vom lö.März 
1864, Nr. 5 L. G. B., zur Wahl der 
Gemeindevertretung berechtigten Ge- 
meindeglieder zu wählen, welche a) in 
Gemeinden mit drei Wahlkörpem den 
ersten und zweiten Wahlkörper bilden ; 
h) in Gemeinden mit weniger als drei 
Wahlkörpern die ersten zwei Drittheile 
aller nach der Höhe ihrer Jahresschul- 
digkeit an directen Steuern gereihtea 
Gemeindewähler ausmachen. Diesen 
sind die Ehrenbürger oder Ehrenmit- 
glieder und jene Gemeindemitglieder 
anzureihen, welche nach der Gemeinde- 
wahlordnung des Landes, § 1, Z. 2, 
ohne Rücksicht auf Steuerzahlung wahl- 
berechtigt sdnd. (Betreffs der Erforder- 
nisse der Wählbarkeit in den Land- 
tag, sowie darüber, welche Personen 
von dem diesfälligen Wahlrechte und 
der Wählbarkeit ausgeschlossen sind, 
s. Landtag.) Was die Steuerleistung 
des Landes an den Staat betrifft, so 
betrug dieselbe im Jahre 1882 an: 

Grundsteuer 615.067 fl. 

Gebäudesteuer 262.176 „ 

Erwerbsteuer 105.743 „ 

Einkommensteuer .... 264.268 „ 

Transport . . 1,247.254 fl. 



Transport . . 1,247.254 fl. 

Fünfpercentige Einkom- 
mensteuervonhauszins- 
steuerfreien Gebäuden 5.470 ,. 

Verzehrüngssteuer . . . 474.244 ^ 

Summe . . 1,726.968 fl. 
Die materielle Wohlfahrt des Lan- 
des hängt hauptsächlich von hohen 
Vieh- und Eisenpreisen ab, da Yieh- 
und Eisen die hervorragendsten Aus- 
fuhrgegenstände sind. 

K»S8»tIoii8liof 9 s. Ober- 
ster Gerichts- und Kassations- 
hof. 

H.»thOlIkeii9 s. Kirche. 

Rawallerle^ s. Kriegswesen. 

fiLawallerle-Inspeetor, s. 

Armee- Ins pizirungen. 

Kerkerstrafe, s. Strafe. 
Retteiistrafe^ s. Strafe. 

Riiides^iveiifleiifuiiiirfein Ver- 
brechen, dessen sich nach § 140 
St.G.B. derjenige schuldig macht, der 
ein Kind in einem Alter, da es zur 
Rettung seines Lebens sich selbst 
Hilfe zu verschaffen unvermögend ist. 
weglegt, um dasselbe der Gefahr des 
Todes auszusetzen ; oder auch nur, 
um seine Rettung dem Zufalle zu über- 
lassen, was immer für eine Ursache 
ihn auch dazu bewogen haben mag. 
Zum Thatbestand dieses Verbrechens 
gehört : 1. als Gegenstand ein Kind, 
sei es das eigene des Thäters oder 
ein fremdes, in einem Alter, inwelcliem 
es sich zur eigenen Rettung keine 
Hilfe verschaffen kann ; nur darf die 
Weglegung nicht in so kurzem Zeit- 
räume nach der Geburt geschehen sein, 
dass die Bestimmungen des § 139 
St.G.B. (Verbrechen des Kindsmordes) 
darauf Anwendung finden ; 2. als That, 
dass ein solches Kind an einen Ort, 
wo es der Gefahr des Todes ausgesetzt 
ist, gebracht, sodann verlassen und 
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somit seine Rettung dem Zufalle über- 
lassen wird; 3. die böse Absicht, die 
vorhin bezeichnete hilflose Lage des 
Kindes herbeizuführen; die bestimmte 
Absicht, den Tod des Kindes herbei- 
zuführen, würde die That zu einem 
Morde oder Mordversuche machen. 
Ein Versuch dieses Verbrechens ist 
kaum denkbar, denn so lange das 
Kind noch unter der Aufsicht des 
Thäters ist, ist der Thatbestand des 
Verbrechens noch nicht vorhanden, und 
in dem Augenblicke, wo er das Kind 
verlässt, ist das Verbrechen schon 
vollendet. Wird das Kind an einem 
abgelegenen, gewöhnlich unbesuchten 
Orte, oder unter solchen Umständen 
weggelegt, dass die baldige Wahr- 
nehmung und Rettung desselben nicht 
leicht möglich ist, so ist die Strafe 
dieses Verbrechens schwerer Kerker 
von einem bis zu fünf Jahren, und 
wenn der Tod des Kindes erfolgte, 
bis zu zehn Jahren. Wurde das Kind 
aber an einem gewöhnlich besuchten 
Orte, und auf eine Art weggelegt, dass 
die baldige Wahrnehmung und Rettung 
desselben mit Grund erwartet werden 
konnte, so ist die Strafe Kerker 
zwischen sechs Monaten und einem 
Jahre, und, wenn der Tod des Kindes 
dennoch erfolgte, bis zu fünf Jahren. 

Hirehe (vom griechischen Kyria- 
kon, „Herrenhaus " , lateinisch Ecclesia), 
zunächst ein der christlichen Reli- 
gionsübung dienendes Gebäude; dann 
die Gesammtheit der Anhänger eines 
bestimmten Glaubensbekenntnisses (R e- 
ligionsgesellschaft, Religions- 
jjenossenschaft). Dermalen bestehen 
in Oesterreich folgende gesetzlich an- 
erkannte Religions - Gesellschaften : 
1. Die (römisch-, griechisch- und arme- 
nisch-)katholische Kirche ; 2. die evan- 
gelische Kirche Augsburger und Hel- 



vetischer Confession; 3. die griechisch 
nicht-unirte (griechisch - orientalische) 
Kirche; 4. die jüdische Religionsgenos- 
senschaft; 5. die altkatholische Kirche 
seit 1877; 6. die evangelische oder 
Hermhuter - Kirche seit 1880; 7. die 
gregorianisch- armenische Kirche. Die 
Anerkennung einer Religionsgenossen- 
schaft wird vom Cultusminister im 
Verordnungswege ertheilt. Gesetzliche 
Voraussetzungen zur Anerkennung 
sind: 1. dass die Religionslehre, der 
Gottesdienst, die Verfassung und ge- 
wählte Benennung der betreffenden 
Confession nichts Gesetzwidriges oder 
sittlich Anstössiges enthält, und 2. das 
die Errichtung und der Bestand wenig- 
stens einer Cultusgemeinde gesichert 
ist (Gesetz vom 20. Mai 1874, Nr. 68 
R. G. B.). Den Anhängern eines ge- 
setzlich nicht anerkannten Religions- 
bekenntnisses ist aber die häusliche 
Religionsübung gestattet, insoferne die- 
selbe weder rechtswidrig noch sitten- 
verletzend ist. Wer dagegen eigen- 
mächtig eine Religions - Gesellschaft 
(Secte), welche von der Staatsverwal- 
tung nicht ausdrücklich anerkannt 
oder zugelassen ist, einführt, oder 
einzuführen versucht, zu diesem Zwecke 
Bekenner anwirbt, Vorträge hält oder 
veröffentlicht, Versammlungen veran- 
staltet oder denselben beiwohnt, oder 
was immer für eine dahin abzielende 
Handlung unternimmt, begeht dadurch, 
insoweit seine Handlungsweise nicht 
schon nach dem allgemeinen Straf- 
gesetze als strafbar erscheint, eine 
von den politischen oder Polizeibehör- 
den zu bestrafende Uebertretung. Die 
Bevölkerung Cisleithaniens vertheilt 
sich nach der Volkszählung vom 
31. December 1880 folgendermassen 
unter die einzelnen Religionsbekennt- 
nisse : 
Römische Katholiken . . 20,229.825 

10* 
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Lateinischer Ritus . . 
Griechischer Ritus . . 
Armenischer Ritus . . 
Protestanten .... 
Orientalische Griechen 

Israeliten 

Altkatholikeu .... 
Andere und Confessionslose 



17,663.648 

2.683.323 

2.854 

401.479 

493.542 

1,005.394 

6.134 

7.870 



Summe . 22,144.244 
Jede gesetzlich anerkannte Kirche 
und Religionsgesellschaft hat zufolge 
der Staatsgrundgesetze das Recht der 
gemeinsamen öffentlichen Religions- 
übung, ordnet und verwaltet ihre 
inneren Angelegenheiten selbstständig, 
bleibt im Besitze und Genüsse ihrer 
für Cultus-, Unterrichts- und Wohl- 
thätigkeitszwecke bestimmten Anstal- 
ten, Stiftungen und Fonde, ist aber, 
wie jede Gesellschaft, deu allgemeinen 
Staatsgesetzen unterworfen. Die Reli- 
gionsgesellschaften sind nicht befugt, 
nach ihrem Eraiessen, ohne Mitwir- 
kung der Staatsverwaltung ihren Glau- 
bensgenossen Abgaben mit rechtlicher 
Wirkung aufzuerlegen. Bei der Hand- 
habung der kirchlichen Amtsgewalt 
darf kein äusserer Zwang angewendet 
werden. Die von den Bischöfen in An- 
wendung ihrer Disciplinargewalt über 
die ihnen unterstehenden Glieder des 
Klerikerstandes verfügte Verweisung 
einzelner Priester in eine geistliche 
Correctionsanstalt ist nur insofeme 
und insolange wirksam, als der durch 
dieselbe betroffene Priester sich der- 
selben freiwillig fügt. Dessgleichen 
kann kein Reguläre gezwungen werden, 
im Kloster zu verbleiben oder eine 
vom betreffenden Klosterobern ver- 
hängte Haft anzunehmen. Jede diess- 
fällige widerrechtliche Anhaltung durch 
einen kirchlichen Vorsteher würde sich 
als Verbrechen der unbefugten Ein- 
schränkung der persönlichen Freiheit 
darstellen, worauf eine gerichtliche 



Strafe in der Dauer bis zu fünf Jah- 
ren und der Verlust der geistlichen 
Pfründe gesetzt ist. Die äusseren 
Rechtsverhältnisse der römisch-katho- 
lischen Kirche sind durch das Gesetz 
vom* 7. Mai 1874 normirt; diesem Ge- 
setze zufolge sind die Bischöfe ver- 
pflichtet, ihre Erlässe zugleich mit 
deren Veröffentlichung der politischen 
Landesbehörde zur Kenntnis snahme 
mitzutheilen. 

Kirchensprengel. Cisleithanieu 
zerfällt in folgende kirchliche Gebiete : 
die römisch-katholischen Erz- 
bisthümer: Görz, Lemberg, Olmütz, 
Prag, Salzburg, Wien, Zara, .und Bis- 
thümer : Breslau, Brixen, Brunn, 
Budweis, Cattaro, Gurk, Königgrätz, 
Krakau, Laibach, Lavant, Leitmeritz, 
Lesina und Brazza, Linz, Parenzo- 
Pola, St. Polten, Przemysl, Ragusa, 
Sebenico, Seckau, Spalato-Macarsca, 
Tarnow, Trient, Triest-Capo d'Istria, 
Veglia; das griechisch-katholi- 
sche Erzbisthum Lemberg und 
Bisthum Przemysl; das armenisch- 
katholische Erzbisthum Lemberg; 
das griechisch-ori en talisch eEr z- 
bisthum Czemowitz und die Bisthü- 
mer Cattaro und Ragusa, Dalmatien 
und Istrien, Zara. Vgl. Pachmann, 
Lehrbuch des Kirchenrechts (3. Auf- 
lage, 3 Bände, 1863—1866); Schulte, 
J. F. V., Lehrbuch des katholischen 
Kirchenrechts (3. Auflage , 1873) ; 
M ö h 1 e r, Kirchenrechts - Repetitoriura 
(4. Auflage, 1875). 

Kl auf e^ im materiellrechtlichen 
Sinne: die rechtliche Macht, einen vom 
objectiven Recht (d. h. durch die Ge- 
setze des Staates) geschützten Privat- 
oder Processrechtsanspruch vor Gericht 
geltend zu machen; im processualen 
Sinne: jene processuale Angriffshand- 
lung (auch Schrift), mit welcher eine 
Person (Kläger) gegen eine bestimmte 
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andere Person (Geklagten) einen con- 
creten Privat- oder Processrechtsan- 
spruch vor Gericht geltend macht. Je 
nachdem dieser geltend gemachte An- 
spruch im Privatrecht oder im Process- 
recht begründet ist, unterscheidet man 
zwischen privatrechtlichen und 
processrechtlichen Klagen. Nach 
der Art des geltend gemachten privat- 
rechtlichen Anspruches unterscheidet 
man zwischen familienrechtlichen 
undvermögensrechtlichenKlagen. 
Die vermögensrechtlichen Klagen sind, 
je nachdem es sich nur um den blossen 
Besitz oder um ein Recht handelt, 
entweder possessorische oder peti- 
torische. Nach ihrem Zwecke zer- 
fallen die Klagen: 1. in Präjudicial- 
klagen, d. h. Klagen auf Anerkennung 
des Bestandes oder Nichtbestandes 
eines Rechtsverhältnisses ; 2. C o n d e m- 
nationsk lagen, d.h. Klagen, welche 
ausser auf Anerkennung eines behaup- 
teten Rechtes auch auf Verurtheilung 
des Gegners zu einer Leistung, Dul- 
dung oder Unterlassung gehen. 3. Ad- 
judicirungs-(Theilungs-) Klagen, 
d. h. Klagen, welche auf Theilung und 
Zusprechung von Theilen einer bisher 
gemeinsamen Sache gehen. Im formel- 
len Sinne hat die Klage zu enthalten : 
1. die juridische Qualification des gel- 
tend gemachten Anspruches; 2. die- 
jenigen Thatsachen, worauf sich der 
Anspruch gründet; 8, die Anbietung 
der Beweise für diese Thatsachen; 
4. ein präcisirtes Begehren. Eine Kla- 
genhäufung, d. h. die gleichzeitige 
^Geltendmachung mehrerer verschieden- 
artiger Ansprüche in einer und der- 
selben Klageschrift, ist in der Regel 
nur dann zulässig, wenn für alle An- 
J«prüche dasselbe Gericht competent 
i>t, und alle diese Ansprüche aus dem- 
selben rechtserzeugenden Factum ent- 
sprungen sind (Ausnahmen hievon be- 



stehen im Bagatell- und Mahnver- 
fahren). 

Iila||feitfkirt9l8.747Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch die Min.-Verord. vom 9. Juni 
1850, Nr. 355 L.G.B. Der Gemeinde- 
rath (Gemeindevertretung) besteht aus 
21 Mitgliedern. Betreffs des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit zur Ge- 
meindevertretung s. Gemeindewahl ; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung s. Städte. 

ILlaiifS^iveii;^ s. Rechtsweg. 

Rlelitrusseii^s. v.w. Ruthenen, 
s. Slaven. 

Rlerlkal, den Interessen der 
Kleriker (Geistlichen) dienend. 

Klerikaler^ derjenige, der im 
öffentlichen Leben stets für den Vor- 
theil der Geistlichen Partei nimmt ; 
Anhänger der klerikalen Partei (siehe 
Klerikalismus). 

Rlerlkallsniiis (im idealen 
Sinne), die Anschauung, dass die grösst- 
möglichste Wohlfahrt der Menschheit 
nur durch Befestigung der Glaubens- 
lehren im Herzen der Menschen her- 
beigeführt werden könne. Weiters ist 
Klerikalismus so viel wie klerikale 
Partei. Der Klerikalismus ist inter- 
national und hält seit Kaiser Constan- 
tin (325—337) consequent an dem 
Grundsatze der möglichsten Beherr- 
schung des öffentlichen und privaten 
Lebens durch die Hierarchie fest. Was 
also das Verhältniss der Kirche 
zum Staate betrifft, so hält der 
Klerikalismus an dem insbesondere 
auch vom Papste Gregor TU. (1073 
bis 1085) ausgesprochenen Grundsatze 
fest, dass der Papst als Statthalter 
Gottes über alle weltlichen Machthaber 
gesetzt sei. Die klerikale Partei der 
Reichsrathsländer speciell begehrt 
ausser der der Kirche durch die Staats- 
grundgesetze bereits gewährleisteten 
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vollen Unabhängigkeit in Austtbnng 
ihrer dreifachen Function, nämlich des 
Lehramtes, Priesteramtes und Hirten- 
amtes, noch die Leitung und Beauf- 
sichtigung des Schulwesens, insbeson- 
dere das Recht, die Lehrer anzustellen 
und die Lehrmittel zu bestimmen. Wei- 
ters begehrt die klerikale Partei die 
Unterstellung aller Eheahgelegenheiten 
unter die bischöfliche Jurisdiction. 
Endlich wünscht diese Partei die thun- 
lichste materielle Unterstützung der 
kirchlichen Functionäre und Anstalten 
durch den Staat. Die Wünsche des 
Klerikalismus haben seinerzeit in dem 
zwischen dem Kaiser und dem Papste 
im Jahre 1855 abgeschlossenen Con- 
cordate und in den darauf gefolgten 
politischen Verordnungen volle Erfül- 
lung gefunden. Mittlerweile ist das Con- 
cordat wieder aufgehoben worden, da 
sich die Regierung jetzt auf die Parla- 
mente stützt, während sie unmittelbar 
nach derRevolution(1848u. 1849)dieBun- 
desgenossenschaft der Klerisei suchte. 
Kloster^ die mit einer Kirche 
verbundene gemeinsame Wohnung der 
nach gewissen Regeln lebenden Mönche 
und Nonnen. Die Klöster kommen in 
staatsrechtlicher Hinsicht insofeme in 
Betracht, als zur Einführung geistlicher 
Orden und Congregationen, die bisher 
in Oesterreich nicht bestehen, die im 
Reichsgesetzblatte kundgemachte Ge- 
nehmigung des Kaisers, und zur Grün- 
dung neuer Ordenshäuser bereits be- 
stehender geistlicher Körperschaften 
die Genehmigung der politischen Lan- 
desstelle erforderlich ist (Verord. vom 
13. Juni 1858, Nr. 95 R.G.B.). Betreffs 
der Grenzen der Disciplinargewalt der 
Klosterobern gegen Mönche und Nonnen 
s. den Artikel „Kirche". Vgl. Bärn- 
reither, Ueber das Vermögensrecht 
der geistlichen Orden und ihrer Mit- 
glieder (Wien 1882). 



ILluliy s. V. w. Verein. 

Koalition f die Verbindiuig 
Mehrerer zum gemeinsamen Vorgehen 
in einer einzelnen Angelegenheit. Ins- 
besondere bezeichnet man mit dem Aus- 
drucke Koalition die Verabredungen 
von Arbeitgebern (Gewerbsleuten, 
Dienstgebem, Leitern von Fabriks-, 
Bergbau-, Hüttenwerks-, landwirth- 
schaftlichen oder anderen Arbeitsunter- 
nehmungen), welche bezwecken, mittelst 
Einstellung des Betriebes oder Ent- 
lassung von Arbeitern diesen eine Lohn- 
verringerung oder Überhaupt ungünsti- 
gere Arbeitsbedingungen aufzuerlegen ; 
sowie Verabredungen von Arbeitnehmeni 
(Gesellen, Gehilfen, Bediensteten oder 
sonstigen Arbeitern um Lohn), welche 
bezwecken, mittelst gemeinschaftlicher 
Einstellung der Arbeit von den Arbeit- 
gebern höheren Lohn oder überhaupt 
günstigere Arbeitsbedingungen zu er- 
zwingen. Diese Verabredungen, sowie 
Vereinbarungen zur Unterstützung der- 
jenigen, welche bei den genannten Ver- 
abredungen ausharren, oder zur Be- 
nachtheiligung derjenigen, welche sich 
davon lossagten, sind nach österreichi- 
schem Gesetze ungiltig. Wer, um das 
Zustandekommen, die Verbreitung oder 
die zwangsweise Durchführung einer 
dieser Verabredungen zu bewirken, 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer an der 
Ausführung ihres freien Entschlusses, 
Arbeit zu geben oder zu nehmen, durch 
Mittel der Einschüchterung oder Gewalt 
hindert oder zu hindern versucht, ist, 
sofeme seine Handlung nicht unter eine 
strengere Bestimmung des Strafgesetzes 
fällt, einer Uebertretung schuldig und 
vom Gerichte mit Arrest von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen. 
Desgleichen sind Koalitionen von Ge- 
werbsleuten zu dem Zwecke, um den 
Preis einer Waare ziun Nachtheile des 
Publikums zu erhöhen, ungiltig. Im 
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völkerrechtlichen Sinne versteht man 
unter Koalition die Verbindung einer 
Anzahl von Mächten zu einem bestimm- 
ten Zwecke. Koalitionsministe- 
rium, ein Ministerium, welches aus 
Männern verschiedener Parteirichtun- 
gen zusammengesetzt ist. 

JLollaslony im Allgemeinen jede 
auf rechtswidrige Täuschung Dritter 
gerichtete Verabredung; im Strafprocess 
insbesondere die auf Verhinderung der 
Ermittlung der Wahrheit oder Erschwe- 
rung der Untersuchung gerichtete Un- 
terredung eines Beschuldigten mit Zeu- 
gen, Sachverständigen oder Mitbeschul- 
iligten. Dieselbe begründet nach § 175, 
St. P. 0. die Vorführung und Verhaf- 
tung des eines Verbrechens oder Ver- 
gehens Verdächtigen ohne vorläufige 
Vorladung. 

Homeiifiiky, czechischer Verein 
in Wien zur Errichtung und Erhaltung 
czechischer Schulen in Niederösterreich. 

Hompeteiizkoitlllkty Streit 
zwischen den Behörden über die Frage, 
welcher derselben die Entscheidung 
einer Angelegenheit zustehe. Ein posi- 
tiver Kompetenzkonflikt ist dann vor- 
banden, wenn mehrere Behörden ihre 
Zuständigkeit behaupten, während ein 
negativer Kompetenzkonflikt vorliegt, 
wenn sich alle bezüglichen Behörden 
tur unzuständig erklären. Kompetenz- 
konflikte kommen vor: 1. Zwischen 
österr. Gerichten untereinan- 
der. Diese Streitigkeiten hat, wenn 
sie zwischen Gerichtsbehörden erster 
Instanz untereinander obschweben, und 
wenn beide Gerichte dem nämlichen 
Oberlandesgerichte unterstehen, dieses 
zu entscheiden. Ist jedes der streitenden 
<»erichte erster Instanz einem anderen 
Oberlandesgerichte unterworfen, so ist 
von den beiden vorgesetzten Oberlan- 
desgerichten einverständlich zu ent- 
scheiden. Kommt zwischen denselben 



kein Einverständniss zu Stande oder 
entsteht zwischen zwei Oberlandes- 
gerichten ein Streit über ihre eigene 
Zuständigkeit, so kommt die Entschei- 
dung dem obersten Gerichtshofe zu. 
Die Rechtspflege darf indessen nicht 
aufgehalten werden, sondern das Ge- 
richt, welches in dieser Angelegenheit 
zuerst eingeschritten ist, hat das Ver- 
fahren bis zur Entscheidung des Streites 
fortzusetzen. 2. Zwischen österr. 
Gerichten und den Gerichten 
auswärtiger Staaten. Wenn die 
Zuständigkeit eines österreichischen 
Gerichtes in Bezug auf einen fremden 
Staatsangehörigen oder fremdes Ver- 
mögen von dem Gerichte des auswär- 
tigen Staates bestritten wird, so kann 
der inländische Richter das Verfahren 
nicht weiter fortsetzen, als soweit es 
aus öff'entlichen Rücksichten oder zur 
Sicherung der Privatrechte erforderlich 
ist. Er hat den Fall sammt allen Acten 
durch das Oberlandesgericht dem ober- 
sten Gerichtshofe vorzulegen, welcher 
dieselben mit seinem Gutachten an das 
Justizministerium leitet. 3. Kompetenz - 
konflikte zwischen den Gerichts- 
und Verwaltungsbehörden, zwi- 
schen einer Landesvertretung 
und den obersten Regierungs- 
behörden, zwischen autonomen 
Landesorganen verschiedener 
Länder, und zwischen demVer- 
waltungsgerichtshofe und den 
ordentlichen Gerichten entschei- 
det das Reichsgericht (s. d.). 4. Kom- 
petenzkonflikte zwischen dem Ver- 
waltungsgerichtshofe und dem 
Reichsgerichte entscheidet ein aus 
je vier Mitgliedern beider Gerichtshöfe 
zusammengesetzter Senat, dessen Vor- 
sitz der Präsident des obersten Ge- 
richtshofes oder dessen Stellvertreter 
führt. Die Mitglieder dieses Senates 
werden von den beiderseitigen Präsi- 
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dien von Fall zu Fall bestimmt Der 
Antrag auf Entscheidung solcher Kon- 
flikte ist bei dem Präsidenten des ober- 
sten Gerichtshofes zu stellen. Das Ver- 
fahren vor diesem Senate ist öffentlich 
und mündlich. Der Antrag auf Ent- 
scheidung solcher Konflikte ist, je nach- 
dem die Kompetenz beiderseits in An- 
spruch genommen oder beiderseits ab- 
gelehnt wird, von der obersten Ver- 
waltungsbehörde oder von der bethei- 
ligten Partei zu stellen. Das Gesuch 
der Partei muss mit der Unterschrift 
eines Advocaten versehen sein (Gesetz 
vom 22. October 1875, Nr. 87 R. G. B.). 

Komiiiuital^iiiter 9 s. 
Städte. 

Koinmuite^ s. Gemeinde. 

Koitfessioiisloser^ s. Con- 
fessionsloser. 

Koiin^renatloiteit 9 s. Klo- 
ster. 

Konkurs, s. Concurs. 

Roitsul, s. Consul. 

Konsul arnf erlebte 9 die 
Konsulate als Organ der Rechtspflege. 
Die Konsulargerichte üben ihre Ge- 
richtsbarkeit in allen bürgerlichen, so- 
wohl streitigen als auch nicht strei- 
tigen Rechtsangelegenheiten über die 
österreichischen und ungarischen Staats- 
angehörigen und die österreichischen 
Schutzgenossen innerhalb ihres Bezirkes 
aus. Unter österreichischen Schutz- 
genossen versteht man diejenigen frem- 
den Staatsbürger, denen zufolge be- 
stehender Staatsverträge oder nach der 
bisherigen Gepflogenheit der Schutz 
und die Vertretung durch die öster- 
reichischen Konsulate gewährt wird 
(s. Gerichtsorganisation). 

Kontraslunatur 9 Gegen- 
zeichnung; die zur Giltigkeit der Re- 
gierungshandlungen des Kaisers erfor- 
derliche Mitunterfertigung der betref- 
fenden Urkunde durch wenigstens einen 



Minister. Durch diese Mituntertertigimg 
wird der betreffende Minister dem 
Reichsrathe gegenüber verantwortlich 
(s. Staatsgerichtshof.) 

Kffrperverletzunnf (kör- 
perliche Beschädigung) ist im 
Allgemeinen jede widerrechtliche, nach- 
theilige Einwirkung auf den Körpereines 
Menschen. Das össterr. St. G. unter- 
scheidet zunächst zwischen schwerer 
und leichter, sodann zwischen ab- 
sichtlicher und fahrlässiger 
körperl. Beschädigung. Der schweren 
körperl. Beschädigung, welche nach 
§152 St. G. ein Verbrechen ist, macht 
sich derjenige schuldig, der gegen einen 
Menschen, zwar nicht in der Absicht ihn 
zu tödten, aber doch in anderer feindseli- 
ger Absicht auf eine solche Art handelt, 
dass daraus eine Gesundheitsstönmg 
oder Beinifsunfähigkeit von mindestens 
zwanzigtägiger Dauer, eine Geisteszer- 
rüttung oder eine schwere Verletzung 
desselben erfolgte, sowie derjenige, der 
seine leiblichen Eltern oder einen 
öffentlichen Beamten, einen Geistlichen, 
einen Zeugen oder Schverständigen,wäh- 
rend sie in Ausübung ihres Berufes be- 
griffen sind, oder wegen derselben, 
vorsätzlich an ihrem Körper beschä- 
digt, wenn auch die Verletzung keine 
schwere im Sinne des § 152 St. G. ist 
(§§ 152 u. 153 St.G.). Ein wesentliches 
Erforderniss dieses Verbrechens ist es. 
dass der Thäter und der Beschädigte 
verschiedene Personen sind, indem die 
Selbstverstümmlung an sich gleich dem 
Selbstmordversuch straf los,und imFalle, 
als die Absicht darauf gerichtet ist, sich 
dem Militärstande zu entziehen (§ 409 
St. G.) nur eine Uebertretung ist. Die 
Strafe dieses Verbrechens ist in der 
Regel Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre, bei erschwerenden Um- 
ständen bis zu fünf Jahren. Wurde je- 
doch die an sich leichte Verletzung 
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mit einem solchen Werkzeuge und auf 
solche Art unternommen, womit ge- 
meiniglich Lebensgefahr verbunden ist, 
oder ist die Absicht, einen der im § 152 
St. G. erwähnten schweren Erfolge her- 
beiführen, auf andere Art erwiesen (mag 
es auch bei dem Versuche geblieben sein), 
oder fplgte aus der Verletzung eine Ge- 
sundheitsstörung oder Benifsunfähig- 
keit von mindestens dreissigtägiger 
Dauer, oder war die Handlung mit be- 
sonderen Qualen für den Verletzten 
verbunden, oder ist der Angriff in ver- 
abredeter Verbindung mit Anderen oder 
tückischer Weise mit einer der im § 152 
St.G. erwähnten Folgen geschehen, oder 
ist diese schwere Verletzung lebensge- 
föhrlich, so ist die Strafe schwerer 
und verschärfter Kerker zwischen einem 
bis fünf Jahren. Hat aberdasVerbrechen 
für den Beschädigten den Verlust oder 
die bleibende Schwächung der Sprache, 
des. Gesichtes oder Gehöres, den Verlust 
der Zeugungsfähigkeit, eines Auges, 
Armes oder einer Hand, oder eine 
andere auffallende Verstümmelung oder 
VerunstaltungjOder ein immerwährendes 
Siechthum, eine unheilbare Krankheit 
oder eine Geisteszerrüttung ohne Wahr- 
scheinlichkeit der Wiederherstellung, 
oder eine immerwährende Berufsun- 
fähigkeit des Verletzten nach sich ge- 
zogen, so ist die Strafe schwerer Kerker 
von fünf bis zehn Jahren. Eine leichte 
körperliche Beschädigung ist diejenige, 
welche wenigstens sichtbare Merkmale 
und Folgen nach sich gezogen hat (§411 
^^-G.); sie wird als Uebertretung nach 
der Grösse der Verletzung und nach 
der Eigenschaft der verletzten Person 
mit Arrest von drei Tagen bis zu sechs 
Monaten bestraft. Zu allen diesen 
vorbezeichneten Körperverletzungen ist 
f'ine böse Absicht erforderlich. Die 
Hauptfälle der fahrlässigen Körper- 
verletzung fallen unter die Bestimmimg 



der §§ 335 u. 431 St. G. Danach ist jede 
Handlung oder Unterlassung, von wel- 
cher der Handelnde schon nach ihren 
natürlichen, für Jedermann leicht er- 
kennbaren Folgen, oder vermöge be- 
sonders bekannt gemachterVorschriften, 
oder nach seinem Stande, Amte, Berufe, 
Gewerbe, seiner Beschäftigung, oder 
überhaupt nach seinen besonderen Ver- 
hältnissen einzusehen vermag, dass sie 
eine Gefahr für das Leben, die Gesund- 
heit oder körperliche Sicherheit von 
Menschen herbeizuführen oder zu ver- 
grössern geeignet sei, wenn hieraus eine 
schwere körperliche Beschädigung eines 
Menschen erfolgte, an jedem Schuld- 
tragenden als Uebertretung mit Arrest 
von einem bis zu sechs Monateix, wenn 
hieraus aber der Tod eines Menschen er- 
folgte, als Vergehen mit strengem Arrest 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre 
zu bestrafen, und hat sie keinen wirk- 
lichen Schaden herbeigeführt, als Ueber- 
tretung mit einer Geldsstrafe von fünf 
bis fünfhundert Gulden oder mit Arrest 
von drei Tagen bis zu drei Monaten zu 
ahnden. 

Kraiit. Flächenmass : 10.032 D- 
Kilom. (182 n bleuen). Einwohnerzahl : 
481.243 in 345 Gemeinden, 3263 Ort- 
schaften, 79.203 Häusern. Die Bevöl- 
kerung gehört zum grössten Theile 
(93*73%) dem slovenischen Stamme an 
und enthält blos 6-15% Deutsche; sie 
bekennt sich fast durchgehends zur 
katholischen Religion. Die Landeshaupt- 
stadt Laibach zählt 26.284 Bewohner. 
Die politische Verwaltung wird durch 
die Landesregierung in Laibach, den 
Magistrat in Laibach und eilf Bezirks- 
hauptmannschaften besorgt. Die Rechts- 
pflege wird durch das Landesgericht 
in Laibach, das Kreisgericht iuRudolfs- 
werth und dreissig Bezirksgerichte aus- 
geübt. An der Finanzverwaltung arbei- 
ten: die Finanzdirection, die Finanz- 
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procuratur, die Steuercommission, das 
Hauptzollamt und Landeszahlamt^ 
sämmtlich in Laibach; ferner das 6e- 
bilhrenbemessungsamt in Laibach, die 
Haiiptsteuerämter in Laibach und Ru- 
dolfswerth und die Steuerämter bei 
allen Bezirksgerichten. An Unterrichts- 
anstalten besass Krain im Jahre 1882 : 
die Kunstschule in Laibach, 7 Mittel- 
schulen, 8 Specialinstitute in Laibach, 
309 Volks- und Bürgerschulen und eine 
landwirthschaftliche Schule. Zeitungen 
erschienen 13. Der Grund und Boden 
Krains repräsentirte im Jahre 1879 
einen Werth von 126 Millionen Gulden 
und dessen Bodenerträgnisse 33 Millio- 
nen Gulden. 

Der Landtag besteht aus sieben- 
unddreissig Mitgliedern, nämlich: dem 
Fürstbischöfe von Laibach, sowie aus 
sechsunddreissig gewählten Abgeord- 
neten, und zwar: 1. aus zehn Abge- 
ordneten des grossen Grundbesitzes ; 
2. aus zehn Abgeordneten der durch 
die Wahlordnung bezeichneten Städte 
und Märkte und der Handels- und Ge- 
werbekammer, und 3. aus sechzehnAbge- 
ordneten der ül3rigen Gemeinden. (lieber 
den Wirkungskreis des Landtages s. d.) 

Land tags wähl Ordnung: Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbe- 
sitzes bildet das ganze Herzogthum 
Krain Einen Wahlbezirk. Wahlort ist 
die Landeshauptstadt Laibach. §2. Die 
Wähler der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbesitzes bilden 
Einen Wahlkörper, welcher zehn Ab- 
geordnete zu wählen hat. § 3. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Städte 
und Märkte bilden: die Landeshaupt- 
stadt Laibach Einen Wazlbezirk ; a) die 
Stadt Idria Einen Wahlbezirk ; h) Krain- 
burg, Lack, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; c) Neumarktlj Radmannsdorf, 



Stein, zusammen Einen Wahlbezii-k; 
d) Adelsberg, Oberiaibach, Laa's, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; e) Neu- 
stadtl, Weixelburg, Tschemembl, Mött- 
ling, Landsti'ass, Gurkfeld, zusammen 
Einen Wahlbezirk; f) Gottscbee, Reif- 
nitz, zusammen Einen Wahlbezirk. 
§ 4. Die Ländeshauptstadt Laibach und 
die Stadt Idria, welche für sich allein 
Einen Wahlbezirk bilden, sind zugleich 
die Wahlorte dieser Wahlbezirke. In 
jedem aus zwei oder mehreren Städten 
und Märkten gebildeten Wahlbezirke 
ist der im vorangehenden Paragraphe 
bei der Festsetzung jedes Wahlbezirkes 
zuerst angeführte Ort der Wahlort 
dieses Wahlbezirkes. § 5. Von den im 
§ 3 angeführten sieben Wahlbezirken 
hat der Wahlbezirk von Laibach zwei 
Abgeordnete und jeder andere Wahl- 
bezirk Einen Abgeordneten zu wählen. 
Alle Wahlberechtigten jedes Wahl- 
bezirkes bilden Einen Wahlkörper. 
§ 6. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer zu Laibach hat zwei Land- 
tagsabgeordnete zu wählen. Für diese 
Wahlen haben die Mitglieder und Er- 
satzmänner der Kammer den Wahl- 
körper zu bilden. § 7. Für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemein- 
den bilden die politischen Bezirke: 
1. Laibach (Umgebung), Oberlaibach, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 2. Stein, 
Egg ob Podpetsch, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 3. Krainburg, Neumarktl, 
Lack, zusammen Einen Wahlbezirk; 
4. Radmannsdorf, Kronau, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 5. Adelsberg, Pla- 
nina, Senosetsch, Laas, Feistritz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 6. Wippach, 
Idria, zusammen Einen Wahlbezirk; 
7. Neustadt!, Landstrass, Gurkfeld, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 8. Treffen, 
Sittich, Seisenberg, Nassenfuss, Littai, 
Weichselstein, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 9. Gottschee, Reifnitz, Gross- 
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laschitz, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
10. Tschernembl, Möttling, zusammen 
Einen Wahlbezirk. § 8. In jedem für 
die Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden gebildeten Wahlbezirke ist 
der Sitz des politischen Bezirksamtes 
des im § 7 bei Festsetzung jedes Wahl- 
bezirkes zuerst angeführten politischen 
Bezirkes der Wahlort. § 9. Von den 
im § 7 angeführten Wahlbezirken hat 
der unter 8 drei, jeder der unter 1, 3, 
5 und 9 angeführten Wahlbezirke zwei 
und jeder der übrigen fünf Wahlbezirke 
je Einen Abgeordneten zu wählen. Die 
Wahlmänner aller in Einem Wahl- 
bezirke gelegenen Gemeinden (mit Aus- 
nahme der nach § 3 zur Wahl von 
Abgeordneten berechtigten Städte und 
Märkte) bilden Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 10. Die Abgeordneten der Wähler- 
dasse des grossen Grundbesitzes sind 
durch directeWahl der grossjährigen, 
dem österreichischen Staatsverbande 
angehörigenBesitzerjenerLandtäflichen 
Güter, deren Jahresschuldigkeit an 
landesfürstlichen Realsteuern (mit Aus- 
nahme des Kriegszuschlages) wenigstens 
Einhundert Gulden beträgt, zu wählen. 
§ 11. Unter mehreren Mitbesitzeni 
eines zur Wahl berechtigenden land- 
täfliohen Gutes kann nur derjenige 
aus ihnen wählen, welchen sie hierzu 
ermächtigen. Der Besitz zweier oder 
mehrerer landtäf lieber Güter , deren 
Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuem (mit Ausnahme des Kriegs - 
Zuschlages) zusammengenommen wenig- 
stens Einhundert Gulden beträgt, be- 
rechtiget ebenfalls zur Wahl. § 12. 
Für jene zur Wahl berechtigenden 
Güter, in deren Besitz eine Corpora- 
tion oder Gesellschaft sich befindet, ist 
das Wahlrecht durch jene Person aus- 
zuüben, welche nach den bestehenden 
gesetzlichen oder gesellschaftlichen 



Normen berufen ist, die Corporation 
oder Gesellschaft nach aussen zu ver- 
treten. Gemeinden , welche sich im 
Besitze von zur Wahl berechtigenden 
Gütern befinden, können als solche 
dieses Wahlrecht nicht ausüben. § 13. 
Die Abgeordneten der im § 3 aufge- 
führten Städte und Märkte sind durch 
directe Wahl aller jener, nach dem 
besonderen Gemeindestatute oder dem 
Gemeindegesetze vom 17. Februar 1866 
zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Einen Wahlbezirk bildenden Städte 
und Märkte berechtigten und nach 
§ 18 der Landtagswahlordnung vom 
Wahlrechte nicht ausgeschlossenen 
Gemeindeglieder zu wählen, welche 
ä) in Gemeinden mit drei Wahlkörpern 
zum ersten und zweiten Wahlkörper 
gehören und im dritten Wahlkörper 
wenigstens zehn Gulden an directen 
Steuern entrichten, h) in Gemeinden 
mit weniger als drei Wahlkörpern die 
ersten zwei Drittheile aller nach der 
Höhe ihrer Jahresschuldigkeit an di- 
recten Steuern gereihten Gemeinde - 
Wähler ausmachen. Diesen sind die 
Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder und 
jene Gemeindemitglieder anzureihen, 
welche nach der Gemeindewahlordnung 
des Landes, § 1, Punkt 2, ohne Rück- 
sicht auf Steuerzahlung wahlberechtigt 
sind. § 14. Die Wahl der Abgeord- 
neten der Landgemeinden hat durch 
gewählte Wahlmänner zu geschehen. 
Jede Gemeinde des Wahlbezirkes hat 
auf je fünfhundert Einwohner Einen 
Wahlmann zu wählen. Restbetrag«*, 
welche sich bei der Theilung der Ein- 
wohnerzahl durch fünfhundert ergeben, 
haben, wenn sie zweihundertfünfzig 
oder darüber betragen, als fünfhundert 
zu gelten ; wenn sie weniger als zwei- 
hundertfünfzig betragen, unberücksich- 
tigt zu entfallen. Kleine Gemeinden, 
deren Einwohnerzahl weniger als 
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procuratur, die Steuercommission, das 
Haiiptzollamt und Landeszahlamt, 
sämmtlich in Laibach; ferner das 6e- 
bllhrenbemessungsamt in Laibach, die 
Haiiptsteuerämter in Laibach und Ru- 
dolfswerth und die Steuerämter bei 
allen Bezirksgerichten. An Unterrichts- 
anstalten besass lü-ain im Jahre 1882 : 
die Kunstschule in Laibach, 7 Mittel- 
schulen, 8 Specialinstitute in Laibach, 
309 Volks- und Bürgerschulen und eine 
landwirthschaftliche Schule. Zeitungen 
erschienen 13. Der Grund und Boden 
Krains repräsentirte im Jahre 1879 
einen Werth von 126 Millionen Gulden 
und dessen Bodenerträgnisse 33 Millio- 
nen Gulden. 

Der Landtag besteht aus sieben- 
unddreissig Mitgliedeni, nämlich: dem 
Fürstbischöfe von Laibach, sowie aus 
sechsunddreissig gewählten Abgeord- 
neten, und zwar: 1. aus zehn Abge- 
ordneten des grossen Grundbesitzes ; 
2. aus zehn Abgeordneten der durch 
die Wahlordnung bezeichneten Städte 
und Märkte und der Handels- und Ge- 
werbekammer, und 3. aus sechzelmAbge- 
ordneten der übrigen Gemeinden. (lieber 
den Wirkungskreis des Landtages s. d.) 

Landtagswa hl Ordnung: Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbe- 
sitzes bildet das ganze Herzogthum 
Krain Einen Wahlbezirk. Wahlort ist 
die Landeshauptstadt Laibach. §2. Die 
Wähler der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbesitzes bilden 
Einen Wahlkörper, welcher zehn Ab- 
geordnete zu wählen hat. § 3. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Städte 
und Märkte bilden: die Landeshaupt- 
stadt Laibach Einen Wazlbezirk; d) die 
Stadt Idria Einen Wahlbezirk ; h) Krain- 
burg, Lack, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; c) Neumarktlj Radmannsdorf, 



Stein, zusammen Einen Wahlbeziik; 
d) Adelsberg, Oberlaib ach, Laas, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; e) Neu- 
st adtl, Weixelburg, Tschemembl, Mött- 
ling, Landstrass, Gurkfeld, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; f) Gottschee, Reif- 
nitz, zusammen Einen Wahlbezirk. 
§ 4. Die Ländeshauptstadt Laibach und 
die Stadt Idria, welche für sich allein 
Einen Wahlbezirk bilden, sind zugleich 
die Wahlorte dieser Wahlbezirke. In 
jedem aus zwei oder mehreren Städten 
und Märkten gebildeten Wahlbezirke 
ist der im vorangehenden Paragraphe 
bei der Festsetzung jedes Wahlbezirkes 
zuerst angeführte Ort der Wahlort 
dieses Wahlbezirkes. § 5. Yon den ini 
§ 3 angeführten sieben Wahlbezirken 
hat der Wahlbezirk von Laibach zwei 
Abgeordnete und jeder andere Wahl- 
bezirk Einen Abgeordneten zu wählen. 
Alle Wahlberechtigten jedes Wahl- 
bezirkes bilden Einen Wahlkörper. 
§ 6. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer zu Laibach hat zwei Land- 
tagsabgeordnete zu wählen. Für diese 
Wahlen haben die Mitglieder und Er- 
satzmänner der Kammer den Wahl- 
körper zu bilden. § 7. Für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemein- 
den bilden die politischen Bezirke: 
1. Laibach (Umgebung), Oberlaibach, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 2. Stein, 
Egg ob Podpetsch, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 3. Krainburg, Neumarktl, 
Lack, zusammen Einen Wahlbezirk; 
4. Radmannsdorf, Kronau, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 5. Adelsberg, Pla- 
nina, Senosetsch, Laas, Feistritz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 6. Wippach, 
Idria, zusammen Einen Wahlbezirk; 
7. Neustadt!, Landstrass, Gurkfeld, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; S.Treffen, 
Sittich, Seisenberg, Nassenfuss, Littai, 
Weichselstein, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 9. Gottschee, Reifnitz, Gross- 
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laschitz, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
10. Tschernembl, Möttling, zusammen 
Einen Wahlbezirk. § 8. In jedem für 
die Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden gebildeten Wahlbezirke ist 
der Sitz des politischen Bezirksamtes 
des im § 7 bei Festsetzung jedes Wahl- 
bezirkes zuerst angefahrten politischen 
Bezirkes der Wahlort. § 9. Von den 
im § 7 angeführten Wahlbezirken hat 
der Hnter 8 drei, jeder der unter 1, 3, 
5 und 9 angeführten Wahlbezirke zwei 
und jeder der übrigen fünf Wahlbezirke 
je Einen Abgeordneten zu wählen. Die 
Wahlmänner aller in Einem Wahl- 
bezirke gelegenen Gemeinden (mit Aus- 
nahme der nach § 3 zur Wahl von 
Abgeordneten berechtigten Städte und 
Märkte) bilden Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 10. Die Abgeordneten der Wähler- 
classe des grossen Grundbesitzes sind 
durch directe Wahl der grossjährigen, 
dem österreichischen Staatsverbande 
angehörigenBesitzerjenerLandtäflichen 
Güter, deren Jahresschuldigkeit an 
landesfiirstlichen Realsteuern (mit Aus- 
nahme des Kriegszuschlages) wenigstens 
Einhundert Gulden beträgt, zu wählen. 
§ 11. Unter mehreren Mitbesitzern 
eines zur Wahl berechtigenden land- 
täfhchen Gutes kann nur derjenige 
aus ihnen wählen, welchen sie hierzu 
ermächtigen. Der Besitz zweier oder 
mehrerer landtäf lieber Güter , deren 
Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuern (mit Ausnahme des Kriegs - 
Zuschlages) zusammengenommen wenig- 
stens Einhundert Gulden beträgt, be- 
rechtiget ebenfalls zur Wahl. § 12. 
Für jene zur Wahl berechtigenden 
Oüter, in deren Besitz eine Corpora- 
tion oder Gesellschaft sich befindet, ist 
das Wahlrecht durch jene Person aus- 
zutiben, welche nach den bestehenden 
gesetzlichen oder gesellschaftlichen 



Normen berufen ist, die Corporation 
oder Gesellschaft nach aussen zu ver- 
treten. Gemeinden , welche sich im 
Besitze von zur Wahl berechtigenden 
Gütern befinden, können als solche 
dieses Wahlrecht nicht ausüben. § 13. 
Die Abgeordneten der im § 3 aufge- 
führten Städte und Märkte sind durch 
directe Wahl aller jener, nach dem 
besonderen Gemeindestatute oder dem 
Gemeindegesetze vom 17. Februar 1866 
zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Einen Wahlbezirk bildenden Städte 
und Märkte berechtigten und nach 
§18 der Landtagswahlordnung vom 
Wahlrechte nicht ausgeschlossenen 
Gemeindeglieder zu wählen, welche 
a) in Gemeinden mit drei Wahlkörpern 
zum ersten und zweiten Wahlkörper 
gehören und im dritten Wahlkörper 
wenigstens zehn Gulden an directen 
Steuern entrichten, &) in Gemeinden 
mit weniger als drei Wahlkörpern die 
ersten zwei Drittheile aller nach der 
Höhe ihrer Jahresschuldigkeit an di- 
recten Steuern gereihten Gemeinde- 
wähler ausmachen. Diesen sind die 
Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder und 
jene Gemeindemitglieder auzureiheii, 
welche nach der Gemeindewahlordnung 
des Landes, § 1, Punkt 2, ohne Rück- 
sicht auf Steuerzahlung wahlberechtigt 
sind. § 14. Die Wahl der Abgeord- 
neten der Landgemeinden hat durch 
gewählte Wahlmänner zu geschehen. 
Jede Gemeinde des Wahlbezirkes hat 
auf je fünfliundert Einwohner Einen 
Wahlmann zu wählen. Restbetrag»^, 
welche sich bei der Theilung der Ein- 
wohnerzahl durch fünfhundert ergeben, 
haben, wenn sie zweihundertfünfzig 
oder darüber betragen, als fl\nfhundert 
zu gelten ; wenn sie weniger als zwei- 
hundertfünfzig betragen, unberücksich- 
tigt zu entfallen. Kleine Gemeinden, 
deren Einwohnerzahl weniger als 
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Krain — Krankencassen. 



fünfhundert beträgt, wählen einen 
AVahlmann. § 15. Die Wahlmänner 
jeder Gemeinde sind durch jene nach 
dem Gemeindegesetze vom 17. Februar 
1866 zurAVahl der Gemeindevertretung 
berechtigten und nach §18 der Land- 
tagswahlordnung vom Wahlrechte nicht 
ausgeschlossenen Gemeindeglieder zu 
wählen, welche a) in Gemeinden mit 
drei Wahlkörpem den ersten und 
zweiten Wahlköri^er bilden, b) in Ge- 
meinden mit weniger als drei Wahl- 
körpern die ersten zwei Drittheile aller 
nach der Höhe ihrer Jahresschuldigkeit 
an directen Steuern gereihten Ge- 
meindewähler ausmachen. Diesen sind 
die Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder 
und jene Gemeindemitglieder anzu- 
reihen, welche nach der Gemeinde- 
wahlordnung des Landes, § 1, Punkt 2, 
ohne Rücksicht auf Steuerzahlung 
wahlberechtigt sind. (Betreifs der Er- 
fordernisse der Wählbarkeit in den 
Landtag, sowie darüber, welche Per- 
sonen von dem diesfälligen Wahlrechte 
und der Wählbarkeit ausgeschlossen 
sind, s. Landtag). 

Krakau 9 66.095 Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch das Gesetz vom 1. April 1866, 
Nr. 7 L. G. B. Der Gemeinderath 
(Gemeindevertretung)besteht aus 60 Mit- 
gliedern. Betreffs des Wahlrechtes und 
der Wählbarkeit zur Gemeindever- 
tretung s. Gemeindewahl; betreffs des 
Wirkungskreises der Gemeindevertre- 
tung s. Städte. 

Kraiikeiieasseii« Die Errich- 
tung von Krankencassen gehört zu den 
Linderungsmitteln der socialen Uebel- 
stände. Betreffs der gewerblichen Lohn- 
arbeiter besteht bereits ein Gesetz 
(Gewerbenovelle vom 15. März 1883), 
mittels dessen es den Gewerbegenos- 
senschaften zur Pflicht gemacht ist, 
zur Unterstützung der Gehilfen für 



den Fall der Erkrankung eigene Kran- 
kencassen zu gründen und zu erhal- 
ten, oder einer bestehenden Kranken- 
casse beizutreten. Zu den Kranken- 
cassen haben die Gewerbsinhaber und 
sämmtliche Hilfsarbeiter, welche bei 
den der Genossenschaft angehörenden 
Gewerbsinhabern beschäftigt sind, mit 
Ausnahme der Lehrlinge, Beiträge zu 
leisten. Der Beitrag, welchen die 
Gewerbsinhaber für jeden Gehilfen 
(Gesellen) aus eigenen Mitteln zuzu- 
legen haben, darf nicht höher als mit 
der Hälfte der Beiträge jedes Gehilfen 
bemessen werden. Der Beitrag der 
Gehilfen darf nicht mehr als drei Pro- 
cent vom Lohngulden betragen. Das 
von der Cassa an ein krankes Mtglied 
zu gewährende Krankengeld hat für 
Männer mindestens ein Drittel des 
auf einen Tag entfallenden Lohnes zu 
erreichen. Das Krankengeld ist in 
Fällen längerer Dauer der Krankheit 
mindestens für die Zeit von dreizehn 
Wochen zu gewähren. Wird ein Ge- 
hilfe in einer öffentlichen Kranken- 
anstalt verpflegt, so hat die Gasse 
die für die Verpflegung nach der 
letzten Classe entfallenden Kosten bis 
zur Dauer von vier Wochen an die 
Krankenanstalt zu bezahlen. Die Mit- 
tel der Krankencasse dürfen unter 
keiner Bedingung zu anderen Zwecken 
als zur Krankenunterstützung ihrer 
Mitglieder verwendet werden. Die Kran- 
kencasse muss einen Vorstand haben, 
welcher mit zwei Drittheilen aus Ge- 
hilfen und mit einem Drittheile aus 
Gewerbsinhabern zu bestehen hat. Die 
Mitglieder aus dem Staude der Ge- 
hilfen sind durch die Gehilfen-Ver- 
sammlung und die Mitglieder aus dem 
Stande der Gewerbsinhaber durch die 
Genossenschafts-Versammlung zu wäh- 
len. In der General- Versammlung hat 
jedes anwesende Mitglied (Gehilfe, 
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Geselle) eine Stimme. Die General- 
Versammlung kann auch aus Dele- 
girten gebildet werden, welche aus 
der Mitte der stimmfähigen Mitglieder 
zu wählen sind. Die Gewerbsinhaber 
haben das Recht auf die Hälfte der 
den Mitgliedern der Gasse (Gehilfen, 
Gesellen) zustehenden Stimmen in der 
General-, beziehungsweise Delegirten- 
Versammlung und können sich durch 
Bevollmächtigte vertreten lassen. Die 
politische Landesstelle hat die Statuten 
der Krankencasse zu bestätigen. Die 
Gebahrung der Krankencasse steht 
unter der Aufsicht der Gewerbsbehörde. 
Dieselbe ist berechtigt, jederzeit von 
allen Büchern und Rechnungen der 
Casse Einsicht zu nehmen und die 
Casse zu scontriren, und verpflichtet, 
die genaue Befolgung der Statuten zu 
überwachen. Im Falle von Gesetz- und 
Statutenwidrigkeiten sind Strafen und 
eventuell die Schliessung der Casse zu 
verhängen. 

Rreisisj^erielite, S.Gerichts- 
höfe erster Instanz. 

Rremsier^ 11.800 Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch das Gesetz vom 18. Februar 
1870, Nr. 25 L. G. B. Der Gemeinde- 
rath (Gemeindevertretung) besteht aus 
30 Mitgliedern. Betreffs des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit zur Ge- 
meindevertretung s. Gemeindewahl; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung $. Städte. 

Rrieff^sflaff^He^ enthält drei 
wagrechte Streifen roth-weiss-roth mit 
dem österreichischen Hauswappen. 



Kriensflotte 9 s. Kriegs- 
wesen. 

Kriensinariiie^ s. Kriegs- 
wesen. 

KrieiBjfSsehule^ Unterrichts- 
anstalt in Wien zur Ausbildung von 
Kräften für den Generalstab. 

Krieisj^s^n^eseii* Das Kriegs- 
wesen ist eine beiden Reichstheilen ge- 
meinsame Angelegenheit. An der Spitze 
des Kriegswesens steht der Kaiser, und 
zwar stehen ihm die Anordnungen in 
Betreff der Leitung, Führung und in- 
neren Organisation der gesammten Ar- 
mee ausschliesslich zu. Zur Er- 
höhung der Schlagfertigkeit der Armee 
ist das Wehrsystem in beiden Staats- 
gebieten der Monarchie gleichartig 
geordnet. Zufolge der diesfälligen Be- 
stimmungen ist die Wehrpflicht eine 
allgemeine und muss persönlich erfüllt 
werden ; sie beginnt mit erstem Jänner 
jenes Kalenderjahres, in welchem der 
Staatsbürger das zwanzigste Lebens- 
jahr vollendet. Die bewaffnete Macht 
(gesammte Armee, Wehrkraft) gliedert 
sich in das stehende Heer, die Kriegs- 
marine, die Ersatzreserve, die Landwehr 
und den Landsturm (s. die diesfälligen 
Special artikel). Die Dienstpflicht dauert 
im stehenden Heere 10 Jahre, davon 
3 Jahre in der Linie und 7 Jahre in 
der Reserve, in der Kriegsmarine 9 
Jahre, und zwar 4 Jahre in der Linie 
und 5 Jahre in der Reserve. Was die 
Heeresstärke betrifft, so weist der 
normirte Friedens- und Kriegsstand 
folgende Ziffern auf: 



• 1. Stehendes Heer. Friedensstand 

Behörden, höhere Commanden und Stäbe 3.985 

Infanterie und Jägertruppe 168.905 

Cavallerie 44.129 

Feld- und Festungsartillerie 28.499 



Krie^sstand 
10.263 

552.945 
64.045 
79.126 



Transport . . 245.518 706.379 
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158 Kriegswesen. 

Friedensstand Krieg.4staad 

Transport . . 245,518 706.379 

Oenie- und Pionnirtruppe und Eisenbahnregiment . . 8.744 25.486 

Traintruppe 2.609 35.780 

Sanitätstnippe 2.567 14.391 

Herresanstalten . 7.584 29.438 

Summe, Mann . . 267.022 811.474 

2. Landwehr, 

in Oesterreich . . 3.795 144.852 

Infanterie und Schützen 3.630 138.329 

Cavallerie 45 6.179 

Auditore, Aerzte, Geistliche, Intendanz-Beamte ... 120 344 

in Ungarn ~~. 11.717 175.278 

Infanterie 9.184 162.100 

Cavallerie 2,295 12.707 

Auditore, Aerzte, Geistliche etc 238 471 

Summe, Mann . . 15.512 320.130 

3. Besondere Formationen. 

Garden und königlich ungarische Kronwache .... 481 481 

Mil. Sicherheitskörper (19 Gendarmeriecommanden etc.) 12.466 12.466 

Gestütsbranche . 5.633 5 633 

Summe, Man n . . 18.580 18.580 

Hauptsumme . . 301.114 1,150.184 
Zahl der Feldgeschütze (incl. Gebirgskanonen) in den 

Batterien 716 1.612 

Das stehende Heer ist im Frieden gegenwärtig in 31 Truppendivisionen, 

63 Infanterie-, 6 Gebirgs- und 20 Cavalleriebrigaden aufgestellt. Im Kriege 
wird die zur Action bestimmte Heeresmacht in 3 Armeen, 15 Armeecorps. 
42 Infanterie- und 5 Cavallerie-Truppendivisionen formirt. 
Der Stand der Kriegsmarine ist folgender: 

1. Schwimmendes Flottenmaterial. indicirte 

Schiffe Geschütze Mitrailleusen Pferdekräfte 

a) Flotte 56 353 64 82.100 

Q hl "Kf 1 'fl? / gcpaniertc Kaseraattenwhiffe 8 124 42 31.380 

bcüiacütscnme <^ panzerfregatten . . 3 56 12 8.210 

Kreuzer 11 106 8 24.560 

Schiffe zur Küstenbewachung .... 15 49 — 13.000 

Transports- und Servitutsschiffe . . 5 14 — 4.310 

Torpedoboote 12 » — — — 

Flussschiffe (Donaumonitors) .... 2 4 2 640 

h) Schulschiffe ~5 33 ^^^^ — 

c) Tender 10 16 — 2.290 

d) Hulks 12 44 — — 

Zusammen . . 83 446 64 84.390 
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2. Marinepersonale — Mann 



Seeofficiere und Seecadeten 

Matrosencorps (mit 2 Depots ä 6 Compagnien) 
Auditore, Aerzte, Geistliche etc 



Friedensstand 
533 
6.286 
614 



Kmgsstand 
757 
11.532 
614 



7.433 



12.903 



Zusammen . 

Betreffs der österreichischen Landwehr, der ungarischen Landwehr (Hon ved) 
und der Landesschützen von Tirol und Vorarlberg s. Landwehr. Was die 
Eintheilung der Armee ziun Zwecke des militärischen und administrativen 
Dienstes betrifft, s.Militärterritorialco m"m a n d e n. Zur Yergleichung der 
österreichischen Heeresstärke mit der Heeresmacht der namhafteren europäi- 
schen Staaten mag nachstehende Uebersicht dienen: 

Landmacht: Friedensstärke 

Russland reguläre Truppen 807.591 

Frankreich 437.000 

Deutschland 419.000 

Oesterreich-Ungam 301.114 

Italien 219.000 

Grossbritannien 243.000 



Krie(|;s8t&rke 

2,277.000 
2,075.000 
1,425.000 
1,150.184 
868.000 
580.000 



Seemacht : Fahrzeuge Kanonen 

Deutschland 72 455 

Oesterreich-Ungam 83 446 

Grossbritannien 537 4.228 

Frankreich 443 1.680 

Russland 248 618 

Italien 73 478 



Mannschaft 
13.945 
12.903 
82.820 
73.196 
30.900 
15.055 



Der Totalaufwand für Heeres - 
zwecke Oesterreich-Ungarns wurde für 
das Jahr 1883 mit über 135 Millionen 
Gulden präliminirt. Bei der Sorge für 
die Wehrkraft des Staates darf nie aus 
dem Auge gelassen werden, dass letztere 
nicht allein auf der Ziffer der Heeres- 
stärke, sondern insbesondere auch auf 
der genialen Führung, sowie auf dem 
Geiste und der taktischen Ausbildung 
der Truppen und auf der Ordnung im 
Staatshaushalte beruht. Vgl. B r a- 
chelli. Statistische Skizze der österr.- 
ungar. Monarchie. 

Rroateii^ s. Slaven. 

Rroatien-Slavoiiieii 9 Kö- 
nigreich, Flächeninhalt 42.516DKilom. 
(772QM.), Einwohnerzahl 1,904.902. 
Von der Bevölkerung gehören 70"/,, 



dem kroatischen und 20% dem ser- 
bischen Volksstamme an; ausserdem 
leben hier Deutsche, Magyaren, Tsche- 
chen, Slovaken, Slovenen, Italiener, 
Romanen und Albanesen. Der Religion 
nach entfallen 707o auf die römisch - 
katholische, 5% auf die griechisch- 
katholische, 23-5% auf die griechisch 
nichtunirte, 1% auf die protestantische 
Kirche und 0*5% auf Israeliten. Die 
Landeshauptstadt Agram zählt 30.000 
Einwohner. 

Die Gesetzgebung betreffs Kroatien- 
Slavonien wird bezüglich jener Gegen- 
stände, welche dieses Land mit den 
übrigen ungarischen Ländern (s. Un- 
garn) gemeinschaftlich hat, vom unga- 
rischen Reichstage ausgeübt; betreffs 
der übrigen Gegenstände steht das 
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Gesetzgebungsrecht dem kroatisch- 
slavonischen Landtage zu. 

Der k ro atis ch-slavonische 
Landtag besteht aus den Erzbischöfen 
von Agram und Karlowitz, den Diö- 
zesanbischöfen der katholischen und 
griechisch-orientalischen Kirche , dem 
Agramer Grosspropst (Prior Auranae), 
den Obergespänen , dem Comes von 
Turopolje, den grossjährigen Magnaten 
(Fürsten, Grafen und Freiherni) und 
aus 112 Abgeordneten, welche in ebenso 
vielen Wahlbezirken gewählt werden. 

Die oberste Verwaltung der dem 
Königreiche Kroatien-SIavonien mit 
Ungarn gemeinschaftlichen Angelegen- 
heiten fällt in den Geschäftskreis der 
betreffenden ungarischen Ministerien. 
Für die oberste Verwaltung derjenigen 
Gegenstände, bezüglich deren Kroatien 
autonom ist, einschliesslich des Ge- 
werbe-, Vereins- und Passwesens, der 
Fremdenpolizei, Staatsbürgerschaft und 
Naturalis irung, besteht die königliche 
Landesregierung in Agram, an deren 
Spitze der dem kroatisch-slavonischen 
Landtage verantwortliche Banus steht. 
Zum Zwecke der Verwaltung ist Kroa- 
tien in 8 Comitate mit 20 Vicegespan- 
schaften eingetheilt; ausserdem be- 
stehen in Kroatien-SIavonien 13 Städte 
mit besonderen Verwaltungsbezirken 
und im gewesenen kroatisch-slavoni- 
schen Grenzgebiete 6 Districte und 



8 Freistädte. Der Rechtspflege dienen : 
die k. Septemviraltafel in Agram als 
oberste Instanz, die k. Banaltafel in 
Agram als IL Instanz, 12 k. Gerichts- 
höfe, das Geschwomengericht in Agram 
für Pressvergehen und 60 k. Bezirks- 
gerichte, endlich die Orts- und Frie- 
densgerichte für Bagatellsachen. Der 
Finanzverwaltung dienen : die Finanz- 
Landes-Direction in Agram, die Finanz- 
Procuratur in Agram, 2 Finanzinspec- 
torate, 1 Staats-Hauptcasse, 37 Steuer- 
ämter und 2 Zollämter. An Unterrichts - 
anstalten hat Kroatien-SIavonien die 
Franz Josefs-Universität in Agram 
(seit 1875), 8 Gymnasien, 9 Real- 
schulen, 1054 Volksschulen. Zeitungen 
erschienen- 36. Vgl. Brachelli, Sta- 
tistische Skizze der österreichisch- 
ungarischen Monarchie, 9. Auflage, 
1883. 

Kuniaiieiiy Zweig des mag^^ari- 
schen Volkes, s. Magyaren. 

Kuiistakadeniie, s. Schul- 
wesen. 

Kunstakademie-Profes- 
soreii^ Bezüge der, s. Gehalte. 

Kuiist^^e^iverlieseliule, s. 
Schulwesen. 

Küsteiilaiid^ österreichisches, 
Bezeichnung für die an der Küste des 
adriatischen Meeres liegenden Gebiete 
von Görz-Gradiska, Istrien und Triest 
(s. die diesfälligen Specialartikel). 



L. 



iJadiiier 9 westromanischer 
Sprachzweig, s. Romanen. 

iJaner^ hartes, s. Strafe. 

liaibaeh, 26.284 E., Stadt mit 
eigenem Statute, erflossen durch die 
Min.-Vdg. V. 11. Juni 1850, Z. 11.926, 



Nr. 276, L. G. Der Gemeinderath (Ge- 
meindevertretung) besteht aus 30 Mit- 
gliedern. Betreffs des Wahlrechtes und 
der Wählbarkeit in die Gemeindever- 
tretung s. Gemeindewahl; betreffs 
des Wirkungskreises der Gemeinde- 
vertretung s. Städte. 
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Landesaussehuss^ das ver- 
waltende und ausführende Organ der 
Landes Vertretung. Der Landesaus- 
schuss besteht aus dem Vorsitzenden 
des Landtages und aus mehreren vom 
und aus dem Landtage gewählten Ab- 
geordneten. Der Landesausschuss be- 
sorgt die gewöhnlichen Vei-waltungs- 
ffeschäfte des Landes Vermögens, der 
Landesfonds und Anstalten, und leitet 
und überwacht die Dienstleistung der 
ihm untergebenen Beamten und Diener. 
Er hat hierüber, sowie über die Aus- 
führung der vollziehbaren Landtags- 
l)eschltisse dem Landtage Rechenschaft 
zu geben und Anträge in Landesange- 
legenheiten für den Landtag über Auf- 
trag desselben oder aus eigenem An- 
triebe vorzuberathen. Weiters werden 
ilie dem Lande, beziehungsweise den 
vormaligen Ständen des Landes zu- 
stehenden Patronats- und Präsenta- 
tionsrechte, das Vorschlags- oder Er- 
nennungsrecht für Stiftungsplätze oder 
Stipendien, sowie das Recht der Auf- 
nahme in ständische Anstalten und 
'Stiftungen vom Landesausschusse aus- 
übt. Der Landesausschuss repräsen- 
tirt die Landesvertretung in allen 
liechtsangelegenheiten ; die im Namen 
der Landesvertretung auszustellenden 
Urkunden sind vom Landeshaupt- 
nianne und zwei Beisitzern des Landes- 
ausschusses zu fertigen und mit dem 
Landessiegel zu versehen. Auch hat 
der Landesausschuss die Wahlaus- 
weise der neu eintretenden Landtags- 
iibgeordneten zu prüfen und darüber 
an den Landtag zu berichten, welchem 
>')hin die Entscheidung über die Zu- 
lassung der Gewählten zusteht. Die 
Function sdauer der Beisitzer des Lan- 
desausschusses und der Ersatzmänner 
ist jener des Landtages, der sie gewählt 
iiat, gleich. Sie währt jedoch nach dem 
Ablaufe der Landtagsperiode, sowie im 

Dr. D. B auter, Oesterr. Staats-Lexikon. 



Falle der Auflösung des Landtages 
noch so lange fort, bis aus dem neuen 
Landtage ein anderer Ausschuss be- 
stellt ist. Der Austritt aus dem Land- 
tage hat das Austreten aus dem Landes- 
ausschusse zur Folge. Die Beisitzer des 
Landesausschusses erhalten eine jähr- 
liche Entschädigung aus Landesmitteln. 

iJaiidesliehorfle, politische, 
Organ der politischen Verwaltung (Ad- 
ministration) für den Umfang eines 
ganzen Landes. Die politischen Lan- 
desbehörden führen in den Provinzen 
Niederösterreich, Oberösterreich, Steier- 
mark, Böhmen, Mähren, Galizien, Tirol 
mit Vorarlberg, Dalmatien und Küsten- 
land die Bezeichnung k. k. Statthal- 
te rei und in den Ländern Kärnten, 
Krain, Salzburg, Schlesien und Buko- 
wina den Titel k. k. Landesregie- 
rung. An der Spitze der politischen 
Landesbehörden steht der Landeschef 
(s. d.). 

In den Geschäftskreis der po- 
litischen liandesbehörden gehören ins- 
besondere nachstehende Agenden: die 
Verleihung der Staatsbürgerschaft an 
Fremde ; die Entscheidung in Heimats- 
sachen in zweiter Instanz, und in erster 
Instanz dann, wenn zwei an der Lösung 
der streitigen Frage betheiligte Bezirks- 
behörden desselben Verwaltungsgebietes 
sich über die Frage des Heimatsrechtes 
nicht einigen können; die Fällung von 
Enteignungserkenntnissen (s. Enteig- 
nung); die Ueberwachung der Matri- 
kenführung, die Richtigstellung der 
Matriken und die Bewilligung der 
Namensänderung nichtadeliger Perso- 
nen (s. Namensänderung); die Aus- 
übung des staatlichen Tutel- und Ober- 
aufsichtsrechtes über Stiftungen, Wohl- 
thätigkeits- und Humanitätsanstalten; 
die Ueberwachung und Auflösung der 
auf Gewinn berechneten Vereine, die 
Bewilligung zur Errichtung von Ge- 
ll 
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incindesparcasseu unter beschränkter 
Haftung der Gemeinden, sowie zur 
Verwendung der Ueberschüsse des 
Reservefonds der Sparcassen zu ge- 
meinnützigen Zwecken ; die Gestattung 
des Verkaufes periodischer Druck- 
schriften und die Entscheidung über 
die Cautionspflicht derselben; die Be- 
willigung zur Anfertigung und Veräusse- 
rung verbotener Waffen und Munition, 
dann zum Besitze derselben. Die Ein- 
richtung des Melde- und Schubwesens ; 
die Verhängung der Abgabe in eine 
Zwangsarbeits- und Besserungsanstalt. 
In Forstsachen entscheidet die Landes- 
behörde als zweite Instanz über Be- 
schwerden gegen Erkenntnisse der Be- 
zirkshauptmannschaften und der mit 
der politischrn Amtsführung betrauten 
Communalbehörden ; sie ertheilt die 
Bewilligimg zur Vertheilung von Ge- 
meindewäldern ; sie bestimmt, für welche 
Wälder eine sachkundige Forstaufsicht 
zu bestellen ist; ihr steht die Trift- 
bewilligung zu, wenn sich die Trift auf 
mehrere Bezirke erstreckt. In Wa s s e r- 
rechtsangelegenheiten kommt 
der Landesbehörde die Bewilligung von 
Anlagen und Ueberfuhranstalten in den 
zur Schiff- oder Flossfahrt benützten 
Strecken der fliessenden Gewässer zu ; in 
jenen Fällen, in welchen eine mit der 
politischen Verwaltung betraute Ge- 
meinde selbst als Unternehmer einer 
Wasseranlage auftritt, ferner wenn sich 
die Anlage über mehrere Verwaltungs- 
bezirke erstreckt, hat die Landesbehörde 
die zur Verhandlung und Entscheidung 
berufene Verwaltungsbehörde zu be- 
nennen. In Gewerbe- und Handels- 
sachen sind die Landesbehörden zu- 
nächst Recursinstanz ; dies ist auch 
der Fall in Marken-, Musterschutz- und 
Privilegiensachen ; der unmittelbaren 
Erledigung sind vorbehalten: die Ge- 
nehmigung der Statuten der gewerb- 



lichen Genossenschaften; die Markt- 
ordnungen ; die Concession von Press- 
gewerben, soweit dieselbe nicht dem 
Ministerium des Innern vorbehalten ist. 
und von Transportuntemehmungen. 
wenn sich die Wirksamkeit der letz- 
teren auf mehrere politische Bezirke 
erstrecken soll ; die Entscheidung über 
die Realeigenschaft eines Gewerbes, 
über Gesuche um Gestattung von Jahr- 
märkten, sowie über Zulassung von 
Ausländem zum Gewerbebetriebe. Zur 
Verwaltung des Sanitätswesens be- 
stehen bei den Landesbehörden Sani- 
tätsreferenten, dann als begutach- 
tendes und berathendes Organ der 
Land essanitätsrath, welcher nebst 
dem Sanitätsreferenten aus drei bis 
sechs ordentlichen, von der Regierung 
ernannten Mitgliedern und zwei vom 
Landesausschusse entsendeten Mitglie- 
dern besteht. Auf dem Gebiete der 
Cultusverwaltung führt die Lan- 
desbehörde die staatliche Aufsicht über 
die Kirchen und Religionsgesellschaften ; 
die Landesbehörde verwaltet die Reli- 
gionsfonds ; sie besetzt die unter dem 
Patronate des Landesfürsten oder eines 
öffentlichen Fonds stehenden Pfründen, 
deren jährliche Erträgnisse den Betrag 
von Eintausend Gulden nicht tiber- 
steigen; ihr sind die für Pfründen 
freier Verleihung und fl\r ständige Ver- 
sehung incorporirter Pfründen in Aus- 
sicht genommenen Personen zur Gel- 
tendmachung des staatlichen Ein- 
spruchsrechtes anzuzeigen , und die 
bischöflichen Erlässe zur Kenntniss- 
nahme mitzutheilen ; sie gewährt den 
Clerikern den Tischtitel aus dem Be- 
ligionsfonde und verfügt die Ergänzung 
der Congrua für Pfarrer und Local- 
capläne, sowie die Anweisung der Al- 
mosenäquivalente für Bettelorden; sie 
entscheidet im Einvernehmen mit dem 
Ordinariate über Umpfarrungen und er- 
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tlieilt Dispensen in Ehesachen, insoweit 
biezu nicht die politischen Bezirks- 
behörden competent sind. In Schul- 
undStudianangelegenheitenhat 
die Landesbehörde nur für die ökono- 
mischen Bedürfnisse der Lehranstalten, 
soweit der Staat Verpflichtungen hat, 
za sorgen. In Eisenbahnsachen 
steht der Landesbehörde die Vorprü- 
fung der Bahnprojecte, die Tracen- 
revision, die Ermittlung der Stationen, 
die Begehung und Prüfung der herge- 
stellten Eisenbahn und die Schöpfung 
der Expropriationserkenntnisse zu. In 
Militärtangelegenheiten ertheilt 
die Landesbehörde die Ehebewilligung 
an StelUungspflichtige, welche die dritte 
Altersclasse noch nicht tiberschritten 
liaben; sie repartirt das Recrutencon- 
tingent auf die einzelnen Bezirke des 
Landes und besorgt die Feststellung 
des Assen tplanes, beides im Einver- 
nehmen mit den Militärterritorialcom- 
manden; sie entscheidet als zweite In- 
stanz in allen Militärangelegenheiten, 
in denen die politische Bezirksbehörde 
ielbstständig entschieden hat. In Gen- 
darmerieangelegenheiten steht der Lan- 
desbehörde eine Ingerenz insoferne zu, 
als sie bei Errichtung von Gendarmerie - 
posten und Dislocirung der Mannschaft 
mitwirkt. 

Die Landesbehörde ist nicht colle- 
irialisch organisirt, . sondern nur eine 
Summe einzelner Referenten, welche 
in den ihnen generell oder speciell zu- 
^«»wiesenen Geschäften bei dem Chef 
der Behörde oder seinem Stellvertreter 
ihre mittels des zugewiesenen Ililfs- 
pprsonales bearbeiteten Anträge stellen. 
Zur Erleichterung des Geschäftsganges 
besteht in Trient eine Statthalterei- 
abtheilung, welcher rücksichtlich Süd- 
tirols jene Amtswirksamkeit (jedoch 
unter Beschränkungen) überwiesen ist, 
<lie der Statthalterei zukommt, und 



sind in Böhmen dreizehn Bezirkshaupt- 
männer, in Galizien der Bezirkshaupt- 
mann inKrakau (dieser bezüglich des 
dortigen Stadtgebietes) mit der Besor- 
gung gewisser Statthaltereigeschäfte 
(aber mit Ausschluss eines instanz- 
mässigen Entscheidungsrechts) beauf- 
tragt. Die Statthalterei- und Regie- 
rungsräthe werden vom Kaiser ernannt; 
betreffs der Bezüge derselben s. Gehalte. 
iJaiidesehef^ Leiter der poli- 
tischen Verwaltung (Administration) 
für den Umfang eines ganzen Kron- 
landes. Die Landeschefs führen in 
Nieder-Oesterreich, Ober-Oesterreich, 
Steiermark, Böhmen, Mähren, Galizien, 
Tirol mit Vorarlberg, Dalmatien und 
Küstenland den Titel „Statthalter" 
und in den übrigen Provinzen den 
Titel „Landespräsident". Zum 
Geschäftskreise der Landeschefs ge- 
hört die Stellvertretung (Repräsen- 
tation) des Landesfürsten bei feier- 
lichen Gelegenheiten, die Vertretung 
der Regierung gegenüber den Land- 
tagen und die Leitung der Admini- 
stration. In letzterer Hinsicht obliegt 
den Landeschefs die Durchfuhrung der 
Landtags- und Reichsrathswahlen ; die 
Ernennung aller politischen und Fonds- 
beamten, insoferne dieselbe nicht einer 
anderen Behörde zusteht; der Vor- 
schlag für jene politischen Stellen, 
deren Besetzung den Ministerien oder 
dem Kaiser vorbehalten ist; die Dis- 
ciplinargewalt über die ihm unter- 
stehenden Beamten; die Entscheidung 
und Verfügung in allen nicht den 
Ministerien vorbehaltenen Angelegen- 
heiten der Administration, und zwar 
entweder unmittelbar oder im politi- 
schen Instanzenzuge. Der Landeschef 
fungirt als Präsident der Finanz-Lan- 
desbehörde und des Landesschulrathes, 
ferner in Niederösterreich, Salzburg, 
Steiermark und Kärnten als Vorsitzen- 
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dor der für die Hauptstädte dieser 
Länder eingesetzten besonderen Bau- 
behörden, welche zur Durchführung 
der Bauordnung in zweiter Instanz 
berufen sind. Die Landescliefs werden 
vom Kaiser ernannt. Die Bezüge der 
Landeschefs s. unter Gehalte. 

liAiidesfarlieii* Oesterreich 
unter der Enns hat blau-gold, Oester- 
reich ober der Enns roth-gold-weiss, 
Salzburg und Kärnten gold-roth-weiss, 
Steiermark und die Ruthenen weiss- 
grtin, Krain weiss-blau, Böhmen, Tirol 
und Polen weiss-roth, Mähren gold- 
roth-blau, Dalmatien blau-gold. Schle- 
sien gold schwarz. Galizien blau-roth- 
gold, Lodonierien blau-weiss-roth, Illy- 
rien blau-gold, Friaul blau-gold, Istrien 
blau-roth-gold, Triest gold-roth-weiss- 
schwarz, Ungarn roth-weiss-grün, Sie- 
benbürgen blau - roth - gold, Croatien 
weiss-roth, Slavonien blau-weiss-grün. 
Die Farben der Stadt Wien sind roth- 
weiss, die der occupirten Länder Bos- 
nien und Herzegowina blau-roth-weiss. 

liBiiflesfoiid^ 8. Landtag. 

liaiidesiverielite 9 s. Ge- 
richtshöfe erster Instanz. 

liaiidesff^erielitsratli, Mit- 
glied eines Gerichtshofes erster Instanz. 
Betretfs der Bezüge des Landesgerichts- 
rathes s. Gehalte. 

iJaiidenff^eüetaE« ein aus einem 
Landtage hervorgehendes Gesetz. Be- 
treffs welcher Gegenstände den Land- 
tagen das Gesetzgebungsrecht zusteht, 
s. Landtag. 

liaiidesliaiiptiiiaiiiiy Titel 
der Vorsitzenden und Leiter der Land- 
tage von Ober-Oesterreich, Steiermark, 
Kärnten, Krain, Salzburg, Tirol, Vorarl- 
berg, Görz-Gradiska, Istrien, Mähren, 
Schlesien undderBukowina. Er wird vom 
Kaiser für die Dauer einer Landtags- 
periode aus den Mitgliedern des Land- 
tages ernannt. Der liandeshauptmann 



eröffnet den vom Kaiser einberufenen 
Landtag, führt den Vorsitz in den 
Versammlungen und leitet die Ver- 
handlungen; er schliesst den Landtag 
nach Beendigung der Geschäfte oder 
über besonderen Auftrag des Kaisers. 
Der Landeshauptmann ist Vorsitzen- 
der des Landes-Ausschusses und hat 
als solcher insbesondere auch das 
Recht, in dem Falle, wenn er einen 
Beschluss des Landes-Ausschusses als 
dem öffentlichen Wohle oder den he- 
stehenden Gesetzen zuwiderlaufend an- 
sieht, die Ausführung, zu sistiren und 
die Angelegenheit der Schlussfassung 
des Kaisers vorzulegen. In Oesterreich 
unter der p]nns und in Galizien führt 
der Vorsitzende des Landtages den 
Titel „Landmarschall", in Böhmen 
„Oberstlandmarschall" und in Dal- 
matien „Präsident*. Der Vorsitzende 
des Triester Stadtrathes führt den Titel 
„Podesta". 

liaiidesliauslialt, dieGebah- 
rung mit den Einnahmen und Aus- 
gaben eines Landes (s. Landtag). 

liaiidesprRsident^ s. Lan- 
de s c h e f 

Iiaiide8reis|fieruii||^9 s. Lan- 
desbehörde. 

liandesseliuliiispeetor* 
hat die Aufgabe, den unmittelbaren 
Einfluss auf die didaktisch-pädagogi- 
schen Angelegenheiten der Schule durch 
periodische Inspectioneli, Leitung der 
Prüfungen, Ueberwachung der Wirk- 
samkeit der Schuldirectionen, sowie 
der Orts- und Bezirksschulräthe u. s. f. 
zu üben. Der Landesschulinspector ist 
Mitglied des Landesschulrathes und 
erstattet diesem über seine Wirksam- 
keit Berichte, welche dieser unter An- 
zeige der darüber gefassten Bechlüsse 
und getroffenen Verfügungen dem Mini- 
ster für Cultus und Unterricht vorzu- 
legen hat. Die Landesschulinspectoren 
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Verden vom Kaiser ernannt. Die Be- 
ziige der Landesschulinspectoren s. unter 
Gehalte. 

Laiidessehulratli, oberste 
Sdiulaufsichtsbehörde eines Landes. 
Dem Landes schulrathe unterstehen : 
1. Die dem Wirkungskreise der Be- 
zirksschulräthe zugewiesenen Schul- 
iind Erziehungsanstalten; 2. die Bil- 
diingsanstalten für Lelirer und Leh- 
rerinnen der Volksschulen; 3. die 
Mittelschulen (Gymnasien, Realgym- 
nasien und Realschulen), sowie alle 
in das Gebiet derselben fallenden Pri- 
vat- und Special-Anstalten, soferne 
dieselben unter der obersten Leitung 
des Unterrichts -Ministeriums stehen. 

Betreffs der Zusammensetzung 
des Landesschulrathes bestimmt das 
Gesetz vom 25. Mai 1868, Nr. 48 
ß. G. B., dass in denselben unter dem 
Vorsitze des Statthalters (Landes- 
präsidenten) oder seines Stellvertreters 
Mitglieder der politischen Landesstelle, 
Abgeordnete des Landesausschusses, 
Geistliche aus den im Lande bestehen- 
den Confessionen und Fachmänner im 
Lehrwesen zu berufen seien. 

Der Wirkungskreis des Lan- 
desschulrathes in Angelegenheiten der 
ilim unterstehenden Schulen ist der- 
selbe, welcher früher der politischen 
Landesstelle, sowie, unbeschadet der 
den kirchlichen Oberbehörden im Ge- 
setze vom 25. Mai 1868, Nr. 48 R. G.B., 
vorbehaltenen Rechte, den kirchlichen 
Oberbehörden und Schul - Oberauf- 
sehem zustand. In den Wirkungskreis 
des Landesschulrathes gehört daher: 
1. die Ueberwachung der Bezirks- und 
Ortsschulräthe und Leiter der Lehrer- 
Bildungsanstalten ; 2. die Bestätigung 
der Directoren und Lehrer an aus 
Gemeindemitteln erhaltenen Mittel- 
schulen unter Wahrung der den Ge- 
meinden, Corporationen und Privat- 



personen zustehenden speciellen Rechte ; 
3. die Begutachtung von Lehrplänen, 
Lehrmitteln und Lehrbüchern für Mit- 
telschulen und Fachschulen; 4. die 
Erstattung von Jahresberichten über 
den Zustand des gesammten Schul- 
wesens im Lande an das Ministerium 
für Cultus und Unterricht ; 5. die Ent- 
scheidung über Beschwerden gegen 
Verfügungen der Bezirksschulräthe ; 
6. die definitive Anstellung der Direc- 
toren, Lehrer und Unterlehrer an 
öffentlichen Volksschulen unter Mit- 
wirkung derjenigen, welche die Schule 
erhalten; 7. die provisorische Beset- 
zung erledigter Diensstellen bei Lehrer- 
bildungsanstalten und den damit in 
Verbindung stehenden Uebungsschulen ; 
8 die Wahl der vom Minister für 
Cultus und Unterricht für zulässig 
erklärten Lehr- und Lesebücher für 
Volksschulen. 

Beschwerden gegen Entschei- 
dungen des Landesschulrathes gehen 
an das Ministerium für Cultus und 
Unterricht ; sie sind beim Landes- 
schulrathe zu überreichen und haben, 
wenn die Ueberreichung binnen 14 Ta- 
gen nach der Eröffnung der angefoch- 
tenen Entscheidung geschieht, aufschie- 
bende Wirkung. 

iJaiidesseliiitaEeii, tirolisch- 
vorarlbergische, s. Landwehr. 

liaiidesstelle^ soviel wie poli- 
tische Landesbehörde (s. d.). 

Ijaiiflesuiiilaisjfe ist jene öffent- 
liche Abgabe, welche vom Landtage 
zur Bestreitung der Auslagen für Lan- 
desbedürfnisse beschlossen wird. Die 
Landesumlagen werden gewöhnlich im 
Wege von Zuschlägen zu den directen 
Staatssteuern eingehoben. Bis zur Höhe 
von zehn Percent der directen Steuern 
können die Umlagen von den Land- 
tagen ohne kaiserliche Sanction be- 
schlossen werden. Zur Einhebung 
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grösserer Zuschläge oder sonstiger 
Landesumlagen ist die Genehmigung 
des Kaisers nothwendig. Von diesem 
Be&teuerungsrechte haben die meisten 
Landtage umfassenden Gebrauch ge- 
macht, u. zw. mit Recht, weil diese 
Steuern in der Regel sehr productiven 
Zwecken zugeführt werden. 

Iiaiide8veriii5||eii9 s.Land- 
tag. 

liBiidesversainnilunii^ s. 
V. w. Landtag (s. d.). 

Ijaiidesvertheidiisjfuiiisjfs- 
JfEinisteriuni « Centralbehörde , 
welche die auf die Wehrpflicht, Heeres- 
Ergänzung, Rekrutirung, Verpflegung 
und Einquartirung der Truppen, sowie 
die auf die Angelegenheiten der Land- 
wehr, des tirolisch-vorarlbergischen 
Landsturms und der Gendarmerie be- 
züglichen Geschäfte zu besorgen hat. 

Ijaiidesvertretuiiis^ , siehe 
Landtag. 

iJaiidesver^veisuiin^y siehe 
Strafe. 

Ijaiidniaelit, österr.-ungar., s. 
Kriegswesen. 

liaiiditiarseliall^ Titel des 
Vorsitzenden im niederösterreichischen 
und galizischen Landtage. 

Ijaiidi^treielier^ Individuen, 
welche ohne bestimmten Wohnort oder 
mit Verlassung ihres Wohnortes ge- 
schäfts- und arbeitslos umherziehen und 
sich nicht auszuweisen vermögen, dass 
sie die Mittel zu ihrem Unterhalte be- 
sitzen oder redlich zu erwerben suchen. 
Mit Gesetz vom 10. Mai 1874, Nr. 108 
R.G.B., wurde den Gerichten die Hand- 
habe gegeben, um derartigen Parasiten 
der menschlichen Gesellschaft einiger- 
massen zu begegnen, indem jenes Ge- 
setz normirt, dass Individuen, bei wel- 
chen obige gesetzliche Erfordernisse 
zutreffen, von Fall zu Fall mit einer 
Arreststrafe von 8 Tagen bis zu einem 



Monate belegt werden können. Bei 
wiederholten Verurtheilungen ist auf 
strengen Arrest in der Dauer von einem 
bis zu drei Monaten und auf eine oder 
mehrere der bestehenden Straf Ver- 
schärfungen zu erkennen; auch kann 
das Gericht die Zulässigkeit der An- 
haltung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
aussprechen. 

liaiidsturnif die zur Unter- 
stützung des stehenden Heeres und der 
Landwehr in der Abwehr und Bekäm- 
pfung des in das Land eindringenden 
oder eingedrungenen Feindes bestimmte 
Mannschaft. Der Landsturm bildet 
einen integrirenden Theil der Wehr- 
kraft des Staates und steht unter 
völkerrechtlichem Schutze. Gegenwär- 
tig ist der Landsturm blos für die 
ungarischen Länder (XLII. Ges.-Art. 
vom Jahre 1868), für Tirol (Ges. vom 
19. December 1870) und Vorarlberg 
(Ges. vom 3. Juli 1864) gebildet. In 
den ungarisehen Ländern besteht er 
nur aus Freiwilligen, in Tirol und 
Vorarlberg dagegen in der Regel ans 
allen Waffenfähigen vom 18. bis zum 
45. (in Vorarlberg 50.) Lebensjahre^ 
welche weder im stehenden Heere, noch 
bei den Landesschützen dienen. 

liaiidtafs^y die Vertretung der 
einzelnen Länder (Landesvertre- 
tung, Landesversammlung). Die 
Landtage haben den Zweck, innerhalb 
des ihnen durch die einzelnen Landes- 
ordnungen vorgezeichneten Wirkungs- 
kreises für die Befriedigung der 
geistigen und materiellen Interessen 
der von ihnen vertretenen Länder zu 
sorgen. 

Zum Wirkungskreise der Land- 
tage gehört zunächst die Gesetz- 
gebung betreffs der Landescultur, 
der öffentlichen Bauten, welche aus 
Landesmitteln bestritten werden, der 
aus Landesmitteln dotirten Wohl- 
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thätigkeitsanstalten, ferner betreffs des 
Voranschlages und der Kechnungs- 
legung des Landes hinsichtlich der 
Landeseinn ahmen aus der Verwaltung 
des dem Lande gehörigen Vermögens, 
der Besteuerung filr Landeszwecke 
und der Benützung des Landescredits, 
sowie rücksichtlich der ordentlichen 
und ausserordentlichen Landesausga- 
ben. Weiters steht den Landtagen das 
Gesetzgebnngsrecht innerhalb derGren- 
zen der Reichsgesetze in Betreff der 
Gemeindeangelegenheiten, der Kirchen- 
und Schulangelegenheiten, der Vor- 
spannleistung und der Verpflegung und 
Einquartirung des Heeres zu. Endlich 
besitzen die Landtage das Gesetzge- 
bnngsrecht über sonstige , die Wohl- 
fahrt oder die Bedürfnisse des Landes 
l)etreffende Gegenstände, welche durch 
besondere Verfügungen der Landes- 
vertretung zugewiesen werden. Die 
von einem Landtage beschlossenen 
Gesetze heissen Landesgesetze ; zu 
deren Zustandekommen ist die Zu- 
stimmung (Sanction) des Kaisers er- 
forderlich. 

In den Wirkungskreis der Land- 
tage gehört femer die Berathung 
und Antragstellung über die kund- 
sreraachten allgemeinen Gesetze und 
Einrichtungen bezüglich ihrer beson- 
deren Rückwirkung auf das Wohl des 
Landes , sowie die Berathung und 
Antragstellung auf Erlassung allge- 
meiner Gesetze und Einrichtungen, 
welche die Bedürfnisse und die Wohl- 
fahrt des Landes erheischen. Ausser- 
dem können die Landtage von -der 
Regierung aufgefordert werden, Vor- 
!<chläge über ihnen zur Begutachtung 
vorgelegte Gegenstände aller Art ab- 
zugeben. Die Landtage sorgen weiter 
für die Erhaltung des dem betreffenden 
Lande gehörenden Vennögens, sowie 
dpr aus ständischen oder Landesmitteln 



errichteten oder erhaltenen Fonds und 
Anstalten. Veräusserungen, bleibende 
Belastungen oder Verpfändungen des 
Stammvermögens bedürfen zu ihrer Gil- 
tigkeit der kaiserlichen Genehmigung. 

Der Landtag verwaltet das 
Credits- und Schuldenwesen des Landes, 
sowie das eventuelle Domesticalver- 
mögen desselben und sorgt für die 
Erfüllung der betreffs der Schulden 
dem Lande obliegenden Verpflichtungen. 
Der Ländtag verwaltet und verwendet 
den Landes- und Grundentlastungsfond 
imter Beobachtung der gesetzlichen 
Zwecke und Widmungen dieser Fonde. 
Der Landtag berathet und beschliesst 
über die Aufbringung der zur Erfül- 
lung seiner Wirksamkeit für Landes- 
zwecke, für das Vermögen, die Fonde 
und Anstalten des Landes erforder- 
lichen Mittel, insoferne die Einkünfte 
des bestellenden Stammvermögens nicht 
ausreichen. Dem Landtage steht das 
Recht zu, zur AufTjringung der nöthigen 
Geldmittel zu den directen landesfürst- 
lichen Steuern bis auf zehn Percent 
derselben Zuschläge umzulegen und 
einzuheben. Höhere Zuschläge zu einer 
directen Steuer oder sonstige Landes- 
umlagen bedürfen der kaiserlichen Ge- 
nehmigung. 

Der Landtag wacht mittelst seines 
Ausschusses, dass das Stammvermögen 
der Gemeinden und ihrer Anstalten 
ungeschmälert erhalten wird. Der 
Landtag beschliesst über die Systemi- 
sirung des Personal- und Besoldungs- 
standes der dem Landesausschusse 
beizugebenden oder für einzelne Ver- 
waltungsobjecte zu bestellenden Beam- 
ten und Diener; er bestimmt die Art 
ihrer Ernennung und Disciplinarbe- 
handlung, ihre Ruhe und Versorgungs- 
genüsse und die Grundzüge der für 
ihre Dienstleistung zu ertheilenden 
Instructionen. Das verwaltende und 
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ausführende Organ des Landtages ist 
der von demselben gewählte Landes- 
ausschuss (s. d.). Oesterreich zählt 
17 Landesvertretungen, nämlich die 
Landtage von Böhmen , Mähren, 
Schlesien, Galizien, Bukowina, Oester- 
reich unter der Enns, Oesterreich ob 
der Enns, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, 
Steiermark, Kärnten, Krain, Görz- 
Gradiska, Istrien und Dalmatien; be- 
treffs der Stadt Triest mit ihrem Ge- 
biete werden die Landtagsgeschäfte 
durch den Stadtrath besorgt. Bezilglich 
des activen Wahlrechtes in die ein- 
zelnen Landtage, sowie bezüglich der 
Wahlbezirke und Wahlorte siehe die 
Special artikel Böhmen, Mähren etc. 
Im Falle, als in einer Person Berech- 
tigungen zur Wahl in mehreren Wähler- 
classen oder in mehreren Wahlbezirken 
zusammentreffen (Concurrenz derWahl- 
rechte), kann der Wahlberechtigte sein 
Wahlrecht doch nur in einem Wahl- 
bezirke ausüben. Wer in der Wähler- 
classe des grossen Grundbesitzes wahl- 
berechtigtist,darfinkeinemWahlbezirke 
der beiden anderen Wählerclassen, und 
wer in einem Wahlbezirke der Städte 
und Märkte wahlberechtigt ist, in 
keiner I^andgemeinde wählen. Ist ein 
Wahlberechtigter der Wählerclassen der 
Städte und Märkte und der Landge- 
meinden Mitglied mehrerer Gemeinden, 
so übt er das Wahlrecht blos in der 
Gemeinde seines ordentlichen Wohn- 
sitzes. Jeder Wähler kann sein Wahl- 
recht in der Regel nur persönlich aus- 
üben ; nur Wahlberechtigte der Wäh- 
lerclasse des grossen Grundbesitzes 
können ihr Stimmrecht tlurch einen 
Bevollmächtigten ausüben.Derselbe 
muss in dieser Wählerclasse wahlbe- 
rechtigt sein und er darf nur Einen 
Wahlberechtigten vertreten. 

Als Landtagsabgeordneter ist jeder 
wählbar, welcher Österreichischer 



Staatsbürger und dreissig Jahre alt 
ist, sich ferner im Vollgenusse der 
bürgerlichen Rechte befindet und in 
einer Wählerclasse des Landes wahl- 
berechtigt ist. Ausgeschlossen vom 
Wahlrechte und der Wählbarkeit zum 
Landtage sind diejenigen Personen, 
welche wegen eines Verbrechens oder 
wegen Uebertretung des Diebstahls, 
der Veruntreuung, der Theilnehmung 
hieran oder des Betruges (§§460,461, 
463, 464 Strafgesetz) zu einer Strafe 
verurtheilt worden sind. Diese Folge 
der Verurtheilung hat bei dem im 
§ 6 unter Zahl 1—10 des Gesetzes 
vom 15. November 1867, Nr. 131. 
R.G.B. aufgezählten Verbrechen mit 
dem Ende der Strafe, bei anderen Ver- 
brechen mit dem Ablaufe von zehn 
Jahren, wenn der Schuldige zu einer 
wenigstens fünfjährigen Strafe verur- 
theilt wurde, und ausserdem mit dem 
Ablaufe von fünf Jahren, bei den oben 
angeführten Uebertretungen aber mit 
dem Ablaufe von drei Jahren nach 
dem Ende der Strafe aufzuhören 
Personen, über deren Vermögen der 
Concurs eröffnet oder das Ausgleichs- 
verfahren eingeleitet worden ist, sind 
während der Dauer der Concurs- oder 
Ausgleichsverhandlung als Landtags- 
abgeordnete nicht wählbar. Die Land- 
tagsw^ahlordnung von Böhmen schliesst 
die Cridatare während der ebengenann- 
ten Zeit auch von der Wahlberechti- 
gung aus. Die Einberufung des Land- 
tages erfolgt durch den Kaiser, und 
zwar in der Regel jährlich einmal. 
Zur Beschlussfassung in dem 
Landtage ist die Anwesenheit von 
mehr als der Hälfte der Gesammtzahl 
aller Mitglieder, und zur Giltigkeit 
eines Beschlusses die absolute Stimmen- 
mehrheit der Anwesenden erforderlich. 
Bei Stimmengleichheit ist der in Be- 
rathung gezogene Antrag als verworfen 



Landtag — Landwehr. 



169 



anzusehen. Zu einem Beschhisse über 
beantragte Aenderungen der Landes- 
ordnimg ist die Gegenwart von min- 
destens drei Viertheilen aller Mitglie- 
der und die Zustimmung von mindestens 
zwei Dritttheilen der Anwesenden er- 
forderlich. Zu den Landtagssitzungen 
kann Jedermann als Zuhörer erschei- 
nen. Eine nicht öffentliche, sogenannte 
vertrauliche Sitzung kann nur dann 
abgehalten werden, wenn entweder der 
Vorsitzende oder wenigstens fünf Mit- 
glieder es verlangen und nach Ent- 
temung der Zuhörer der Landtag sich 
daför entscheidet. Der Leiter desLand- 
tages wird vom Kaiser ernannt und 
führt in Böhmen den Titel „ Oberst- 
landmarschall ", in Oesterreich unter 
der Enns und Galizien „Landmar- 
schall*^, in Dalmatien „Präsident- und 
in den übrigen Provinzen den Titel 
.Landeshauptmann". Jeder Staatsbür- 
ger hat die Möglichkeit, wegen Ver- 
besserung eines mangelhaften Zustandes 
oder wegen Beseitigung bestehender 
Missstände, insoferne diese Angelegen- 
heiten zum Geschäftskreise des Land- 
tages gehören , sich mit Gesuchen 
(Petitionen) an denselben zu wenden 
Solche Petitionen dürfen jedoch vom 
Landtage nur dann angenommen werden, 
wenn die Ueberreichung durch ein 
Landtagsmitglied geschieht. Die Be- 
deutung der Landtage ist seit der 
im Jahre 1873 erfolgten Einführung 
der directen Reichsrathswahlen nur 
mehr provinzieller Katur. 

Laiidtai^saliff^eor dneter 9 
h. Abgeordneter. 

liaiidtaisjfsiiiitisjflieder^ siehe 
Abgeordneter. 

liaiidta^^speriode^ die auf 
>echs Jahre festgesetzte Functions- 
dauer der Landtagsabgeordneten. Der 
Landtag kann jedoch vom Kaiser auch 
während dieser Zeit unter gleichzeitiger 



Anordnung einer neuen Wahl aufge- 
löst werden. 

iJaiidn^elir ist die im Kriege 
zur Unterstützung des stehenden Heeres 
und zur inneren Vertheidigung, im 
Frieden auch zur Aufrechthaltung der 
inneren Ordnung und Sicherheit be- 
stimmte Mannschaft. In der österr.- 
ungar. Monarchie lassen sich drei Arten 
von Landwehr unterscheiden, nämlich 
die österreichische Landwehr, die tiro- 
lisch-vorarlbergischen Landesschützen 
und die ungarische Landwehr (Honved). 
Ihre Einrichtung beruht in Oesterreich 
auf dem Landwehrgesetze vom 24. Mai 
1883, Nr. 87 R. G. B., in Tirol und 
Vorarlberg auf den Gesetzen für die 
„Landesschützen" vom 19. December 
1870 und 14. Mai 1874, in den unga- 
rischen Ländern auf dem XLI. Ges.- 
Art. vom Jahre 1868 (abgeändert durch 
den XXXII. Ges.-Art. 1873). Im Gegen- 
satze zum stehenden Heere und der 
Kriegsmarine, welche eine dem ge- 
sammten Reiche gemeinsame und ein- 
heitlich organisirte Armee bilden, ist 
die Landwehr eine besondere nationale 
Einrichtung einer jeden der beiden 
Reichshälften, beziehungsweise Tirols 
und Vorarlbergs. Im Frieden können 
alle dem Landwehrverbande angehöri- 
gen Personen (mit Ausnahme der bei 
den Behörden und Cadres in activer 
Dienstleistung stehenden) ausser der 
Zeit, in welcher sie an der Ausbildung 
und den periodischen Waffenübungen 
theilzunehmen haben, ihren bürgerlichen 
Beschäftigungen nachgehen. Die zur 
österreichischen Landwehr eingereihten 
Rekruten wetden, und zwar jene der 
Fusstruppen durch acht Wochen, jene 
der berittenen Schützen und die zu 
den Cavalleriecadres einzutheilendo 
Ililfsmannschaft durch drei Monate aus- 
gebildet. Die periodischen Waffenübun- 
gen der österreichischen Landwehr 
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finden je in der Dauer bis zu vier 
Wochen ausserhalb der Enitezeit statt. 
Für die zu den Waffenttbungen nicht 
herangezogenen Landwehrpersonen fin- 
den jährlich ausserhalb der Erntezeit 
Controlversammlungen (Haupt- 
rapporte) statt, welche aber nicht 
mehr als einen Tag in Anspruch nehmen 
dürfen. Die Controlversammlungen für 
die Landwehrmannschaft finden in der 
Regel am Sitze der politischen Bezirks- 
behörde des Wohnortes oder aber an 
einem Orte statt, welcher für die Mehr- 
zahl der Einberufenen nicht entfernter 
ist, als der Sitz der politischen Bezirks- 
behörde. Den von ihrem Wohnsitze 
zeitweilig Abwesenden ist die Erfül- 
lung der Pflicht des Erscheinens zur 
Controlversammlung auf ihr Ansuchen 
am nächsten Controlversammlungs- 
orte zu gestatten. Die Mobilmachung 
geschieht nur auf kaiserlichen Befehl 
unter Gegenzeichnung des betreifenden 
Landesvertheidigungsministers. Wäh- 
rend die Landwehr im Allgemeinen 
nur die Bestimmung hat, innerhalb des 
betreffenden Reichsgebietes in Verwen- 
dung zu kommen, kann im Falle eines 
Krieges ausnahmsweise (auf Grund 
eines Reichsgesetzes) die österreichische 
Landwehr auch ausserhalb des öster- 
reichischen, die ungarische ausserhalb 
des ungarischen Staatsgebietes ver- 
wendet werden; ebenso können die 
Landesschützen von Tirol und Vorarl- 
berg mit Zustimmung des Landtages 
ausnahmsweise ausserhalb dieser Län- 
der in den Kampf treten. Der jährliche 
Minimalergänzungsbedarf für die öster- 
reichische Landwehr ist mit jener Ziffer 
zu bemessen, welche sich als erforder- 
liche Jahresquote zur Erhaltung der 
Landwehrtruppen auf einen effectiven 
Kriegsstand von mindestens 138.f;00 
Mann (mit Ausschluss von Tirol und 
Vorarlberg) herausstellt. Die Landwehr 



wird ergänzt: a) durch die Uebersetzung 
der ausgedienten Reservemänner und 
Ersatzreservisten; b) durch unmittel- 
bare Einreihung von Stellungspflich- 
tigen und c) durch solche FreiwiUige, 
welche ihrer Stellungspflicht Genüge 
geleistet haben. Die Dienstpflicht dauert : 
2 Jahre für die unter a), 12 Jahre für 
die unter b) und 2 Jahre, eventuell auf 
die Kriegsdauer, für die unter c) ge- 
nannten Personen. Jene, welche ihre 
Dienstpflicht in der Kriegsmarine voll- 
streckt haben, sind nicht landwehr- 
pflichtig; dagegen sind die Wehrpflich- 
tigen der dalmatinischen Kreise Cattaro 
und Ragusa nicht verbunden, im ste- 
henden Heere zu dienen, sondern nur 
bemüssigt, in die Landwehr einzutreten. 
WasdieOrganisation der öster- 
reichischen Landwehr betrifft, so 
sind die für das stehende Heer beste- 
henden Militär-Territorial- Commanden 
zugleich Landwehr - Territorial-Com- 
manden für die in ihrem Bereiche be- 
findlichen Truppen - Evidenthaltungen 
und Anstalten der k. k. Landwelir. 
Eine besondere Obliegenheit dieser 
Militär-Commanden bildet die Einfluss- 
nahme auf die Ergänzung des nicht 
activen Officiers- Corps der Landwehr 
und sind diesbezüglich alle die Auf- 
stellung mindestens einer Landwehr- 
Officiers - Aspirantenschule in jedem 
Landwehr - Territorial - Bezirke ermög- 
lichenden Massnahmen nachdrücklich 
zu fördern. Das Landwehr-Commanda 
führt der betreffende Corps- Comman- 
dant als „Landwehr-Commandant" : er 
ist der oberste militärische Befehls- 
haber in seinem Commando-Bezirk, übt 
die Militär-Gerichtsbarkeit in dem ihm 
jeweilig vom Landwehr-Obercomman- 
danten übertragenen Wirkungskreise 
aus, kann Inspicirungs - Reisen vor- 
nehmen ; dem Landwehr- Commandanten 
in Prag und Lemberg speciell steht, 
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wenn ihnen das militärische Disposi- 
tionsrecht über sämmtliche in Böhmen, 
respective Galizien stationirten Truppen 
des Heeres übertragen wird, dasselbe 
Recht ftir die Landwehr-Territorien, 
überdies im Frieden ein gewisses rein 
militärisches Inspicirungsrecht betreffs 
der in den Landwehr- Commando-Be- 
zirken Josefstadt, respective Krakau 
dislocirten Landwehr- Truppen zu. Die 
Stellvertretung des Landwehr- Comman- 
danten föllt während der Abwesenheit 
oder Dienstesverhinderung dem zu 
seiner Stellvertretung als Corpscom- 
mandanten Berufenen zu. Im Frieden 
werden dem Landwehr-Commandanten 
(ausgenommen jenem zuZara) Generale 
oder Oberste als Hilfsorgane für Land- 
wehr-Angelegenheiten zugetheilt, wel- 
che, wenn sie im Range höher sind, als 
der dem Militär - Commandanten als 
solchem zugetheilte Stellvertreter, auch 
die Stellvertretung in Landwehr-An- 
gelegenheiten ausüben. Für die im 
Landwehr-Commando - Bereiche dislo- 
cirten Truppen und Anstalten der Land- 
wehr fungiren die zugetheilten Generale 
oder Oberste als Brigadiere und haben 
deshalb den Commandanten entspre- 
chend in der üeberwachung der kriegs- 
mässigen Ausbildung zu unterstützen 
und die Landwehrtruppen zu inspiciren. 
Im Mobilitäts -Verhältniss führt der an 
Stelle des Corpscommandanten tretende 
Militär- Commandant auch das Land- 
wehr-Commando, die zugetheilten Gene- 
rale oder Oberste werden zu Comman- 
danten von Landwehr-Truppenkörpern 
höherer Ordnung bestimmt. 

DieLandwehr-Fusstruppen bestehen 
aus 82 Infanterie- oder Schützen-Batail- 
lonen, für welche im Frieden ein Cadre 
besteht, während bei der Mobilisirung 
jedes Bataillon aus vier Feld-Compag- 
nien, einer Ersatz- und eventuell einer 
Reserve- Compagnie besteht, welche Er- 



satz- und Reserve- Compagnien wieder 
in Reservebataillone zusammengezogen 
werden können. Während der Mobilität 
werden die Landwehr-Bataillone in der 
Regel zu Regimentern zu je drei oder 
vier Bataillonen vereinigt und einem 
vom Kaiser für die Mobilisirungsdauer 
zum Regiments - Commandanten be- 
stimmten Oberst oder Oberstlieutenant, 
dessen Designirung schon im Frieden 
erfolgt, unterstellt. 

Unter den für den Mobilisirungsfall 
bei der Landwehr vorgesehenen Mass- 
nahmen wird auch die Aufstellung von 
Landwehr-Truppen-Divisionen erwähnt, 
welche in diesem Falle ihre Einthei- 
lung in die Schlachtordnung der Ar- 
mee im Felde erhalten, und aus je 
zwei Brigade- Commanden, 14 bis 15 
Landwehr -Bataillonen, drei bis vier 
Escadronen des stehenden Heeres oder 
der Landwehr, drei Batterien vom 
Heere, eventuell technischen Truppen 
vom Heere, den für eine Division nor- 
mirten Vorraths- und Sani tätsanstalten, 
einer Train-Escadron, einer Stabs- 
Compagnie und einem Stabszug der 
Cavallerie bestehen. Die in der Ordre 
de batatUe nicht eingetheilten Land- 
wehrtruppen werden nach Bedarf in 
höhere Verbände eingetheilt. Jede Land- 
wehr-Brigade besteht aus zwei Land- 
wehr-Regimentern oder sechs bis acht 
selbstständigen Feld- oder Reserve- 
Bataillonen. Die aus selbstständigen 
Feld- oder Reserve-Bataillonen zusam- 
mengesetzten Brigaden heissen „Land- 
wehr-Reserve-Brigaden", die Divisionen 
führen die ihnen nach ihrer Einfügung 
in die Ordr^ de bataille zukommende 
Nummer und die Benennung „Land- 
wehr-Truppen-Division." 

Zur Vorbereitung der für die Mobi- 
lität bestimmten Regiments-Formatio- 
nen, zur Erleichterung des Ueberganges 
auf dieselben und zur Vereinfachung 
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der Administration, werden die Batail- 
lone schon im Frieden in Regiments- 
verbände gebracht und einer einheit- 
lichen Verwaltung unterstellt. Zu diesem 
Zwecke ist dem für den Mobilisirungs- 
fall zum Commandanten des betreffen- 
den Regiments designirten Stabsofficier 
eine Verwaltungs - Commission beige- 
geben, als deren Präses er fungirt. 
Seine Obliegenheiten und Befugnisse 
erstrecken sich — unbeschadet der 
Bataillons - Commando - Führung beim 
eigenen Bataillon — auf die Leitung 
des ökonomisch-administrativen Dien- 
stes bei sämmtlichen in den betreffen 
den Regimentsverband einbezogenen 
Bataillonen, dann auf jene Functionen, 
welche ihm rücksichtlich aller in der 
Regiments-Formirungs-Station befind- 
lichenBataillone(sonstigenAbtheilungen 
und Personen) der Landwehr in der 
Eigenschaft eines Landwehr Stations- 
Commandanten, beziehungsweise in den 
Amtssitzen der Landwehr- Comman den, 
eines Platzcommandanten zukommen, 
endlich — bei Abgabe des Bataillons- 
Commandos — auf die Commando- 
führung bei eventueller taktischer Ver- 
einigung mehrerer der zugehörigen 
Bataillone während der Waffenübungen. 
Von den 22 Landwehr-Regimentern 
istNr.l(Wien)niederösterreichisch,Nr.2 
(Linz) oberösterreichisch-salzburgisch, 
Nr. 3 (Graz) steirisch,Nr. 4 (Klagenfurt) 
steirisch-kärntnerisch, Nr. 5 (Laibach) 
krainisch-ktistenländisch, Nr. 6 (Eger), 
Nr. 7 (Pilsen), Nr. 8 (Prag), Nr. 9 (Leit- 
meritz), Nr. 10 (Jungbunzlau), Nr. 11 
(Jißin), Nr. 12 (Czaslau) böhmisch; 
Nr. 13 (Olmütz) und Nr. 14 (Brunn) 
mährisch; Nr. 15 (Troppau) mährisch- 
schlesisch, Nr. 16 (Krakau), Nr. 17 
(Rzeszow), Nr. 18 (Pryemysl), Nr. 19 
(Lemberg), Nr. 20 (Stanislau), Nr. 21 
(Zloczow) galizisch; Nr. 22 (Czerno- 
witz) bukowinisch. 



Die tirolisch- vor alb ergischen 
Landes schützen bestehen aus: 10 
Landesschützenbataillonen (ä 4Compag- 
nien), aus welchen im Kriege 10 Feld- 
und 10 Reservebataillone, sowie 10 
Ersatzcompagnien formirt werden, und 
2 Landesschützenescadronen; bei jedem 
Feldbataillone befinden sich 40 Artille- 
risten Die ungarische Landwehr 
(Honved) besteht aus: 94 Bataillonen 
I. Linie, 28 Bataillonen II. Linie, 2 
Bataillonen und 7 Compagnien Stabs- 
truppen, 94 Ersatzcompagnien, 10 
Husarenregimentern und 8 Zügen Stabs- 
truppen. Die Stärke der Landwehr 
beträgt (1883) in Oesterreicheinschhess- 
lich vonTirol und Vorarlberg im Frieden 
3795 im Kriege 144.852; in Ungarn 
im Frieden 11.717, im Kriege 175.278 
Mann. 

I4aiid¥vlrtlisehaft , siehe 
Ackerbau. 

I4ejg|^islative 9 gesetzgebender 
Körper, Reichsrath, Reichstag etc. 

l4eKraiiStalteii 9 private, s. 
Privatlehranstalten. 

l4eKrer9 an Volksschulen, siehe 
Volksschullehrer. 

I4elirerbllduiijg|^8aiistalt9 
Pädagogium, Präparandie, 
Anstalt zur Heranbildung von Lehrern 
und Lehrerinnen. Zur Aufnahme 
in den ersten Jahrgang wird das zu- 
rückgelegte 15. Lebensjahr, physische 
Tüchtigkeit, sittliche Unbescholtenheit 
und eine entsprechende Vorbildung ge- 
fordert. Der Nachweis der Letzteren 
wird durch eine Aufnahmsprüfung ge- 
liefert. Diese erstreckt sich im Allge- 
meinen auf jene Lehrgegenstände, die 
in der Unterrealschule oder im Unter- 
gymnasium gelehrt werden, die fremden 
Sprachen ausgenommen. Die öffent- 
lichen Lehrerbildungsanstalten sind 
den mit diesen Nachweisen versehenen 
Aufnahms-Bewerbern ohne Unterschied 
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des Glaubensbekenntnisses zugänglich. 
Nach vollständiger Beendigung des 
Unterrichtscurses werden die Lehr- 
amtszöglinge einer unter dem Vorsitze 
eines Abgeordneten der Landesschul- 
behörde abzuhaltenden strengen Prü- 
fung aus sämmtlichen an der Lehrer- 
bildungsanstalt gelehrten Gegenstän- 
den unterzogen und erhalten, wenn sie 
den vorschriftsmässigen Anforderungen 
entsprechen, ein Zeu^niss der Reife. 
Das Lehrpersonale der Lehrerbildungs- 
anstalt besteht aus dem Director, wel- 
cher zugleich die Uebungsschule leitet, 
aus zwei bis vier Hauptlehrern, den 
Religionslehrern und den erforderlichen 
Hilfslehrern und wird vom Minister für 
Cnltus und Unterricht nach Einver- 
nehmung der Landesschulbehörde er- 
nannt. Die Besoldungen der Directoren 
sind vou 1200 bis 1800 fl., jene der 
Hauptlehrer auf 1000 bis 1200 fl. fest- 
gesetzt. Die einen wie die andern 
erhalten überdies von fünf zu fünf 
Jahren, beginnend mit dem Zeitpunkte 
ihrer ersten definitiven Anstellung an 
einer staatlichen Lehrerbildungsanstalt, 
bis zum vollendeten zwanzigsten Jahre 
dieser Dienstleistung eine Gehaltser- 
höhung von 100 fl. Die Directoren 
in Wien und Triest gemessen auch 
Quartiergelder von 300, die Haupt- 
lehrer von 150 fl. Der Unterricht in 
Bildungsanstalten für Lehrer und 
Lehrerinnen ist unentgeltlich. Unbe- 
bemittelte, geistig begabte Zöglinge 
können gegen Ueljernahme der Ver- 
bindlichkeit, sich wenigstens sechs 
Jahre dem Lehramte zu widmen, Sti- 
pendien erhalten. Das Zeugniss der 
Reife befähigt allein zur Anstellung 
als Unterlehrer oder provisorischer 
Lehrer. Zur definitiven Anstellung als 
Lehrer ist das Lehrbefähigungs-Zeug- 
niss erforderlich, welches nach einer 
mindestens zweijährigen Verwendung 



im praktischen Schuldienste durch die 
Lehrbefähigungs - Prüfung erworben 
wird. Das Lehrbefähigungs-Zeugniss 
erkennt die Befähigung zum Lehramte 
entweder für allgemeine Volks- und 
Bürgerschulen ohne Beschränkung, 
oder nur für erstere zu. Diejenigen, 
welche den Unterrichtscurs an einer 
mit dem Oeffentiichkeitsrechte ver- 
sehenen Lehrerbildungsanstalt nicht 
durchgemacht haben, können sich, 
nachdem sie das neunzehnte Lebens- 
jahr zurückgelegt haben, durch Ab- 
legung einer Prüfung an einer staat- 
lichen Lehrerbildungsanstalt das Zeug- 
niss der Reife erwerben. Im Jahre 
1882 bestanden in Oesterreich 42 
Lehrer- uud 28 Lehrerinnenbildungs- 
anstalten. 

l4eKrer8eiiiliiarleii9 siehe 
Privatlehranstalten. 

I4elbzueht9 s. Ausgedinge. 

I4eiiiberj8?9 109.746 E., Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
Gesetz vom 14. October 1870, Nr. 79 
L. G. B. Der Gemeinderath (Gemeinde- 
vertretung) besteht aus 100 Mit- 
gliedern. Betreffs des Wahlrechtes 
und der Wählbarkeit zur Gemeinde- 
vertretung s. Gemeindewahl; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung s. Städte. 

lieopoldsordeii, s. Orden. 

lilberal? eine gemässigte bür- 
gerliche Freiheit anstrebend ; dem 
Interesse des Liberalismus dienend. 

Iiiberaler9 derjenige, welcher 
im öffentlichen Leben stets für die 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
der Menschen eintritt ; Anhänger der 
liberalen Partei (s. Liberalismus). 

I4lberalisniu8 (im idealen 
Sinne), die Anschauung, dass dasgrösst- 
möglichste Wohl der Menschheit nur 
auf Grundlage möglichst grosser Frei- 
heit des Einzelmenschen, sowie mög- 
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liehst grosserVerstandes- und Herzens- 
bildung desselben erblühen kann. Wei- 
ters ist Liberalismus soviel wie libe- 
rale Partei, nämlich der Inbegriff 
jener Staatsbürger, welche von dem 
Streben beseelt sind, jene Anschauung 
zum Gemeingute der Menschheit und 
zum Grundsatze der Regierungen zu 
machen. Das politische Programm der 
österreichischen Liberalen bilden die 
Staatsgrundgesetze vom 21. December 
1867, und von diesen insbesondere 
dasjenige, welches die allgemeinen 
Eechte der Staatsbürger (s. Grund- 
rechte) enthält. Aus diesem Anlasse 
führte die liberale Partei des Abge- 
ordnetenhauses den Namen „Verfas- 
sungspartei". Der Liberalismus ist 
international und wendet sich überall 
gegen die staatliche und kirchliche Be- 
vormundung des Volkes. Der Libera- 
lismus kennt keine Staatskirche, tritt 
jedoch für den ungehinderten Bestand 
und die ungehinderte Ausübung der 
verschiedenen Culte insoweit ein, als 
die Souveränität der Staatsgesetzgebung 
und die religiöse Unabhängigkeit der 
Staatsbürger nicht tangirt werden. Der 
Liberalismus tritt für die Unabhängig- 
keit des Unterrichtes und des Leh- 
rerstandes von den Religionsgesellschaf- 
ten ein; er protegirt die Wissenschaft, 
weil die Wissenschaft geistig frei macht. 
Durch Begünstigung der Wissenschaft 
wurde der Liberalismus indirect zum 
Protector der naturwissenschaftlichen 
Weltanschauung. Die Vertheidigung der 
Unabhängigkeit des Schulwesens von 
den Religionsgesellschaften bringt dem 
Liberalismus in allen Staaten die Geg- 
nerschaft der Vertreter der einzelnen 
Confessionen ein. 

In volkswirthschaftlicher Hinsicht 
bekennt sich der Liberalismus zu dem 
von dem Engländer Adam Smith in 
dessen Epoche machendem Werke: 



„Untersuchung über die Natdr und Ur- 
sachen des Nationalreichthums (1776)*^ 
begründeten System der freien In- 
dustrie. Die Grundidee dieses wissen- 
schaftlichen Systems (Smithismus) be- 
steht darin, dass „Arbeit" dasElement 
sei, auf welchem alle Gütererzeugung 
und Vermehrung beruhe, sie mag in 
was immer für einem Productionszweige 
verwendet werden. Adam Smith empfahl 
daher die gleichmässige Beförderung 
der Industrie, des Handels und der 
Landwirthschaft von Seite des Staates, 
wobei er von letzterem nur die Her- 
stellung und Erhaltung der äusseren 
und und inneren Sicherheit und solche 
Beförderungsmittel der Betriebsamkeit 
verlangt, welche durch Privatkräfte 
nicht so gut hergestellt werden können; 
im Uebrigen solle der Staat deu 
wirthschaftlichen Dingen ganz 
ungehinderten freien Lauf 
lassen, da sich daraus von selbst die 
höchstmöglichste Production und die 
beste Vertheilung des Volkseinkom- 
mens, überhaupt die vollendetste wirth- 
schaftliche Harmonie ergebe. Der Li- 
beralismus ist daher für Handels- und 
Gewerbefreiheit. Auch wegen dieses 
wirthschaftlichen Principes, welches 
bereits seit mehr als einem halben Jahr- 
hunderte in Uebung war, ist der Li- 
beralismus in neuerer Zeit ein Gegen- 
stand heftiger Angriffe geworden, und 
zwar insbesondere von Seite der soge- 
nannten Staatssocialisten (s. Staats- 
socialismus). In socialer Hinsicht 
tritt der Liberalismus für die Gleich- 
heit aller Staatsbürger und Stände ein. 
liliiz, 41.687 E., Stadt mit eige- 
nem Statute, erflossen durch die Mi- 
nisterial-Vdg. vom 11. Juni 1850, 
Z. 11.926, Nr. 261 L. G. B., revidirt 
durch die Gesetze vom 18. Jänner 1867, 
Nr. 7 L. G. B., und vom 3. März 1873, 
Nr. 34 L. G. B. Der Gemeinderath 
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(Gemeindevertretung) besteht aus 36 
Mitgliedern. Betreffs des Wahlrechtes 
und der Wählbarkeit zur Gemeinde- 
vertretung s. Gemeindewahl; betreffs 
des Wirkungskreises der Gemeinde- 
vertretung s. Städte. 

Iiippoi«'aiier9 ein grossrussi- 
scher Volkstheil in der Bukowina, s. 
Slaven. 



liloyd. Der Oesterr. -Ungar. Lloyd 
in Triest ist eine Reichsanstalt zum 
Zwecke der Förderung des auswärtigen 
Handels. Der Lloyd besitzt 73 Schiffe 
mit 91.380 Tonnen und 17.010 Pferde- 
kräften auf 19 Linien; derselbe ist 
dem k. u. k. Ministerium des Aeussern 
(s. d.) untergeordnet. 



l4oKitjg|^esetZ9 

cialismus. 



eisernes, s. So- 



M. 



iHaeedo-H^alaeKeii, s. v. 

w. Griechen, s. Graeco-Illyrier. 

lUag^lstrat^ s. Städte. 

Ulan^iiateiitafel 9 erste Kam- 
mer des ungarischen Parlamentes, s. 
Ungarn. Die Magnatentafel besteht 
(1883) aus 2 Erzherzogen, 54 Erz- 
l)ischöfen und Bischöfen, 11 Banner- 
trägern, 62 Obergespänen, dem Gou- 
verneur von Fiimie, 19 Fürsten, 377 
Grafen, 191 Freiherren, 5 siebenbür- 
jrischen Regalisten. 

man^yareii, ein Zweig des al- 
taischen Sprachstammes, zu welch' 
Letzterem unter Anderem auch die 
Türken, Tataren, Mongolen, Finnen 
und Lappen gehören. In Oesterreich- 
Ungam sind 6,542.000 Mag}^aren, ein- 
schliesslich der von ihnen nur mund- 
artlich verschiedenen Kumanen, Jazy- 
gen und Szekler. Von den Magyaren 
entfallen auf Cisleithanien nach der 
Volkszählung vom 31. December 1880 
nur 9887. Die Magyaren bewohnen 
hauptsächlich das Flachland von Un- 
garn; in geringer Anzahl sind sie in 
der Bukowina, dem mittleren Sieben- 
hlirgen, dem Grenzgebiete und in Cro- 
atien. Die Kumanen und Jazygen 
wohnen zwischen der mittleren Theiss 



und der Donau, und die Szekler an 
der Ostseite Siebenbürgens. 

UlaKii^erfalireu, s. Civil- 
pr ce s s. 

IfIRKreit, Markgrafschaft. Flä- 
cheninhalt 22.223 D Kilom. (403 QM.). 
Einwohnerzahl 2,153.407 in 2829 Ge- 
meinden, 3374 Ortschaften, 308.727 
Häusern. Von der Bevölkerung ge- 
hören 29*38 % dem deutschen und 
70*41 % dem czechischen Yolksstamme 
an. Darunter gehören 95*23 % zur 
katholischen und 2*15 % zur prote- 
stantischen Religion, 1*7 % sind Isra- 
eliten. Die Landeshauptstadt Brunn 
zählt 82.660 Einwohner. Die politische 
Verwaltung wird durch die Statt- 
halterei in Brunn, 6 Magistrate, näm- 
lich in Brunn, Olmütz, Znaim, Iglau, 
Kremsier, Ung.-Hradisch, durch die 
Polizeidii-ection in Brunn und 31 Be- 
zirkshauptmannschaften besorgt. Der 
Rechtspflege dienen : das Oberlandes- 
gericht in Brunn, das Landesgericht 
in Brunn, die Kreisgerichte in Iglau, 
Neutitschein, Olmütz, Ung.-Hradisch, 
Znaim, sowie 77 Bezirksgerichte. Or- 
gane der Finanzverwaltung in Mähren 
sind : die Finanz-Landes-Direction in 
Brunn; die Finanz-Procuratur (für 
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Mähren und Schlesien) in Brttnn ; 
Finanz-Bezirks-Directionen in Brunn, 
Hradisch, Iglau und OlmiUz; die 
Steuer- Administration in Brunn ; die 
Hauptsteuerämter in Biünn, Gross- 
Meseritsch, Hi-adisch, Iglau, Olmütz 
und Znaim; die Steuerämter in Neu- 
titschein und hei allen Bezirksgerichten. 
An Unterrichtsanstalten hatte Mähren 
im Jahre 1682 : 1 technische Hochschule 
in Brunn, 7 Kunstschulen. 20 Gymna- 
sien und Kealgjmnasien , 15 Real- 
schulen, 14 Specialinstitute, 2081 
Volks- und Bürgerschulen ; Zeitungen 
erscheinen 75. Der Grund und Boden 
von Mähren repräsentirte im Jahre 
1879 einen Werth von 1038 Mill. 
Gulden und das Bruttoerträgniss des- 
selben 182 Mill. Gulden. 

Der Landtag besteht aus 100 
Mitgliedern, nämlich : dem Ftirsterz- 
bischofe von Olmütz und dem Bischöfe 
von Brunn, dann aus achtundneunzig 
gewählten Abgeordneten, und zwari 
I. aus dreissig Abgeordneten des gros- 
sen Grundbesitzes, 2. aus einund- 
dreissig Abgeordneten der durch die 
Wahlordnung bezeichneten Städte ; 
3. sechs Abgeordneten der Handels- 
und Gewerbekammern ; 4. aus einund- 
dreissig Abgeoi'dneten der übrigen 
Gemeinden der Markgrafschaft Mäh- 
ren mit Einschluss der im Herzog- 
tliume Schlesien gelegenen mährischen 
Enclaven. (lieber den Wirkungskreis 
des Landtages s. d.) 

Landtagswahlordnung: 
Wahlbezirke und Wahlorte: 
§ 1. Für die Wahl der Abgeordneten 
aus der Classe des grossen 
Grundbesitzes bildet die ganze 
Markgrafschaft Mähren (einschliesslich 
der in Schlesien gelegenen Enclaven) 
Einen Wahlbezirk. Der Wahlort ist 
die Landeshauptstadt Brunn. § 2. Die 
Wähler der Abgeordneten aus der 



Classe des grossen Grundbesitzes thei- 
len sich in zwei Wahlkörper, deren 
einen die wahlberechtigten Besitzer 
der mit dem Fideicommissbande be- 
hafteten land- und lehentäflichen 
Güter, den anderen alle übrigen wahl- 
berechtigten grossen Grundbesitzer zu 
bilden haben. Der Wahlkörper der 
Fideicommissbesitzer hat fünf, der 
Wahlkörper der übrigen grossen Grund- 
besitzer fünfundzwanzig Abgeordnete 
zu wählen. § 3. Für die Wahl der 
Abgeordneten der Städte bilden die 
Landeshauptstadt Brunn vier Wahl- 
bezirke ; die Städte : ä) Olmütz, h) Ig- 
lau, c)Kremsier, d) Nikolsburg, e) Pross- 
nitz, zusammen mit Deutsch-Brodeclc. 
/) Sternberg und g) Znaim, je Einen 
Wahlbezirk ; h) Trübau, Zwittau, Brü- 
sau, zusammen Einen Wahlbezh'k; 
i) Auspitz, Göding, Lundenburg, Aus- 
terlitz, Kanitz, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; k) Boskowitz, Gewitsch, Konitz, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; l) Gaya, 
Butschowitz, Wischau, Strassnitz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; w) Ung. 
Ilradisch, Ung. Ostra, Bisenz, Wessely, 
zusammen Einen Wahlbezirk; n) Holle- 
schau, Bistritz am Hostein, Wsetin. 
Wallachisch-Meseritsch, Keltsch, Zlin,. 
zusammen Einen Wahlbezirk ; o) Ung. 
Brod, Wisowitz, Klobauk, zusammen 
Einen Wahlbezii-k ; . j?) Trebitsch mit 
Einschluss der Israelitengemeinde (Ju- 
denstadt), Trebitsch, Gross-Meseritsdi 
und Stannern, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; q) Datschitz, Teltsch, Zlabings, 
Jamnitz, zusammen Einen Wahlbezirk; 
r) Neustadtl, Saar, Bystfitz, Gross- 
bittesch, Tischnowitz, zusammen Einen 
Wahlbezirk : s) Neutitschein undStrani- 
berg, zusammen Einen Wahlbezirk; 
i) Freiberg, Fulnek, Frankstadt, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; w) Mäh- 
risch- Ostr au, Mistek, Braunsberg, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; v) Weiss- 
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kirchen, Leipnik, Bodenstadt, zusam-' 
men Einen Wahlbezirk; w) Neustadt 
iiud Römerstadt, zusammen EinenWahl- 
bezirk; x) Prerau, Kojetein, Tobit- 
schau, Hullein, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; y) Schönberg, Altstadt, Hohen- 
stadt, Schildberg, zusammen Einen 
Wahlbezirk; e) Hof, Liebau, Bäm, 
Bautsch, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
aa) Müglitz, Loschitz, Littau, Aussee, 
zusammen Einen Wahlbezirk; &&)Kro- 
mau, Eibenschütz, Mährisch-Budwitz, 
Pobrlitz, Jarmefitz, zusammen Einen 
Wahlbezirk. Als selbst ständige Wahl- 
liezirke der Stadt Brunn werden die 
ilorch das Gemeindestatut dieser Lan- 
ileshauptstadt vom 6. Juli 1850 im 
^ 2 abgegrenzten vier Gemeiudebezirke 
testgesetzt. § 4. Die Landeshauptstadt 
Brtinn und jene Städte, welche für 
sich allein Einen Wahlbezirk bilden, 
sind zugleich die Wahlorte dieser 
Wahlbezirke. In jedem aus zwei oder 
mehreren Städten gebildeten Wahl- 
bezirke ist die im vorangehenden Para- 
?raphe bei der Festsetzung jedes Wahl- 
bezirkes zuerst angeführte Stadt der 
Wahlort dieses Wahlbezirkes. § 5. In 
jedem der durch § 3 festgesetzten ein- 
unddreissig städtischen Wahlbezirke 
ist Ein Abgeordneter zu wählen. Alle 
Wahlberechtigten jedes städtischen 
Wahlbezirkes bilden Einen Wahlkör- 
per. § 6. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer zu Brunn hat drei und die 
Handels- und Gewerbekammer 
zu Olmütz ebenfalls drei Landtags- 
abgeordnete zu wählen. Für diese 
W'ahlen haben die Mitglieder und Er- 
^atzmänner jeder Kammer den Wahl- 
körper zu bilden. § 7. Für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemein- 
den bilden die Gemeinden der bis 
31. August 1868 bestandenen politi- 
schen Bezirke : 1. a) Brunn (Umgebung), 
Eibenschitz, zusammen Einen Wahl- 
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bezirk; b) Tischnowitz, Einen Wahl- 
bezirk; 2. Trübau, Zwittau, Gewitsch, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 3. Bos- 
kowitz, Blansko, Kunstadt, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 4. Wischau, But- 
schowitz, Austerlitz, zusammen Einen 
Wahlbezirk, 5. ä) Auspitz, Lunden- 
burg, zusammen Einen Wahlbezirk; 
b) Seelowitz, Klobouk, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 6. Gaya, Göding, Steinitz, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 7. Ung. 
Hradisch, Ung. Ostra, Strassnitz, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 8. ä) Krem- 
sier, Zdaunek, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; b) Prerau, Kojetein, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 9. Holleschau, 
Bystfitz, Napagedl, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 10. Ung. Brod, Klobauk, 
Wisowitz, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 11. ä) Iglau, Teltsch, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; b) Tre- 
bitsch. Gross - Meseritsch, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 12. Datschitz, Jam- 
nitz, zusammen Einen Wahlbezirk; 
13. Neustadtl, Bystfitz, Saar, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; 14. Neutit- 
schein, Fulnek, Freiberg, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 15. Weisskirchen, 
Liebau, Leipnik, Hof, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 16. Mistek, Mähr. Ostrau, 
Frankstadt, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 17. Wallachisch -Meseritsch, 
Roznau, Wsetin, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 18. a) Olmütz (Umgebung), 
Einen Wahlbezirk; b) Prossnitz, Plu- 
menau, zusammen Einen Wahlbezirk; 
19. Stemberg, Römerstadt, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 20. Schönberg, 
Wiesenberg, Altstadt, Schildberg, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 21. Müg- 
litz, Hohenstadt, Neustadt, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 22. Littau, Konitz, 
zusammenEinenWahlbezirk;23.Znaim, 
Frain, Joslowitz, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 24. Budwitz, Hrotowitz, 
Namest, zusammen Einen Wahlbezirk ; 

12 
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25. Nikolsburg, Kromau, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 26. die im Ilerzog- 
thurae Schlesien gelegenen mährischen 
Enclaven bilden zusammen Einen Wahl- 
bezirk. § 8. In jedem für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemeinden 
gebildeten Wahlbezirke ist der im § 7 
bei Festsetzung jedes Wahlbezirkes 
zuerst angeführte Ort, und für die 
mährischen Enclaven ist Hotzenplotz 
der Wahlort. § 9. Die im § 7 unter 1 
bis 26 aufgeführten einunddreissig 
Wahlbezirke haben je Einen Abgeord- 
neten zu wählen. Die Wahlmänner 
aller in einem Wahlbezirke gelegenen 
Gemeinden (mit Ausnahme der nach 
§ 3 zur Wahl von Abgeordneten be- 
rechtigten Städte) bilden Einen Wahl- 
körper. 

Wahlrecht. § 10. Die Abgeord- 
neten der Wählerclasse des Gross- 
grundbesitzes sind durch directe 
Wahl der dem österreichischen Staats- 
verbande angehörigen Besitzer jener 
land- oder lehentäflichen Güter zu wäh- 
len, deren Jahresscliuldigkeit an lan- 
desfürstlichen Realsteuern ohne ausser- 
ordentlichen Zuschlag wenigstens 250 fl. 
beträgt. Der Besitz zweier oder meh- 
rerer land- oder lehentäfiicher Güter, 
deren Jahresscliuldigkeit an landes- 
fttrstlichen Realsteuem ohne ausser- 
ordentlichen Zuschlag zusammenge- 
nommen wenigstens 250 fl. beträgt, 
bererhtiget ebenfalls zur Wahl. Güter, 
für welche eine selbstständige Einlage 
in der Land- oder Lelientafel neu er- 
öffnet wurde, sind erst drei Jahre nach 
der rechtskräftigen Eröffnung der Ein- 
lage den zur Wahl berechtigenden 
Gütern gleichzuhalten. § 11. Unter 
mehreren Mitbesitzern eines zur Wahl 
berechtigenden land- und lehentäflichen 
Gutes steht zwar jedem derselben das 
Wahlrecht zu, kann jedoch nur durch 
denjenigen aus ihnen ausgeübt werden. 



welcher entweder kraft seines eigenen 
Besitzantheiles oder mit Hinzm-ecli- 
nung der Antheile der ihn bevollmäch- 
tigenden Mitbesitzer mehr als die Hälfte 
des Gutes vertritt, in allen Fällen je- 
doch nur insoferne, als die Jahres- 
schuldigkeit der vertretenen Besitzan- 
theile an landesfürstlichen Realsteuern 
ohne ausserordentlichen Zuschlag min- 
destens 250 fl. beträgt. Ein Mitbesitz, 
welcher nach dem Zeitpunkte der Wirk- 
samkeit dieses Gesetzes durch TJeber- 
tragung unter Lebenden neu entsteht, 
begründet das Wahlrecht erst nach 
Verlauf von drei Jahren nach rechts- 
kräftiger Einverleibung des Eigenthums- 
rechtes. § 12. Für jene zur Wahl be- 
rechtigenden land- oder lehentäflichen 
Güter, in deren Besitz sich eine Cor- 
poration, Gesellschaft, Anstalt, Stiftung 
oder sonst eine juristische Person be- 
findet, ist das Wahlrecht nur durch 
jene Personen auszuüben, welche nach 
den bestehenden gesetzlichen oder ge- 
sellschaftlichen Normen, Statuten oder 
Stiftungsurkunden berufen sind, die 
Corporation, Gesellschaft, Anstalt, Stif- 
tung oder sonstige juristische Person 
nach Aussen zu vertreten, und woferne 
die Vertretung nicht einer Einzelperson 
zukommt, durch jene Einzelperson, 
welche von den berufenen Vertretern 
aus ihrer Mitte hiezu bestellt wird. Der- 
jenige, der dieses Wahlrecht ausübt, 
rauss dem Österreichischen Staatsver- 
bande angehören, physisch grossjähris: 
und eigenberechtigt sein, und es darf 
demselben keiner der im § 18 dieser 
Landtagswahlordnung normirten Ans- 
schliessungsgründe entgegenstehen. Der 
dem Functionär einer Corporation, Ge- 
sellschaft, Anstalt, Stiftung oder son- 
stigen juristischen Person überlassene 
Genuss eines Gutes verleiht dem Func- 
tionär kein Wahlrecht, wenn derselbe 
nicht zugleich nach den bestehenden 
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gesetzlichen oder gesellschaftlichen 
Können, Statuten oder Stiftungsurkun- 
den berufen ist, die im Besitze des 
betreffenden Gutes befindliche Corpo- 
ration, Gesellschaft, Anstalt, Stiftung 
oder sonstige juristische Person nach 
Aussen zu vertreten. Dem Staate', den 
Ländern und Gemeinden, welche sich 
im Besitze von land- oder lehentäf- 
lichen Gütern befinden , kommt ein 
Wahlrecht rüeksichtlich derselben nicht 
zu. § 13. Die Abgeordneten der im § 3 
aufgeführten Städte sind von aUen 
jenen Gemeindemitgliedern direct zu 
wählen, welche in den Städten des Wahl- 
bezirkes zur Wahl der Gemeindereprä- 
sentanz berechtigt, nach § 18 der Land- 
tagswahlordnung vom Wahlrechte nicht 
ausgeschlossen sind und, ohne Rück- 
sicht auf die Eintheilung in Wahlkör- 
per in Brunn wenigstens zwanzig Gul- 
den und in allen anderen Städten 
wenigstens zehn Gulden als Jahres- 
schuldigkeit an directen Steuern ohne 
Ansserordentlichen Zuschlag entrichten. 
Diesen sind jene anzureihen, denen das 
Ehrenbürgerrecht mindestens Ein Jahr 
vor Aussschreibung der Wahl verliehen 
wurde, dann alle jene, welchen nach 
den derzeit bestehenden besonderen Ge- 
meindestatuten, beziehungsweise nach 
dem Gemeindegesetze vom 15. März 
1864 das active Wahlrecht in der Ge- 
meinde ohne Rücksicht auf eine Steuer- 
zahlung zukommt. § 14. Die Wahl der 
Abgeordneten der Landgemeinden 
hat durch gewählte Wahlmänner zu 
geschehen. Jede Gemeinde des Wahl- 
bezirks hat auf je fünfhundert Ein- 
wohner Einen Wahlmann zu wählen. 
Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
lung der Einwohnerzahl durch fünfhun- 
dert ergeben, haben, wenn sie zwei- 
hundertfünfzig oder darüber betragen, 
als fünfhundert zu gelten; wenn sie 
weniger als zweihundertfünfzig betra- 



gen, unberücksichtigt zu entfallen. 
Kleine Gemeinden, deren Einwohner- 
zahl weniger als fünfhundert beträgt, 
wählen Einen Wahlmann. § 15. Die 
Wahlmänner jeder Gemeinde sind durch 
jene zur Wahl der Gemeinderepräsen- 
tanz berechtigten und nach § 18 der 
der Landtagswahlordnung vom Wahl- 
rechte nicht ausgeschlossenen Ge- 
meindemitglieder zu wählen, welche, 
ohne Rücksicht auf die Eintheilung in 
Wahlkörper, mindestens fünf Gulden 
als Jahresschuldigkeit an directen Steu- 
ern ohne ausserordentlichen Zuschlag 
in der Gemeinde entrichten. Diesen 
sind jene anzureihen, denen das Ehren- 
bürgerrecht mindestens Ein Jahr vor 
Ausschreibung der Wahl verliehen 
wurde, dann alle jene, welchen nach 
dem Gemeindegesetze vom 15. März 
1864 das active Wahlrecht in der Ge- 
meinde ohne Rücksicht auf eine Steuer- 
zahlung zukommt. § 16. Jeder Wahl- 
berechtigte kann sein Wahlrecht nur 
in Einem Wahlbezirke und in der Regel 
nur persönlich ausüben. 

Bevollmächtigung. Nicht eigen- 
berechtigte Personen üben durch ihren 
gesetzlichen Vertreter, die in ehelicher 
Gemeinschaft lebenden Frauen durch 
ihren Ehegatten, andere eigenberech- 
tigte Frauen durch einen Bevollmäch- 
tigten das Wahlrecht aus. Wer im 
Namen eines Anderen das Wahlrecht 
ausübt, muss mit Ausnahme des im 
§ 12 bezeichneten Falles in der be- 
treffenden Wählerclasse wahlberechtigt 
sein. In der Wählerclasse des Gross- 
grundbesitzes können alle Wahlberech- 
tigten, sowie auch die im § 12 bezeich- 
neten Vertreter das Wahlrecht durch 
Bevollmächtigte ausüben. Frauen und 
die gesetzlichen Vertreter nicht eigen- 
berechtigter Personen, insoferne diese 
Vertreter in der Wählerclasse des 
Grossgrundbesitzes nicht selbst wahl- 

12* 
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berechtigt sind, dürfen ihr eigenes, be- 
ziehungsweise das Wahlrecht ihrer 
Mündel oder Curanden nur durch Be- 
vollmächtigte ausüben. In dieser Wäh- 
lerclasse muss der Vollmachtsträger 
auch in dem betreffenden Wahlkörper 
wahlberechtigt sein und darf nur Einen 
Wahlberechtigten vertreten. Auch solche 
Wähler, welche im Sinne des § 12 ftir 
eine Corporation, Gesellschaft, Anstalt, 
Stiftung oder sonstige juristische Per- 
son, oder im Sinne des § 11 für Mit- 
besitzer wählen, können Eine Vollmacht 
übernehmen. In der Wählerclasse der 
Städte oder Landgemeinden wird das 
Wahlrecht von Corporationen, Gesell- 
schaften, Anstalten, Stiftungen und son- 
stigen juristischen Personen ebenfalls 
auf die im § 12 vorgeschriebene Weise 
ausgeübt. Wer in einer dieser beiden 
Wählerclassen im eigenen Namen wählt, 
ist überdies berechtigt, das Stimmrecht 
als gesetzlicher Vertreter nicht eigen- 
berechtigter Personen, als Ehegatte 
und als Vertreter der im § 12 erwähn- 
ten juristischen Personen auszuüben. 
Abgesehen von diesen Vertretungsfällen 
darf jeder Wähler nur eine Vollmacht 
übernehmen. In den Wählerclassen der 
Städte und Landgemeinden begründet 
der Mitbesitz einer steuerpflichtigen 
Realität für die Mitbesitzer zusammen 
nur eine Stimme, und es kann dieselbe 
nur von jenem Mitbesitzer giltig abge- 
geben werden, welcher entweder kraft 
seines eigenen Besitzantheiles oder mit 
Hinzurechnung der Antheile der ihn 
bevollmächtigenden oder sonst von ihm 
vertretenen Mitbesitzer mehr als die 
Hälfte der Realität vertritt und von 
seinem eigenen Besitzantheile an lan- 
desfürstlichen directen Steuern ohne 
ausserordentlichen Zuschlag als Jahres- 
schuldigkeit den zur Begründung des 
Wahlrechtes in der betreffenden Wäh- 
lerclasse festgesetzten Mindestbetrag I 



entrichtet. Wer in der Wählerclasse 
des Grossgrundbesitzes wahlberechtigt 
ist (ausser jenen, welche im Namen 
der im § 12 bezeichneten juristischen 
Personen das Wahlrecht ausüben), darf 
in keinem Wahlbezirke der beiden an- 
deren Wählerclassen, und wer in einem 
Wahlbezirke der im § 3 genannten 
Städte wahlberechtigt ist, in der Regel 
in keiner Landgemeinde wählen. Wer 
in beiden Wahlkörpern des Grossgrund- 
besitzes wahlberechtigt ist, darf sein 
Wahlrecht nur im ersten Wahlkörper 
ausüben. Wähler aus jeder Wähler- 
classe, auch die im § 12 bezeichneten 
Vertreter, wenn sie zugleich Mitglieder 
einer Handelskammer sind, dürfen ihr 
Stimmrecht auch für die Wahlen der 
Landtagsabgeordneten der Handels- 
kammer ausüben. Ist ein Wähler der 
Wählerclassen der Städte und Land- 
gemeinden zugleich in mehreren Städten, 
oder in mehreren Landgemeinden, oder 
sowohl in Städten als Landgemeinden 
wahlberechtigt, so darf er sein Wahl- 
recht nur Einmal ausüben, und zwar 
in der Gemeinde seines ordentlichen 
Wohnsitzes, oder wenn er in keiner 
der betreffenden Gemeinden oder in 
mehreren Gemeinden abwechselnd sei- 
nen Wohnsitz hat, nur in jener Ge- 
meinde, in welcher er die höchste 
Steuerschuldigkeit entrichtet. Jede 
Wahlvollmacht muss schriftlich aus- 
gestellt, vom Vollmachtgeber eigenhän- 
dig unterschrieben sein, auf die Aus- 
übung des Wahlrechtes in der Wähler- 
classe lauten, und mit Berufung auf 
die Wahlausschreibung den Wahlact 
bezeichnen. Mündliche oder telegraphi- 
sche Verfügungen in Betreff der Er- 
theihmg oder des Widerrufes einer Voll- 
macht sind wirkungslos. Im Auslande 
ausgestellte Vollmachten müssen ge- 
hörig beglaubigt sein. (Betreffs der Er- 
fordernisse der Wählbarkeit in den 
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Landtag, sowie darüber, welche Per- 
sonen von dem diesfälligen Wahlrechte 
und der Wählbarkeit ausgeschlossen 
sind, s. Landtag). Von den 100 Ab- 
geordneten gehören zufolge der jüngst 
(1884) stattgehabten Wahl 43 der 
czechisch-clericalen, 48 der verfassungs- 
treuen und 9 der Mittelpartei an. 

llajestfttsbeleldlja^uug^, 

ein Verbrechen, welches nach § 63 
St.G. darin besteht, dass Jemand die 
Ehrfurcht gegen den Kaiser verletzt, 
sei es durch persönliche Beleidigung, 
durch öffentlich oder vor mehreren 
Leuten vorgebrachte Schmähungen, 
Lästerungen oder Verspottungen, durch 
Druckwerke, Mittheilung oder Ver- 
breitung von bildlichen Darstellungen 
oder Schriften. Die Strafe dieses Ver- 
brechens ist schwerer Kerker von 
1 — 5 Jahren. Eng verwandt mit dem 
Verbrechen der Majestätsbeleidigung 
ist das Verbrechen der Beleidigung 
der Mitglieder des kaiserlichen Hauses. 
Dieses Verbrechens macht sich der- 
jenige schuldig, der gegen ein Mitglied 
des kaiserlichen Hauses (lebendes 
oder verstorbenes) eine Handlung be- 
geht, welche gegen den Kaiser ge- 
richtet Majestätsbeleidigung wäre. Die 
Strafe dieses Delictes ist Kerker von 
1—5 Jahren. Die an fremde Souveräne 
verehelichten Frauen Erzherzoginnen 
geniessen den gleichen Schutz. 

IflaJestRtsreebte, s. Staats- 
oberhaupt. 

IVIaJor^ Bezüge des, s. Gage. 

IHaiidat, Vollmacht; ferner auch 
der Auftrag, welcher einem Abge- 
ordneten zur Vertretung seiner Wähler 
in einem Gesetzgebungskörper mittels 
der Wahl ertheilt wird (s. hiezu den 
Artikel „Abgeordneter"). 

Iflaiidatsproeess, s. Civil 
pro ces s. 



]flarbur||^9 17.628 E., Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
Gesetz vom 13. März 1866, Nr. 8, und 
vom 23. Dec. 1871, Nr. 2 L.G.B. für 
1872. Der Gemeinderath (Gemeinde- 
vertretung) besteht aus 24 Mitgliedern; 
betreffs des Wahlrechtes und der 
Wählbarkeit zur Gemeindevertretung 
siehe Gemeindewahl; betreffs des 
Wirkungskreises der Gemeindever- 
tretung s. Städte. 

Iflarla Tberesla-Ordeii^ 
s. Orden. 

Ularliietruppeii^ s. Kriegs- 
wesen. 

Hf asebiiieusebuleit 9 siehe 
Schulwesen. 

Ulasse^eri^alter ^ die in 
einem Concursfalle mit der Vertretung 
der Gläubigerschaft, und Verwaltung, 
Realisirung und Vertheilung des Con- 
cursmassevermögens betraute Person 
(s. C n c u r s). 

Hf eiisebeiiraub 9 nach dem 
österr. Strafgesetze ein Verbrechen der 
öffentlichen Gewaltthätigkeit, welches 
derjenige begeht, der sich ohne Vor- 
wissen und Einwilligung der recht- 
mässigen Obrigkeit eines Menschen 
mit List oder Gewalt bemächtigt, um 
ihn wider seinen Willen in eine aus- 
wärtige Gewalt zu tiberliefern. Die 
zwei Hauptmerkmale dieses Verbrechens 
sind, dass sich der Thäter der Person 
des Auszuliefernden mit List oder 
Gewalt bemächtigt, d. h. ihn in einen 
Zustand versetzt, in welchem er ver- 
hindert ist, seinen Aufenthaltsort be- 
liebig zu verändern, und dass die Aus- 
lieferung an eine auswärtige, d. h. 
im Auslande befindliche Gewalt ge- 
schehen soll, wenn diese auch eine 
vollkommen rechtmässige wäre, z. B. 
wenn es sich um ein seinen Eltern 
entführtes Kind, eine entflohene Gattin, 
ja selbst um einen entsprungenen Straf- 
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ling oder Deserteur handeln würde. Das 
Verbrechen ist vollendet, sobald sich 
der Thäter der Person des Auszu- 
liefernden bemächtigt hat, wenn auch 
seine Absicht der Auslieferung, die 
aber jedenfalls vorhanden sein muss, 
nicht erreicht wird. Die Strafe für 
dieses Verbrechen ist schwerer Kerker 
von fünf bis zehn Jahren und, wenn 
der Misshandelte einer Gefahr am 
Leben oder au Wiedererlangung der 
Freiheit ausgesetzt worden ist, bis 
zu zwanzig Jahren (§ 91 St.G.). 

Meiiseheiireehte 9 allge- 
meine, s. Grundrechte. 

Meuelielniord^ s. Mord. 

HIIlltRral&adeittle^ militäri- 
sche Hochschule, s. Schulwesen. 

Iflilltarbef^eluiiji^9 s.We h r- 
pflicht 

Iflilltftreaiilaii; Bezüge des, 
s. Gagen. 

HIIlitRreoinniaiido 9 siehe 
Militärterritorialcommanden. 

Iflilitilr«;erielite. Die Wirk- 
samkeit der Militärgerichte in Civil- 
rechtsangelegenheiten wurde im Jahre 
1869 aufgehoben; dagegen besteht 
deren Thätigkeit in Strafsachen noch 
fort. Der Militärgerichtsbarkeit in 
Strafsachen unterliegen zunächst: 1. die 
in activer Dienstleistung stehenden 
Personen des stehenden Heeres und der 
Kriegsmarine; 2. die bei der Militär- 
verwaltung angestellten oder verwen- 
deten und in activer Dienstleistung 
stehenden Personen; 3. alle Personen, 
welche sich im Gefolge einer auf 
Kriegsfuss gesetzten oder ausserhalb 
der Grenzen der Monarchie stehenden 
Heeresabtheilung befinden oder zum 
Bemannungsstande eines Kriegsfahr- 
zeuges gehören ; 4. die Kriegsgefangenen 
und die unter militärischer Obhut 
stehenden Geissein; 5. die von der 
Kriegsmarine eingebrachten Seeräuber. 



Die Officiere, welche mit Beibehaltung 
des Militärcharakters aus dem Ver- 
bände des stehenden Heeres oder der 
Kriegsmarine ausgetreten sind, sie 
mögen eine Pension beziehen oder 
nicht, sowie die ausser der activen 
Dienstleistung befindlichen Officiere 
der Reserve bleiben in Ansehung der 
Militär- Verbrechen und -Vergehen, falls 
sie bei der Verübung einer derartigen 
strafbaren Handlung eine militärische 
Uniform getragen haben, unter Mili- 
tärgerichtsbarkeit. Ausserdem unter- 
stehen sie in Strafsachen ausschliess- 
lich dem allgemeinen Strafgesetze und 
der Gerichtsbarkeit der Civilgerichte. 
Die Urlauber, und die Mannschaft der 
Reserve unterstehen in Strafsachen 
ebenfalls den Civilgerichten ; mit dem 
Tage der Zustellung des Einberufungs- 
befehles oder der legalen Veröffent- 
lichung desselben treten diese Per- 
sonen jedoch einschliesslich der ein- 
berufenen Reserve - Officiere in allen 
Strafangelegenheiten unter die Mili- 
tärgerichtsbarkeit. Weiters unterliegen 
der militärischen Stafgerichtsbarkeit 
die im Landwehrverbande ste- 
henden Personen, welche in Folge 
der auf Befehl des Kaisers angeord- 
neten Einberufung und Mobilmachung 
in activer Dienstleistung stehen. Doch 
finden auf dieselben jene Bestimmungen 
keine Anwendung, welche eine Schmä- 
lerung der bürgerlichen Rechts- und 
Handlungsfähigkeit oder eine Verlän- 
gerung der gesetzlichen Dienstpflicht 
androhen. Ferner treffen dieselben im 
Falle der Verurtheilung wegen nicht 
militärischer Verbrechen und Vergehen 
die in dem § 45, lit. b und c, dann 
in den §§ 50, 54 und 87 des Militär- 
Strafgesetzes angeführten Folgen der 
in den §§ 45—48, 60 und 87 dieses Ge- 
setzes erwähnten Urtheile nur inso- 
weit und für so lange, als sie auch 
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uacli den Civil-Strafgesetzen einzutreten 
hätten. In gleicher Weise finden die 
militärischen Gesetze auch auf die- 
jenigen im Landwehrverbande stehen- 
den Personen Anwendung, welche zum 
Zwecke der Standes- und Evidenz- 
führung und der Verwaltung der Maga- 
zinsvorräthe in activer Dienstleistung 
stehen oder bei den Landwehrcomman- 
den, der tirolisch-vorarlbergischen Lan- 
desvertheidigungs - Oberbehörde, dem 
Landwehr - Qbercommando und dem 
Landesvertheidigungs - Ministerium in 
bleibender Verwendung sind ; auf die- 
jenigen Personen aber, welche zur 
militärischen Ausbildung, zur periodi- 
schen Waffenübung oder zur Control- 
versammlung einberufen worden sind, 
nur in soweit, als sie sich auf Mili- 
tärverbrechen und Militärvergehen be- 
ziehen. Die Anwendbarkeit der mili- 
tärischen Gesetze beginnt, im Falle 
der auf Befehl des Kaisers angeord- 
neten Einberufung und Mobilmachung, 
mit dem Tage der Zustellung des Ein- 
berufungsbefehles oder der legalen 
Kundmachung desselben, in allen an- 
deren Fällen mit dem für das Er- 
scheinen des Einberufenen bestimmten 
Tage. Die im Landwehrverbande ste- 
henden Personen sind von dem betref- 
fenden Zeitpunkte an auch wegen der 
vor demselben begangenen Militärver- 
brechen der Desertion und der Selbst- 
beschädigung nach den militärischen 
Gesetzen zu behandeln. Die Officiere 
der Landwehr unterstehen auch ausser 
den eben bezeichneten Fällen in An- 
sehung der Militärverbrechen und Mili- 
tärvergehen, falls sie bei der Verübung 
einer derartigen strafliaren Handlung 
eine militärische Unifonn getragen 
haben , der Militär - Gerichtsbarkeit. 
Ebenso sind sie zur Zeit, wo sie die 
militärische Uniform tragen, den mili- 
tärischen Disciplinarvorschriften unter- 



worfen. Als höchste Instanz in Mili- 
tärstrafsachen besteht der Oberste 
Militär-Gerichtshof in Wien. Als zweite 
Instanz fungirt das k. k.. Militär- 
Obergericht in Wien. Die Militär- 
Strafanstalt befindet sich zu Möllers- 
dorf bei Baden in Niederösterreich. 

milltarjurlsdietioiifi- 
lioriti^ s. Jurisdictionsnorm. 

Iflilltarjustiz, s. Militär- 
gerichte. 

IflllltRrfeaiizlei, die zum un- 
mittelbaren Dienste des Kaisers für 
Militär - Angelegenheiten bestehende 
Kanzlei. Für Civil - Angelegenheiten 
besteht die Cabinetskanzlei des Kaisers. 

Ulllitariiersoiieii^ Angehö- 
rige der Armee. Die Militärpersonen 
kommen in staatsrechtlicher Hinsicht 
insoferne in Betracht, als bei ihnen 
aus Gründen der Erhaltung ungestör- 
ter Disciplin eine Beschränkung des 
Wahlrechtes und der Wählbarkeit platz- 
greift. Nach den dermaligen Vorschrif- 
ten gilt diesfalls Folgendes: I. Wahl- 
berechtigt für Gemeindevertretungen 
sind: 1. Officiere und Militärparteien 
mit Officierstitel, welche sich im defini- 
tiven Ruhestande befinden, oder mit 
Beibehaltung des Charakters quittirt 
haben. 2. Dienende sowohl als pensio- 
nirte Militärparteien ohne Officierstitel, 
nämlich Militärgeistliche, das Kriegs- 
Commissariat und die Feldärzte, ferner 
dienende undpensionirte Militärbeamte, 
soferne alle diese ad 1 und 2 genann- 
ten Personen Gemeinde-Angehörige der 
betreffenden Gemeinde sind, und nicht 
in den Stand eines Truppenkörpers 
gehören. II. Wahlberechtigt für Lan- 
desvertretungen sind: Die oben ad 1 
und 2 bezeichneten Militärpersonen, 
soferne bei ihnen die Bedingungen des 
activen Wahlrechtes nach den Land- 
tagswahlordnungen vorhanden sind. 
III. Wählbar für Gemeindevertretungen 
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sind: Für unbesoldete Posten: die im 
definitiven Ruhestände befindlichen oder 
mit Beibehaltung des Charakters aus- 
getretenen Officiere, Militärparteien und 
Militärbeamte. IV. Wählbar für Lan- 
desvertretungen sind : Unter den in den 
Landtags-Wahlordnungen rttcksichtlich 
der Wählbarkeit festgesetzten Bedin- 
gungen die im definitiven Ruhestande 
befindlichen oder mit Beibehaltung des 
Charakters quittirten Officiere, Militär- 
parteien und Militärbeamten. Dienende 
Officiere, dann dienende Militärparteien 
und Beamte, welche einen Haus oder 
Grundbesitz haben, der zum activen 
Wahlrechte gentigt, können dasselbe 
nur durch Bevollmächtigte ausüben. 
Die Mannschaft vom Feldwebel und 
Wachtmeister abwärts, einschliesslich 
der ReseiTcmannschaft und die ihnen 
gleichgehaltenen Militärindividuen, sind 
von jedem sowohl activen als passiven 
Wahlrechte ausgenommen. Betreffs der 
Bezüge der Militärpersonen s. Gage. 

IflllitRrpfarrei*, Bezüge des, 
s. Gage. 

Militär taiKe^ Abgabe, welche 
jene Wehrpflichtigen zu entrichten 
haben, welche zum Dienste in der 
Armee (Kriegsmarine) nicht beige- 
zogen werden. Die Militärtaxpflich- 
tigen zerfallen in zehn Classen, wo- 
von die der letzten Classe 1 fl. 
und die der ersten Classe 100 fl. 
jährlich entrichten. Befreit von der 
Militärtaxe sind: 1. Jene, welche 
wegen köi^perlicher oder geistiger Ge- 
brechen ausser Stande sind, sich und 
jene Angehörigen zu erhalten, deren 
Unterhalt ihnen gesetzlich obliegt, und 
welche auch kein hiezu ausreichendes 
Vermögen oder Einkommen haben ; 
2. diejenigen, welche sich in der Armen- 
Tersoi'gung befinden; 3. die Wehr- 
pflichtigen, welche vor dem Jahre 1875 
wehrpflichtig geworden sind; 4. jene 



Wehi'pflichtigen, die zwar nicht zum 
eigentlichen Kriegsdienste, wohl aber 
zu sonstigen, ihrem bürgerlichen Berufe 
entsprechen lieistungen fiir Kriegs- 
zwecke im Kriegsfalle verwendet wer- 
den und die Landsturm angehörigen, 
beide jedoch nur für dasjenige Jahr, 
in welchem sie zur Dienstleistung her- 
angezogen werden. Ob und nach welcher 
Classe die Militärtaxe zu entrichten 
ist, hierüber hat auf Grund der unter 
Einvernehmung der Gemeindevorsteher 
(beziehungsweise der Vorsteher der 
Gutsgebiete) durch die politische Be- 
zirksbehörde der Heimatgemeinde des 
Taxpflichtigen zu pflegenden Erhebun- 
gen in erster Instanz eine aus jedem 
Gerichtsbezirke zu bildende Comniis- 
sion zu entscheiden, welche aus dem 
Vorstande der politischen Bezirksbe- 
hörde als Vorsitzenden und vier Mit- 
gliedern zu bestehen hat, von denen 
zwei durch den Vorsitzenden und zwei 
durch die hiezu einberufenen Gemeinde- 
vorsteher des Gerichtsbezirkes, in jenen 
Ländern aber, in welchen Bezirksver- 
tretungen bestehen, durch deren Aus- 
schüsse zu wählen sind. In Städten, 
welche ein eigenes Gemeindestatut be- 
sitzen, sind die zwei letzteren Mit- 
glieder durch den Gemeinderath zu 
wählen. Gegen die Entscheidung der 
Commission steht dem Taxpflichtigen 
binnen einer dreissigtägigen Präclusiv- 
frist, vom Tage des ihm zugestelhen 
Bemessungserkenntnisses an gerechnet, 
die Berufung an die politische Lan- 
desstelle zu. Gegen zwei gleichlautende 
Entscheidungen ist eine weitere Be- 
rufung an das Ministerium für Landes- 
vertheidigung nicht zulässig. Die Er- 
trägnisse der Militärtaxe fliessen in 
einen besonderen Fond, den Militär- 
taxfond. Ueber die Verwendung des 
Militärtaxfondes s. d. (Ges. vom 13. 
Juni 1880, Nr. 70 R. G.B.). Das Ergab- 
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niss der Militärtaxe ist pro 1883 auf 
800.000 fl. veranschlagt. 

miiuartaxfoiid, Fond, wel- 
cher aus dem Erträgnisse der Militär- 
taxe gebildet wird. Der Militärtaxfond 
ist bestimmt: 1. Für die Aufbesserung 
der Invalidenversorgung; 2. für die 
Versorgung der hilfsbedürftigen Witwen 
und Waisen von Gagisten und Mann- 
schaften des stehenden Heeres (Kriegs- 
marine) und der Landwehr, welche 
vor dem Feinde gefallen oder in Folge 
von Verwundungen oder von Kriegs - 
Strapazen gestorben sind. Die zu Dienst- 
leistungen für Kriegszwecke nach § 18 
des Wehrgesetzes herangezogenen Wehr- 
pflichtigen, sowie die Angehörigen des 
aufgebotenen Landsturmes werden den 
zur activen Dienstleistung im stehenden 
Heere (Kriegsmarine) oder in der Land- 
wehr Einberufenen gleichgehalten. Das 
Verftigungsrecht über die aus dem 
Militärtaxfonde zur Verausgabung ge- 
langenden Beträge steht nach Mass- 
gabe des vom Keichsrathe genehmigten 
Jahrespräliminares dem Minister für 
Landesvertheidigung im Einvei'nehmen 
mit dem Reichkriegsminister zu. lieber 
den Stand und die Gebahrimg des Fon- 
des ist dem Reichsrathe jährlich der 
Rechnungsabschluss zur Genehmigung 
vorzulegen (Gesetz vom 13. Juni 1880, 
Xr. 70 R. G. B.). 

]fIillt%rt;ei*rltoraleoiBi- 
mandeii^ leitende Militärbehörden 
der einzelnen Militärterritorialbezirke 
der Monarchie. Letztere ist nämlich 
zum Zwecke des militärischen und 
administrativen Dienstes des Heeres 
in sechzehn Militärterritorialbezirke, 
d. i. 15 Corpsbezirke (hiit je Einem 
Co rp s c mm a n d o) uncl Einen Militär- 
commandobezirk (mit Einem Militär- 
commando) eingetheilt. Die einzelnen 
Militärterritorialcommanden vertheilen 
sich in folgender Weise: I. Corps- 



commando in Krakau für die Herres- 
ergän Zungsbezirke Nr. 10, 13, 20, 40, 
45, 56, 57, 77, 90, umfassend zwei 
Truppendivisionen (12. und 24.) mit 

4 Infanderie- und 2 Cavalleriebrigaden. 
IL Corpscommando für Niederösterreich 
und Oberösterreich, dann Salzburg in 
Wien für die Heeresergänzungsbezirke 
Nr, 4, 14, 49, ,59, 84, umfassend drei 
Truppendivisionen (2., 3. und 25.) mit 
7 Infanterie und 2 Cavalleriebrigaden. 
III. Corpscommando für Steiennark, 
Kärnthen, Krain, Istrien, Görz, Gra- 
disca und die Stadt Triest, in Graz 
für die Heeresergänzungsbezirke Nr. 
7, 17, 27, 47, 87, 97, umfassend drei 
Truppendivisionen (6. 7. und 28.) mit 

5 Infanteriebrigaden und 1 Cavallerie- 
brigade. IV. Corpscommando für Un- 
garn in Budapest für die Heereser- 
gänzungsbezirke Nr. 6, 23, 32, 38, 
44, 52, 68, 69, 86, umfassend zwei 
Truppendivisionen (31. und 32.) mit 
4 Infanterie- und 2 Cavalleriebrigaden. 
Y. Corpscommando in Pi'essburg für 
die Heeresergänzungsbezirke 12, 19, 
26, 48, 71, 72, 76, umfassend zwei 
Truppendivisionen (14. und 33.) mit 
4 Infanterie- und 3 Cavalleriebrigaden. 
VI. Corpscommando in Kaschau für 
die Ileeresergänzungsbezirke Nr. 5, 
25, 34, 60, 65, 66, 67, 85, umfassend 
zwei Truppendivisionen (15. und 27.) 
mit 4 Infanteriebrigaden und 1 Ca- 
valleriebrigade. VII. Corpscommando 
in Temesvar für die Ergänzungsbezirke 
Nr. 29, 33, 37, 39, 43, 46, 61, 83, 
101, umfassend zwei Truppendivisionen 
(17. und 34.) mit 4 Infanterie- und 
2 Cavalleriebrigaden. VIII. Corps- 
commando in Prag für die Herres- 
ergänzungsbezirke Nr. 11, 28, 35, 73, 
75, 88, 91, 102, umfassend zwei 
Truppendivisionen (9. und 19.) mit 4 
Infanteriebrigaden und 1 Cavallerie- 
brigade. IX. Corpscommando in Josef- 
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Stadt für die Herresergänzimgsbezirke 
Nr. 18, 21, 30, 42, 74, 92, 94, 98, 
umfassend zwei Truppendivisionen 
(10. und 29.) mit 4 Infanteriebrigaden 
und 1 Cavalleriebrigade. X. Corpscom- 
mando für Mähren und Schlesien in 
Brunn für die Heeresergänzungs- 
bezirke Nr. 1, 8, 8, 54, 81, 93, 99, 
100, umfassend zwei Truppendivisionen 
(4. und 5.) mit 4 Infanteriebrigaden 
und 1 Cavalleriebrigade. XL Corps- 
commando für Ostgalizien und die 
Bukowina in Lemberg für die Ileeres- 
ergänzungsbezirke Nr. 9, 15, 24, 30, 
41, 55, 58, 80, 89, 95, umfassend zwei 
Truppendivisionen (11. und 30.) mit 
4 Infanterie- und 2 Cavalleriebrigaden. 

XII. Corpscommando in Hermannstadt 
für Siebenbürgen flir die Heeresergän- 
zungsbezirke Nr. 2, 31, 50, 51, 02, 
03, 04, 82, umfassend 2 Truppendivi- 
sionen (10. und 35.) mit 4 Infanterie- 
brigaden und 1 Cavalleriebrigade. 

XIII. Corpscommando für Croatien 
und Slavonien in Agram für die Heeres- 
ergänzungsbezirke Nr. 10, 53, 70, 78, 
79 und 90, umfassend eine Truppendivi- 
vion (30.) mit 3 Infanteriebrigaden 
und 1 Cavalleriebrigade. XIV. Corps- 
commando für Tirol und Vorarlberg 
in Innsbruck für den Heeresergänzungs- 
bezirk des Kaiser Jäger-Regiments, 
umfassend eine Truppendivision (8.) 
mit 2 Brigaden. XV. Corpscommando 
für das Occupatiousgebiet in Sarajevo, 
umfassend drei Truppendivisionen (1., 
13. und 18.) mit 4 Infanterie- und 
Gebirgsbrigaden. Das Militärcommando 
in Zara für Dalmatien für den Heeres- 
ergänzungsbezirk Nr. 22 und den Ma- 
rineergänzungsbezirk, umfassend eine 
Brigade. 

Minister (lat. „Diener"), die 
Inhaber der höchstenVerwaltungsstellen 
des Staates; sie sind die Leiter der 
einzelnen Zweige der Staatsverwaltung; 



ihnen ist der gesammte Bearatenorga- 
nismus des Staates untergeordnet. Das 
Österreichische Ministerium 
(Ministerium Cisleithaniens) besteht aus 
sieben Fachministerien, nämlich den 
Ministerien des Innern, für Cultus und 
Unterricht, für Handel, für Ackerbau, 
für Landesvertheidigung, für Justiz und 
für Finanzen. (Ueber den Wirkungs- 
kreis dieser einzelnen Ministerien s. 
die Specialartikel Handelsministerium, 
Ackerbauministerinm etc.) 

Was den Wirkungskreis eines 
Ministers im Allgemeinen betrifft, so 
besteht derselbe aus folgenden Agen- 
den: 1. Ist der Minister Vollzugsorgan 
des Staatswillens innerhalb seines Ver- 
waltungszweiges. Er hat daher das 
Recht zur Erlassung von Verwaltungs- 
verordnungen, zur Erläuterung der Ge- 
setze und Verordnungen, zur Ernen- 
nung der ihm untergeordneten Organe, 
insoweit diese Ernennung nicht dem 
Kaiser oder hiezu delegirten anderen 
Organen zusteht; er übt die Disci- 
plin über seinen Beamtenkörper : er ver- 
fügt über die ihm durch das Finanz- 
gesetz zur Disposition gestellten Sum- 
men und hat jährlich einen detaillirten 
Voranschlag für die Bedürfnisse seines 
Verwaltungszw^eiges zum Zwecke der 
Vorlage an den Reichsrath zu machen. 
Wenn ein Streit darüber entsteht, ob 
ein Geschäft zum Wirkungskreise des 
einen oder des anderen Ministers gt^- 
hört (Ressortstreit), so entscheidet hier- 
über im Nichtverständigungsfalle der 
beiden Ministerien der Kaiser. 2. Ist 
jeder Minister Mitglied des Mi nister- 
rat he s (s.d.). 3. Nehmen die Minister 
an den Berathungen des Reichsratlies 
theil ; ein Stimmrecht steht ihnen je- 
doch nur in dem Falle zu, wenn sie 
zugleich Abgeordnete sind. 4. Sind die 
Minister Referenten des Kaisers. In 
dieser Eigenschaft erstatten sie Vor- 
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Schläge zu Gesetzen, welche in ihren 
Wirkungskreis fallen und zur Besetzung 
jenerBeamtenstellen ihres Verwaltungs- 
zweiges, deren Verleihung dem Mon- 
archen vorbehalten ist. Die Schluss- 
fassung des Kaisers ist von Seite eines 
Ministers überhaupt in allen Fällen 
einzuholen, wo eine Verwaltungsmass- 
regel eine besondere Wichtigkeit hat, 
die Abänderung einer früher vom Kaiser 
erlassenen Verftigung oder einen zu be- 
deckenden Kostenaufwand verursacht. 
Was die Verantwortlichkeit der 
österreichischen Minister betrifft, so 
ist dieselbe eine doppelte, nämlich einer- 
seits gegenüber dem Kaiser und an- 
dererseits gegenüber dem Reich sratlie 
(s. Staatsgerichtshof j. Die Ernennung 
und Entlassung der Minister hängt 
von der vollständig freien Entschlies- 
sung des Kaisers ab ; nur in dem Falle, 
wenn Minister in Folge einer Minister- 
anklage schuldig erkannt werden, 
müssen sie entlassen werden. Der Kai- 
ser ist auch in der Zahl der zu er- 
nennenden Minister nicht beschränkt; 
er kann dieselben als blosse Kronräthe 
ohne besonderen administrativen Wir- 
kungskreis (Minister ohne Portefeuille) 
oder als Leiter eines einzelnen Ver- 
waltnngszweiges (Ressortminister) 
l^estellen. Damit im Ministerium eine 
möglichst einheitliche Gesinnung 
herrscht, werden die einzelnen Minister 
in der Regel über Vorschlag des Mi- 
nisterpräsidenten ernannt. Was die 
Bezüge der Minister betrifft, s. Ge- 
halte. Der Ruhegehalt eines Ministers 
ist mit jährlich 4000 fl. festgesetzt, in- 
soweit nicht kraft der allgemeinen Pen- 
Monsgesetze dem abtretenden Minister 
mit Rücksicht auf längere Staatsdienst- 
leistung und den letztgenossenen Ge- 
halt ein höherer Genuss zusteht. 

HiiilstereoiifereiisE 9 siehe 
Ministerrath. 



IVIiiiistereousell 9 s. v. w. 

Ministerrath (s. diesen). 

Jflliilsterratli (Ministe r- 
conferenz, Ministerconseil, 
Gesammtmi niste rium),Vers am m- 
lung sämmtlicher Minister unter dem 
Vorsitze des Kaisers oder des Minister- 
präsidenten. Der Ministerrath hat vor 
Allem den Zweck, solche Angelegen- 
heiten zu berathen, welche nicht in 
den Wirkungskreis eines Fachmini- 
steriums gehören, sondern das Ge- 
sammtinteresse des Staates betreffen; 
insbesondere werden in demselben 
Gesetzentwürfe, bevor sie zur verfas- 
sungsmässigen Behandlung vor die 
Volksvertretung gelangen, der Be- 
rathung unterzogen. Die Beschlüsse 
des Ministerrathes haben jedoch nur 
den Charakter einer gutachtlichen 
Aeusserung an den Monarchen, welcher 
daran nicht gebunden ist, vielmehr 
die Meinung der Minderheit oder eines 
einzelnen Votanten zu der seinigen 
erheben kann. Weiters gehört in den 
Wirkungskreis des Gesammtministeri- 
ums die Erlassung von Ausnahmsver- 
fügungen (s. d.) und die zeitweilige 
örtliche Einstellung der Geschwornen- 
gerichte (s. d.). Desgleichen fallen 
kaiserliche Verordnungen, welche auf 
Grund des § 14 des Staatsgrundge- 
setzes vom 21. December 1867, Nr. 
141 R.G.B., erlassen werden, unter die 
Verantwortlichkeit des Gesammt-Mini- 
steriums. 

Jfliiiisterlalratli.Ministerial- 
beamter der fünften Rangsclasse. Die 
Bezüge des Ministers s. unter „Gehalte". 

Miiiisterlalseeretür. Mini- 
sterialbeamter der siebenten Rangs- 
classe (s. Gehalte). 

Jflliiisterlalwleeseeretftr^ 
Ministerialbeamter der achten Rangs- 
classe. Die Bezüge des Ministerialvice- 
secretär s. unter „Gehalte". 
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miiilsterluiu. Das Wort Mi- 
nisterium wird sowohl in Bedeutung 
von Fachministerium, als auch in 
Bedeutung von Gesammtministeri- 
um gebraucht. In ersterem Sinne wer- 
den mit jenem Worte die einzelnen 
höchsten Verwaltungsstellen des Staates 
bezeichnet; in diesem Sinne spricht 
man vom Handelsministerium, Acker- 
bauministerium etc. In letzterem Sinne 
ist es gleichbedeutend mit Regierung, 
Staatsleitung. In dieser weiteren 
Bedeutung des Wortes bestehen in 
Oesterreich-Ungam drei Ministerien, 
nämlich das österreichische, das 
ungarische und das gemeinsame 
Ministerium. Betreffs des öster- 
reichischen Ministeriums s. den Artikel 
„Minister", betreffs des ungarischen 
Ministeriums den Artikel „Ungarn" 
und bezüglich des gemeinsamen Mini- 
steriums den Artikel ,. Reichsmini- 
sterien". 

Mlnlsterluiii des Iiiiieni, 
oberste Behörde für die Verwaltung 
der eigentlichen inneren Angelegen- 
heiten, nämlich aller derjenigen Ver- 
waltungssachen, welche nicht ausdrück- 
lich dem Geschäftskreise eines anderen 
Ministeriums zugewiesen sind. In die 
Competenz des Ministeriums des In- 
nern gehören also insbesondere die 
Verfassungs-, Gemeinde- und Adels- 
sachen, Gesundheits- und Armenwesen, 
Vereins- und Versammlungsangelegen- 
heiten, Grundentlastuug, Volkszählung, 
Staatsbürger- und Heimatsrecht, Verlei- 
hung von Handels- u. Gewerbebefugnis- 
sen, Angelegenheiten des Strassen-, 
Wasser- und Hochbaues, Enteignung, 
Sicherheitspolizei. Dieses Ministerium 
wurde mit Allerh. Entschliessung vom 
2. März 1867 wieder ins Leben gerufen. 

Minister tum des kalser- 
lleheuHauses und des Aeiis- 
seriiy s. Reichsministerien. 



IVIliilsterprilsIdeiit, s. Mi- 
nister. 

minister - Verant^Tort- 
llelikelty s. Staatsgerichtsliof. 

JUissbraueli der Anitsi^e- 
walty s. Amtsverbrechen. 

JHIttelseliulen, s. Schul- 
wesen. 

]IIIttelseliul|irofessoreii* 
Bezüge der, s. Gehalte. 

jflonareliy s. Staatsober- 
haupt. 

jfKordy ein Verbrechen, welches 
nach § 134 des Österr. St. G. derjenige 
begeht, der gegen einen Menschen, in 
der Absicht ihn zu tödten, auf eine 
solche Art handelt, dass daraus dessen 
oder eines andern Menschen Tod er- 
folgt; die Tödtungsabsicht ist das 
Merkmal, welches den Mord vom Ver- 
brechen des Todtschlages und von der 
fahrlässigen Tödtung unterscheidet. Ein 
zweites Hauptmerkmal des Mordes ist, 
dass die Tödtungshandlung gegen einen 
lebenden Menschen gerichtet sein muss; 
daher kann an Missgeburten, anTodten, 
sowie an Thieren kein Mord begangen 
werden. Als Hauptarten des Mordes, 
und zwar als qualificirte, das heisst 
solche Arten, die strenger als der ge- 
wöhnliche (gemeine) Mord bestraft 
werden, erscheinen: 1. der Meuchel- 
mord, das heisst derjenige Mord, 
welcher durch Gift oder sonst tückisclie 
Weise geschieht; 2. der Raubmord, 
das heisst derjenige Mord, welcher in 
der Absicht, eine fremde, bewegliche 
Sache mit Gewaltthätigkeiten gegen die 
Person an sich zu bringen, begangen 
wird; 3. der bestellte Mord, das 
heisst derjenige, zu dem Jemand ge- 
dungen oder auf eine andere Art von 
einem Dritten bewogen worden ist; 4. der 
Ve r w a n d t e n m o r d , welcher an Bluts- 
verwandten oder an Ehegatten verul>t 
wird. Eine privilegirte Mordart, das 
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lieisst eine Mordart, welche milder als 
der gemeine Mord bestraft wird, ist 
der Kindesmord ; er wird dadurch be- 
gangen, dass eine Mutter ihr Kind bei 
der Geburt tödtet, oder durch absicht- 
liche Unterlassung des bei der Geburt 
nöthigen Beistandes umkommen lässt; 
er kann somit nur von einer Mutter 
begangen werden; für jeden Andera, 
der daran theilnimmt, ist es nicht Kindes- 
mord, sondern gemeiner Mord. Jeder 
vollbrachte Mord wird sowohl am un- 
mittelbaren Thäter als auch an dem- 
jenigen, der ihn dazu bestellt, oder 
unmittelbar bei der Vollziehung des 
Mordes selbst Hand angelegt oder auf 
eine thätige Weise mitgewirkt hat, mit 
dem Tode bestraft. Alle diejenigen, 
welche ohne unmittelbare Mitwirkung 
auf eine entferntere Art zur That bei- 
getragen haben, sollen im Falle des 
gemeinen Mordes mit schwerem Kerker 
von 5—10 Jahren, im Falle eines qua- 
lificirten Mordes von 10 — 20 Jahren 
bestraft werden. Der Mordversuch, das 
lieisst der unternommene aber nicht 
vollbrachte Mord ist an dem Thäter 
nnd den unmittelbar Mitschuldigen mit 
schwerem Kerker von 5 — 10 Jahren, 
im Falle eines qualificirten Mordver- 
suches von 10 — 20 Jahren, an den 
entfernteren Mitschuldigen und Theil- 
nehmem von 1 — 5 Jahren, im Falle 
des qualificirten Mordes von 5—10 
Jahren zu bestrafen. Die Strafe des 
Kindesmordes ist bei einem ehelichen 
Kinde lebenslänglicher schwerer Kerker, 
bei einem unehelichen, im Falle der 
Tödtung 10 — 20jähriger, im Falle der 
Interlassung des nöthigen Beistandes 
ö— lOjähriger schwerer Kerker. 

Jtlor 1 akeiiySüdslavischerSprach- 
zweig, s. Slaven. 

Musik « CoiiserYatorleiiy 
Hochschulen für musikalische Ausbil- 



dung. Musik- Conservatorien bestehen 
in Wien und Prag. 

]fEusteruii||P9 der mobilisirten 
Truppen , s. Armee-Inspici- 
rungen. 

Munz^erfSlscItuuiif^ ein 
Verbrechen, welches nach dem österr, 
S. G., § 118, derjenige begeht: 1. der 
unbefugt nach einem wo immer im Um- 
laufe gangbaren Gepräge Münze schlägt, 
wenn auch Schrott und Korn der echten 
Münze gleich oder noch hältiger wäre ; 
2. der nach einem wo immer gangbarea 
Gepräge entweder aus echtem Metall 
geringhaltigere oder aus geringschätzi- 
gerem Metalle unechte Münze schlägt 
oder sonst falscher Münze das Ansehen 
echten Geldes gibt; 3. der echte Stücke 
Geldes auf was immer für eine Art in 
ihrem innem Werthe und Gehalte ver- 
ringert oder ihnen die Gestalt von 
Stücken höheren Werthes zu geben 
sucht, und 4. derWerkzeuge zur falschen 
Münzung herbeischafft oder auf was 
immer für eine Art zur Verfälschung 
mitwirkt. Die Strafe dieses Verbrechens 
ist nach Massgabe der Grösse des 
Schadens und der Gefährlichkeit schwe- 
rer Kerker von 5—20 Jahren. Ist die 
gefälschte Münze mit der echten an 
Schrott und Korn gleich oder ist die 
Fälschung für Jedermann leicht erkenn- 
bar, so kann die Strafe auch zwischen 
1 und 5 Jahren ausgemessen werden 
(§119 St. G.). Der Theilnahme an 
diesem Verbrechen macht sich schuldig, 
wer verfälschtes Geld im Einverständ- 
nisse mit dem Verfälscher oder einem 
andern Theilnehmer ausgegeben hat, 
oder Theile, um welche echte Geld- 
stücke verringert wurden, an sich löst. 
Die Strafe ist schwerer Kerker von 
1 — 5, und bei verursachtem grossen 
Schaden bis zu 10 Jahren. 
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^M^aiiieiisSiideruiiiif , Verän- 
derung des Geschlechtsnamens, ist in 
besonderen rücksichtswttrdigen Fällen 
zulässig (St.-M.-V. V. 18. März 1866, 
Z. 1452). Hiezu ist betreffs unadeliger 
Personen die Landesbeliörde compe- 
tent. EineVeränderung des Geschlechts- 
namens von adeligen Personen oder bei 
Adels Verleihungen kann nur mit Be- 
willigung des Kaisers stattfinden. Eine 
Umänderung des Vornamens, welcher 
die Hinzufügung eines neuen Namens 
gleich geachtet wird, ist unzulässig. 

]¥atioii9 Völkerschaft, ein 
durch gemeinsame Abstammung, sowie 
durch gleiche Sitte und Sprache ver- 
bundener Theil der Menschheit. Sind 
in einem Staate Bruch theile verschie- 
dener Nationen vereinigt, wie dies in 
Oesterreich-Ungarn der Fall ist, so 
bezeichnet man einen solchen Bruch- 
theil mit dem Ausdrucke „N a t i o- 
n a 1 i t ä t" im objectiven Sinne. Im 
subjectiven Sinne bedeutet das Wort 
„Nationalität" die Zugehörigkeit zu 
einer Nation. Betreffs der numerischen 
Stärke der einzelnen Nationalitäten 
Cisleithaniens s. die Artikel Deutsche, 
Slaven, Romanen etc. 

Bf^atlonaler^ s. National i- 
tätsprincip. 

;M^atloiialität8priiielp9 der 
Grundsatz, dass jede Nation das Recht 
habe, über ihre eigenen Angelegen- 
heiten selbstständig, d. i. nach freiem 
Ermessen ihrer Angehörigen zu ent- 
scheiden und insbesondere ein alle 
Stammesglieder umfassendes politisches 
Ganzes (selbstständigen Staat) zu bil- 
den. Wer sich zu diesem Grundsatze 
bekennt, heisst ein Nationaler. Vgl. 
Glaser, Dr. Julius, Zur Spraclienfrage 



in Oesterreich (Wien 1880); Gumplo- 
wicz, Das Recht der Nationalitäten 
und Sprachen in Oesterreich-Ungarn 
(1879); Hugelmann, Das Recht der 
Nationalitäten in Oesterreich (1879). 

^atlonalin&onontie^ siehe 
Volkswirthschaft sichre. 

^atlonalpartely böhmische, 
s. Altezechen. 

IVatlonalreielitlium^ siehe 
Volkswirth Schafts Politik. 

^autlselie AlLademie 9 s. 
Handelsakademien. 

JVebeiieldy s. Eid. 

JVIederdeutseliey s. D e u t- 
s ch e. 

IVIederffsterrelcli 9 siehe 
Oesterreich unter der Enns. 

]¥ord8laYeii9 s. Slaven 

I¥otare9 vom Staate bestellte 
Personen, welche die Aufgabe haben, 
über Rechtserklärungen und Rechts- 
geschäfte, sowie über Thatsachen, aus 
welchen Rechte abgeleitet werden wol- 
len, öffentliche Urkunden aufzunehmen 
und auszufertigen, dann die von den 
Parteien ihnen anvertrauten Urkunden 
zu verwahren, und Gelder und Werth- 
papiere zur Ausfolgung an Dritte oder 
zum Erläge bei Behörden zu tiberneh- 
men. Auch können die Notare von den 
Gerichten für bestimmte Geschäfte als 
Commissäre bestellt werden. Die No- 
tarewerden vom Justizminister ernannt; 
sie beziehen vom Staate keinen Gehalt, 
sondern werden von den sie in Anspruch 
nehmenden Parteien nach einem ge- 
setzlich bestimmten Tarife entlohnt. 
Die Amtsführung der Notare ist durch 
die Notariatsordnung vom 25. Juli 
1871, Nr. 75 R. G. B. geregelt. Zur 
Erlangung einer Notarstelle wird er- 
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fordert, dass der Bewerber : a) in einer 
Gemeinde dieserKönigreiche und Länder 
heimatberechtigt, vierundzwanzig Jahre 
alt und von unbescholtenem Lebens- 
wandel sei und die freie Verwaltung 
seines Vermögens besitze ; h) die rechts- 
und staatswissenschaftlichen Studien 
zurückgelegt und die vorgeschriebenen 
tlieoretischen Prl\fungen abgelegt oder 
den juridischen Doctorsgrad erlangt 
habe ; c) die Notariats-, Advocaten- oder 
Richteramtsprüfung mit Erfolg bestan- 
den, und d) sich durch vier Jahre im 
praktischen Justizdienste verw^endet 
habe, wovon mindestens zwei Jahre 
in der Praxis bei einem Notare zuge- 
bracht worden sein müssen, die übrige 
Zeit aber auch in der gerichtlichen 
oder in der Praxis bei einem Advo- 
caten oder einer Finanzprocuratur zu- 
gebracht sein kann; e) die für die 
Stelle, für welche er ernannt werden 
will, erforderlicheKenntniss der Landes- 
sprachen besitze. Von dem suh d) an- 
geftihrten Erfordernisse kann der Justiz- 
minister die Nachsicht dann ertheilen, 
wenn sich um die zu besetzende Stelle 
Niemand bewirbt, welcher auch diesem 
Erfordernisse derBefähigung entspricht. 
Durch die Aufnahme eines Notariats- 
actes ist die Giltigkeit folgender Ver- 
träge und Rechtshandlungen bedingt 
(Xotariatszwang): 1. Ehepacten; 
2. zwischen Ehegatten geschlossene 
Kauf-,Taus€h-,Renten- und Darleihens- 
verträge u, Schuldbekenntnisse, welche 
von einem Ehegatten dem andern ab- 
gegeben werden; S.Bestätigungen über 
den Empfang des Heiratsgutes, auch 
wenn dieselben anderen Personen als 
der Ehegattin ausgestellt werden ; 
4. Schenkungsverträge ohne wirkliche 
Uebergabe; 5. alle Urkunden über 
Kechtsgeschäfte unter Lebenden, wel- 
che von Blinden, oder welche von 
Tauben , die nicht lesen , oder von 



Stummen die nicht schreiben können, 
errichtet werden, soferne dieselben das 
Rechtsgeschäft in eigener Person 
schliessen (Ges. vom 25. Juli 1871, 
Nr. 76, R.G.B.). Vgl. Chorinsky C, 
Das Notariat und die Verlassenschafts- 
abhandlung in Oesterreich (Wien 1877). 

]¥oteiii»Te8eii. In Oesterreich- 
Ungarn bestehen zwei Kategorien von 
Noten, welche als gesetzliche Zahlu ^^• 
mittel gelten, nämlich die Staatsnoten 
und die Banknoten. Die Staatsnoten 
werden vom Staate ausgegeben, bilden 
einen Theil der schwebenden Schuld 
und stehen unter solidarischer Garantie 
der beiden Reichshälften. Die Summe 
der in Circulation befindlichen Staats- 
noten ist nicht immer gleich , jedoch 
mit den Salinenscheinen, von denen 
höchstens 100 Millionen Gulden in 
Umlauf sein dürfen, so in Verbindung 
gebracht, dass die Summe der Salinen- 
scheine und der Staatsnoten zusammen- 
genommen die Höhe von 400 Millionen 
Gulden nicht übersteigen soll (§ 5 des 
Ges. V. 24.Dez. 1867, Nr. 3 R.G. B.). 
Die Anfertigimg und Hinausgabe der 
Staatsnoten erfolgt im Einvernehmen 
mit den Regierungen der beiden Reichs- 
hälften durch das Reichsfinanzmini- 
sterium unter der Controle der beiden 
Staatsschulden-Controls-Commissionen, 
welche darüber zu wachen haben, dass 
die oberwähnte Maximalhöhe nicht 
überschritten wird. Staatsnoten beste- 
hen zu je 1 fl., 5 fl. und 50 fl. An 
Staatsnoteu circulirten (Endo Juni 1883) 
über 320 Millionen Gulden. 

Die Banknoten sind unverzins- 
liche, auf den Inhaber lautende Zah- 
lungsanweisungen der österr. -Ungar. 
Bank auf sich selbst, die von dieser 
Bank jederzeit mit dem baren Geld- 
betrag, auf welchen sie lauten, ein- 
gelöst werden müssen. Das Privilegium 
dieser Bank dauert für die Zeit vom 
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1. Juli 1878 bis Ende 1887 (s. Oesterr.- 
Ungar. Bank). Die von dieser Bank 
herausgegebenen Noten lauten auf 
10 fl., 100 fl. und 1000 fl. Die Höhe 
der im Umlaufe befindlichen Banknoten 
ist verschieden ; im December 1883 



betrug die Umlaufssumme 380 Mil- 
lionen Gulden. 

ÜHTotlicIwIlelie^ s. Ehe. 

l^'^otliverordiiuiiiif 9 siehe 

Reichsrath. 



0. 



Oberdeiitseliey s. Deutsche 
Ober«Fliiaiizratli9 Finanz 
beamter der sechsten Rangsclasse. Die 
Bezüge des Ober-Finanzrathes s. unter 
Gehalte. 

Oberliau89 s. v. w. Herren- 
haus (s. d.) 

Oberlaudesn^erlelit 9 Ge- 
richtshof II. Instanz zur Mitwirkung 
bei der Civil- und Strafrechtspflege. 
In den Wirkungskreis der Oberlandes- 
gerichte gehören folgende Geschäfte : 
1 . Die Entscheidung über Appellationen, 
Recurse, überhaupt über alle Beschwer- 
den gegen Erkenntnisse und Verfügun- 
gen der Landes- und Kreisgerichte, so- 
wie derBezirksgerichte in allen streitigen 
und aus serstreitigen Civilrechtsan- 
gelegenheiten, insoferne ein Rechts- 
mittelzug gesetzlich zulässig ist. 2. In 
Strafsachen die Entscheidung über 
Beschwerden gegen Beschlüsse der 
Rathskammer (s. d.), über Einsprüche 
gegen die Versetzung in den Anklage- 
stand und über Berufungen gegen die 
Strafurtheile der Gerichtshöfe erster 
Instanz, sowie der Geschwornengerichte. 
3. Sie entscheiden über Syndikatsklagen 
(s. d.) in erster Instanz. 4. Sie be- 
schliessen über Delegationsansprüche, 
sowie überPerhorrescenzfalle und Com- 
petenzconflicte zwischen den unterge- 
ordneten Gerichten. 5. Sie üben die 
Disciplinargewalt über die richterlichen 



Beamten ihres Sprengeis aus; führen 
die Aufsicht über die Geschäftsführung 
der Gerichte ihres Sprengeis und be- 
setzen die Auscultantenstellen. Dem 
Oberlandesgerichtspräsidenten 
steht die Ernennung der Officiale und 
Accessisten sowohl bei den Oberlan- 
desgerichten, als auch bei den Gerichts- 
höfen erster Instanz und bei den Be- 
zirksgerichten, ferner die Ernennung 
der unentgeltlichen Kanzleibeamten, 
insoferne solche in einzelnen Kron- 
ländem systemisirt sind, endlich die 
EiTiennung der Rathsdiener, Gerichts- 
vollzieher und Gerichtsdiener bei allen 
Gerichtsbehörden seines Sprengeis zu. 
Die Oberlandesgerichte sind besetzt 
mit einem Präsidenten, einem Vice- 
Präsidenten und einer Anzahl von 
Oberlandesgerichtsräthen nebst dem 
erforderlichen Hilfs- und Kanzleiper- 
sonale. Die Präsidenten, Vicepräsiden- 
ten und Räthe der Oberlandesgerichte 
werden yom Kaiser ernannt. Die Be- 
züge der Mitglieder der Oberlandes- 
gerichte s. unter Gehalte. In Cislei- 
thanien bestehen neun Oberlandesge- 
richte (s. Gerichtsorgaaisation). 

Oberlaiidesn^erlelitsprä- 
sldeiit, s. Oberlandesgericht. 

Oberlandesuferielitsratli; 
Rath eines Gerichtshofes zweiter In- 
stanz (s. Oberlandesgericht). Be- 
treffs derBezüge derOberlandesgerichts- 
räthe s. Gehalte. 
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OberIPsterreleli; s. est er- 
reich ob der Enns. 

Oberst^ Bezüge des, s. Gagen. 
Oberstabsarzt^ Bezüge des, 

s. Gagen. 

Oberster C^erlehts- und 
Cassatloiis-Hof , Gerichts- 
hof dritter Instanz (in Wien) fllr 
Besorgung der Rechtspflege, höchste 
Justizgerichtsstelle Cisleithaniens. Zum 
Wirkungskreise desselben gehört die 
Besorgung folgender Geschäfte : 1. die 
Entscheidung über Revisionen, Hof- 
reciu*se, überhaupt über alle Beschwer- 
den gegen die Erkenntnisse und Ver- 
fögungen der untergeordneten Gerichte 
in streitigen und ausserstreitigen Ci- 
vil sac he n, insofeme ein Rechtsmit- 
telzug an die dritte Instanz gesetzlich 
zulässig ist. 2. In Strafsachen ent- 
scheidet er als Cassationshof über alle 
in der Strafprocessordnung für zulässig 
erklärten Nichtigkeits - Beschwerden. 
3. Der oberste Gerichtshof beschliesst 
über Delegirungen, wenn es sich um 
eine Delegation von einem Oberlandes- 
gerichtssprengel in einen andern han- 
delt, über Ablehnung von Oberlandes- 
gerichten und Oberlandesgerichts-Prä- 
bidenten imd über Streitigkeiten wegen 
Zuständigkeit, wenn sich die darüber 
Streitenten Gerichte in verschiedenen 
Oberlandesgerichts-Sprengeln befinden 
und sich die Oberlandesgerichte dieser 
Sprengel nicht einigen können. 4. Der 
oberste Gerichtshof übt die Biscipli- 
nargewalt über die bei demselben an- 
gestellten Senatspräsidenten, Räthe 
und sonstiger richterlichen Beamten; 
über die Präsidenten, Vicepräsidenten 
und Räthe der Oberlandesgerichte und 
über die Präsidenten und Vicepräsi- 
denten der Gerichtshöfe erster Instanz 
aus ; auch urtheilt er über Berufungen 
gegen Erkenntnisse der Disciplinar- 
senate der Oberlandesgerichte; er er- 

Dr. D. Baut er, Oesterr. Stuats-Lexikon. 



nennt sein ganzes Hilfs- und Kanzlei- 
personale mit Ausnahme des Präsi- 
dialsecretärs ; er erstattet Besetzungs- 
vors<ihläge rücksichtlich derjenigen 
Dienstposten, welche vom Kaiser ver- 
liehen werden. 5. Er hat auf Verlangen 
des Justizministers Gutachten betreffs zu 
erlassender oder abzuändernder Gesetze 
zu erstatten. Der oberste Gerichts- 
und Cassationshof besteht aus einem 
ersten und einem zweiten Präsidenten, 
fünf Senatspräsidenten, achtundvierzig 
Räthen und dem erforderlichen Hilfs- 
und Kanzleipersonale. Die Ernennung 
der Präsidenten und Räthe steht dem 
Kaiser zu. Die Bezüge der Mitglieder 
des obersten Gerichtshofes s. unter 
Gehalte. 

Oberster Reehnunnfsliof , 
Organ für die cisleithanische Staats- 
rechnungscontrole. Der k. k. oberste 
Rechnungshof ist eine selbstständige, 
von den Ministerien unabhängige und 
ihnen gleichgestellte Centralbehörde ; 
er wurde mit kaiserlicher Verordnung 
vom 21. November 1866 creirt. Ver- 
schieden hievon ist der k. und k. ge- 
meinsame oberste Rechnungshof (s. d.), 
welcher die Geldgebahrung der gemein- 
samen Ministerien zu überwachen hat. 
Oberstliofimarseliallantty 
Gerichtsstelle, welcher die Mitglieder 
des kaiserlichen Hauses und die Per- 
sonen, welchen die Exterritorialität 
zukömmt (Gesandte), oder durch beson- 
dere Anordnungen eingeräumt wurde, 
unterstehen. 

Oberstlaiidniarseliall^Titel 
des Vorsitzenden des böhmischen Land- 
tages. 

Oberstlleiitenaiit; Bezüge 
des, s. Gage. 

Objeetl^es Verfahren 9 das 
speciell für Pressdelicte geschaffene 
besondere Verfahren, wornach der 
Staatsanwalt die Anklage nicht wie 

13 
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bei den auf andere Weise begangenen 
strafbaren Handlungen gegen eine be- 
stimmte Person (Thäter) richtet, son- 
dern vom Gerichte nur den Ausspruch 
begehrt, dass der Inhalt einer Druck- 
schrift eine strafbare Handlung be- 
gründet und die betreffende Druck- 
schrift daher nicht weiter verbreitet 
werden dürfe. Ueber dieses Begehren 
des Staatsanwaltes erfliesst sohin die 
Entscheidung des Gerichtshofes I. In- 
stanz, beziehungsweise, wenn es sich 
um eine Uebertretung handelt, des zu- 
ständigen Bezirksgerichtes nach An- 
hörung des Staatsanwaltes, ohne dass 
hiebei jene Persönlichkeiten anwesend 
sind, welche zum Zustandekommen der 
fraglichen Druckschrift mitgewirkt ha- 
ben. Gegen die diesfällige Entschei- 
dung des Gerichtes gibt es zwei Rechts- 
mittel, nämlich den Einspruch bei 
der I. Instanz und die Beschwerde 
an die II. Instanz. Das erstere Rechts- 
mittel hat dann in Anwendung zu 
kommen, wenn sich der Rechtsmittel- 
werber durch das Erkenntniss, dass 
der Inhalt der Druckschrift eine straf- 
bare Handlung begründe, und falls mit 
demselben noch andere Beschlüsse 
(z. B. das Verbot der Weiterverbrei- 
tung oder die Vernichtung der Druch- 
schrift) verbunden werden, auch zu- 
gleich durch diese für beschwert er- 
achtet. Gibt sich der Betheiligte aber 
mit dem Erkenntnisse, dass der Inhalt 
der Druckschrift eine strafbare Hand- 
lung begründe, zufrieden und beab- 
sichtigt er bloss die Beschlüsse des 
Gerichtshofes in Betreff des Verbotes 
der Weiterverbreitung, der Beschlag- 
nahme oder der Vernichtung der Druck- 
schrift anzugreifen, so hat dies im 
'Wege der Beschwerde zu geschehen. 
Die Gerichtsverhandlung über den 
Einspruch ist eine öffentliche, wobei 
sowohl der Staatsnnwalt als auch 



der den Einspruch Erhebende, bezie- 
hungsweisse dessen eventueller Ver- 
treter zum Worte gelangen. Gegen 
das über den Einspruch ergangene 
'Erkenntniss steht den Betheiligten 
noch die Beschwerde an die II. In- 
stanz offen (§§ 493 und 494 St. P.O.). 

OeeupatloiislÜnder, s.B o s- 
nien und Herzegowina. 

Oeireiitllclie Dellcte, die- 
jenige Kategorie strafbarer Handlun- 
^gen, bei welchen der Staat durch seine 
Organe von Amtswegen gegen den 
Thäter einschreitet. Der Gegensatz 
hievon sind die Antragsdelicte (s. d.). 

Oeifeiitllclie Meliiuiiiv. 
darunter versteht man das Urtheil, 
welches sich das Volk über eine An- 
gelegenheit gebildet hat. Die öffent- 
liche Meinung ist für jede Regierung, 
insbesondere auch für eine constitutio- 
nelle von hoher Bedeutung. Bei letz- 
terer Staatsform ist ein Regieren wider 
eine einheitliche öffentliche Meinung 
nur bis zu den Neuwahlen möglich. 
Organe der öffentlichen Meinung sind 
in erster Linie die Vertretungskörper 
und die Presse. Die Presse ist betreffs 
der öffentlichen Meinung in zweifacher 
Richtung thätig, nämlich zunächst als 
Trägerin und dann als Erzeugerin 
derselben. Weitere Werkzeuge der 
öffentlichen Meinung sind die politi- 
schen Vereine und Versammlungen. 
Eine gesunde öffentliche Meinung ist 
ein guter Compass für den jeweiligen 
Steuermann des Staatsschiffes. Die 
öffentliche Meinung ist um so mäch- 
tiger, je politisch geschulter ein Volk ist. 

Omelaldelicte, s.v.w. öffent- 
liche Delicte (s. d.). 

Omelell, amtlich; von einer 
Behörde unmittelbar ausgehend. 

OflPleiffs, dienstfertig; durch 
amtliche Einwirkung veranlasst oder 
beeinflusst. 
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OKtoberdIplom 9 kaiserl. 
Diplom V. 20. October 1860, Nr. 226 
R.G., zur Begelung der inneren staats- 
rechtlichen Verhältnisse. Zufolge dieses 
Diplomes sollte eine Centralvertretung 
mit einem engbegrenzten Wirkungs- 
kreise und Landtage mit sehr weit- 
gehenden Befugnissen geschaffen wer- 
den. In Folge dessen wird dieses Di- 
plom noch gegenwärtig von der för- 
(leralistischen Partei angerufen. Diese 
kaiserliche Kundgebung lautet: „Nach- 
dem unsere Vorfahren glorreichen An- 
denkens in weiser Sorgfalt in Unserem 
durchlauchtigsten Hause eine bestimmte 
Form der Erbfolge aufzurichten be- 
j^trebt waren, hat die von weiland 
Seiner k. k. Apostolischen Majestät 
Kaiser Karl VI. am 19. April 1713 
endgiltig und unabänderlich festge- 
setzte Successionsordnung in dem unter 
dem Namen der pragmatischen Sanction 
bekannten, von den gesetzlichen Stän- 
den Unserer verschiedenen Königreiche 
und Länder angenommenen, in Kraft 
l>estehenden Staatsgrund- und Haus- 
Oesetz ihren Abschluss gefunden. Auf 
der unerschütterlichen , rechtlichen 
Gnmdlage einer bestimmten Erbfolge- 
^»rdnung und der mit den Gerechtsamen 
und Freiheiten der obbenannten König- 
reiche und Länder im Einklänge ge- 
brachten Untheilbarkeit und Unzer- 
trennlichkeit ihrer verschiedenen Be- 
standtheile, hat die in Folge von 
Staats- und völkerrechtlichen Verträgen 
Jseither erweiterte und erstarkte öster- 
reichische Monarchie die auf dieselbe 
'eindringenden Gefahren und Angriffe, 
iTPstützt und getragen von der Treue, 
Hingebung und Tapferkeit ihrer Völker, 
siegreich bewältigt. Im Interesse Un- 
seres Hauses und Unserer Unterthanen 
ist es Unsere Regentenpfiicht , die 
Machtstellung der österreichischen 
Monarchie zu wahren und ihrer Sicher- 



heit die Bürgschaften klar und un- 
zweideutig feststehender Bechtszu- 
stände und einträchtigen Zusammen- 
wirkens zu verleihen. Nur solche In- 
stitutionen und Rechtszustände, welche 
dem geschichtlichen Rechtsbewusst- 
sein, der bestehenden Verschiedenheit 
Unserer Königreiche und Länder und 
den Anforderungen ihres untheilbaren, 
unzertrennlichen kräftigen Verbandes 
gleichmässig entsprechen, können diese 
Bürgschaften in vollem Masse ge- 
währen. In Berücksichtigung dass die 
Elemente gemeinsamer organischer 
Einrichtungen und einträchtigen Zu- 
sammenwirkens durch die Gleichheit 
Unserer Unterthanen vor dem Gesetze, 
die Allen verbürgte freie Religions- 
übung, die von Stand und Geburt un- 
abhängige Aemterfähigkeit und die 
Allen obliegende gemeinsame und 
gleiche Wehr- und Steuerpflichtigkeit 
durch die Beseitigung der Frohnen und 
die Aufhebung der Zwischenzoll-Linie 
in Unserer Monarchie sich erweitert 
und gekräftigt haben, — in Erwägung 
ferner, dass bei der Concentrirung der 
Staatsgewalt in allen Ländern des 
europäischen Festlandes die gemein- 
same Behandlung der höchsten Staats- 
aufgaben für die Sicherheit Unserer 
Monarchie und die Wohlfahrt ihrer 
einzelnen Länder eine unabweisliche 
Nothwendigkeit geworden ist, — haben 
Wir, zur Ausgleichung der früher 
zwischen Unseren Königreichen und 
Ländern bestandenenVerschiedenheiten 
und behufs einer zweckinässig geregel- 
ten Theilnahme Unserer Unterthanen 
an der Gesetzgebung und Verwaltung 
auf Grundlage der pragmatischen 
Sanction und Kraft Unserer Macht- 
vollkommenheit Nachstehendes als ein 
beständiges und unwiderrufliches 
Staatsgrundgesetz zu unserer eigenen, 
so auch zur Richtschnur Unserer ge- 

13» 
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setzliclien Nachkommen in der Re- 
gierung zu beschliessen und zu ver- 
ordnen befunden: I. Das Recht, Ge- 
setze zu geben, abzuändern und auf- 
zuheben, wird von Uns und Unseren 
Nachfolgern nur unter Mitwirkung der 
gesetzlich versammelten Landtage, be- 
ziehungsweise des Reichsrathes ausge- 
übt werden, zu welchem die Landtage 
die von uns festgesetzte Zahl Mit- 
glieder zu entsenden haben. II. Es 
sollen alle Gegenstände der Gesetz- 
gebung, welche sich auf Rechte, Pflich- 
ten und Interessen beziehen, die allen 
Unseren Königreichen und Ländern 
gemeinschaftlich sind, namentlich die 
Gesetzgebung über das Münz-, Geld- 
und Creditwesen, über die Zölle und 
Handelssachen, ferner über die Grund- 
sätze des Zettelbankwesens ; die Gesetz- 
gebung in Betreff der Grundsätze des 
Post-, Telegraphen- und Eisenbahn- 
w^esens; über die Art und Weise und 
die Ordnung der Militärpflichtigkeit 
in Zukunft in und mit dem Reichs - 
rathe verhandelt und unter seiner 
Mitwirkung verfassungsmässig erledigt 
werden, sowie die Einführung neuer 
Steuern und Auflagen, dann die Er- 
höhung der bestehenden Steuern und 
Gebührensätze, insbesondere die Er- 
höhung des Salzpreises und die Auf- 
nahme neuer Anlehen, gemäss Unserer 
EntSchliessung vom 17. Juli 1860; 
desgleichen die Convertirung beste- 
hender Slaatsschulden und die Ver- 
äussemng, Umwandlung oder Belastung 
des unbeweglichen Staatseigenthnmes, 
nur mit Zustimmung des Reichsrathes 
angeordnet werden soll ; endlich die 
Prüfung und Feststellung der Voran- 
schläge der Staatsauslagen für das 
zukünftige Jahr, sowie die Prüfung 
der Staatsrechnungsabschlüsse und der 
Resultate der jährlichen Finanzgebah- 
rung unter Mitwirkung des Reichs- 



rathes zu erfolgen hat. III. Alle an- 
deren Gegenstände der Gesetz- 
gebung, welche in den vorher- 
gehenden Punkten nicht enthal- 
ten sind, werden in und mit den 
betreffenden Landtagen und zw^ar 
in den zur ungarischen Krone gehöri- 
gen Königreichen und Ländern im 
Sinne ihrer früheren Verfassungen, in 
Unseren übrigen Königreichen und 
Ländern aber im Sinne und in Gemäss- 
heit ihrer Landesordnungen verfassungs- 
mässig erledigt werden. Nachdem je- 
doch mit Ausnahme der Länder der 
ungarischen Krone auch in Betreff 
solcher Gegenstände der Gesetzgebung, 
welche nicht der ausschliesslichen 
Competenz des gesammten Reichsrathes 
zukommen, seit einer langen Reihe 
von Jahren für Unsere übrigen Länder 
eine gemeinse Behandlung und Ent- 
scheidung stattgefunden hat, behalten 
Wir Uns vor, auch solche Gegenstände 
mit verfassungsmässiger Mitwirkung 
des Reichrathes unter Zuziehung der 
Reichsräthe dieser Länder behandeln 
zu lassen. Eine gemeinsame Behand- 
lung kann auch stattfinden, wenn eine 
solche in Betreff der der Competenz 
des Reichsrathes nicht vorbehaltenen 
Gegenstände von dem betreffenden 
Landtage gewünscht und beantragt 
werden sollte. IV. Dieses kaiserliche 
Diplom soll sofort in den Landesar- 
chiven Unserer Königreiche und Länder 
aufbewahrt, seinerzeit in die Landes- 
gesetze im authentischen Texte und in 
den Landessprachen eingetragen wer- 
den. Unsere Nachfolger haben dasselbe 
Diplom sogleich bei ihrer Thronbe- 
steigung in gleicher Weise mit ihrer 
kaiserlichen Unterschrift versehen, an 
die einzelnen Königreiche und Länder 
auszufertigen, wo dasselbe in die 
Landesgesetze einzutragen ist. Ürkund 
dessen haben Wir Unsere Unterschrift 
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beigesetzt, Unser kaiserlicbes Insiegel 
beidrücken lassen und die Aufbewah- 
rung dieses Diploms in Unserem Haus-, 
Hof- und Staatsarchive anbefohlen." 
Das Oktoberdiplom wurde durch das 
später erflossene sogenannte Februar- 
Patent (s. d.) seinem Wesen nach, 
nämlich betreffs der Abgrenzung des 
Wirkungskreises des Reichsrathes und 
der Landtage, vollständig derogirt. Das 
Oktoberdiplom ist autonomistisch, das 
Februar-Patent dagegen centralistisch. 
Das Octoberdiplom ist lediglich von 
historischem Interesse. Mit dem October- 
diplom hielt nämlich der Constitutio- 
ualismus seinen neuen Einzug inOester- 
reich. Das Octoberdiplom ist eine Wir- 
kung der Niederlagen des Jahres 1859. 

01ft.tr oy Iren (franz., spr. ok- 
troajiren), aufnöthigen, aus höherer 
Machtvollkommenheit anordnen, daher 
oktroyirte (im Gegensatz zu pac- 
t i r t e n) Verfassungen diejenigen, • wel- 
che einseitig von der Staatsregierung 
jregeben und nicht zuvor mit einer 
Volksvertretung vereinbart wurden, was 
beispielsweise beim Octoberdiplom und 
bei der Februarverfassung der Fall 
war. Die December- Verfassung ist eine 
paktirte. Gegen Oktroy's (aufgenöthigte 
Einrichtungen) haben die Völker in der 
Kegel Misstrauen. 

Olmiltz, 20.176 Einwohner,Stadt 
mit eigenem Statute, erfiossen durch 
die Min. Verord. vom 6. September 
1850 (L.G.B. für Mähren 1850, Nr. 144), 
revidirt durch das Gesetz vonj 14. Fe- 
braar 1866, Nr. 6 L. G. B. Der Ge- 
meinderath (Gemeindevertretung) be- 
steht aus 30 Mitgliedern. Betreffs des 
Wahlrechtes und der Wählbarkeit zur 
Gemeindevertretung s. Gemeindewahl; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
nieindvertretung s. Städte. 

GntniissIvdelleteyjeneStraf- 
gesetzübertretungen, welche durch eine 



Unterlassung begangen werden, z. B. 
Unterlassung der Sicherung gegen das 
Herabfallen von in die Fenster einer 
Wohnung gestellten Sachen; der Gegen- 
satz hievon sind die Commissiv- 
delicte (s. d.). 

Opposition^ Widerstandspar- 
tei; insbesondere Widerstandspartei 
wider die von einem bestimmten Ca- 
binete (Ministerium, Regierung) in 
seiner amtlichen Thätigkeit an den Tag 
gelegten Grundsätze und in Folge dessen 
auch wider die Träger dieser Grund- 
sätze, nämlich das betreffende Mini- 
sterium. Die Opposition ist das Salz 
des parlamentarischen Lebens. Der 
Gegensatz von Opposition ist Regie- 
rungspartei (s. d.). Gegenwärtig steht 
im Abgeordnetenhause die liberale 
Partei unter dem Namen „Vereinigte 
Linke" in der Opposition. Opposition 
und Regierungspartei haben die gleiche 
ideale Aufgabe, nämlich Förderung 
der grösstmöglichsten geistigen und 
materiellen Wohlfahrt der auf dem 
betreffendenStück Erdoberfläche leben- 
den Menschen; Opposition und Regie- 
rungspartei sollen sich nur in der An- 
schauung betreffs der geeignetsten 
Mittel zur Erreichung jenes Zieles 
unterscheiden. 

OppogitioM8 l ft .l ayeydieKlage, 
welche ein Execut in dem Falle, als 
das Executionsrecht des Gegners durch 
ein dem betreffenden Urtheile oder 
gerichtlichen Vergleiche, im Grunde 
dessen die Execution bewilligt wurde, 
nachgefolgtes Factum (z. B. Zahlung, 
Schulderlass etc.) erloschen ist, zur 
Geltendmachung dieses Umstandes bei 
dem Richter, welcher den ersten Grad 
der Execution bewilligte, anzubringen 
hat. Das dadurch eingeleitete Rechts- 
verfahren hemmt die weiteren Execu- 
tionsschritte nur dann, wenn der Execut 
das abgesondert von der Klage zu 
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tiberreichende Sistirungsgesuch mit 
vollbeveisenden Urkunden über das 
das Execution Brecht des Gegners auf- 
hebende Factum zu belegen im Stande 
ist. (Hfdk. vom 22. Juni 1886, Nr. 145 
J. G. S.) 

Ordeii^ weltliche und geistliche 
Verbindungen (Vereine), die bestimmte 
Zwecke verfolgen, zu diesem Ende 
gewisse Regeln (ordines) beobachten 
und gewöhnlich äussere Abzeichen 
(Ordenszeichen) tragen. Zu den geist- 
lichen Orden gehören namentlich die 
Mönchs- und Nonnenorden, deren An- 
gehörige die Gelübde der Armuth, der 
Keuschheit und des Gehorsams abzu- 
legen haben. Aus der Verbindung der 
geistlichen Orden mit dem Ritterwesen 
des Mittelalters gingen die geistlichen 
Ritterorden (Johanniterorden, Tempel- 
herren, Deutscher Orden u. a.) hervor. 
Eine Nachahmung der letztem sind 
die weltlichen Ritterorden, wel- 
che nach und nach den Charakter der 
Belohnung für persönliche Verdienste 
angenommen haben. Die weltlichen 
Ritterorden zerfallen in Haus- (Hof- 
ehren-) Orden und Verdienstorden. Die 
Abstufung der einzelnen Orden ist 
regelmässig diejenige in Grosskreuze, 
Comthure und Ritter mit verschiedenen 
Classen, Auszeichnungen und Decora- 
tionen. 

In Oesterreich-Ungam bestehen fol- 
gende Orden: Der Orden vom Gol- 
denen Vlies s, gestiftet von dem Her- 
zoge Philipp dem Guten von Burgund 
den 10. Jänner 1429; der Maria 
Theresien-Orden (nur für Militär), 
gestiftet den 18. Juni 1757; der könig- 
lich Ungar. Stefans-Ordens, gestiftet 
von Maria Theresia den 5. Mai 1764 
(ist kein Reichsorden, sondern ein 
ungarischer, erhalten können ihn aber 
auch Personen der Reiclisrathsländer ; 
die Würde des Grossmeisters desselben 



ist mit der Krone Ungarns vereint); 
der Leopold- Orden, gestiftet von 
Kaiser Franz I. den 6. Jänner 1808 
zu Ehren seines Vaters als Verdienst- 
orden für jeden Stand ; der Orden der 
eisernen Krone, gestiftet 1805 von 
Napoleon I., erneuert 1816 von Kaiser 
Franz I. zur Erinnerung an die Wie- 
dererwerbung der italienischen Länder ; 
Franz Josef-Orden, gestiftet den 
2. December 1849; Stern kreuz-Or- 
den, gestiftet von der verwitweten 
Kaiserin Eleonora, Gemahlin Kaiser 
Ferdinands HI., geb. Herzogin von 
Mantua, den 18. September 1668; er 
wird von der Kaiserin an Damen des 
hohen Adels verliehen. Der Orden vom 
Goldenen Vliess und der Stemkreuz- 
Orden sind Hausorden, die übrigen ge- 
nannten österr. Orden sind Verdienst- 
orden. Vgl. „Die Orden und Ehren- 
zeichen Deutschlands undOesterreichs"*, 
12 Tafeln mit Text von Zoller (1881). 

Oi^aii (griech., „Werkzeug"*), 
Hilfsmittel. Staatsorgane, Personen 
deren sich der Staat zur Erfüllung 
seiner Aufgabe, nämlich der Beförde- 
rung des öffentlichen Wohles, bedient. 
Auch Zeitungen werden Organe (s. v. w. 
Sprachwerkzeuge) genannt, u. z. Organe 
jener Partei, welcher sie dienen. 

Orieiitall8elieAlft.adenile9 
Unterrichts ans talt zum Zwecke der 
Heranbildung von Candidaten für den 
Dolmetschdienst bei der Mission in 
Constantinopel und bei den levantini- 
schen Consularämtern ; sie wurde im 
Jahre 1754 gegründet. Die Stiftsplätze 
an dieser Akademie werden über Vor- 
trag des Ministeriums des Aeussern 
vom Kaiser verliehen. 

Orleiitallselie Fran^e^ die 
Frage, was nach dem Zusammenbruche 
der türkischen Herrschaft mit den 
Ländern derselben, insbesondere mit 
der europäischen Türkei zu geschehen 
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habe. Die Bildung eines einzigen sla- 
vischen Nationalstaates auf der Balkan- 
Halbinsel oder die Annexion des Gan- 
zen durch Russland bedeutet für Oester- 
reich-üngarn die Gefahr des Verlustes 
der Südslavischen Länder Croatien, Sla- 
vonien, Dalmatien, nebst den occupierten 
Ländern Bosnien und Herzegowina. Die 
österreichische Politik begünstigt da- 
her die Bildung von Kleinstaaten. Vgl. 
A. Beer, Die orientalische Politik 
Oesterreichs (1883). 

Grtsseliiilaiifseliery die mit 
der Beaufsichtigung des didaktisch- 
pädagogischen Zustandes einer be- 
stimmten Volksschule betraute Person, 
deren Bestimmung in der Regel dem 
Bezirksschulrathe obliegt. Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen dem Leiter 
einer Schule und dem Ortsschulaufseher 
smd vom Bezirksschulrathe zu ent- 
scheiden. 

Grtsseliiilratli, niederstes 
Werkzeug der Schulaufsicht. Der Orts- 
schulrath hat seine Thätigkeit im All- 
gemeinen auf Alles aufzuwenden, was 
nach den localen Verhältnissen zur 
Verbesserung des Schulwesens gesche- 
hen kann. Dem Ortsschulrath obliegen 
in der Regel nachstehende Geschäfte : 
1. Die Gehaltsbezüge der Lehrer fest- 
zustellen und anzuweisen, imd für deren 
Beschaffung zu rechter Zeit nach Mass- 
gabe der bestehenden Gesetze zu sor- 
gen; 2. den Localschulfond, sowie das 
Schulstiftungs-Vermögen, so weit dar- 
über nicht andere Bestimmungen stif- 
tungsmässig getroffen sind, zu verwal- 
ten; 3. das Schulgebäude, die Schul- 
gründe und das Schulgeräthe * zu be- 
aufsichtigen und das erforderliche In- 
ventar zu führen; 4. die Schulbücher 
und andere Unterstützungsmittel für 
arme Schulkinder zu besorgen, für die 
Anschaffung und Instandhaltung der 
nöthigen Lehrmittel und sonstigenL^nter- 



richts -Erfordernisse Sorge zu tragen; 
5. über die gesammten Kosten der 
Gemeindeschulen den Jahresvoran- 
schlag festzustellen, gegen welchen 
jedem Betheiligten der Recurs an den 
Bezirksschulrath durch 14 Tage offen 
steht; 6. die der Schule gehörigen 
Werthpapiere, Urkunden, Fassionen u. 
s. w. aufzubewahren; 7. über alle für 
die Bedürfnisse der Gemeindeschulen 
verwalteten Vermögenschaften dem Be- 
zirksschulrathe Rechnung zu legen, 
gegen dessen Erledigimg der Recurs 
an den Landesschulrath durch einen 
Monat offen steht; 8. die jährliche 
Schulbeschreibung zu verfassen, die 
schulpflichtigen Kinder in der Evidenz 
zu halten und die gesetzlichen Strafen 
für die Vernachlässigung oder Hinde- 
rung des Schulbesuches zu verhängen; 
9. die Unterrichtszeit mit Beachtung 
der vorgeschriebenen Stundenzahl zu 
bestimmen; 10. die Ertheilung des 
vorgeschriebenen Unterrichtes zu über- 
wachen; 11. die Thätigkeit, denFleiss 
und das Verhalten des Lehrpersonals 
der Schule gegenüber, sowie das Be- 
tragen der Schuljugend ausserhalb der 
Schule zu beaufsichtigen ; 12. die Lehrer 
in Aufrechthaltung der Schuldisciplin 
zu unterstützen; 13. Streitigkeiten der 
Lehrer unter sich, soweit sie aus den 
Schulverhältnissen erwachsen, nach 
Thunlichkeit auszugleichen; 14. Aus- 
künfte und Gutachten an die Gemeinde- 
vertretung und die vorgesetzten Be- 
hörden zu erstatten, an welche der 
Ortsschulrath auch Anträge zu stellen 
berechtiget ist; 15. Vorschläge über 
Lehrplan und Schulbücher, sowie über 
die Unterrichtssprache zu erstatten; 
16. die Schulgemeinde nach Aussen zu 
vertreten; 17. die für die von der Schul- 
gemeinde erhaltenen Volksschulen er- 
forderlichen Beamten und Diener auf- 
zunehmen: 18. die Kosten für die Her- 
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Stellung, Erhaltung und Miethe der 
dem Lehrpersonale gebührenden Woh- 
nungen und der ftlr die Gemeinde - 
schulen erforderlichen Bäumlichkeiten, 
sowie für die Beheizung und Beleuch- 
tung der letzteren festzustellen und 
zu beschaffen. Beschwerden gegen Be- 
schlüsse imd Verfügungen des Orts- 
schulrathes gehen an den Bezirksschul- 
rath und sind beim Ortsschulrathe zu 
überreichen. 

Oe8terrelcli(die im Reich s- 
rathe vertretenen Königreiche 
und Länder, Reichsrathsländer, 
österreichische Reichshälfte, 
Cisleithanien), besteht aus folgenden 
Provinzen : Oesterreich unter der Enns, 
Oesterreich ob der Enns, Salzburg, 
Steiermark, Kärnten , Krain , Küsten- 
land (bestehend aus Triest mit Gebiet, 
Görz und Gradiska, und IstrienJ, Tirol 
und Vorarlberg, Böhmen, Mähren, 
Schlesien, Galizien, Bukowina und 
Dalmatien. Diese österreichischen Län- 
der haben einen Flächeninhalt von 
299.984 pKilom. (5448 DMeilen) und 
eine Bevölkerungsvahl von 22,144.244, 
darunter 21,794.231 Einheimische. 

Die Staats form Oesterreichs ist 
die der constitutionellen Monarchie 
(s Verfassung). Die Gesetzgebung 
wird vom Reichsrathe für den Umfang 
der von ihm vertretenen Königreiche 
und Länder, und von den Landtagen 
für den Umfang der einzelnen Kron- 
länder ausgeübt (s, die diesfälligen 
Specialartikel). Bezüglich derjenigen 
Angelegenheiten , welche Oesterreich 
mit Ungarn gemeinsam hat (s. Ge- 
meinsame Angelegenheiten), steht das 
Gesetzgebungsrecht den aus dem öster- 
reichischen Reichsrathe und ungarischen 
Reichstage hervorgehenden Delegatio- 
nen (s. d.) zu. Zum Zustandekommen 
der von diesen Körperschaften be- 
schlossenen Gesetze ist die Zustim- 



mungserklärung (Sanction) des Kaisers 
erforderlich. Die Verwaltung Oester- 
reichs wird von sieben k. k. Mini- 
sterien in Wien, nämlich von dem 
Ministerium des Jnnern, dem Cultus- 
undUnterrichtsministerium, dem Justiz- 
ministerium, demLandesvertheidigungs- 
ministerium, dem Handelsministerium, 
dem Ackerbauministerium und dem 
Finanzministerium , sowie von den 
diesen Centralstellen untergeordneten 
Behörden besorgt (s. die Specialartikel). 
Die Rechtspflege ist von der Ver- 
waltung in allen Instanzen getrennt. 
(Die Gliederung der der Rechtspflege 
dienenden Organe s. unter Gerichtsor- 
ganisation.) Bis zuni Jahre 1848 wurde 
die österreichische Reichshälfte absolut 
regiert, indem nur die einzelnen Pro- 
vinzen ständische Vertretungen hatten: 
dagegen besitzt der ungarische Staat 
die älteste Constitutioa (Verfassungs- 
urkunde) Europa's (goldene Bulle 
Königs Andreas II. vom Jahre 1222). 
Vgl. Ul b r i c h , , Lehrbuch des öster- 
reichischen Staatsrechts ; K r o n e s . 
Handbuch der Geschichte Oesterreichs ; 
Derselbe, Geschichte der Neuzeit 
Oesterreichs. «Oesterr. statistisches 
Handbuch« (Wien, 1884). 

Oesterreielilseli - IJnii^a- 
rlfeielie BanlL^ Actiengesellschaft 
mit einem in 150.000 Stück Actien auf 
Namen von je 600 fl. eingetheilten Ac- 
tiencapital von 90 Millionen Gulden. 
Die Österr. -Ungar. Bank (constituirt im 
Jahre 1878) übernahm alles bewegliche 
und unbewegliche Vermögen der be- 
standenen priv. österreichischen Na- 
tionalbank (gegründet 1816) mit den 
Reserve- und Pensionsfonds, sowie den 
Hypothekarforderungen in das Eigen - 
tlium; dagegen übernahm sie aber auch 
deren Passiven, Banknoten und Pfand- 
briefe als eigene Passiva und mit der 
Berechtigung zum Escompte von 
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Wechseln (in drei Monaten in Oester- 
reich-üngarn zahlbar), Effecten und 
Coupons, zur Erfolgung von Darleihen 
gegen Handpfand auf drei Monate, Ver- 
wahrung und Verwaltung von Depositen, 
üebemahme unverzinslicher Gelder 
gegen Verbriefung, dann von Geldern 
Wechseln und Effecten in laufende Rech- 
nung, zur Ausstellung von Anweisungen 
auf die eigenen Gassen, commissions- 
weisen Besorgung von Geschäften, Ein- 
lösung verfallener Effecten und Cou- 
pons von österr.-ungar. Staats-, Lan- 
des- und Gemeindeschulden, sowie zur 
Anschaffung und zum Verkaufe von 
gemünztem und ungemünztem Gold und 
Silber, dann von Wechseln auf aus- 
wärtige Plätze, zum Ankaufe und Ver- 
kaufe eigener Pfandbriefe, insbesondere 
aber und ausschliesslich zur Ausgabe 
von unverzinslichen nicht amortisir- 
baren " Anweisungen auf sich selbst 
(Banknoten) im Mindestbetrage von 
10 fl. mit deutschem und ungarischem 
Texte unter Verpflichtung zur Ein- 
lösung in gesetzlicher Münze bei den 
Hauptanstalten zu Wien und Budapest, 
und nach dem Barbestande der Filialen 
auch bei denselben, wogegen sie aber 
auch alle Zahlungen nur in Banknoten 
oder in gesetzlicher Münze anzunehmen 
hat. Das Privilegium der österr.-ungar. 
Bank dauert vom 1. Juli 1878 bis 
31. December 1887 (Gesetz v. 27. Juni 
1878, Nr. 78 R. G. B.). Diese Bank 
hat in Oesterreich nachstehende Fi- 
lialen: Bielitz, Brunn, Budweis, Czer- 
nowitz, Eger, Graz, Innsbruck, Kla- 
genfurt, Krakau, Laibach, Lemberg, 
Linz, OlmOtz, Pilsen, Prag, Reichen- 
berg, Roveredo, Salzburg, Spoleto, Sta- 
nislau, Teplitz, Triest, Troppau; ferner 
bestehen folgende Banknebenstellen : 
Bozen, Brody, Iglau,Karlsbad,Przemysl, 
Ried, Rzeszöw, Saaz, Tarnopol, Tai*- 
now, Villach, Znaim. Li Ungarn func- 



tioniren folgende Filialen : Agram, Arad, 
Debreczin, Essegg, Fiume, Gr.-Kanizsa, 
Hermannstadt, Kaschau, Klausenburg, 
Kronstadt, Oedenburg, Pressburg, Raab, 
Szegedin, Temesvar; ferner bestehen 
dort nachstehende Banknebenstellen : 
Fünfkirchen, Gr.-Becskerek, Grosswar- 
dein, Kecskem^t, Lugos, Miskolcz, 
Sissek, Stuhlweissenburg, Szatmär-Ne- 
meti, Ung.- Weisskirchen, Werschetz. 
Der Metallschatz der öster.-ungar. Bank 
an Gold und Silber beträgt circa 200 
Millionen Gulden. An Banknoten waren 
zu Ende 1883 im Umlauf 380 Millionen 
Gulden. 

Oesterrelehlselt - uiin^a- 
rlsehe IHoiiarehle 9 österrei- 
chisch - ungarisches Reich , amtliche 
Bezeichnungen für den Gesammtstaat- 
Oesterreich-Ungarn (s. d.). 

Oesterreleh ob der £111189 
Erzherzogthum. Flächeninhalt 11.982 
QKilom. (217 DMeilen). Einwohner- 
zahl 759.620 in 482 Gemeinden, 6649 
Ortschaften und 114.444 Häusern. Die 
Bevölkerung des Landes gehört durch- 
wegs dem deutschen Stamme an. In 
Bezug auf Religion entfallen 97-63 0/, 
auf die katholische und 2*15 0/,, auf 
die protestantische Kirche. Die Lan- 
deshauptstadt Linz zählt 41.687 Ein- 
wohner. Die politische Verwaltung 
wird durch die Statthalterei in Linz, 
durch die Magistrate in Linz und 
Steyr und durch zwölf Bezirkshaupt- 
mannschaften besorgt. Der Rechtspflege 
dienen: das Landesgericht in Linz, 
die Kreisgerichte in Ried, Steyr und 
Wels, sowie sechsund vierzig Bezirks- 
gerichte. Organe der Finanzverwaltung 
in Oesterreich ob der Enns sind: die 
Finanz-Direction in Linz, die Finanz- 
Procuratur in Linz, die Finanz-Ober- 
inspectorate in Braunau, Linz und 
Wels ; die Finanz-Inspectorate in Rohr- 
bach und Steyr; die Hauptzollämter 
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in Engelhartszell, in Linz, Passau, 
Schärding und Simbacb; die Finanz- 
Landescasse in Linz, das Gebühren- 
Bemessungsamt in Linz, die Steuer- 
local-Commission in Linz, die Haupt- 
steuerämter in Gmunden, Linz und 
Ried und die Steuerämter in Steyr, 
Wels und bei allen Bezirksgerichten. 
An Unterrichts -Anstalten hat Ober- 
österreich: 6 Kunstschulen, 8 Mittel- 
schulen, 12 Specialinstitute, 522 Volks- 
und Bürgerschulen. Zeitungen erschei- 
nen 24. Der Grund und Boden von 
Oberösterreich repräsentirte im Jahre 
1879 einen Werth von 450 Millionen 
Gulden und das Bruttoerträgniss des- 
selben 7 3 Millionen Gulden. Der Land- 
tag besteht aus fünfzig Mitgliedern, 
nämlich : dem Bischöfe von Linz, dann 
aus neunundvierzig gewählten Abge- 
ordneten, und zwar: 1. aus zehn Ab- 
geordneten des grossen Grundbesitzes ; 
2. aus siebzehn Abgeordneten der durch 
die Wahlordnung bezeichneten Städte 
und Industrialorte ; 3. aus drei Abge- 
ordneten der Handels- und Gewerbe- 
kammer in Linz, und 4. aus neunzehn 
Abgeordneten der übrigen Gemeinden, 
(lieber den Wirkungskreis des Land- 
tages s. d.) 

Landtagswahlordnung. 
Wahlbezirke und Wahlorte. 
§ 1. Für die Wahl der Abgeordneten 
aus der Classe des grossen Grund- 
besitzes bildet das ganze Erzherzog- 
thum Oesterreich ob der Enns Einen 
Wahlbezirk. Die Wähler haben in 
Einem Wahlkörpsr zehn Abgeordnete 
zu wählen. Der Wahlort ist Linz. 
§ 2. Für die Wahl der Abgeordneten 
der Städte und Industrialorte bilden 
die Landeshauptstadt Linz Einen Wahl- 
bezirk, die Städte: a) Steyer, b) Wels, 
c) Ried, je Einen Wahlbezirk; d) Ur- 
fahr, Ottensheim, Steyeregg, Gallneu- 
kirchen, zusammen Einen Wahlbezirk; 



e) Grein, Perg, Tragwein, Pregarten,. 
Mauthhausen, St. Georgen, zusammen 
Einen Wahlbezirk; f) Freistadt, Leon- 
felden, Ober-Neukirchen, Zwettl, Weis- 
senbach, Königswiesen, zusammen Einen 
Wahlbezirk; g) Rohrbach, Neufelden, 
Lembach, Haslach, Aigen, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; Ä)Efferding, Aschach, 
Waizenkirchen, Neumarkt, Haag, Gries- 
kirchen, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
i) Vöklabruck, Vöklamarkt, Franken- 
mar)£t, Lambach, Schwanenstadt, Mond- 
see, St. Georgen, zusammen Einen 
Wahlbezirk; k) Gmimden, Ischl, Hall- 
stadt, zusammen Einen Wahlbezirk; 
l) Kirchdorf, Windisch- Garsten, Michel - 
dorf, Steinbach, Grünburg, zusammen 
Einen Wahlbezirk; m) Enns, Weyer, 
Sierning, Hall, Kremsmünster, St. Flo- 
rian, Neuhofen, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; n) Braunau, Mauerkirchen, 
Mattighofen, Altheim, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; o) Schärding , Raab, 
Peuerbach, Engelhartszell, zusammen 
Einen Wahlbezirk. § 3. Linz, Steyer, 
Wels und Ried sind die Wahlorte der 
bezüglichen Wahlbezirke. In jedem 
aus mehreren Ortschaften gebildeten 
Wahlbezirke ist die im § 2 bei der 
Festsetzung jedes Wahlbezirkes zuerst 
angeführte Ortschaft der Wahlort die- 
ses Wahlbezirkes. § 4. Von den im 
§ 2 angeführten fünfzehn Wahlbezir- 
ken hat der Wahlbezirk der Stadt 
Linz drei Landtagsabgeordnete, imd 
jeder andere Wahlbezirk Einen Ab- 
geordneten zu wählen. Alle Wahlbe- 
rechtigten jedes Wahlbezirkes bilden 
Einen Wahlkörper. § 5. Die Handels- 
und Gewerbekammer in Linz hat drei 
Landtagsabgeordnete zu wählen. Für 
diese Wahlen haben die Mitglieder 
und Ersatzmänner der Kammer den 
Wahlkörper zu bilden. § 6. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Landge- 
meinden bilden die politischen Bezirke: 
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1. Linz (Umgebung), Ottensheim, Ur- 
fahr, zusammen Einen Wahlbezirk; 

2. Grein, Pregarten, Mauthhausen, 
Perg, zusammen Einen Wahlbezirk; 
3 Freistadt, Weissenbach, Leonfelden, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 4. Rohr- 
bach, Neufelden, Lembach, Haslach, 
Aigen, zusammen Einen Wahlbezirk; 
5. Wels, Efferding, Grieskirchen, Wai- 
zenkirchen, Lambach, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 6. Vöklabruck, Franken- 
markt, Schwanen Stadt, Mondsee, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 7. Gmun- 
den, Ischl, zusammen Einen Wahlbe- 
zirk ; 8. Steyer, Weyer, Kremsmünster, 
St. Florian, Neuhofen, Enns, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; 9. Kirchdorf, 
Grlmburg, Windisch- Garsten, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; 10. Ried, 
Obemberg, Haag, zusammen Einen 
Wahlbezirk; II. Schärding, Raab, 
Engelszell, Peuerbach, zusammenEinen 
Wahlbezirk; 12. Braunau, Mauerkir- 
chen, Mattighofen, Wildshut, zusammen 
Einen Wahlbezirk. § 7. In jedem für die 
Wahl der Abgeordneten der Landge- 
meinden gebildeten Wahlbezirke ist 
der Sitz des politischen Bezirksamtes 
des im § 6 bei Festsetzung jedes 
Wahlbezirkes zuerst angeführten poli- 
tischen Bezirkes der Wahlort. § 8. Die 
im § 6 unter 4, 5, 6, 8, 10, 11 und 12 
aufgeführten Wahlbezirke haben je 
zwei, die übrigen Wahlbezirke je Einen 
Abgeordneten zu wählen. Die Wahl- 
männer aller in Einem Wahlbezirke 
gelegenen Gemeinden (mit Ausnahme 
der nach § 2 zur Wahl von Abgeord- 
neten berechtigten Städte und Märkte) 
bilden Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 9. Die Abgeordneten der Wähler- 
dasse des grossen Grundbesitzes sind 
dnrch directe Wahl der grossjährigen, 
dem österreichischen Staatsverbande 
ungehörigen Besitzer jener landtäf- 



lichen Güter, deren Jahresschuldigkeit 
an landesfürstlichen Realsteuern (mit 
Ausnahme des Kriegszuschlages) wenig- 
stens Einhundert Gulden beträgt, zu 
wählen. § 10 /Unter mehreren Mitbe- 
sitzern eines zur Wahl berechtigenden 
landtäflichen Gutes kann nur derjenige 
aus ihnen wählen, welchen sie hiezu 
ermächtigen. Der Besitz zweier oder 
mehrerer landtäflicher Güter, deren 
Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuern (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) zusammengenommen wenig- 
stens Einhundert Gulden beträgt, be- 
rechtigt ebenfalls zur Wahl. § 11. Für 
jene zur Wahl berechtigenden land- 
täflichen Güter, in deren Besitz eine 
Corporation oder Gesellschaft sich be- 
findet, ist das Wahlrecht durch jene 
Person auszuüben, welche nach den 
bestehenden gesetzlichen oder gesell- 
schaftlichen Normen berufen ist, die 
Corporation oder Gesellschaft nach 
Aussen zu vertreten. Gemeinden, welche 
sich im Besitze von zur Wahl berech- 
tigenden landtäflichen Gütern befinden, 
können als solche dieses Wahlrecht 
nicht ausüben. § 12. Die Abgeordneten 
der im § 2 aufgeführten Städte und 
Industrialorte sind durch directe Wahl 
aller jener nach den besonderen Ge- 
meindestatuten, oder dem Gemeinde- 
gesetze vom 17. März 1849, Nr. 170 
R. G. B., zur Wahl der Gemeinde- 
repräsentanz dieser Städte und In- 
dustrialorte berechtigten Gemeinde- 
glieder zu wählen, welche a) in Ge- 
meinden mit drei Wahlkörpern zum 
ersten und zweiten Wahlkörper gehören 
und im dritten Wahlkörper mindestens 
zehn Gulden an directen Steuern ent- 
richten; b) in Gemeinden mit weniger 
als drei Wahlkörpern die ersten zwei 
Drittheile aller nach der Höhe ihrer 
Jahresschuldigkeit an directen Steuern 
gereihten Gemeindewähler ausmachen. 
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Diesen sind jene Personen anzureihen, 
welche nach ihrer persönlichen Eigen- 
schaft das active Wahlrecht in der 
Gemeinde besitzen. § 13. Die Wahl 
der Abj?eordneten der Landgemeinden 
hat durch gewählte Wahlmänner zu 
geschehen. Jede Gemeinde des Wahl- 
bezirkes hat auf je fünfhundert Ein- 
wohner Einen Wahlmann zu wählen. 
Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
lung der Einwohnerzahl durch fünf- 
hundert ergeben, haben, wenn sie zwei- 
hundertfUnfzig oder darüber betragen, 
als fünfhundert zu gelten; wenn sie 
weniger als zweihungertftinfzig betragen, 
unberücksichtigt zu entfallen. Kleine 
Gemeinden, deren Einwohnerzahl weni- 
ger als fünfhundert beträgt, wählen 
Einen Wahlmann. § 14. Die Wahl- 
männer jeder Gemeinde sind durch 
jene nach dem Gemeindegesetze vom 
17. März 1849, Nr. 170 R. G. B., 
zur Wahl der Gemeinderepräsentanz 
berechtigten Gemeindeglieder zu wäh- 
len, welche a) in Gemeinden mit drei 
Wahlkörpem den ersten und zweiten 
Wahlkörper bilden; b) in Gemeindsn 
mit weniger als drei Wahlkörpem die 
ersten zwei Drittheile aller nach der 
Höhe ihrer Jahres Schuldigkeit an direc- 
ten Steuern gereihten Gemeindewähler 
ausmachen. Diesen sind jene Personen 
anzureihen, welche nach ihrer persön- 
lichen Eigenschaft das active Wahl- 
recht in der Gemeinde besitzen. (Be- 
treffs der Erfordernisse der Wähl- 
barkeit in den Landtag, sowie dar- 
über, welche Personen von dem dies- 
fälligen Wahlrechte und der Wähl- 
barkeit ausgeschlossen sind, s. L a n d- 
tag). 

Oesterreleli-Uiiiifarii^ In- 
begriff aller Länder, welche gegen- 
wärtig unter habsburgischem Scepter 
stehen, mit Ausschluss der occupirten 
Provinzen Bosnien und Herzegowina. 



Die officiellen Bezeichnungen für Oester- 
reich-Ungarn sind: „Oesterreichisch- 
ungarische Monarchie" und „Oester- 
reichisch-ungarisches Reich" (Allerh. 
Handschreiben vom 14. November 1863). 
Das Verhältniss zwischen dem öster- 
reichischen und dem ungarischen Staate 
ist dermalen das der Realunion, da 
beide Staaten ausser der Person des 
Regenten eine gemeinsame Armee, eine 
gemeinsame diplomatische und com- 
mercielle Vertretung nach Aussen, über- 
haupt gemeinsame Angelegenheiten (s. 
d.) haben. Oesterreich-Ungarnhat einen 
Flächeninhalt von 622.006 DKilom. 
(11.296 fjMeilen) und eine Bevölke- 
rungszahl von 37,883.226 ; einschliess- 
lich der occupirten Provinzen hat Oester- 
reich-Ungarn einen Flächeninhalt von 
674.108 DKilom. (12.242 DMeilen) 
und 39,04 1 .679 Einwohner. Zum Zwecke 
der Gesetzgebung betreffs der gemein- 
samen Angelegenheiten bestehen Dele- 
gationen (s. d.). Die Verwaltung 
der gemeinsamen Angelegenheiten wird 
durch ein besonderes Ministerium 
(Reichsministerium, s d.) besorgt. Vgl. 
Krone s, Handbuch der Geschichte 
Oesterreich-Ungams(1876— 78, 5Bde.); 
Derselbe, Geschichte der Neuzeit 
Oesterreichs (1879); Um 1 a u f t, Die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie ; W o 1 f, 
Geschichtliche Bilder aus Oesterreich; 
Wurzbach, Biographisches Lexikon 
des Kaiserthums Oesterreich; Die 
Völker Oesterreich - Un g a rns, 
Sammelwerk mehrerer Autoren in 12 
Bänden. 

Oesterreleh unter der 
£111189 Erzherzogthum. Flächeninhalt 
19.768 DKilom. (359 DMeilen). Ein- 
wohnerzahl 2,330.621 in 1630 Ge- 
meinden , 4153 Ortschaften und 
197.245 Häusern. Von der Bevölkerung 
gehört der grösste Theil (96.86%) 
dem deutschen Stamme an : 2-82'*/, 
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sind Czechen und Slovaken; 93-96% 
der Bevölkerung bekennen sich zur 
katholischen und 1*73% zur prote- 
stantischen Religion; 4-08% sind Is- 
raeliten. Wien, die Reichshaupt- und 
Residenzstadt und Landeshauptstadt 
von Oesterreich unter der Enns zählt 
sammt Vororten 1,103.515 Einwohner 
(Vgl. den Specialartikel „Wien**). Die 
politische Verwaltung von Oester- 
reich unter der Enns wird durch die 
Statthalterei in Wien, die Polizei- 
direction in Wien, durch die Magistrate 
in Wien, Wiener- Neustadt und Waid- 
hofen a. d. Ybbs, sowie durch achtzehn 
Bezirkshauptmannschaften besorgt. Der 
Rechtspflege dienen: 1 Oberlandes- 
gericht in Wien (für Oesterreich ob 
und unter der Enns und Salzburg), 
1 Landesgericht in Wien, 1 Handels- 
gericht in Wien, die Kreisgerichte in 
Korneuburg, Krems, St. Polten und 
Wiener-Neustadt u. 84 Bezirksgerichte. 
Organe der Finanzverwaltung in Oester- 
reich unter der Enns sind : die Finanz- 
Landes-Direction in Wien, die Finanz- 
procuratur in Wien, die Finanzbezirks- 
Directionen in Korneuburg, St. Polten, 
Stein und Wien, das Hauptzollamt und 
Gefällen-Oberamt in Wien, die Landes- 
Haupt- und Landes-Filialcasse inWien, 
das Central-Tax- und Gebühren-Be- 
messuDgsamt in Wien, neun Steuer- 
administrationen in Wien, die Haupt- 
steuerämter in Hemals, Sechshaus, 
St. Polten, und Wiener-Neustadt, die 
Steuerämter in Korneuburg, Krems 
und bei allen Bezirksgerichten. An 
Bildungsanstalten hat Oesterreich unter 
der Enns mit Ausschluss von Wien 
und seinen Vororten (s. d.): 4 Kunst- 
schulen, 17 Mittelschulen, 23 Special- 
institute, 1307 Volks- u. Bürgerschulen. 
Zeitungen erscheinen in Niederöster- 
reich mit Ausschluss von Wien 20. 
Der Grund und Boden repräsentirte 



im Jahre 1879 einen Werth von 1212 
Millionen Gulden uud das Bruttoer- 
trägniss desselben 136MillionenGulden. 
Der Landtag besteht aus achtundsech- 
zig Mitgliedern, nämlich: demFürsterz- 
bischofe von Wien und dem Bischöfe 
von St. Polten, dem Rector magnificus 
der Wiener Universität; dann aus 
fünfundsechzig gewähltenAbgeordneten, 
und zwar: 1. aus fünfzehn Abgeord- 
neten des grossen Grundbesitzes ; 
2. aus fünfundzwanzig Abgeordneten 
der durch die Wahlordnung bezeich- 
neten Städte und Märkte ; 3. aus vier 
Abgeordneten der Handels- und Ge- 
werbekammer zu Wien, und 4. aus 
einundzwanzig Abgeordneten der übri- 
gen Gemeinden. (Ueber den Wirkungs- 
kreis des Landtages s. d.) 

Land tags wähl Ordnung: Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbesit- 
zes bildet das ganze Erzherzogthum 
Oesterreich unter der Enns Einen 
Wahlbezirk. Die Wähler haben in 
Einem Wahlkörper fünfzehn Abgeord- 
nete zu wählen. Der Wahlort ist Wien. 
§ 2. Für die Wahl der Abgeordneten 
der Städte und Märkte als solche 
bilden: Die Reichshauptstadt Wien 
neun Wahlbezirke, femer: a) Wiener- 
Neustadt Einen Wahlbezirk ; b) Brück 
an der Leitha , Hainbiu-g , Schwechat, 
zusammen Einen Wahlbezirk : c)Kloster- 
neuburg, Tulln, Königstetten, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; d) Baden, 
Mödling , Perchtoldsdorf , Gumpolds- 
kirchen, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
e) Neunkirchen, Pottendorf, Ebenfurth, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; f) St. 
Polten, Herzogenburg, Molk, Pöch- 
lam , zusammen Einen Wahlbezirk ; 
g) Waidhofen an der Ybbs, St. Peter, 
Seitenstetten, Amstetten.Ybbs, Scheibbs, 
zusammen Einen Wahlbezirk; h) Kor- 
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neuburg, Stockerau, Oberhollabrunn, 
zusammen einen Wahlbezirk; i) Mistel- 
bach, Feldsberg, Poisdorf, Zistersdorf, 
Laa, zusammen Einen Wahlbezirk; 
k) Krems, Stein, Mantem, zusammen 
Einen Wahlbezirk; l) Hörn, Eggenburg, 
Eetz, Maissau, Langenlois, zusammen 
Einen Wahlbezirk; m) Waidhofen a.d. 
Thaya,Gros8siegharts, Litschau, Zwettl, 
Weitra, zusammen Einen Wahlbezirk. 
Als selbstständige Wahlbezirke der 
Stadt Wien werden daselbst die be- 
stehenden neun Gemeindebezirke fest- 
gesetzt. § 3. Wien und Wiener-Neu- 
stadt sind die Wahlorte der bezüg- 
lichen Wahlbezirke. In jedem aus 
mehreren Ortschaften gebildeten Wahl- 
bezirke (§ 2) ist jede dieser Ortschaf- 
ten für sich ein Wahlort. Die im § 2 
bei der Festsetzung jedes Wahlbezirkes 
zuerst angeführte Ortschaft ist der 
zur Ermittlung des Gesammtergebnisses 
der in den einzelnen Wahlorten voll- 
zogenen Wahlhandlungen bestimmte 
Hauptwahlort des Wahlbezirkes. § 4. 
Von den im § 2 angeführten einund- 
zwanzig Wahlbezirken hat der den 
Gemeindebezirk der inneren Stadt Wien 
bildende Wahlbezirk fünf Landtags- 
abgeordnete und jeder andere Wahl- 
bezirk Einen Abgeordneten zu wählen. 
Alle Wahlberechtigten jedes Wahl- 
bezirkes bilden einen Wahlkörper. 
§ 5. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Wien hat vier Landtags- 
abgeordnete zu wählen. Für diese 
Wahlen haben die Mitglieder und Er- 
satzmänner der Kammer den Wahl- 
körper zn bilden. § 6. Für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemein- 
den bilden die gegenwärtigen Gerichts- 
bezirke: 1. Sechshaus, Hietzing, Möd- 
ling, Purkersdorf, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 2. Hemals, Klosterneu- 
burg, TuUn, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 3. Brück a. d. Leitha, Hainburg, 



Schwechat , zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 4. Wiener-Neustadt, Ebreichs- 
dorf, Gutenstein, Baden, Pottenstein, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 5. Neun- 
kirchen, Gloggnitz, Aspang, Kirchschlag, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 6. St. 
Polten, Melk, Herzogenburg, Atzen- 
brugg, Neulengbach, Hainfeld, Lilien - 
feld , Kirchberg , zusammen Einen 
Wahlbezirk; 7. Scheibbs, Mank, Ga- 
ming, zusammen Einen Wahlbezirk; 
8. Waidhofen a. d. Ybbs , St. Peter, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 9. Am- 
stetten, Haag, Ybbs, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 10 Komeuburg, Stockerau, 
Wolkersdorf, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 11. Grossenzersdorf, Marchegg, 
Matzen, zusammen Einen Wahlbezirk: 

12. Mistelbach, Laa, Feldsberg, Zi- 
stersdorf, zusammen EinenWahlbezirk; 

13. Oberhollabrunn , Haugsdorf, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 14. Krems, 
Mautern , Spitz , Langenlois , Gföhl, 
Persenbeug, Pöggstall, Kirchberg am 
Wagram, zusammen Einen Wahlbezirk ; 
15. Zwettl, Grossgerungs, Weitra, Ot- 
tenschlag. Allentsteig, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; 16.Horn, Retz, Ravelsbach, 
Eggenburg, Geras, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 17. Waidhofen an der 
Thaya, Raabs, Dobersberg, Litschau, 
Schrems, zusammen Einen Wahlbezirk. 
§ 7. In jedem für die Wahl der Ab- 
geordneten der Landgemeinden gebil- 
deten Wahlbezirke ist der Sitz des 
Bezirksgerichtes des im § 6 bei Fest- 
setzung jedes Wahlbezirkes zuerst an- 
geführten Gerichtsbezirkes der Wahl- 
ort. § 8. Die im § 6 unter 1, 6, 12 
und 14 aufgeführten Wahlbezirke haben 
je zwei, die übrigen Wahlbezirke je 
Einen Abgeordneten zu wählen. Die 
Wahlmänner aller in Einem Wahl- 
bezirke gelegenen Gemeinden (mit 
Ausnahme der nach § 2 zur Wahl 
von Abgeordneten berechtigten Städte 
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und Märkte) bilden Einen Wahl- 
körper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 9. Die Abgeordneten der Wählerclasse 
des grossen Grundbesitzes sind 
durch directe Wahl der grossjährigen, 
dem österreichischen Staatsverbande 
angehörigen Besitzer jener landtäflichen 
Güter, deren J^hresschuldigkeit an 
landesfilrstlichen Realsteuern (mit Aus- 
nahme des Kriegszuschlages) wenig- 
stens zweihundert Gulden beträgt, zu 
wählen. § 10. Unter mehreren Mitbe- 
sitzern eines zur Wahl berechtigenden 
landtäflichen Gutes kann nur Derjenige 
aus ihnen wählen, welchen sie hiezu 
ermächtigen. Der Besitz zweier oder 
mehrerer landtäflicher Güter, deren 
Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuern (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) zusammengenommen wenig- 
stens zweihundert Gulden beträgt, be- 
rechtiget ebenfalls zur Wahl. § 11. 
Für jene zur Wahl berechtigenden 
landtäflichen Güter, in deren Besitz 
eine Corporation oder Gesellschaft sich 
befindet, ist das Wahlrecht durch jene 
Person auszuüben, welche nach den 
bestehenden gesetzlichen oder gesell- 
schaftlichen Normen berufen ist, die 
Corporation oder Gesellschaft nach 
aussen zu vertreten. Gemeinden, welche 
sich im Besitze von zur Wahl berech- 
tigenden landtäflichen Gütern befinden, 
köimen als solche das Wahlrecht nicht 
ausüben. § 12. Die Abgeordneten der 
im § 2 aufgeführten Städte und 
Märkte sind durch directe Wahl aller 
jener, nach dem besonderen Gemeinde- 
statute oder dem Gemeindegesetze vom 
31. März 1864, Nr. 5 L.G.B., zur Wahl 
der Gemeindevertretung dieser Städte 
berechtigten Gemeindeglieder zu wäh- 
len, welche ä) in Gemeinden mit drei 
Wahlkörpern zum ersten und zweiten 
Wahlkörper gehören und im dritten 



Wahlkörper ohne Rücksicht auf Steuer- 
schuldigkeit nach ihrer persönlichen 
Eigenschaft das active Wahlrecht be- 
sitzen, oder mindestens zehn Gulden 
an directen Steuern, in Wien jedoch 
ohne Einrechnung der Staatssteuerzu- 
schläge, zu entrichten haben ; h) in Ge- 
meinden mit weniger als drei Wahl- 
körpern die ersten zwei Drittheile aller 
nach der Höhe ihrer Jahres Schuldigkeit 
an directen Steuern gereihten Gemeinde- 
wähler ausmachen, und von den nächst- 
folgenden diejenigen, welche mindestens 
zehn Gulden an directen Steuern zu 
entrichten haben. Diesen sind jene Ge- 
meindeangehörigen anzureihen, welche 
nach der Gemeindewahlordnung ohne 
Rücksicht auf die Steuerzahlung wahl- 
berechtigt sind. § 13. Die Wahl der 
Abgeordneten der Landgemeinden 
hat durch gewählte Wahlmänner zu 
geschehen. Jede Gemeinde des Wahl- 
bezirkes hat auf je fünfhundert Ein- 
wohner Einen Wahlmann zu wählen. 
Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
lung der Einwohnerzahl durch fünf- 
hundert ergeben, haben als fünfhundert 
zu gelten. Gemeinden mit weniger als 
fünfhundert Einwohner wählen Einen 
Wahlmann. § 14. Die Wahlmänner 
jeder Gemeinde sind durch jene nach 
dem Gemeindegesetze vom 31. März 
1864, Nr. 5 L. G. B., zur Wahl der 
Gemeindevertretung berechtigten Ge- 
meindeglieder zu wählen, welche a) in 
Gemeinden mit drei Wahlkörpern den 
ersten und zweiten Wahlkörper bilden 
und im dritten Wahlkörper wenigstens 
zehn Gulden an directen Steuern zu 
entrichten haben ; h) in Gemeinden mit 
weniger als drei Wahlkörpern die ersten 
zwei Drittheile aller nach der Höhe 
ihrer Jahresschuldigkeit an directen 
Steuern gereihten Gemeindewähler aus- 
machen, und von den nächstfolgenden 
diejenigen, welche mindestens zehn 
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Gulden an directen Steuern zu entrich- 
ten haben. Diesen sind jene Geraeinde- 
angehörigen anzureihen, welche nach 
der Gemeinde Wahlordnung ohne Rück- 
sicht auf Steuerzahlung wahlberechtigt 
sind. § 15. Jeder Wähler kann sein 
Wahlrecht nur in Einem Wahlbezirke 
und in der Regel nur persönlich aus- 
üben. Ausnahmsweise können Wahl- 
berechtigte der Wählerclasse des 
grossen Grundbesitzes ihr Stimmrecht 
durch einen Bevollmächtigten aus- 
üben. Derselbe muss in dieser Wähler- 
classe wahlberechtigt sein und er darf 
nur einen Wahlberechtigten vertreten. 
Wer in der Wählerclasse des grossen 
Grundbesitzes wahlberechtigt ist, darf 



in keinem Wahlbezirke der beiden än- 
deren Wählerclassen, und wer in einem 
Wahlbezirke der im § 2 genannten 
Städte und Märkte wahlberechtigt ist, 
in keiner Landgemeinde wählen. Ist 
ein Wahlberechtigter der Wählerclasse 
der Städte und Märkte und der Land- 
gemeinden Mitglied mehrerer Gemein- 
den, so übt er das Wahlrecht blos in 
der Gemeinde seines ordentlichenWohn- 
sitzes. (Betreffs der Erfordernisse der 
Wählbarkeit in den Landtag, sowie 
darüber, welche Personen von demdiess- 
fälligen Wahlrechte und der Wählbar- 
keit ausgeschlossen sind, s. Landtag.) 
Ostroniaiieiiy gewöhnlich Ru- 
mänen genannt, s. Romanen. 
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PftdanfOiifluiii^ s. v. w. Lehrer- 
Bildungsanstalt (s. d.). 

PaIrSy (franz., spr. pär; engl. 
Peers, spr. pirs; lat. Pares, -Gleiche"). 
Bezeichnung der Mitglieder des Herren- 
hauses. Pairs Schub, die gleichzeitige 
Ernennung einer grösseren Anzahl von 
Pairs, gewöhnlich um eine mit der Regie- 
rung übereinstimmende Majorität des 
Herrenhauses zu erzielen. 

PaiislavIsitiuSy Bestrebung, 
welche die Errichtung eines alle sla- 
vischen Stämme umfassenden gemein- 
samen grossen Slavenreiches bezweckt. 

Parlanieiit, gesetzgebende Ver- 
sammlung eines Staates; Österreich. 
Parlament s. v. w. Reichsrath (s.d.). 
Pari am entarie r, Mitglied eines Par- 
lamentes; parlamentarisch, die 
Parlamente betreffend; auch s. v.w. der 
Würde des Parlamentes entsprechend, 
deren Verletzung als un parlamen- 
tarisch bezeichnet wird. Unter par- 



lamentarischer Regierung oder 
p arl amen tarischemSy steme ver- 
steht man diejenige Regierungsweise, 
bei welcher das jeweilige Ministerium 
aus der Parlamentsmehrheit genom- 
men wird, wo sich also die Regierung 
nur als Ausschuss der Parlaments- 
mehrheit betrachtet, daher auch mit 
der betreffenden Parlamentsmehrheit 
steht und fällt. Dieses System ist das 
Ideal der constitutionellen Verfassun- 
gen; es ist jedoch nur in England 
streng durchgeführt; trotzdem ist dort 
seit dem Jahre 1707 der Fall nicht 
mehr vorgekommen, dass einem Parla- 
mentsbeschlusse die königliche Zustim- 
mung (Sanction) verweigert worden 
wäre. In Oesterreich ist jedoch die 
Möglichkeit gegeben (beim letzten 
Regierungswechsel war dies der Fall), 
dass das Ministerium die Parlaments - 
mehrheit stürzt, was deshalb bewirkt 
werden kann, weil sich die Abgeord- 
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wten des grossen Grundbesitzes im 
Grossen und Ganzen jedem neuen 
Ministerium anschliessen ; wird diese 
Abgeordnetengnippe vom jeweiligen 
Ministerium der liberalen Unterhaus - 
?nippe beigesellt, so besteht eine libe- 
rale Unterhausmehrheit; wird jene 
Gnippe aber den vereinigten nationalen 
und klericalen Abgeordnetengruppen 
beigegeben, so besteht der Majorität 
nach ein klerical-nationales Abgeord- 
netenhaus. Die Herrenhaus -Majorität 
lässt sich durch Pairsschübe beliebig 
bilden. Dieser antiparlamentarische 
Zustand wird so lange dauern, als die 
Polen im österreichischen Parlamente 
eine Rolle spielen. 

Parlanieiitariseli^ s. Par- 
lament. 

Partei^ politische, Inbegriff 
aller jener Staatsbürger, welche bei der 
Betheiligung am staatlichen Leben von 
denselben Grundsätzen geleitet sind. 
Jede politische Partei soll das Wohl 
des ganzen Volkes als Ziel ihrer Be- 
strebungen vor sich haben, denn nur 
der edle Wettstreit, dem Volke besser 
zu dienen als der Gegner, gibt die 
Berechtigung für die Existenz von 
Parteien. Oesterreich (Cisleithanien) 
hat nachstehende politische Parteien: 
1. Die liberale Partei, deren Abge- 
ordnete sich im Abgeordnetenhause 
des Reichsrathes zum „Klub derVer- 
einigten Linken" zusammen gethan 
haben. Diese Partei ist von centrali- 
stischer Tendenz getragen und hat sich 
zur Aufgabe gestellt, die in den Staats- 
gnindgesetzen niedergelegten liberalen 
Ideen zu vertheidigen und das öster- 
reichische Staatswesen im Sinne jener 
Ideen auszubauen (s. Liberalismus). 
Hinter dieser Partei steht fast die ge- 
^ammte Intelligenz des deutsch-öster- 
reichischen Volk^stammes. 2. Die kleri- 
kale Partei, Klericalismus (s. d.). 

Dr. D. Rauter, Oesterr. Staats-Lexikon. 



Diese Partei hat bisher noch immer 
einen grossen Theil der Landbevölke- 
rung hinter sich; ausserdem hat sich 
ein Theil des Adels zu ihr geschlagen. 
3. Die nationalen Parteien, näm- 
lich : a) Die Böhmische Nationalpartei 
(Altezechen), von welcher sich die 
Partei der sogenannten Jungezechen 
(s. d.) abgezweigt hat; beide Parteien 
verfolgen in staatsrechtlicher Hinsicht 
föderalistische Tendenzen (s. Födera- 
lismus), mit dem Unterschiede jedoch, 
dass sich die sogenannten Altezechen 
im klericalen Fahrwasser bewegen, 
während sich die Jungezechen zum 
Liberalismus bekennen ; im Parlamente 
traten die Vertreter der Alt- und Jung- 
ezechen trotz ihres theoretisch ver- 
schiedenen Parteistandpunktes bisher 
stets einig auf. h) Die Polen, deren 
Streben vom polnischen Interesse ge- 
tragen ist. c)Die Slovenen streben in 
staatsrechtlicher Hinsicht die Vereini- 
gung aller slovenischen Gebiete von 
Steiermark, Kärnten, Krainund Ktisten- 
land zu Einem Kronlande (Königreich 
Slovenien) an; obwohl von Natur aus 
liberal, gehen die Slovenen mit den 
clericalen Hand in Hand, weil ihnen 
diese mehr Chancen für die Erreichung 
ihres Zieles bieten, d) Die Ruthenen 
und e) die Italiener. Diese beiden 
letzterwähnten Parteien sind im Grossen 
und Ganzen liberal und verfassungs- 
treu. Die Verfassungspartei des 
Herrenhauses hat sich die Er- 
haltung des dermaligen staatsrecht- 
lichen Zustandes, insbesondere die 
Erhaltung des bestehenden Wirkungs- 
kreises des Reichsrathes zur Aufgabe 
gestellt. Vgl. auch den Artikel Regie- 
rungspartei. 

Partlal -Hypotltel&araii- 
^relsuiin^eii^ s. v. w. Salinen- 
scheine (s. d.). 

Pauper tfttüeid^ s. Eid. 

14 
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JPeiisloiiy s. Quiescentenge- 
lialt. 

JPersonal « üliikonimen« 
Steuer^ s. Steuer. 

JPersoiialiiiiloii 9 der aus- 
schliessend nur durch die Person des 
Herrschers hergestellte Verband selbst- 
ßtändiger Staaten. Der Gegensatz hie- 
von ist die Realunion (s. d.). Eine un- 
garische Parlamentspartei strebt der 
Personalunion zwischen Oesterreich und 
Ungarn zu. 

Petition^ Gesuch , Bittschrift, 
welche an eine Behörde, Volksvertre- 
tung (Herrenhaus, Abgeordnetenhaus, 
Landtag) oder an den Regenten selbst 
gerichtet wird. Petitionen an das Her- 
renhaus oder Abgeordnetenhaus sind 
nur dann anzunehmen, wxnn sie durch 
ein Mitglied überreicht werden (§ 13 
der Geschäftsordnung des Reichsrathes). 
Das Recht, Petitionen zu überreichen 
(P e t i t i n s r e ch t), ist ein Grundrecht 
jedes Oesterreichers. Petitionen unter 
einem Gesammtnamen dürfen nur von 
gesetzlich anerkannten Körperschaften 
und Vereinen ausgehen (Art. 11 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. December 
1867, Nr. 142 R. G. B.). 

JPfaiidbriefe 9 Beweisstücke 
über die Antheile der zugleich als 
Gläubiger bevorrechteten Theilhaber 
au dem Vermögen eines Bodencredit- 
institutes. 

Pfaiidreelit^ dingliches Recht 
auf eine fremde Sache, sich durch Ver- 
äusserung derselben aus dem hiedurch 
erzielten Erlöse für eine Forderung 
zahlhaft zu machen. Ist die den Gegen- 
stand des Pfandrechtes bildende Sache 
eine bewegliche, so nennt man sie Faust- 
pfand, auch Handpfand, ist sie unbe- 
weglich, so nennt man sie Grundpfand 
oder Hypothek. ExnerA., Das öster- 
reichische Hypothekenrecht ; S t r h a 1, 



Die Prioritätsabtretung nach heutigem 
Grundbuchsrecht (Graz, 1880). 

Ploiiiilertruppe^ S.Kriegs- 
weseu. 

JPoleii? s. Slaven. 

JPoleiielub 9 reichsräthlicher. 
parlamentarischeVerbindungpolnischer 
Mitglieder des Abgeordnetenhauses 

Politisehe liaiideslie- 
lilirdey s. Landesbehörde. 

Politisehe Oel&ononile. 
Bezeichnung für die beiden Disciplinen 
Nationalökonomie und Finanzwissen- 
schaft (s.die diesfälligen Specialartikel). 

Politiselie Partei, s. 
Partei. 

Politische Vereine, s. Ver- 
ein. 

Polizei, allgemeine Sicher- 
heitspolizei, die im Interesse der Ge- 
sammterhaltung organisirte, Störungen 
und Gefährdungen des Gemeinwesens 
und seiner Functionen abwehrende Thä- 
tigkeit.^ Der Zweck der Polizei ist also 
die Sicherung des Gemeinwesens, d. h. 
die Sicherung seiner Existenz und 
Wirksamkeit als Voraussetzung des 
individuellen Lebens, und Sicherung des 
Einzelnen als eines Elementes der Ge- 
sammtheit. Die obei*ste Leitung der 
Polizei concentrirt sich im Ministerium 
des Innern. In den einzelnen Ländern 
ist das leitende Organ der Polizei der 
Landeschef. Als unterste Instanzen der 
Polizeiverwaltung erscheinen die Be- 
zirkshauptmannschaften, die besonderen 
Polizeibehörden (P 1 i z e i d i r e c t i 0- 
nen, Polizeicommissariate unil 
Polizeiexposituren) und die Com - 
munalämter der mit der politischen 
Geschäftsführung betrauten Stadtjre- 
meinden. Polizeidirectionen bestehen 
in Wien, Prag, Brunn, Lemberg, Kra- 
kau, Triest und Graz; dann besteht 
ein Polizeicommissariat in Trient mit 
mehreren Exposituren. In den Städten. 
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die mit der politischen Geschäftsfüh- 
rung betraut sind, besorgt bei Mangel 
besonderer Polizeidirectionen die poli- 
tische Bezirksbehörde die Geschäfte 
der Staatspolizei; in den Landeshaupt- 
städten, in welchen keine Polizeidirec- 
tionen errichtet sind, besteht für die 
Geschäfte der Staatspolizei eine Polizei- 
abtheilung bei der politischen Landes- 
behörde. 

Polizei dlreetlon, s. Poli- 
zei. 

Pollzeleonimlssarlat , s. 
Polizei. 

Pollzelstaaty ein Staat, der 
ssich nicht blos den Schutz des Rechtes 
zum Ziele gestellt (Rechtsstaat), son- 
dern sich überdies auch noch die Bevor- 
mundung seiner Angehörigen zur Auf- 
gabe gemacht hat, hiebei ein Ueber- 
mass staatlicher Fürsorge anwendet 
und dadurch die individuelle Freiheit 
ho einschränkt, dass diese staatliche 
Fürsorge wie ein Alp auf dem 
Volke lastet. Die übertriebene Pflege 
des Polizeiwesens war eine der 
Hauptursachen der Bewegung des Jah- 
res 1848. 

Polyteehiilselies Instl- 
tiity s. V. w. Technische Hochschule 
(s. d.). 

Possessorium suiiinia« 
rlsslniuiti, Bezeichnung für das ge- 
richtliche Verfahren in Besitzstörungs- 
tallen (s. Civilprocess). 

Posty öffentliche Einrichtung zur 
regelmässigen Beförderung von Per- 
sonen und Sachen. Das österr. Post- 
wesen ist eine Staatsinstitution und 
untersteht in oberster Instanz dem 
Handelsministerium. Zur Verwaltung 
des Postwesens in den einzelnen Thei- 
len Cisleithaniens bestehen zehn Post- 
directionen, nämlich in Prag für Böh- 
men, in Czernowitz für Bukowina, in 
Zara für Dalmatien, in Lemberg für 



Galizien, in Triest für das Küstenland, 
in Brunn für Mähren und Schlesien, 
in Wien für Niederösterreich, in Linz 
für Oberösterreich und Salzburg, in 
Graz für Steiermark, Kärnten und Krain, 
und in Innsbruck für Tirol und Vor- 
arlberg. Die Zahl der Postämter Cis- 
leithaniens beträgt dermalen 4036. Be- 
treffs der Bezüge der Postbeamten wird 
bemerkt, dass der Postsparcassendirec- 
tor und der Postdirectionsvorstand, 
beide in Wien, in der V., die Ober- 
Postdirectoren in der VI., die Post- 
inspectoren, Posträthe und die Post- 
cassadirectoren in der VII., die Post- 
secretäre , die Ober-Postcommissäre, 
Postzahlmeister , Post - Hauptcassiere, 
Ober-Postverwalter , Ober - Postcontro- 
lore, Postsparcasse - Secretäre und die 
Postamts-Adjuncten in der VIII., die 
Postcontrolore , Bezirks - Postcommis- 
säre, Postcassiere , Post-Hauptcassa- 
controlore, Postamtsverwalter und die 
Postsparcasse-Commissäre in der IX., 
die Postconcipisten imd die Postamts- 
officiale in der X. und die Postamts- 
assistenten in der XI. Rangsclasse ste- 
hen. Die Gehalte und Zulagen dieser 
Rangsclassen s. unter „Gehalte". Des- 
gleichen s. die Bezüge der Postmeister 
unter „Gehalte". Oesterreich ist Mit- 
glied des Weltpostvereines (Vertrag 
vom 1. Juni 1878). Zur Erleichterung 
des Postverkehres mit Deutschland be- 
steht der Postvertrag vom 7. Mai 1872. 

Postftrar, s. Fiscus. 

Postspareasse^ staatlich orga- 
nisirtes Sparinstitut, welches von den 
Postämtern venvaltet wird. Die Post- 
sparcassen wirken nach zwei Seiten 
hin sehr vortheilhaft : 1. Wird die 
Gelegenheit geboten, auch kleine Er- 
sparnisse (von 50 kr. angefangen) 
fruchtbringend anzulegen, welche klei- 
nen Beträge sich im ganzen Cislei- 
thanien im Laufe der Zeit auf eine 

14* 



212 



Postsparcasse — Presse. 



namhafte Zahl von Millionen Gulden be- 
laufen werden. Hiedurch wird einerseits 
die Capitalskraft, demnach der Volks- 
wohlstand gehoben und andererseits der 
Sinn für Sparsamkeit, also ein morali- 
sches Element gestärkt. 2. Kauft der 
Staat mit den Einlagen der Parteien 
grösstentheils Staatspapiere an; hie- 
durch gelangt der bezügliche Theil der 
Staatspapiere aus ausländischen Han- 
nen in das Inland, und während sonst 
die bezüglichen Obligationszinsen in das 
Ausland fliessen würden, bleiben sie 
auf diese Weise im Inlande. Hiebei 
ist noch das fiscalische Interesse zu 
erwähnen, dass der Staat die Post- 
sparcasseeinlagen nicht so hoch ver- 
zinst, als er sonst von den Obligatio- 
nen Zinsen zahlen mtisste. Die Post- 
sparcassen haben in erfreulicher Weise 
unter der Bevölkerung Oesterreichs 
Anklang gefunden, wie dies aus der 
Thatsache hervorgeht, dass von dem 
Beginne ihres Wirkens am 12. Jänner 
1883 bis Ende October 1,593.008 
Einlagen mit 6,496.559 fl. gemacht 
wurden. Die Zahl der Rückzahlungen 
betrug 137.230 mit 2,023.591 fl. und 
verblieben mit Ende October 4,472.967 fl 
Einlagecapital. Mittlerweile traten zwei 
wichtigeNeuerungen inKraft,nämlich der 
Anweisungsverkehr in Form von Cheks 
und die Rückzahlung in kurzem Wege. 
In Bezug auf den Anweisungsverkehr 
ist zu bemerken, dass diejenigen Ein- 
leger, welche ein den Betrag von lOOfl. 
übersteigendes Guthaben in der Post- 
sparcasse haben, auf Verlangen ein 
Anweisungsbüchel mit 50 Blanquetten 
für Cheks erhalten und nun auf diesen 
Blanquetten Zahlungen, die sie zu leisten 
haben, bei dem Postsparcassenamte in 
Wien anweisen können. Durch Vermitt- 
lung des Postsparcassenamtes können 
solche Zahlungen auch bei anderen Post- 
ämtern angewiesen werden. Die Rück- 



zahlung in kurzem Wege wurde vor- 
läufig bei ungefähr 1400 Sammelstellen 
eingeführt und können bei denselben 
gegen blosse Abgabe der Kündigung 
und der letzten Empfangsbestätigung 
und gegen Vorweisung des Einlage- 
büchels Beträge bis 20 fl. sofort be- 
hoben werden. 

JPra||f9 sammt Vororten 293.822, 
ohne dieselben 162.323 Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch die Ministerial-Verordnung vom 
27. April 1850, Z. 2285, Nr. 85 L.G.B. 
Das Stadtverordnetencollegium 
(Gemeindevertretung) besteht aus 90 
Mitgliedern. Zur Berathung und Be- 
schlussfassung über jene Gemeinde- 
angelegenheiten, die nicht zum Wir- 
kungskreise des Stadtverordnetencol- 
legiums gehören, besteht der Stadt- 
rat h. Vollziehende Communalbehörde 
ist der Magistrat. Betreffs des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit zur Ge- 
meindevertretung s. Gemeindewahl. 

Prag^niatiselte liaitetloii^ 
s. Thronfolge. 

Prftparandle^ s. v. w. Lehrer- 
bildungsanstalt (s. d.) 

Prftronfative der Kroiie^ 
s. Staatsoberhaupt. 

JPresse^ von der Buchdrucker- 
presse hergenommene Bezeichnung für 
die Gesammtheit der durch den Druck 
veröffentlichten Geisteserzeugnisse. Fer- 
ner wird mit dem Worte Presse das 
geistige Hervorbringen selbst, nament- 
lich dasjenige, welches auf die Öffent- 
lichen Angelegenheiten und Tagesfra- 
gen Bezug hat (periodi sehe Presse, 
Zeitungspresse),verstanden.Press- 
freiheit, Unabhängigkeit der geisti- 
gen Production von staatlichen Vor- 
beugungsmassregeln, Im Principe be- 
steht in Oesterreich die Pressfreiheit, 
indem der Artikel 13 des Staatsgrund- 
gesetzes vom ?.l. December 1867, 
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Nr. 142 B.' G. B. über die allgemeinen 
Rechte (Grundrechte) der Staatsbürger 
normirt, dass Jedermann das Recht 
hat, seine Meinung durch Schrift, Druck 
oder bildliche Darstellung innerhalb 
der gesetzlichen Schranken frei zu 
äussern, dass die Presse weder unter 
Censur gestellt, noch durch das Con- 
cessions System beschränkt werden darf, 
sowie dass administrative Postverbote 
auf inländische Druckschriften keine 
Anwendung finden. In Wirklichkeit 
besteht jedoch eine Art Censur in dem 
Rechtsinstitute des sogenannten „Ob- 
jectiven Verfahrens" (s. Objectives 
Verfahren). Auch besteht aus der 
fiüheren Zeit noch das Cautionswesen, 
der Zeitungs - und Kalenderstempel 
und die Möglichkeit der administra- 
tiven Entziehimg der Befugniss zum 
selbstständigen Betriebe des Pressge- 
werbes (§ 3 des Pressgesetzes vom 
17. December 1862, Nr. 6 R. G. B.). 
Fressvergehen (Pressdelicte) 
sind strafbare Handlungen, welche 
überhaupt durch die Presse begangen 
werden, z. B. Aufforderung zum Hoch- 
verrathe, Gotteslästerung; im engeren 
Sinne diejenigen, welche nur durch 
die Presse verübt werden können, 
namentlich Uebertretungen der Press- 
Yorschriften, z. B. Unterlassung der 
Ablieferung der Pflichtexemplare. 

Die vorläufige Beschlag- 
nahme von Druckschriften, welche 
gegen die Vorschriften des Pressge- 
setzes ausgegeben oder verbreitet wer- 
den, oder welche ihres Inhaltes wegen im 
öffentlichen Interesse zu verfolgen sind, 
kann von der Sicherheitsbehörde un- 
mittelbar oder auf Veranlassung des 
Staatsanwaltes erfolgen. Ist eine solche 
vorläufige Beschlagnahme erfolgt, so 
hat die Staatsanwaltschaft binnen drei 
Tagen beim zuständigen Gerichte um 
die Bestätigung der Beschlagnahme 



anzusuchen; das Gericht hat sohin 
binnen weiteren drei Tagen die Be- 
stätigung oder die Aufhebung der 
Beschlagnahme auszusprechen. Erfolgt 
die Bestätigung derselben binnen acht 
Tagen nach deren Vornahme nicht, so 
ist, wenn sich nicht eine von dem 
Staatsanwälte gegen die Verweigerung 
derBestätigimgeingebrachteBeschwerde 
im Zuge befindet, die Beschlagnahme 
erloschen und auf Verlangen der Par- 
tei von der Sicherheitsbehörde die 
Aufhebung derselben zu verfügen. Die 
bestätigte Beschlagnahme bleibt bis 
zur endgiltigßn Entscheidung in der 
Hauptsache wirksam. Innerhalb acht 
Tagen nach erfolgter Bestätigung der 
Beschlagnahme hat der Staatsanwalt, 
insoferne dies nicht schon geschehen 
ist, entweder den Antrag auf Führung 
einer gerichtlichen Voruntersuchung 
zu stellen, oder seine Anklageschrift 
zu überreichen oder das objective Ver- 
fahren zu betreten, widrigenfalls die 
Beschlagnahme erloschen und auf Ver- 
langen der Partei aufzuheben ist. Im 
Falle der Erlöschung oder Aufhebung 
einer von der Sicherheitsbeliörde un- 
mittelbar oder auf Veranlassung des 
Staatsanwaltes vorgenommenen Be- 
schlagnahme gebührt dem durch diese 
Beschlagnahme Beschädigten der Er- 
satz des erweislichen Schadens 
aus der Staatscasse, jedoch im Falle 
der ausdrücklichen Aufhebung nur 
dann, wenn hiebei die Beschlagnahme 
als weder durch den Inhalt der Druck- 
schrift, noch durch eine Ausseracht- 
lassung der in dem Pressgesetze ent- 
haltenen Vorschriften gerechtfertigt 
erkannt wird. Dieser Ersatzanspruch 
ist bei sonstigem Verluste innerhalb 
der nächsten vierzehn Tage bei dem 
Gerichte nachzuweisen. Das Gericht 
hat hierüber nach vorläufiger Ver- 
nehmung des Staatsanwaltes unter Vor- 
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behalt der binnen acht Tagen zu über- 
reichenden Beschwerde zu entscheiden 
(§§ 484—493 St. P. 0. vom 23. Mai 
1873, Nr. 119 R. G. B.). Wird we^en 
eines Pressdelictes nicht das objective, 
sondern das subjective Verfahren 
(Anklage einer oder mehrerer bestimm- 
ter Personen) eingeleitet, so ist bezüg- 
lich der Verbrechen und Vergehen das 
Schwurgericht, bezüglich der Ueber- 
tretungen das Bezirksgericht zur Ent- 
scheidung berufen. Wahrheitsgetreue 
Mittheilungen öffentlicher Verhand- 
lungen des Reichsrathes und der Land- 
tage können keinen Gegenstand einer 
strafgerichtlichen Verfolgung bilden. 
Die periodische Presse Cisleithaniens 
weist für das Jahr 1880 nachstehende 
Ziffern auf: Politische Blätter 370, 
Fachblätter 513, Unterhaltungsblätter 
156, Anzeigeblätter 82. Hievon er- 
schienen in deutscher Sprache 736, 
in slavischen Sprachen 274, in italieni- 
scher Sprache 71, in anderen Spra- 
che 40. Dr. F. V. Liszt, Lehrbuch 
des österreichischen Pressrechts (Leip- 
zig, Rreitkopf und Härtel, 1878). 

Pressfreihelt^ s. Presse. 

Prinzen^ des kaiserlichen Hau- 
ses, sind in staatsrechtlicher Beziehung 
insoferne privilegirt, als ihnen in Folge 
der verwandtschaftlichen Beziehung 
zum Monarchen nach erreichter Gross- 
jährigkeit die Mitgliedschaft zum Reichs- 
rathe zusteht. 

Prlorlt%t8-Obll||fatloiieii9 
Beweisstücke der Gläubiger über ihre 
Antheile an einem Anlehen, welches 
im Realisirungsfalle ein Vorzugsrecht 
vor anderen Ansprüchen hat. 

Prlvatbaliiieii^ s. Eisen- 
bahnwesen. 

JPrlvatbetliellinfter^imStraf- 
rechte, der durch ein Verbrechen oder 
durch ein von Amtswegen zu verfolgen- 
des Vergehen in seinen Rechten Ver- 



letzte, wenn er sich bis zum Beginne 
der Hauptverhandlung seiner privat - 
rechtlichen Ansprüche wegen dem Straf- 
verfahren anschliesst. Die St. P. 0. 
räumt dem Privatbetheiligten sehr wich- 
tige Rechte ein, und zwar: 1. unter 
gewissen Voraussetzungen (§48 St.P.O.) 
statt des Staatsanwaltes die öfFentliche 
Anklage zu erheben und durchzuführen : 

2. dem Staatsanwälte, wenn derselbe die 
Anklage selbst erhebt, sowie dem Unter- 
suchungsrichter Alles an die Hand zu 
geben, was zur Ueberweisung des Be- 
schuldigten oder zur Begründung des 
Entschädigimgsanspmches dienlich ist ; 

3. von den Acten, und zwar falls nicht be- 
sondere Bedenken entgegenstehen, schon 
während der Vorerhebungen und der 
Voruntersuchung Einsicht zu nehmen ; 

4. ist er zur Hauptverhandlung zu laden 
und müssen im Falle seines Ausblei- 
bens seine Anträge aus den Acten vor- 
gelesen werden; 5. hat er das Recht, 
an den Angeklagten, an Zeugen und 
Sachverständige Fragen zu stellen und 
am Schlüsse der Verhandlung, unmit- 
telbar nachdem der Staatsanwalt seinen 
Schlussantrag gestellt und begründet 
hat, seine Ansprüche auszuführen und 
zu begründen und diejenigen Anträge 
zu stellen, über die er im Haupter- 
kenntnisse mitentschieden haben will 
(§ 47 St.P.O.). 

JPrlvatdellete^ strafgesetzlich 
verpönte Handlungen, welche nur auf 
Antrag des Verletzten oder seines Ver- 
treters verfolgt werden können (siehe 
Antragsdelicte). 

JPrlvatleliraii stalten« Die 
Errichtung von Priva.tbildungsan- 
stalten für Lehrer und Lehre- 
rinnen ist unter folgenden Bedingun- 
gen zulässig: 1. Statut und Lehrplan, 
sowie jede Aendening derselben bedür- 
fen der Genehmigung des Ministers 
für Cultus und Unterricht. 2. Als Direc- 
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toren und Lehrer (Lehrerinnen) können 
nur solche Personen Verwendung fin- 
den, die ihre volle Befähigung, die 
Lehramtszöglinge auszubilden, darge- 
legt haben. Hiefür ist mindestens der 
Nachweis eines Lehrbefähigungs-Zeug- 
nisses fiir Bürgerschulen und einer 
dreijährigen praktischen Verwendung im 
Schuldienste erforderlich. Ausnahmen 
kann der Minister für Cultus und Unter- 
richt in Fällen bewilligen, wo eine 
entsprechende Lehrbefähigung in ande- 
rer "Weise vollkommen nachgewiesen 
ist. Unter denselben Bedingungen ist 
die Errichtung von Lehrer-Semin a- 
rien, in denen die Zöglinge des Lehr- 
amtes nebst dem Unterrichte zugleich 
Wohnung und Verpflegung erhalten, 
gestattet. Privatbildungsanstalten und 
Seminare können vom Minister für 
Cultus und UnteiTicht das Recht zur 
Ausstellung staatsgiltiger Zeugnisse 
fOeffentlichkeitsrecht) unter der wei- 
teren Bedingung erhalten, dass der 
Lehrplan nicht wesentlich von dem der 
staatlichen Lehrer - Bildungsanstalten 
abweiche, dass bei Ernennung des 
Directors und der Lehrer die Bestäti- 
gung der Landesschulbehörde einge- 
holt, und dass die Schlussprüfung unter 
der Leitung eines Abgeordneten der 
letzteren vorgenommen w^rde, ohne 
dessen Zustimmung ein Zeugniss der 
Reife nicht ertheilt werden darf. 

Die Errichtung von Privatlehr- 
anstalten, in welche schulpflich- 
tige Kinder aufgenommen wer- 
den, dann die von Anstalten, in wel- 
chen solche Kinder auch Wohnung und 
Veii^flegung finden (Erziehungsan- 
stal t e n), ist unter folgenden Bedingun- 
tren gestattet: 1. Vorsteher und Lehrer 
liaben jene Lehrbefähigung nachzu- 
weisen, welche von Lehrern an öffent- 
lichen Schulen gleicher Kategorie ge- 
fordert wird. Ausnahmen kann der 



Minister für Cultus und Unterricht in 
Fällen bewilligen, wo die erforderliche 
Lehrbefähigung in anderer Weise voll- 
kommen nachgewiesen ist. 2. Das sitt- 
liche Verhalten der Vorsteher und 
Lehrer muss unbeanstandet sein. 3, Der 
Lehrplan mindestens den Anforderungen 
entsprechen, welche an eine öffentliche 
Schule gestellt werden. 4. Die Ein- 
richtungen müssen derart sein, dass 
für die Gesundheit der Kinder keine 
Nachtheile zu befürchten sind. 5. Jeder 
Wechsel in dem Lehrpersonale, jede 
Aenderung im Lehrplane und jede Ver- 
änderung des Locales ist den Schul- 
behörden vor der Ausführung mitzu- 
theilen. Zur Eröffnung 'solcher Anstal- 
ten bedarf es der Genehmigung der 
Landesschulbehörde, welche nicht ver- 
sagt werden kann, sobald den vor- 
stehend unter 1 bis 4 angeführten 
Bedingungen Genüge geschehen ist. 
Die Privatanstalten stehen unter staat- 
licher Aufsicht. Die Vorsteher der- 
selben sind für deren ordnungsmässigen 
Zustand den Behörden verantwortlich. 
Privatanstalten können vom Minister 
für Cultus und Unterricht das Recht 
zur Ausstellung staatsgiltiger Zeugnisse 
erhalten, wenn die Organisation und 
das Lehrziel jenen der öffentlichen 
Schule, welche die Privatlehranstalt 
ersetzen soll, entspricht. Wird durch 
eine solche Lehranstalt dem Bedürf- 
nisse nach Schulen in einer Gemeinde 
Genüge geleistet, so kann diese von 
der Verpflichtung, eine neue Schule 
zu gründen, entbunden werden. Derar- 
tigen Privatanstalten wird das Oeffent- 
lichkeitsrecht entzogen, wenn sie den an 
die Volksschule gestellten Anforderun- 
gen nicht mehr entsprechen. Privat- 
anstalten, an welchen die Gesetze nicht 
beobachtet oder moralische Gebrechen 
offenbar werden, sind von der Landes- 
schulbehörde zu schliessen. 
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Privatrecht — Quiesccuteiigehalt. 



l*riYatreelit9 im objectiven 
Sinhe, die Gesammtheit der Reehtssätze, 
welche die Rechtsverhältnisse der Pri- 
vatpersonen regeln, d. h. Verhältnisse 
normiren, in welchen die Personen als 
Vermögenssubjecte und als Familien- 
glieder stehen. Unter Privatrecht im 
subjectiven Sinne versteht man die 
vom objectiven Privatrechte anerkannte 
Herrschaft des individuellen Willens. 
Das Privatrecht im objectiven Sinne 
zerfallt in das allgemeine und in 
das besondere, indem man unter 
ersterem den Inbegriff jener Privat- 
rechtsnormen versteht, welche für alle 
Personen und Sachen unter gleichen 
Verhältnissen gelten, während das 
letztere die Rechtssätze für specielle 
Classen von Personen imd Sachen um- 
fasst. Das allgemeine Privatrecht besteht 
aus dem allgemeinen bürgerlichen Ge- 
setzbuche (vom Jahre 1811), ferner 
aus gewissen älteren politischen Ver- 
ordnungen, sowie aus später erschie- 
nenen, sich auf das Gesetzbuch be- 
ziehenden Novellen, und aus dem Lehen- 
rechte. Das besondere Privatrecht um- 



fasst das allgemeine Handelsgesetzbuch, 
sonstige handelsrechtliche Normen, das 
Wechselrecht, das Seerecht und Berg- 
recht. Vgl. betreffs des allgemeinen 
Privatrechtes ü n g e r, System des österr. 
allgem. Privatrechtes; Stuben rauch, 
Commentarzum allgem. bürgerl. Gesetz- 
buche; Pf äff- Hofmann, Commentar 
zum allgem. bürgerl. Gesetzbuche (erst 
ein Theil erschienen); Burckhard, 
System des österr. Privatrechtes (1883). 
Betreffs des Handelsrechtes vgl. Hahn, 
Commentar zum allgemeinen deutschen 
Handelsgesetzbuche; Brix, Das allge- 
meine Handelsgesetz vom Standpunkte 
der österr. Getzgebung erläutert (1864) 

l*r ivatstrafeit, s. Strafe. 

l*roee8sioiteit9 S.Versamm- 
lungsrecht. 

l*rodueti%'Keiiosseitseliaf- 
tett^ s. Erwerbs- und Wirthschafts- 
genossen Schäften. 

l*r ofessoreii^ Bezüge der, s. 
Gehalte. 

Froliibitivzoll, s. Zoll. 

Protestanten^ s. Kirche. 



Q. 



f^ualifieationstabelle^ der 

dem Gesuche eines bereits im Staats- 
dienste stehenden Bewerbers um eine 
andere Staatsanstelluug zufolge gesetz- 
licher Vorschrift beizuschliessende 
Ausweis über bestimmte Eigenschaften 
imd Verhältnisse des Gesuchstellers, 
welche für die ernennende Behörde 
zur Beurtheilung der Eignung des- 
selben für die angestrebte Stelle von 
Relevanz sind. Der wesentliche Theil 
dieser Tabelle wird in der Regel vom 
unmittelbaren Vorstand des Bewerbers 



ausgefüllt. In Oesterreich bildet noch 
die geheime Qualification der Beamten 
die Regel. 

^uantitätseid, s. Eid. 

f^uartierii^elder der Militär- 
personen, s. Gage. 

f^uieseentenn^elialt (P e n- 
s i n) , Ruhebezug der ohne eine 
Dienstesentsagung oder eine im Straf- 
wege erfolgte Entlassung vom Dienste 
geschiedenen Staatsbeamten, (üeber 
die Höhe dieser Bezüge s. Gehalte). 
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Ratli der Rroiie^ gleichbe- 
deutend mit Minister (s. d.). 

Ratliskaniiiier^ ein bei den 

Landes- und Kreisgerichten für Straf- 
sachen bestehender, für die Dauer eines 
Jahres aus drei Richtern zusammen- 
gesetzter Senat, dem nachstehender 
Wirkungskreis zugewiesen ist: 1. die 
Aufsicht über alle im betreffenden 
Gerichtshofssprengel vorfallenden Vor- 
erhebungen und Voruntersuchungen, 
sowie die Zuweisung solcher an ein 
ini Sprengel des Gerichtshofes gele- 
genes Bezirksgericht (§ 12 St. P. 0.); 
2. die Beurtheilung, inwiefern Rechts - 
freunde deshalb von der Vertheidigung 
ausgeschlossen sind, weil sie als Zeu- 
gen vernommen wurden oder weil ihre 
Vorladung zur Hauptverhandlung be- 
antragt ist (§ 40 St, P. 0.); 3. Ent- 
scheidung wegen verweigerter Einsicht 
der Acten während der Untersuchung 
(§ 45 St. P. 0.); 4. Beschlussfassung 
über das Begehren des Prkatbe- 
theiligten auf Einleitung der Vorunter- 
snchung (§ 45 St. P. 0.); 5. Antrag- 
stellung auf Auslieferung eines Be- 
schuldigten an eine k. ungarische oder 
ausländische Behörde (§ 59 St. P. 0.); 
6. Entscheidung über die Zuständig- 
keit, wenn hierüber zwischen zwei 
demselben Gerichtshofe unterstehenden 
Bezirkzgerichten Streit ist; 7. Ent- 
scheidung über die Ablehnung eines 
Bezirksrichters (§ 74 St. P.O.); 8. Be- 
schlussfassung über die Bedenken des 
Untersuchungsrichters, dem Antrage 
auf Einleitung der Voruntersuchung 
beizutreten (§ 92 St. P. 0.); 9. Ent- 
gegennahme der Berichte über den 
Stand aller anhängigen Untersuchungen 
von Seite des Untersuchungsrichters 
(§ 94 imd 95 St. P. 0.); 10. Ent- 



scheidung bei Meinungsverschieden- 
heiten des Anklägers und Unter- 
suchungsrichters, wegen einzelner Un- 
tersuchungshandlungen (§ 97 St. P. 0.) ; 
11. die Befugniss, die Untersuchung 
einzustellen (§ 109 St. P. 0.); 12. die 
Befugniss, die vom Untersuchungs- 
richter verhängten Disciplinarstrafen 
aufzuheben oder zu mildern (§ 108 
St. P. 0.); 13. Entscheidung über Be- 
schwerden gegen Vorgänge oder Ver- 
zögerungen des Untersuchungsrichters 
(§ 113 St. P.O.); 14. Entscheidung, 
ob mit Beschlag belegte Papiere durch- 
sucht oder zurückgegeben werden sol- 
len (§ 145 St. P. 0.); 15. Fixirung 
der Summe im Falle einer Caution 
oderBürgschaftsleistung (§ 192St.P.O.); 

16. Entscheidung über Differenzen des 
Staatsanwaltes und Untersuchungs- 
richters in Betreff der Aufhebung der 
Haft des Beschuldigten (§ 196 St.P.O.); 

17. Entscheidung über die Ablehnung 
von Anträgen auf Vorladung von Zeu- 
gen oder Vornahme von Erhebungen 
seitens des Vorsitzenden des erken- 
nenden Gerichtes (§ 225 St. P. 0.); 

18. Entscheidung über Anträge auf 
Vertagung der Verhandlung (§ 226 
St. P. 0.) ; 19. Beschlussfassung auf 
Einstellung des Verfahrens, wenn der 
Ankläger vor Beginn der Hauptver- 
handlung von der Anklage zurücktritt, 
und hinsichtlich der Haft des Ange- 
klagten, wenn der Ankläger vor Be- 
ginn der Haupt Verhandlung die An- 
klageschrift unter gleichzeitiger Ein- 
bringung einerneuen zurückzieht (§ 227 
St. P. 0.); 20. Entscheidung über die 
Zulassung des Antrages auf Wieder- 
aufnahme des Strafverfahrens (§ 352 
St. P. 0.), und 21. Ausfertigung von 
Steckbriefen. 
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Rathssecretär — Realiinion. 



Ratlisseeretilr, s. G e r i c h t s- 
hof erster Instanz. 

Raiiby ein Verbreclien , welches 
nach § 190 des österr. St. G. derjenige 
begeht, der einer Person Gewalt an- 
thut, um sich ihrer oder sonst einer 
fremden beweglichen Sache zu be- 
mächtigen, die Gewalt mag in thät- 
licher Beleidigung oder in Drohung 
bestehen. Der Raub imterscheidet sich 
vom gewaltsamen Diebstahl wesentlich 
dadurch, dass beim Raub der Thäter 
die Gewalt oder Drohung anwendet, 
um sich in den Besitz der Sache zu 
setzen, beim gewaltsamen Diebstahl 
aber, um sich im Besitz der Sache zu 
erhalten, (üeber den Unterschied 
zwischen Raub und Erpressung s. Er- 
pressung). Als Strafe setzt das österr. 
St. G. schon auf eine blosse räuberische 
Drohung, wenn sie auch nur von einem 
einzelnen Menschen geschehen und ohne 
Erfolg geblieben ist, fünf bis zehn- 
jährigen schweren Kerker; ist die 
Drohung aber in Gesellschaft eines 
oder mehrerer Raubgenossen oder mit 
mörderischen Waffen geschehen, oder 
das Gut auf die Bedrohung wirklich 
geraubt worden, oder ist an einer 
Person gewaltthätig Hand angelegt 
worden, so ist die Strafe schwerer 
Kerker von zehn bis zwanzig Jahren. 
Ist der mit gewaltthätiger Handan- 
legung unternommene Raub auch voll- 
bracht worden, so ist auf verschärften 
schweren Kerker von zehn bis zwanzig 
Jahren, und ist bei dem Raube Jemand 
dergestalt verwundet oder verletzt wor- 
den, dass derselbe dadurch eine schwere 
körperliche Beschädigung erlitten hat, 
oder ist Jemand dabei durch anhal- 
tende Misshandlung oder gefährliche 
Bedrohung in einen qualvollen Zustand 
versetzt worden, so ist für jeden der 
daran Theilgenommenen auf lebens- 
länglichen schweren Kerker zu erken- 



nen (§ 191 bis 195 St. G.). Wer eine 
Sache, von der er weiss, dass sie ge- 
raubt worden, verhehlt, verhandelt 
oder an sich bringt, macht sich des 
Verbrechens der Theilnehmung am 
Raube schuldig und wird nach § 196 
St. G. mit schwerem Kerker von einem 
bis zu fünf Jahren bestraft. 

Raubiiiordy s. M o r d. 

Reaetioii. s. Rückschritt. 

Keaetioiiftr. ein dem KUck- 
schrite Ergebener; Rückschrittsmann. 

Keallast, Verbindlichkeit zu ge- 
wissen wiederkehrenden Leistungen, 
welche mit einem Grundstücke derart 
verknüpft ist, dass der jeweilige Besit- 
zer desselben zur Entrichtung dieser 
Leistungen verpflichtet ist. Die ge- 
wöhnlichste Reallast ist das Ausge- 
dinge (s. d.). 

Realfi^yiiiiiasieii. s. Schul- 
wesen. 

Kealseliuleii sind diejenigen 
Mittelschulen, welche bestimmt sind, 
, eine höhere allgemeine Bildung mit 
besonderer Berücksichtigung der 
mathematisch - naturwissenschaftlichen 
Wissenszweige zu gewähren und für 
die höheren wirthschaftlichen Fach- 
schulen (technische Hochschiüen, Hoch- 
schide für Bodencultur und Berg- 
Akademien) vorzubereiten. Die Gesetz- 
gebung betreffs der Einrichtung der 
Realschulen gehört in den Wirkungs- 
kreis der Landtage. S. auch Schul- 
wesen. 

Kealseliulprofessoreiiy 
Bezüge der, s. Gehalte. 

Kealuiiioit^ eine Vereinigung 
von Staaten, zwischen denen ausser 
dem gemeinschaftlichen Regenten noch 
gemeinsame Angelegenheiten bestehen. 
Der Gegensatz von Realunion ist Per- 
sonalunion. Das Verhältniss zwischen 
Oesterreich und Ungarn ist das der 
Realunion. Eine vollständige Trennung 



Realimion — Recurs. 
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dieser beiden Staaten ist rechtlich erst 
dann möglich, wenn durch das Aus- 
sterben der Nachkommenschaft des 
Kaisers Leopold I. das Wahlrecht der 
ungarischen Nation in Wirksamkeit 
tritt (s. Thronfolge). Vgl. Juraschek, 
Personal- und Realunion (1878). 

Keeliiiuiiii^sliof^ Controls- 
organ über die Gebahrung mit Staats- 
geldem. In Oesterreich-Üngarn be- 
stehen drei solche Rechnungshöfe, 
nämlich : der k. u. \. gemeinsame 
oberste Rechnungshof (s. d.) in Wien, 
der k. k. oberste Rechnungshof (s. d.) 
in Wien und der k. Staatsrechnungshof 
in Budapest für die Länder der un- 
garischen Krone. 

Reclitsbeistaiidy siehe A d- 
V c a t. 

ReelitspileKe (Justiz) , die 
Thätigkeit der richterlichen Behörden 
zur Verwirklichung und Wiederher- 
stellung eines bestrittenen oder ge- 
störten Rechtes. Die Rechtspflege hat 
sich namentlich mit der Entscheidung 
der Rechtsstreitigkeiten der Staats- 
bürger unter sich (C i v i 1 s a c h e n) und 
mit der Untersuchung und Bestrafung 
verbrecherischer Handlungen (Straf- 
sachen) zu beschäftigen. Die Organe 
der Rechtspflege sind imter Gerich ts- 
organisaton aufgezählt. 

Reelitsstaat, derjenige Staat, 
welcher sich nur den Schutz des Rechtes 
zum Ziele stellt. An diesem Grund- 
satze hält die liberale Partei fest, in- 
dem sie jegliche Bevormundung des 
Volkes, sei dieselbe religiöser oder 
wirthschaftlicher Natur, im Principe 
ablehnt. 

Reelits^ivefl^ f gleichbedeutend 
mit Civilrechts-, Civilprocess-, Klags- 
weg. Parteien, welche von den Behör- 
den mit ihren Ansprüchen auf den 
Rechtsweg gewiesen werden, haben da- 
her entweder selbst oder durch einen 



Advocaten bei Gericht eine Klage an- 
zubringen, über weiche dann nach Mass- 
gabe der Vorschriften der Civilprocess- 
ordnung verhandelt wird. Die Verwei- 
sung einer Angelegenheit auf den Civil - 
rechtsweg findet am häufigsten bei 
collidirenden Erbsansprüchen, bei An- 
sprüchen von Privatbetheiligten, wenn 
entweder der Beschuldigte im Straf- 
verfahren freigesprochen wurde oder 
der privatrechtliche Anspruch noch nicht 
spruchreif war, endlich bei privatrecht-, 
liehen Ansprüchen, welche bei Verhand- 
lungen vor Verwaltungsbehörden vor- 
kommen, wenn eine gütliche Einigung 
der Parteien nicht erzielt wird. 

Reeruteiieoiitiiifl^eitt^ der- 
jenige Theil der Wehrpflichtigen, wel- 
cher zur Erhaltung des stehenden 
Heeres und der Kriegsmarine in einem 
Kriegsstande von 800.000 Mann, und 
der Ersatzreserve jährlich ausgehoben 
wird. Zum genannten Kriegsstande 
liefert nach Massgabe der Bevölkerungs- 
zahl der beiden Rcichstheile Oester- 
reich dermalen 470.368 und Ungarn 
329.632 Mann. Diesem Verhältnisse 
entspricht auch die Zahl der Recruten, 
welche Oesterreich einerseits und Un- 
garn andererseits jährlich zu stellen 
haben. Die jährliche Stellung der Re- 
cruten ist durch die vorausgehende 
Bewilligung des Reichsrathes und des 
Reichstages bedingt. Im Jahre 1884 
wurden in Cisleithanien für das ste- 
hende Heer (Kriegsmarine) 55.922Mann, 
dann ftir die Ersatzreserve 5.592 Mann 
ausgehoben. 

llecurS9 Beschwerde gegen eine 
behördliche Verfügung; im Civilprocesse 
jene Beschwerde, mittelst welcher der- 
jenige, der sich durch einen Bescheid 
oder eine Verordnung, welche lediglich 
die Form des Processes betrifft, für 
verletzt erachtet, beim höheren Gerichte 
Abhilfe begehren kann. 
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Regent — Keiclisgericht. 



VLefgent^ s. v. w. Staatsoberhaupt 
{s. d.) 

Reittier uii^^ s. v. w. Ministe- 
rium (s. d.). 

Reii^ieruiiKSII^e^valt 9 das 
Recht, den Staat zu leiten, steht in 
Oesterreich dem Kaiser zu (Staatsgrund- 
gesetz vom 21. December 1867, Nr. 145 
R. G. B.). Die Regierungsgewalt um- 
fasst nach der österr. Staatsverfassung 
insbesondere die im Artikel Staats- 
^oberhaupt erwähnten Regierungs- 
rechte (Regierungsgeschäfte). 
Die Regierungsgeschäfte, insoferne sie 
nicht zu den unbeschränkten Präro- 
gativen der Krone gehören, werden in 
Oesterreich durch verantwortliche Mi- 
nister besorgt. 

Refl^ieruiiii^spartei^ die- 
jenige Partei, auf welche sich das je- 
weilige Ministerium stützt; der Gegen- 
satz ist Oppositionspartei. Vom Jahre 
vV^ 1867 bis 187^war mit geringer Unter- 
brechung im Jahre 1871 die liberale 
Partei (damals „Verfassungspartei" ge- 
nannt) Regierungspartei. Da im Jahre 
. ^A^ 187Äjene Bestimmung (§ 11) des Wehr- 
geseizes, welche den Kiiegsstand des 
stehenden Heeres und der Kriegsmarine 
in einer Höhe von 800.000 Mann ohne 
Hinzurechnung der Militärgrenztruppen 
feststellte, ablief und keine Aussicht 
vorhanden war, dass sich für die Ver- 
längerung dieser Bestimmung unter der 
liberalen Partei des Parlamentes die 
nöthige Stimmenzahl finden werde, in- 
dem die liberalen Wähler eine zu mäch- 
tige Pression auf ihre Abgeordneten 
ausübten, so wurde ein neues Mini- 
sterium (Taaffe) berufen ; diesem gelang 
€S durch Versprechungen, die czechi- 
schen Abgeordneten zur Theilnahme 
an der Reichsgesetzgebung zu bewegen 
imd dieselben mit der polnischen und 
clericalen Partei zu verbinden ; als so- 
hin bei der Abstimmung über die Ver- 



längerung des Wehrgesetzes noch ein 
Theil der liberalen Partei zu den vor- 
genannten Parteien tiberging, wurde das 
Gesetz durchgebracht und hiedurch der 
Kriegsstand von 800.000 Mann bis zum 
Schlüsse des Jahres 1889 verlängert, 
wo der Kampf um diese Cardinalfor- 
derung der Krone von Neuem entstehen 
wird. Seit jener Zeit ist die national- 
klericale Partei Regierungspartei. 

Reii^ieruiifl^srlltlie, s. Lan- 
desbehörde. 

Keii^iineiitsarzt^ Bezüge des, 
s. Gage. 

Reii^reclieiit-Clrbe (R e gr e s s- 
erbe, Rtickanspruch serbe) , welchem 
eine Erbschaft für den Fall vorbehal- 
ten wird, dass sie nicht ^einem Andern 
zufällt. Auch bei der Thronfolge können 
Regredienterben vorkommen (s. T h r n- 
folge). 

Reielienberii^ 9 28.090 Ein- 
wohner, Stadt mit eigenem Statute, er- 
flossen durch die Min.-Vdg. vom 15. De- 
cember 1850, Z. 27.024 (L. G. B. flir 
Böhmen d« 1851, Nr. 202). Das Stadt- 
verordnetencollegium (Gemeinde vertre- 
tretung) besteht aus 36 Mitgliedern. 
Betreffs des Wahlrechtes und der Wähl- 
barkeit zur Gemeindevertretung s. Ge- 
meindewahl; betreffs des Wirkimgs- 
kreises der Gemeindevertretung s. 
Städte. 

Reielisaiiii^eleii^eiilteiteiiy 
s. Gemeinsame Angelegenhei- 
ten. 

Keielisdeputirter^ gewähl- 
tes Mitglied des Reichsrathes, s. Ab- 
geordneter, 

Reiclis - Fiitaiizuiiniste- 
riuuiy s. Reichsministerien. 

Reielisii^erielity das zur Ent- 
scheidung bei Kompetenzconflicten und 
in streitigen Angelegenheiten des öf- 
fentlichen Rechtes berufene Gericht. 
Das Reichsgericht entscheidet zunächst 
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endgiltig bei folgenden Kompetenz- 
conflicten: ä) zwischen Gerichts- 
und Verwaltungsbehörden über die 
Frage, ob eine Angelegenheit im Rechts- 
oder Verwaltungswege auszutragen ist 
in den durch das Gesetz bestimmten 
Fällen; h) zwischen einer Landesver- 
tretung und den obersten Regierungs- 
behörden , wenn jede derselben das 
Verfugimgs- oder Entscheidungsrecht 
in einer administrativen Angelegenheit 
beansprucht ; c) zwischen den autonomen 
Landesorganen verschiedener Länder 
in den ihrer Besorgung und Verwaltung 
zugewiesenen Angelegenheiten. Dem 
Reichsgerichte steht femers die ent- 
giltige Entscheidung zu: ä) über An- 
sprüche einzelner der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder 
an die Gesammtheit derselben und 
umgekehrt, dann über Ansprüche eines 
dieser Königreiche und Länder an ein 
anderes derselben, endlich über An- 
sprüche, welche von Gemeinden, Körper- 
schaften oder einzelnen Personen an 
eines der genannten Königreiche und 
Länder oder an die Gesammtheit der- 
selben gestellt werden, wenn solche 
Ansprüche zur Austragung im ordent- 
lichen Rechtswege nicht geeignet sind ; 
h) über Beschwerden der Staatsbürger 
wegen Verletzung der ihnen durch die 
Verfassung gewährleisteten politischen 
Rechte (Vereinsrecht, Versammlungs- 
recht, Wahlrecht, etc.), nachdem die 
Angelegenheit im gesetzlich vorge- 
schriebenen administrativen Wege aus- 
getragen worden ist. 

Ueber die Frage, ob die Entschei- 
dung eines Falles dem Reichsgerichte 
zusteht, erkennt einzig und allein das 
Reichsgericht selbst; dessen Entschei- 
dungen schliessen jede weitere Berufung, 
sowie die Betretung des Rechtsweges 
aus. Wird eine Angelegenheit vom 
Reichsgerichte vor den ordentlichen 



Richter oder vor eine Verwaltungsbe- 
hörde gewiesen, so kann die Entschei- 
dung voö denselben wegen Incompetenz 
nicht abgelehnt werden. 

Das Reichsgericht hat seinen Sitz 
in Wien und besteht aus dem Präsi- 
denten und seinem Stellvertreter, welche 
vom Kaiser auf Lebensdauer eniannt 
werden, dann aus zwölf Mitgliedern 
mit vier Ersatzmännern , welche der 
Kaiser über Vorschlag des Reichs - 
rathes, und zwar sechs Mitglieder und 
zwei Ersatzmänner aus den durch das 
Abgeordnetenhaus , dann sechs Mit- 
glieder und zwei Ersatzmänner aus 
den von dem Herrenhause vorgeschla- 
genen Personen ebenfalls auf Lebens- 
dauer ernennt (Staatsgrundgesetz vom 
21. December 1867, Nr. 143 R. G. B.). 
Der Präsident und sein Stellvertreter, 
sowie die Mitglieder und Ersatzmänner 
des Reichsgerichtes üben ihr Amt als 
ein Ehrenamt aus. Diejenigen Mit- 
glieder jedoch, welche nicht in Wien 
ihren bleibenden Wohnsitz haben, 
beziehen , wenn sie den Sitzungen 
des Reichsgerichtes beiwohnen, wäh- 
rend der Dauer der Sitzungen ein 
Taggeld von zehn Gulden und aus- 
serdem eine Reisekostenentschädigung 
von 1 fl. 32 kr. für jede Myriameter- 
entfemung bei der Hin- und Rück- 
reise; auch erhalten die ständigen 
Referenten eine jährliche Entschädigung 
von3000fl. Vgl. Hye-Gluneck, Ent- 
scheidungen des Reichsgerichtes (bisher 
5 Bände seit 1874). 

Relelissesetz 9 ein aus dem 
Reichsrathe hervorgegangenes Gesetz. 
Zum Zustandekommen eines Reichs- 
gesetzes ist die Uebereinstimmung der 
beiden Reichsrathshäuser und die Ge- 
nehmigung (Sanction) des Kaisers er- 
forderlich. Die verbindende Kraft eines 
Reichsgesetzes ist durch die Publication 
desselben imReichsgesetzblatte bedingt. 
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Reletis^esetzblatty Organ 
zur Kundmachung sämratlicher Gesetze, 
der zur öffentlichen Bekanntmachung 
bestimmten Staatsverträge und endlich 
der auf Grund der Reichsgesetze er- 
lassenen Verordnungen. Das Reichs- 
gesetzblatt erscheint seit 2. December 
1848 an Stelle der Justiz Gesetzsamm- 
lung und der politischen Gesetzsamm- 
lung, durch welche seit dem Jahre 
1780 die Gesetze und Verordnungen 
kundgemacht wurden. Das Gesetz vom 
10. Juni 1869 bestimmt, dass das 
Reichsgesetzblatt vom Ministerium des 
Innern in allen landesüblichen Sprachen 
der im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder auszugeben ist, 
wobei die deutsche Ausgabe als der 
authentische Text gilt. Die Rechtskraft 
der im Reichsgesetzblatte enthaltenen 
Kundmachungen beginnt, wenn in der 
Kundmachung nicht ein anderer Termin 
enthalten ist, am 45. Tage nach dem 
Tage der Ausgabe und Versendung 
der deutschen Ausgabe des Reichs- 
gesetzblattes. Mit dem Reichsgesetz- 
blatte werden nur die landesfürstlichen 
Behörden, die Landesausschüsse und 
die Communalämter der Städte mit 
eigenem Statute von Amtswegen und 
unentgeltlich betheilt. Die Gemeinden 
sind zur Anschaffung eines Exemplares 
des Reichsgesetzblattes verpflichtet. 
Vgl. Starr, Vollständiges Sach- und 
Nachschlageregister zum österreichi- 
schen Reichsgesetzblatte 

KeieliS-Rrlei^s-Ifliiiiste- 
rium^ s. Reichsministerien. 

Keielisiiiiiiisterieii^ die mit 

der Verwaltung der beiden Reichs- 
hälften gemeinsamen Angelegenheiten 
betrauten Ministerien. Diese sind: das 
k. und k. Ministerium des kaiserlichen 
Hauses und des Aeussem, das k. und 
k. gemeinsame oder Reichskriegsmini- 



sterium und das k. und k. Reichs - 
iinanzministerium . 

Ministerium des kaiserlichen 
Hauses und des Aeussern. Als 
Ministerium des Aeussern obliegt ihm 
die Leitung der auswärtigen Angelegen- 
heiten des gesammten Reiches mit Ein- 
schluss der commerziellen Vertretung 
dem Auslande gegenüber und der in 
Betreff der internationalen Verträge 
nothwendigen Verfügungen, insbeson- 
dere die Vertretung der Rechte und 
Interessen der einzelnen österreichi- 
schen Staatsangehörigen im Auslande, 
insoferne selbe zu einem diplomatischen 
Einschreiten sich eignen; dann die 
Correspondenz mit den auswärtigen 
am kaiserlichen Hofe accreditii*ten 
Missionen und die Vermittlung des 
Verkehres mit den inländischen kai- 
serlichen Behörden ; die Erth eilung von 
Instructionen an die Gesandten und 
Agenten. Dieses Ministerium erwirkt 
weiters die Allerh. Bewilligung zur 
Annahme und zum Tragen der von 
ausländischen Souveränen an öster- 
reichische Staatsangehörige verliehenen 
Auszeichnungen und Orden und übt 
die Einflussnahmc auf das Consulats- 
wesen. Diesem Ministerium unterstehen: 
die Gesandten und Consularämter, das 
Haus-, Hof- und Staatsarchiv, das 
Departement für Chiffre wesen und 
translatorische Arbeiten, das Zahlamt 
und die orientalische Akademie. Das 
Ministerium des Aeussern übt auch 
die Controle über die genaue Einhal- 
tung der Vereinbarungen mit der Ge- 
sellschaft des österreichischen Lloyd; 
ohne Vorwissen des vom Ministerium 
des Aeussern zu bestellenden Regie- 
rungscommissärs darf keine irgend 
wichtige Verwaltungsmassregel be- 
schlossen werden ; derselbe ist berech- 
tigt, den Sitzungen des Verwaltungs- 
rathes und der General- Versammlung, 
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so oft er es für nöthig erachtet, bei- 
zuwohnen, allfällige dem allgemeinen 
Interesse nachtheilige Verfügungen zu 
sistiren und darüber dem Ministerium 
des Aeussem zur weiteren Veranlas- 
sung die Anzeige zu erstatten (Ver- 
trag vom 6. November 1877, Nr. 68 
R. G. B.). Als Ministerium des kaiser- 
lichen Hauses obliegen demselben die 
auf die staatsrechtliche Stellung der 
regierenden Familie bezugnehmenden 
Geschäfte. 

Das Rei ch s krieg sministeri um 
ist die höchste Instanz für die Ver- 
waltung des Kriegswesens; hiebei sind 
von dessen Competenz nur diejenigen 
Agenden ausgenommen, welche den 
beidenLandesvertheidigungsministerien 
zugewiesen sind Für die Kriegsmarine 
besteht in demselben eine besondere 
Section, deren Chef als Befehlshaber 
der Flotte fungirt und als Stellver- 
treter des Reichskriegsministers selbst- 
ständig entscheidet. Als Hilfsorgane 
dieses Ministeriums fungiren: der Chef 
des Generalstabes, die Generalinspec- 
toren flir Artillerie, Genie, Cavallerie 
und Train, so\\ie der Sanitätstruppen- 
Conimandant. Diesem Ministerium un- 
mittelbar untergeordnet sind: das apo- 
stolische Feldvicariat, das technische 
und administrative Militärcomite, das 
Universalmilitärzahlamt, die vierzehn 
Coq^scommandos und das Militärcom- 
mando in Zara. 

In die Competenz des Reichs- 
finanzministeriums gehören die 
gemeinsamen Finanzangelegenheiten 
und die Verwaltung der in Geldschei- 
nen bestehenden schwebenden Staats- 
schuld. Diesem Ministerium untersteht 
die Reichscentralcasse. Auch wird von 
diesem Ministerium die Civilverwaltung 
der occupierten Provinzen Bosnien imd 
Herzegowina besorgt. Die Rechnungs- 
controle über die Geldgebahning der 



gemeinsamen Ministerien wird von dem 
k. und k. gemeinsamen obersten Rech- 
nungshofe (s. d.) ausgeübt. 

K eielisratli (ö s t e r r e i c h i- 

sches Parlament, Reichsvertre- 
tung, Gesammtvertretung für 
alle österreichischen Kronlän- 
der). Dem Reichsrathe steht vor Allem 
die Mitwirkung bei der Gesetzgebung 
für den ganzen Umfang der von ihm 
vertretenen Königreiche und Länder 
zu, indem ohne seine Zustimmung kein 
in seinen Wirkungskreis gehöriges Ge- 
setz gegeben, abgeändert oder aufge- 
hoben werden kann. Von der Zustim- 
mung des Reichsrathes hängt das Mass 
und die Verwendung der von den Staats- 
angehörigen zu entrichtenden Abgaben, 
die Zahl der jährlich für Kriegszwecke 
auszuhebenden Mannschaft, die Auf- 
nahme neuer Staatsanlehen, die Fest- 
stellung der leitenden Grundsätze für 
die Bildung des Volkes. (Unterrichts- 
und Bildungswesen), sowie die Fest- 
stellung dessen, was recht und unrecht, 
erlaubt und strafbar ist (Civil- und 
Strafgesetzgebung), ab. Insbesondere 
ist es auch in die Hände des Reichs- 
rathes gegeben, durch kluge Gesetzge- 
bung in Zoll- und Handelsangelegen- 
heiten, in Gold-, Münz- imd Zettelbank- 
wesen, in Eisenbahn-, Post-, Telegra- 
phen-,Schifffahrts-undsonstigemReichs- 
communicationswesen einen mächtigen 
Einfluss auf den Volkswohlstand zu 
üben. Das Initiativrecht (Recht, 
Gesetze vorzuschlagen) gibt dem Reichs- 
rathe die Möglichkeit, in allen Zweigen 
des Volks- und Staatslebens (insoferne 
die Angelegenheit nicht in den Wir- 
kungskreis des Landtages oder der 
Delegationen gehört) durch Schaffung 
von entsprechenden Gesetzen verbes- 
sernd einzugreifen. Durch das Budget- 
recht (Recht der Bestimmung der jähr- 
lichen Staatseinnahmen und Ausgaben) 



224 



Reichsratli. 



ist den Mitgliedern des Reichsratlies 
Gelegenheit geboten, bei Feststellung 
der einzelnen Etatsposten sich tiber 
die verschiedenen Zweige der Reichs- 
verwaltung zu äussern, etwaige Miss- 
stände zu rügen, Wünsche auszuspre- 
chen und Bedenken geltend zu machen. 
Auch kann der Reichsrath endlich eine 
Controle der gesammten Staatsverwal- 
tung insofeme ausüben, als jedes der 
beiden Häuser berechtigt ist, die Mi- 
nister zu interpelliren (Interpella- 
tionsrecht, s. Interpellation), in 
Allem, was sein Wirkungskreis erfor- 
dert, die Verwaltungsacte der Regie- 
rung der Prüfung zu unterziehen, von 
derselben über eingehende Petitionen 
Auskunft zu verlangen, Commissionen 
zu ernennen, welchen von Seiten der 
Ministerien die erforderliche Informa- 
tion zu geben ist, imd seinen Ansichten 
in Form von Adressen oder Resolutionen 
Ausdruck zu geben (§21 des Staats- 
grundgesetzes vom 21. December 1867, 
Nr. 141 R. G. B.). Handelt ein Mi- 
nister den geschaffenen Gesetzen ent- 
gegen, so steht dem Reichsrathe das 
Recht zu, ihn im Wege der Minister- 
anklage (s. Staatsgerichtshof) aus 
dem Rathe der Krone zu entfernen. 

Der legislatorische Wir- 
kungskreis des Reichsrathes ist durch 
den § 11 des Staatsgrundgesetzes vom 
21. December 1867, Nr. 141 R. G. B. 
dahin festgesetzt, dass derselbe alle 
Angelegenheiten umfasst, welche sich 
auf Rechte, Pflichten und Interessen 
beziehen, die allen im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern ge- 
meinschaftlich sind, insoferne dieselben 
nicht in Folge der Vereinbarung mit 
den Ländern der ungarischen Krone 
zwischen diesen und den übrigen Län- 
dern der Monarchie gemeinsam zu be- 
handeln sind. Es gehören daher zum 
Wirkungskreise des Reichsrathes : ä) die 



Prüfung und Genehmigung der Han- 
delsverträge und jener Staatsverträge, 
die das Reich oder Theile desselben 
belasten, oder einzelne Bürger ver- 
pflichten, oder eine Gebietsänderung 
der im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder zur Folge haben ; 
b) alle Angelegenheiten, welche sich 
auf die Art und Weise, sowie auf die 
Ordnung und Dauer der Militärpflicht 
beziehen und insbesondere die jährliche 
Bewilligimg der Anzahl der auszuheben- 
den Mannschaft und die allgemeinen Be- 
stimmungen in Bezug auf Vorspanns- 
leistung, Verpflegimg und Einquartie- 
rung des Heeres; c) die Feststellung 
der Voranschläge des Staatshaushaltes 
(Budget) und insbesondere die jährliche 
Bewilligung der einzuhebenden Steuern, 
Abgaben und Gefälle ; die Prüfung der 
Staatsrechnungsabschlüsse (s. d.) und 
Resultate der Finanzgebahrung, die Er- 
theilung des Absolutoriums (s. d.), die 
Aufnahme neuer Anlehen, Convertirung 
der bestehenden Staatsschulden, die 
Veräusserung, Umwandlung und Be- 
lastung des unbeweglichen Staats Ver- 
mögens, die Gesetzgebung über Mono- 
pole und Regalien und überhaupt alle 
Finanzangelegenheiten, welche den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern gemeinsam sind; d) die 
Regelung des Geld-, Münz- und Zettel- 
bankwesens, der Zoll- und Handels - 
angelegenheiten, sowie des Telegra- 
phen-, Post-, Eisenbahn-, Schifffahrts- 
und sonstigen Reichscommunications- 
wesens; e) die Credit-, Bank-, Privi- 
legien- und Gewerbsgesetzgebung mit 
Ausschluss der Gesetzgebung über die 
Propinationsrechte, dann die Gesetz- 
gebung über Mass und Gewicht, Über 
Marken- und Musterschutz ; f) die Me- 
dicinalgesetzgebung, sowie die Gesetz- 
gebung zum Schutze gegen Epidemien 
,und Viehseuchen ; g) die Gesetzgebung 
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über Staatsbürger- und Heimatsrecht, 
über Fremdenpolizei- und Passwesen, 
jjowie über Volkszählung ; h) über die 
confessionellen Verhältnisse, über Ver- 
eins- und Versammlungsrecht, über die 
Presse und den Schutz des geistigen 
Eigenthums; i) die Feststellung der 
Gnindsätze des Unterrichtswesens be- 
züglich der Volksschulen und Gym- 
nasien, dann die Gesetzgebung über 
(He Universitäten; k) die Strafjustiz- 
und Polizeistraf-, sowie die Civilrechts- 
fresetzgebung mit Ausschluss der Ge- 
setzgebung über die innere Einrichtung 
der öffentlichen Bücher und über solche 
Gegenstände, welche auf Grund der 
Landesordnungen und dieses Grund- 
gesetzes in den Wirkungskreis der 
Landtage gehören, femer die Gesetz- 
gebung über Handels- und Wechsel- 
recht, See-, Berg- und Lehenrecht; 
1) die Gesetzgebung über die Grund- 
züge der Organisirung der Gerichts- 
und Verw^altungsbeh Orden ; m) die zur 
Durchführung der Staatsgrundgesetze 
über die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger, über das Reichsgericht, über 
die richterliche, Regierungs- und Voll- 
zugsgewalt zu erlassenden und dort 
berufenen Gesetze; n) die Gesetzgebung 
über jene Gegenstände, welche sich auf 
Pflichten und Verhältnisse der einzel- 
nen Länder untereinander beziehen; 
0) die Gesetzgebung, betreffend die 
Form der Behandlung der durch die 
Vereinbarung mit den zur ungarischen 
Krone gehörigen Ländern als gemein- 
sam festgestellten Angelegenheiten. 

Alle übrigen Gegenstände der Ge- 
setzgebung, welche in diesem Gesetze 
dem Reichsrathe nicht ausdrücklich 
vorbehalten sind, gehören in den Wir- 
kungskreis der Landtage und werden 
in und mit diesen Landtagen verfas- 
sungsmässig erledigt. Sollte jedoch 
irgend ein Landtag beschliessen, dass 

Dr. D. Rauter, Qpsterr. Staats-Lexikon. 



ein oder der andere ihm überlassene 
Gesetzgebungsgegenstand im Reichs- 
rathe behandelt und erledigt werde, 
so übergeht ein solcher Gegenstand 
fiir diesen Fall und rücksichtlich des 
betreffenden Landtages in den Wir- 
kungskreis des Reichsrathes. Der 
Reichsrath besteht aus zwei abgeson- 
derten Kammern, dem Herren liause 
(s. d.) und dem Hause der Abgeord- 
neten (s. Abgeordnetenhaus), wo- 
bei niemand gleichzeitig Mitglied bei- 
der Körperschaften sein kann. Zu 
jedem Gesetze ist die Uebereinstim- 
mung beider Körperschaften (Häuser) 
und die Genehmigung (Sanction) des 
Kaisers erforderlich. Kann in einem 
Finanzgesetze über einzelne Posten 
desselben oder im Recrutengesetze 
über die Höhe des auszuhebenden Con- 
tingentes trotz wiederholter Berathung 
keine Uebereinstimmung zwischen bei- 
den Häusern erzielt werden, so gilt 
die kleinere Ziffer als bewilligt. Die 
Sitzungen beider Häuser des Reichs- 
rathes sind öffentlich. Jedem Hause 
steht das Recht zu, ausnahmsweise 
die Oeffentlichkeit auszuschliessen, 
wenn es vom Präsidenten oder wenig- 
stens zehn Mitgliedern verlangt und 
vom Hause nach Entfernung der Zu- 
hörer beschlossen wird. Der Reichs- 
rath wird alljährlich, wo möglich in 
den Wintermonaten, vom Kaiser ein- 
berufen. Wenn sich die dringende 
Nothwendigkeit solcher Anordnungen, 
zu welchen verfassungsmässig die Zu- 
stimmung des Reichsrathes erforderlicli 
ist, zu einer Zeit herausstellt, wo 
dieser nicht versammelt ist, so können 
dieselben unter Verantwortung des 
Gesammtministeriums durch kaiserliche 
Verordnung erlassen werden, insoferne 
solche keine Abänderung des Staats - 
grundgesetzes bezwecken, keine dau- 
ernde Belastung dos Staatsschatzes 

15 
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und keine Veräusserung von Staats- 
gut betreffen. Eine solche Verordnung 
nennt man eine „Nothverordnung". 
Derartige Verordnungen haben pro\i- 
sorische Gesetzeskraft, wenn sie von 
sämmtlichen Ministem unterzeichnet 
sind und mit ausdrücklicher Beziehung 
auf die diesfällige Bestimmung des 
Staatsgrundgesetzes kundgemacht wer- 
den. Die Gesetzeskraft dieser Verord- 
nungen erlischt, wenn die Regierung 
unterlassen hat, dieselben dem näch- 
sten nach deren Kundmachung zusam- 
mentretenden Reichsrathe, und zwar 
zuvörderst dem Hause der Abgeord- 
neten binnen vier Wochen nach diesem 
Zusammentritte zur Genehmigung vor- 
zulegen, oder wenn dieselben die Ge- 
nehmigung eines der beiden Häuser 
des Reichsrathes nicht erhalten. Das Ge- 
sammtministerium ist dafür verantwort- 
lich, dass solche Verordnungen, sobald 
sie ihre provisorische Gesetzeskraft 
verloren haben, sofort ausser Wirk- 
samkeit gesetzt werden. Die Mitglied- 
schaft des Reichsrathes ist die höchste 
Würde und das höchste Amt, welches 
der Wille des Volkes, die Geburt 
oder der Ruf des Regenten verleihen 
kann. 

Reielisratlisabii^eordne- 
ter, s. Abgeordneter. 

Reielisratlislftiidery die im 

Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder, Cisleithanien, s. Oe st er- 
reich. 

Reielisratlisperlode 9 die 

auf sechs Jahre festgesetzte Functions- 
dauer der Reichsrathsabgeordneten. 
Das Abgeordnetenhaus kann jedoch 
durch Verfügung des Kaisers auch vor 
Ablauf dieser sechsjährigen Wahl- 
periode aufgelöst werden. In einem 
solchen Falle sind zugleich die Neu- 
wahlen auszuschreiben. 



Reielisratlis^Taltlord- 
11 Uli 11^9 Inbegriff derjenigen Vor- 
schriften, nach welchen die Wahl der 
Mitglieder des Abgeordnetenhauses 
(Reichsrathsabgeordneten) vor sich zu 
gehen hat. Was zunächst das Wahl- 
recht, zum Reichsrathe betrifft, so 
steht dasselbe allen Staatsbürgern zu, 
welche den diesfälligen allgemeinen und 
besonderen Bedingimgen entsprechen. 
Allgemeine Bedingungen sind: 
dass Jemand eigenberechtigt, öster- 
reichischer Staatsbürger, männlichen 
Geschlechtes (nur im Grossgrundbesitze 
und in der Wählerclasse der Höchst- 
besteuertenDalmatiens sind auchFrauen 
wahlberechtigt) und vierundzwanzig 
Jahre alt ist ; dass er nicht eine Armen- 
versorgung aus öffentlichen oder Ge- 
meindemitteln geniesst, oder in dem 
der Wahl unmittelbar vorangegangenen 
Jahre genossen hat; dass über sein 
Vermögen keine Concursverhandlung 
anhängig ist, und dass im Falle einer 
Verurtheilung wegen eines Verbrechens 
oder wegen Uebertretung des Dieb- 
stahles, der Veruntreuung, der Theil- 
nehmung hieran, oder des Betruges, die 
Ehrenfolgen bereits aufgehört haben. 
Da die österreichischen Wähler in vier 
Gruppen (Classen, Wählerclas- 
se n) zerfallen, nämlich in die der 
Grossgrundbesitzer, der Städte, der 
Handels- und Gewerbekammern und der 
Landgemeinden, so muss jeder Wähler 
auch noch denjenigen besonderen 
Bedingungen entsprechen, welche 
festgestellt sind, damit Jemand als 
Zugehöriger einer dieser Wählerclassen 
angesehen wird. Diese besonderen Be- 
dingungen sind im Grossen und Ganzen 
dieselben, welche für das Wahlrecht 
zum Landtage des betreffenden Landes 
und für das Wahlrecht zum Triester 
Stadtrathe zur Zeit des Inkrafttretens 
der Reichsrathwahlordnung bestanden 
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haben (siehe diese besonderen Bedingun- 
gen unter den einzelnen Länderartikeln 
Oesterreich unter der Enns, Oester- 
reich ob der Enns, Steiermark, Kärn- 
ten etc.). Die Reichsrathswahlordnung 
setzt nämlich betreffs dieser besonderen 
Bedingungen nur folgende Abweichun- 
gen von den diesfälligen Bestimmungen 
der Landtagswahlordnungen fest: Zu- 
nächst ist das Steuerminimum der Gross- 
gi-undbesitzer für die Reichsrathswahl- 
berechtigung um ein Fünftel geringer ; 
ferner gentigt zum Wahlrechte in den 
Reichsrath in der Wählerclasse der 
Städte und Landgemeinden eine jähr- 
liche Leistung von fünf Gulden an 
landesfürstlicher directer Steuer (Fünf- 
guldenmänner) ; dann haben Öffentliche 
Gesellschafter einer Gewerbsunterneh- 
mung das Reichsrathswahlrecht nach 
Massgabe der auf jeden entfallenden 
Quote der von dieser Erwerbsunter- 
nehmung gezahlten Gesammtsteuer ; 
endlich gebührt jedem, wenngleich zur 
Gemeindevertretung nicht wahlberech- 
tigten Staatsbürger in jener Gemeinde, 
in welcher er wohnt und von seinem 
Realbesitze, Erwerbe oder Einkommen 
Steuer entrichtet, das Wahlrecht unter 
denselben Bedingungen und in der- 
selben Weise, wie den Gemeindeange- 
hörigen. 

Das Recht der Wählbarkeit in 
den Reichsrath steht allen jenen Per- 
sonen männlichen Geschlechtes zu, 
welche das österreichische Staatsbür- 
gerrecht seit mindestens drei Jahren 
vom Wahltage zurückgereclmet besitzen, 
das dreissigste Lebensjahr zurückge- 
legt haben und in einem dieser Länder 
wahlberechtigt, oder in den Landtag 
wählbar sind. Die Wahl der Abge- 
ordneten ist von Seite der Wähler- 
classen des Grossgrundbesitzes, der 
Städte und Handels- und Gewerbe- 
kammern eine directe; nur in der 



Wählerclasse der Landgemeinden ist 
sie eine indirecte, indem die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemeinden 
durch Wahlmänner zu geschehen hat, 
welche von den wahlberechtigten der 
Gemeinden aus ihrer Mitte zu wählen 
sind. Jede Gemeinde des Wahlbezirkes 
hat auf je fünfhundert Einwohner Einen 
Wahlmann zu wählen. Restbeträge, 
welche sich bei der Theilung der Ein- 
wohnerzahl durch fünfhundert ergeben, 
haben als fünfhundert zu gelten. Ge- 
meinden mit weniger als fünfhundert 
Einwohner wählen Einen Wahlmann. 
Wo der Besitzer eines dem Ge- 
meindeverbande nicht einver- 
leibtenGutsgebietes, dessenSteuer- 
schuldigkeit zur Begründung des Wahl- 
rechtes in der Classe des grossen Grund- 
besitzes nicht hinreicht, an der Wahl 
der Landtagsabgeordneten der Land- 
gemeinden alsWahlmann theilzunehmen 
hat, ist er auch berechtigt, an der Wahl 
des Reichsrath abgeordneten der Land- 
gemeinden desWahlbezirkes, in welchem 
das Gut gelegen ist, als Wahlmann 
theilzunehmen. Unter mehreren Mit- 
besitzern eines solchen Gutes kann 
nur derjenige als Wahlmann eintreten, 
welcher urkundlich nachweiset, dass 
er von seinen Mitbesitzern hiezu er- 
mächtigt worden ist. 

Jeder Wahlberechtigte kann sein 
Wahlrecht in der Regel nur persönlich 
ausüben. Ausnahmsweise kann in der 
Wählerclasse des grossen Grundbe- 
sitzet (der Höchstbesteuerteu) das 
Wahlrecht im Vollmachts wege aus- 
geübt werden. Das Wahlrecht der in 
der Wählerclasse des grossen Grund- 
besitzes (der Höchstbesteuerten) wahl- 
berechtigten Corporationen und Gesell- 
schaften, dann von Stiftungen und 
juristischen Personen überhaupt, inso- 
weit denselben in den Landtags wahl - 
Ordnungen einzelner Länder das Wahl- 

15* 



228 



Reichsrathswahlordnung. 



recht in dieser Wählerclasse ausdrück- 
lich zugestanden ist, wird durch die- 
jenige Person, welche sie nach den 
bestehenden gesetzlichen oder gesell- 
schaftlichen Bestimmungen zu vertreten 
berufen ist, oder wofern die Vertretung 
einer einzelnen Person nicht zukommt, 
durch jene Person ausgeübt, welche 
hiezu von den berufenen Vertretern 
aus ihrer Mitte bestellt wird. Dieselbe 
muss männlichen Geschlechtes sein und 
die zur Ausübung des Wahlrechtes 
erforderlichen allgemeinen Eigenschaf- 
ten besitzen. Activ dienende Militär- 
personen, Militärbeamte ausgenommen, 
können das Wahlrecht in der Wähler- 
classe des grossen Grundbesitzes (der 
Höchstbesteuerten) nur durch von ihnen 
bestellte Bevollmächtigte ausüben. 
Frauenspersonen üben ihr Wahl- 
recht in dieser Wählerclasse in der 
für die Ausübung ihres Landtagswahl- 
rechtes bestimmten Weise aus. Jeder, 
der in der Wählerclasse des grossen 
Grundbesitzes (der Höchstbesteuerten) 
als Besitzer oder als Mitbesitzer eines 
zur Wahl berechtigten Gutes (Steuer- 
objectes) das Wahlrecht persönlich aus- 
zuüben berechtigt, oder der eine Cor- 
poration oder Gesellschaft, eine Stif- 
tung oder juristische Person überhaupt, 
in dieser Wählerclasse zu vertreten 
berechtigt ist, kann auch zur Aus- 
übung des Wahlrechtes eines Anderen 
bevollmächtigt werden. Personen, welche 
in der Wählerclasse des grossen Grund- 
besitzes Gesellschaften oder Corpora- 
tionen vertreten, können noch eine 
zweite Vollmacht übernehmen. Ausser 
diesem Falle darf jedoch ein Stimmen- 
der in der Wählerclasse des grossen 
Grundbesitzes (der Hochbesteuerten) 
nur eine Stimme als Vollmachtsträger 
abgeben. Die Vollmacht zur Ausübung 
des Wahlrechtes in der Wählerclasse 
des grossen Grundbesitzes (der Höchst- 



besteuerten) muss auf die Ausübung 
des Wahlrechtes in dieser Wählerclasse 
lauten und den Wahlact bezeichnen, 
für welchen dieselbe ertheilt wird. 
Eine solche Vollmacht berechtigt, in- 
solange sie nicht erloschen ist, den 
Vollmachtnehmer, bei dem betreifen- 
den Wahlacte alle im Wahlrechte ge- 
legenen Befugnisse und insbesondere 
das Stimmrecht bei der Wahl der 
Wahlcommission und bei der Abge- 
ordnetenwahl auszuüben. Mündliche 
oder telegraphische Verfügungen in 
Betreff der Ertheilung einer Vollmacht 
sind wirkungslos. Dasselbe gilt hin- 
sichtlich des Widerrufes einer Voll- 
macht, den Fall ausgenommen, wenn 
der Vollmachtgeber persönlich vor der 
Wahlcommission widerruft, bevor der 
Bevollmächtigte als solcher die Stimme 
abgegeben hat. Ausserhalb der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie aus- 
gestellte Vollmachten und Widerrufe 
derselben müssen gehörig beglaubigt 
sein. 

Wenn in einer Person Berechtigun- 
gen zur Wahl in mehreren Wähler- 
classen oder in mehreren Wahlbezirken 
zusammentreffen (Concurrenz der 
Wahlrechte), so kann der Wahlbe- 
rechtigte sein Wahlrecht in demselben 
Lande doch nur einmal ausüben. Das 
Wahlrecht in der Wählerclasse des 
grossen Grundbesitzes (der Höchstbe- 
steuerten) schliesst die Ausübung des 
Wahlrechtes in den anderen Wähler- 
classen desselben Landes aus. Personen 
die im ersten und zweiten Wahlkörper 
des grossen Grundbesitzes in Tirol 
oder in der Bukowina wahlberechtigt 
sind, können ihr Wahlrecht in diesem 
Lande nur im ersten Wahlkörper aus- 
üben. Wahlberechtigte des ersten Wahl- 
körpers des grossen Grundbesitzes in 
Böhmen, welche zugleich Besitzer von 
Gütern sind, die zur Wahl in den 
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übrigen Wahlkörpern des grossen 
Gnindbesitzes berechtigen, können nur 
im ersten Wahlkörper wählen ; die 
"Wahlberechtigten der übrigen Wahl- 
körper des grossen Grundbesitzes in 
Böhmen, sowie die Wahlberechtigten 
des grossen Grundbesitzes in Galizien, 
deren zur Wahl berechtigende Güter 
in zwei oder mehreren Wahlbezirken 
liegen, üben ihr Wahlrecht in dem 
Wahlorte jenes Bezirkes aus, wo sie 
die höchste Realsteuer von ihrem Guts - 
besitze entrichten. Höchstbesteuerte in 
Dalmatien, deren Steuerobjecte in ver- 
schiedenen Bezirken liegen, üben ihr 
Wahlrecht in dem Wahlorte jenes Be- 
zirkes aus, wo sie die höchste Real- 
steuer von ihrem Gutsbesitze ent- 
richten. Wer in der Wählerclasse der 
Städte wahlberechtigt ist, darf in keiner 
Landgemeinde desselbenLandes wählen. 
Ist eiiji Wahlberechtigter der Wähler- 
classe der Städte oder der Landge- 
meinden wahlberechtigtes Mitglied meh- 
rerer Gemeinden, öder ein als Wahl- 
mann berechtigter Gutsbesitzer Wahl- 
mann in mehreren Wahlbezirken des- 
selben Landes, so übt er in diesem 
Lande das Wahlrecht in der Gemeinde, 
l)eziehungsweise in dem Bezirke seines 
ordentlichen Wohnsitzes, und wenn er 
in keiner der betreffenden Gemeinden 
oder Bezirke seinen ordentlichen Wohn- 
sitz hat, dort aus, wo er die höchste 
directe Steuer entrichtet. Mitglieder 
der Handels- und Gewerbekammern, 
dann Mitglieder von wahlberechtigten 
Corporationen und Gesellschaften sind 
nicht gehindert, das ihnen persönlich 
zustehende Wahlrecht in ihrer Wähler- 
classe desselben Landes auszuüben. 
Die 353 Mitglieder des Abgeordneten- 
hauses gehen hervor aus folgenden, 
in den einzelnen Ländern gelegenen 
Reichsrathswahlbezirken, resp. Wahl- 
körpem. 



Anzahl d. eu 
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Reichsrathswahlbezirke, resp. Wahl- 
körper : 

In Böhmen: 

a) Grossgrundbesitz: 

Fideicommissarischer grosser 
Grundbesitz von ganz Böhmen mit 

dem Wahlorte Prag 5 

Nichtfideicommisarischer grosser 
Grundbesitz : 

Die politischen Bezirke: 

1. Karolinenthal, Hofovic, Ra- 
konic. Schlau, Melnik, Böhmisch- 
Brod, Smichow, Pribram mit dem 
Wahlorte Prag 3 

2. Budweis, Neuhaus, Moldau- 
tein, Wittingau, Kaplitz, Krumau, 
Tabor, Mühlhausen, Pilgram, Be- 
neschau, Selöan, Pisek, Blatna, Stra- 
konic, Prachatic, Schüttenhofen mit 
dem Wahlorte Budweis 4 

3. Pilsen, Kralovic, Mies, Klat- 
tau, Prestic, Bischof-Teinitz, Taus, 
Eger, Asch, Falkenau, Graslitz, 
Joachimsthal, Karlsbad, Luditz, 
Plan , Tachau, Tepl, Saaz, Laun, 
Podersam, Kaaden, Komotau, Brüx, 
mit dem Wahlorte Eger .... 4 

4. Jungbunzlau, ßauba, Mün- 
chengrätz, Tumau, Friedland, Ga- 
bel, Gablonz, Reichenberg, Leitme- 
ritz, Raudnic, Teplitz, Aussig, 
Tetschen, Böhmisch-Leipa, Rum- 
burg, Schluckenau, Jißin, Semil, 
Neu-Bydiov, Hohenelbe, Starken- 
bach, Trautenau mit dem Wahl- 
orte Reichenberg 3 

5. Chrudim, Pardubic, Hohen- 
mauth, Landskron, Leitomy§l, Po- 
liöka, Königgrätz, Königinhof, Rei- 
chenau, Senftenberg, Neustadt a. M., 
Braunau, Öaslau, Kuttenberg, Ledeß, 
Kolin, Pod§brad, Chotebof , Deutsch- 
Brod, Polna mit dem Wahlorte 
Chrudim 4 
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6) Städte: n-^hYib" 

1. Prag, Altstadt 

2. „ Neustadt 

3. „ Kleinseite, Ilradscliin, 
Josephstadt 

4. Karolinenthal, Wy§ehrad, 
Smichow 

5. Schlan, Lauu, Kladno, Neu- 
straschitz, UnhoSt, Welwarn, Ra- 
konitz 

6. Pfibram, Birkenberg, Hofo- 
wic, Beraim, Hostomic, Dobriä, Rad- 
nic, Rokycan, Blatna 

7. Jungbunzlau, Turnau, Mün- 
chengrätz, Weisswasser, Neulissa, 
Melnik, Brandeis, Raudnitz, MSeno 

8. Kolin, Podebrad, Kaurim, 
Schwarzkosteletz, Eule, Beneschau, 
Nimburg, Böhmischbrod, Sadska . 

9. Eger, Franzensbad, Asch, 
Rossbach, Haslau 

10. Falkenau, Ellbogen, Schlag- 
genwald, Graslitz, Neudeck, Schön- 
bach, Wildstein, Königsberg . . . 

11. Karlsbad, Joachimsthal,Kaa- 
den, Kommotau, Pressnitz, Weipert 

12. Saaz, Postelberg, Brüx, Bi- 
lin, Oberleutensdorf, Görkau . . . 

13. Aussig, Karbitz, Teplitz, 
Dux . 

14. Leitmeritz, Lobositz, The- 
resienstadt, Auscha, Dauba, Hirsch- 
berg, Böhmisch-Leipa 

15. Tetschen, Bodenbach, Ben- 
sen, Böhmischkamnitz, Steinschön- 
au, Haida, Pärchen, Blottendorf, 
Zwickau, Niemes, Gabel 

1 6. Rumburg, Schönlinde,Wams- 
dorf, Kreibitz 

17. Schluckenau, Hainspach, Alt- 
Ehrenberg, Nixdorf, Zeidler, Ge- 
orgswalde, Königswalde 

18. Reichenberg 

19. Gablonz, Liebenau, Mor- 
chenstern, Friedland , Neustadtl, 
Kratzau, Rochlitz 1 
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20. Jif in, Sobotka Unterbautzen, 
Neubydiow, Chlumec, Starkenbach, 
Lomnic, Neupaka 

2 1 . Trautenau,Hohenelbe, Amau, 
Langenau, Braunau, Polic, Grulich, 
Landskron 

22. Königgrätz, Nachod, Neu- 
stadt, Dobru§ka, Königinhof, Jaro- 
m^f, Josephstadt, Horic 

23. Pardubic, Holic, Chotzen, 
Prelauc, Hohenmauth, Senftenberg, 
Reichen au. Adlerkos teletz .... 

24. Öaslau, Kuttenberg, Chru- 
dim, Herrn anm^stec, Goltschjenikau 

25. Leitomischl, Poliöka, Wil- 
denschwert, Böhmischtrttbau, Cho- 
t§bof, Skuö, Hlinsko 

26. Tabor, Patzau, Kamenic, 
Pilgram, Deutschbrod, Polna, Hum- 
polec, Pfibislau 

27. Wittingau, Neuhaus, Sobes- 
lau, Poßatek, Moldauthein, Lischau, 
Schweinitz, Netolic, Wodnan . . . 

28. Budweis 

29. Krumau, Kaplitz, Gratzen, 
Hohenfurth, Rosenberg, Neubistritz, 
Winterberg, Prachatic, Wallern . 

30. Pisek, Taus, Klattau, Schüt- 
tenhofen, Strakonic , Hora§dovic, 
Wolin 

31. Pilsen 

32. jVIies, Kladrau, Tachau, Haid, 
Plan, Marienbad, Tepl, Sandau, 
Petschau, Schönfeld, Dobf an, Staab, 
Bischofteinitz 1 

c) Handels- und Gew^erbe- 
kammern: 

1. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Prag 2 

2. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Reichenberg 2 

3. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Eger 1 

4. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Pilsen 1 
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5. Die Handels- und Gewerbe - 



kammer in Budweis 

d) Landgemeinden: 

Die Oerichtsbezlrkc: 

1. Karoliuenthal , Königliche 
Weinberge, Brandeis, Eule mit dem 
Wahlorte Karolinenthal ; Böhmisch- 
brod, Schwarzkosteletz, Riöan mit 
dem Wahlorte Böhmischbrod . . . 

2. Smichow, Königsaal, Unhost, 
Kladno, Beraun mit dem Wahlorte 
Smichow; Rakonic, Ptirglitz mit 
dem W^ahlorte Rakonic ... 

3« Raudnitz, Libochowic mit 
dem Wahlorte Raudnitz ; Laun mit 
dem Wahlorte Laun; Melnik mit 
dem Wahlorte Melnik ; Schlan, Wel- 
wam, Neustraschitz mit dem Wahl- 
orte Schlan 

4. Pfibram, Dobfi§ mit dem 
Wahlorte Pfibram; Hofowic, Zbi- 
row mit dem Wahlorte Hofowic; 
Rokycan mit dem Wahlorte Rokycan 

5. Kolin, Kaufim mit dem Wahl- 
orte Kolin; Podebrad, Königstadtl 
mit dem Wahlorte Podebrad; Neu- 
bydiow, Chlumec mit dem Wahl- 
orte Neubyd^ow; Nechanic mit dem 
Wahlorte Nechanic 

6. Eger, Wildstein mit dem 
Wahlorte Eger; Asch mit dem W^ahl- 
orte Asch; Graslitz, Neudeck mit 
dem Wahlorte Graslitz; Falkenau, 
Ellbogen mit dem Wahlorte Fal- 
kenau ; Petschau mit dem Wahlorte 
Petschau 

7. Karlsbad mit dem Wahlorte 
Karlsbad; Joachimsthal, Platten mit 
dem Wahlorte Joachimsthal; Kaa- 
den, Duppau, Pressnitz mit dem 
Wahlorte Kaaden; Podersam, Jech- 
nitz mit dem Wahlorte Podersam . 

8. Saaz, Postelberg mit dem 
Wahlorte Saaz; Kommotau, Se- 
bastiansberg, Görkau mit dem Wahl- 
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orte Kommotau; Brüx, Katharina- 
berg mit dem Wahlorte Brüx ; Tep- 
litz, Dux, Bilin mit dem Wahlorte 
Teplitz 1 

9. Leitmeritz, Lobositz, Auscha 
mit dem Wahlorte Leitmeritz ; Weg- 
städtl mit dem Wahlorte Wegstädtl; 
Aussig, Karbitz mit dem Wahlorte 
Aussig 1 

10. Tetschen, Bensen,Böhmisch- 
kamnitz mit dem Wahlorte Tetschen ; 
Rumburg, W^arnsdorf mit d em Wahl- 
orte Rumburg; Zwickau mit dem 
Wahlorte Zwickau; Schluckenau, 
Hainspach mit dem Wahlorte 
Schluckenau 1 

11. Böhmisch-Leipa, Haida,Nie- 
mes mit dem Wahlorte Böhmisch- 
Leipa; Gabel, Kratzau mit dem 
Wahlorte Gabel; Dauba mit dem 
Wahlorte Dauba; Weisswasser mit 
dem Wahlorte Weisswasser ... 1 

12. Jungbunzlau, Benatek mit 
dem Wahlorte Jungbunzlau; Nim- 
burg mit dem Wahlorte Nimburg; 
Turnau mit dem Wahlorte Turnau; 
Münchengrätz mit dem Wahlorte 
Mtinchengrätz ; Liban mit demWahl- 
orte Liban ; Sobotka mit dem Wahl- 
orte Sobotka 1 

13. Reichenberg mit dem Wahl- 
orte Reichenberg; Böhmisch -Aicha 
mit dem Wahlorte Böhmisch- Aicha; 
Gablonz, Tannwald mit dem Wahl- 
orte Gablonz; Friedland mit dem 
Wahlorte Friedland; Rochlitz mit 
dem Wahlorte Rochlitz 1 

14. Jiöin, Neupaka mit dem 
Wahlorte Jiöin; Hofic mit dem 
Wahlorte Hofic ; Starkenbach, Hoch- 
stadt mit dem Wahlorte Starken- 
bach; Semil, Eisenbrod, Lomnic 
mit dem Wahlorte Semil . . . '. 1 

15. Trautenau, Marschendorf, 
Schatzlar mit dem Wahlorte Trau- 
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tenau; Hohenelbe, Arnau mit dem 
Wahlorte Hohenelbe ; Königinhof 
mit dem Wahlorte Königinhof; 
Braunau, Polic mit dem Wahlorte 
Braunau 1 

16. Königgrätz mit dem Wahl- 
orte Königgrätz; Jarom^f mit dem 
Wahlorte Jaromef ; Neustadt, Opoöno 
mit demWahlorte Neustadt ; Nachod, 
Böhmisch-Skalitz, Eipel mit dem 
Wahlorte Nachod 1 

17. Reichenau, Adlerkosteletz 
mit dem Wahlorte Reichenau; Senf- 
tenberg mit dem Wahlorte Senften- 
berg; Wildenschwert mit demWahl- 
orte Wildenschwert; Hohenmauth, 
Skuö mit dem Wahlorte Hohenmauth 1 

18. Chrudim,Nassaberg,Hlinsko 
mit dem Wahlorte Chrudim; Par- 
dubic, Holic, Pf elau6 mit dem Wahl- 
orte Pardubic 1 

19. Leitomischl mit dem Wahl- 
orte Leitomischl; Poliöka mit dem 
Wahlorte Policka ; Landskron mit 
dem Wahlorte Landskron ; Grulich 
mit dem Wahlorte Grulich; Rokit- 
nitz mit dem Wahlorte Rokitnitz; 
Steken mU dem Wahlorte Steken . 1 

20. Caslau, Habern mit dem 
Wahlorte Caslau ; Kuttenberg, Kohl- 
janovitz mit dem Wahlorte Kutten- 
berg; Chotebof mit dem Wahlorte 
Chotebof 1 

21. Deutschbrod, Humpolec mit 
dem Wahlorte Deutschbrod; Polna, 
Pfibislau mit dem Wahlorte Polna; 
LedeöjUnterkralowitz mit demWahl- 
orte Ledeö ;Wlaschim mit demWahl- 
orte Wlaschim 1 

22. Tabor, Jungwozic, Sobeslau 
mit demWahlorte Tabor; Pilgram, 
Patzau, Poöatek, Kamenic mit dem 
Wahlorte Pilgram 1 

23. Selöan, Sedletz, Wotic mit 
demWahlorte Selöan; Mtihlhausen, 
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Bechin mit dem Wahlorte Mtihl- 
hausen; Beneschau, Neweklau mit 
dem Wahlorte Beneschau .... 1 

24. Krumau, Kalsching mit dem 
Wahlorte Krumau; Kaplitz, Gratzen, 
Hohenfurth mit dem Wahlorte Kap- 
litz; Neuhaus, Neubistritz mit dem 
Wahlorte Neuhaus 1 

25. Budweis, Lischau, Schwei- 
nitz, Frauenberg mit dem Wahlorte 
Budweis; Wittingau, Wesely, Lom- 
nic mit dem Wahlorte Wittingau; 
Moldauthein mit dem Wahlorte Mol- 
dauthein; Netolic mit dem Wahl- 
orte Netolic; Wodnan mit dem 
Wahlorte Wodnan 1 

26. Pisek, Mirowic mit dem 
Wahlorte Pisek ; Strakonic, Horaz- 
diowic, Wolin mit dem Wahlorte 
Strakonic ; Blatna, Bf eznic mit dem 
Wahlorte Blatna 1 

27. Prachatic mit dem Wahl- 
orte Prachatic; Winterberg mit dem 
Wahlorte Winterberg ; Wallern mit 
dem Wahlorte Wallern; Bergrei- 
chenstein mit dem Wahlorte Berg- 
reichenstein ; Hartmanitz mit dem 
Wahlorte Hartmanitz ; Schtitten- 
hofen mit demWahlorte Schütten- 
hofen; Neuern mit dem Wahlorte 
Neuern ; Ober-Plan mit dem Wahl- 
orte Ober-Plan 1 

28. Mies, Tuschkau, Staab mit 
dem Wahlorte Mies ; Bischofteinitz, 
Hostau, Ronsperg mit dem Wahl- 
orte Bischofteinitz; Pfraumberg mit 
dem Wahlorte Pfraumberg; Taus, 
Neugedein mit dem Wahlorte Taus 1 

29. Pilsen, Blowic mit demWahl- 
orte Pilsen; Kralowic mit demWahl- 
orte Kralowic ; Klattau, Planic mit 
dem Wahlorte Klattau ; Pf estic, 
Nepomuk mit dem Wahlorte Pfestic 1 

30. Plan, Königswart mit dem 
Wahlorte Plan ; Tepl, Weseritz mit 
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dem "Wahlorte Tepl; Tacliau mit 
dem Wahlorte Tachau; Luditz, 
Buchau mit dem Wahlorte Luditz ; 
Manetin mit dem Wahlorte Manetin 1 

Dalmatien: 

a) Höchstbesteuerte: 

Dalmatien 1 

mit den Wahlorten: 1. Zara, für 
die Gerichtsbezirke Zara, Arbe, 
Pago, Benkovaz, Obbrovazzo, Ki- 
stagne,Knin,Dernis, Sebenico, Scar- 
dona. 2. Spalato, ft\r die Gerichts- 
bezirke Spalato, Trau, Almissa, 
Brazza, Sign, Verlicca, Imoschi, 
Macarsca, Metcovich, Vergor az, Le- 
sina, Cittavecchia, Lissa. 3. Ragusa, 
für die Gerichtsbezirke Ragusa, Ra- 
gusavecchia, Stagno, Curzola, Sa- 
bioncello. 4. Cattaro, für die Ge- 
ricktsbezirke Cattaro, Risano, Bu- 
dua, Castelnuovo. 

b) Städte. 

c)Handels- undGewerbe- 

kammern. 

1. Zara, Sebenico, Lesina. Citta- 
vecchia, Curzola; die Handels- und 
Gewerbekammer in Zara . . . . 1 

2. Spalato, Macarsca, Ragusa, 
Cattaro, Castelnuovo, Perasto; die 
Handels- und Gewerbekammem in 
Spalato und Ragusa 1 

d) Landgemeinden. 
Die Geiichtübezlrke: 

1. Zara mit dem Wahlorte Zara; 
Pago mit dem Wahlorte Pago ; Arbe 
mitdem Wahlorte Arbe ; Benkowaz, 
Obbrovazzo , Kistagne mit dem 
Wahlorte Benkovaz 1 

2. Sebenico, Scardona mit dem 
Wahlorte Sebenico ; Verlicca mit dem 
Wahlorte Verlicca ; Knin, Demis 
mit dem Wahlorte Knin 1 
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3. Spalato, Trau, Almissa, mit 
dem Wahlorte Spalato ; Brazza 
mit dem Wahlorte St. Pietro ; Le- 
sina, Cittavecchia mit dem Wahl- 
orte Lesina; Lissa mit dem Wahl- 
orte Lissa 1 

4. Sign mit dem Wahlorte Sign ; 
Imoschi mit dem Wahlorte Imos- 
chi; Macarsca, Metcovich, Ver- 
goraz mit dem Wahlorte Macarsca 1 

5. Ragusa,Ragusavecchia, Stagno 
mit dem Wahlorte Ragusa ; Cur- 
zola, Sabioncello mit dem Wahl- 
orte Curzola 1 

6. Cattaro, Risano, Budua, Ca- 
stelnuovo mit dem Wahlorte Cattaro 1 

Galizien mit Krakau. 

a) Gr s s g r u n d b e s i t z. 

Die i)olitiKchc'u Bezirke: 

1. Krakau, Chrzanöw mit dem 
Wahlorte Krakau 1 

2. Wadowice, Biala, Saybusch, 
Myslenice mit dem Wahlorte Wa- 
dowice 1 

3. Bochnia, Wieliczka, Brzesko 
mit dem Wahlorte Bochnia ... 1 

4. Tarnöw, Dombrowa, Pilzno, 
Mielec mit dem Wahlorte Tarnöw 1 

5. Neu-Sandec, Jaslo, Gryböw, 
Limanowa, Neumarkt, Gorlice mit 
dem W^ahlorte Neu-Sandec ... 1 

6 Rzeszöw, Kolbuszowa, Nisko, 
Lancut, Tarnobrzeg, Ropczyce mit 
dem Wahlorte Rzeszöw 1 

7. Przemysl, Jaroslau mit dem 
Wahlorte Przemysl 1 

8. Sanok, Bircza, Lisko, Brzozow, 
Krosno mit dem Wahlorte Sanok 1 

9. Sambor, Staremiasto, Turka, 
Drohobycz, Rudki mit dem Wahl- 
orte Sambor 1 

10. Jaworöw, Moäiscka, Cies- 
zanöw mit dem Wahlorte Jaw^oröw 1 
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11. Zölkiew, Hawa, Sokal, mit 
dem Wahlorte Zölkiew 1 

12. Lemberg, Grödek mit dem 
Wablorte Lemberg 1 

13. Zloczöw, Kamionka, Brody 
mit dem Wahlorte Zloczöw ... 1 

14. Brzeiany,Przemyslany,Pod- 
hayce mit dem Wahlorte Brzezany 1 

15. Rohatyii, Böbrka mit dem 
Wahlorte Rohatyn 1 

16. Stryj , Zydaczöw , Dolina, 
Kalusz mit dem Wahlorte Stryj . 1 

17. Stanislaii, Bohorodczany, 
Tlumacz, Buczacz mit dem Wahl- 
orte Stanislau 1 

18. Kolomyja, Horodenka, Snia- 
tyn, Kosöw, Stadworna mit dem 
Wahlorte Kolomyja 1 

19. Zaleszczyki, Borszczöw, Hu- 
siatyn, Czortköw, mit dem Wahl- 
orte Zaleszczyki 1 

20. Tarnopol, Zbara:^, Skalat, 
Trembowla mit dem Wahlorte Tar- 
nopol 1 

b) Städte: 

1. Lemberg 2 

2. Krakau 2 

3. Biala, Neu-Sandec, Wieliczka . 1 

4. Tarnöw, Bochnia 1 

5. Rzeszow, Jaroslau 1 

6. Przemysl, Grödek 1 

7. Sambor, Stryj, Drohobycz . , 1 

8. Tarnopol, Brzeiany 1 

9. Stanislau, Tysmienica . . . . 1 

10. Kolomyja, Sniatyn , Buczacz . 1 

11. Brody, Zloczöw 1 

c) Handels- und Gewerbe- 
kammern. 

1. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Lemberg 1 

2. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Kjakau 1 

8. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Brody 1 
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d) Landgemeinden. 

Die Gerlchtsbezirke : 

1. Krakau, Liszkimit dem Wahl- 
orte Krakau ; Wieliczka, Skawina, 
Podgörze, Dobczyce mit dem Wahl- 
orte Wieliczka; Chrzanöw, Krzes- 
zowice mit dem Wahlorte Chrzanöw 1 

2. Biala, Kenty, 0§wiecim mit 
dem Wahlorte Biala; Saybusch, 
Milöwka, Slemien mit dem Wahl- 
orte Saybusch 1 

3. Wadowice, Andrj^höw, Kal- 
warya mit dem Wahlorte Wadowice ; 
My§lenice, Jordanöw, Maköw mit 
dem Wahlorte Myslenice .... 1 

4. Neu - Sandec , Alt - Sandec, 
Krynica mit dem Wahlorte Neu- 
Sandec ; Limanowa mit dem Wahl- 
orte Limanowa; Neumarkt, Czamy- 
Dunajec, Kroäcienko mit dem Wahl- 
orte Neumarkt ; Gryböw, Ciezkowice 
mit dem Wahlorte Gryböw ... 1 

5. Bochnia, Wisnicz, Niepolomice 
mit dem Wahlorte Bochnia; Brzesko, 
Wojnicz, Radlöw mit dem Wahl- 
orte Brzesko 1 

6. Tarnöw , Tuchöw mit dem 
Wahlorte Tarnöw ; Pilzno, Brzo- 
stek, Dembica mit dem Wahlorte 
Pilzno ; Dombrowa mit dem Wahl- 
orte Dombrowa 1 

7. Ropczyce mit dem Wahlorte 
Ropczyce; Mielec, Radomysl mit 
dem Wahlorte Mielec : Tarnobrzeg, 
Rozwadöw mit dem Wahlorte Tar- 
nobrzeg 1 

8. Rzeszöw, Tyczyn, Glogöw, 
Strzyzöw mit dem Wahlorte Rze- 
szöw; Kolbuszowa,Sokolöw mit dem 
Wahlorte Kolbuszowa 1 

9. Lancut, Przeworsk, Lezajsk 
mit dem Wahlorte Lancut ; Nisko, 
Ulanöw mit dem Wahlorte Nisko 1 

10. Jaslo, Frysztak, mit dem 
Wahlorte Jaslo; Gorlice mit dem 
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Wahlorte Gorlice ; Krosno, Zmigröd, 
Dukla mit dem Wahlorte Krosno . 1 

11. Sanok, Bukowsko, Rj-manöw 
mit dem Wahlorte Sanok ; Brzozöw, 
Dubieko mit dem Wahlorte Brzozöw ; 
Lisko, Lutowiska, Baligröd mit dem 
Wahlorte Lisko 1 

12. Przemysl, Nizankowice mit 
dem Wahlorte Przemysl ; Dobromil, 
Bircza, TJstrzvki mit dem Wahlorte 
Dobromil ; Mosciska , Sadowa- 
wisznia mit dem Wahlorte Mosciska 1 

13. Jaroslau, Radymno, Sienia- 
wa mit dem Wahlorte Jaroslau; 
Cieszanöw, Lubaczöw mit dem 
Wahlorte Cieszanöw 1 

14. Sambor,Laka mit dem Wahl- 
orte Sambor; Staremiasto, Starasöl 
mit dem Wahlorte Staremiasto ; 
Tarka, Borynia mit dem Wahlorte 
Turka ; Rudki, Komamo mit dem 
Wahlorte Rudki 1 

15. Stryj, Skole mit dem Wahl- 
orte Stryj ; Zydaczöw, Mikolajöw, 
Zurawno mit dem Wahlorte Zy- 
daczöw ; Drohobycz , Medenice , 
Podbuz mit dem Wahlorte Dro- 
hobycz 1 

16. Kalusz, Wojnilöw mit dem 
Wahlorte Kalusz ; Dolina, Bolechöw, 
Roi^niatöw mit dem Wahlorte Do- 
lina; Böbrka, Chodoröw mit dem 
Wahlorte Böbrka 1 

17. LembergjWinniki, Szczerzec 
mit dem Wahlorte Lemberg ; Grö- 
dek, Zalesie mit dem Wahlorte 
Grödek ; Jaworöw, Krakowiec mit 
dem Wahlorte Jaworöw 1 

18. Zölkiew, Mosty wielkie, Ku- 
liköw mit dem Wahlorte Zölkiew; 
Sokal, Beiz mit dem Wahlorte 
Sokal; Rawa, Uhnöw, Niemieröw 
mit dem Wahlorte Rawa .... 1 

19. Brody, Lopatin, Zalosce mit 
dem Wahlorte Brody; Kamionka, 
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Busk, Radziechöw mit dem Wahl- 
orte Kamionka 1 

20. Zloczöw, Zboröw, Olesko 
mit dem Wahlorte Zloczöw ; Prze- 
mySlany, Gliniany mit dem Wahl- 
orte Przemyslany 1 

21. Brzezany, Kozowa mit dem 
Wahlorte Brzezany ; Rohatyn,Bursz- 
tyn mit dem Wahlorte Rohatyn ; 
Podhayce, Wiäniowczyk mit dem 
Wahlorte Podhayce 1 

22. Stanislau, Halicz mit dem 
Wahlorte Stanislau; Bohorodczany ; 
Solotwina mit dem Wahlorte Bo- 
horodczany ; Tlumacz, Tiämienica 
mit dem Wahlorte Tlumacz ; Nad- 
wörna, Delatyn mit dem Wahlorte 
Nadwöma 1 

23. Kolomyja, Peczenizyn, Gwoz- 
dziec mit dem Wahlorte Kolomyja; 
Kosöw, Kuty mit dem Wahlorte 
Kosöw ; Sniatyn, Zablotöw mit dem 
Wahlorte Sniatyn 1 

24. Zaleszczyki, Tluste mit dem 
Wahlorte Zaleszczyki; Borszczöw, 
Mielnica mit dem Wahlorte Bor- 
szczöw; Horodenka, Obertyn mit 
dem Wahlorte Horodenka .... 1 

25. Buczacz, Zloty-Potok, Mona- 
sterzyskamit demWahlorteBuczacz ; 
Czortköw, Budzanöw mit dem Wahl- 
orte Czortköw 1 

26. Trembowla, Grzymalöw mit 
dem Wahlorte Trembowla; Husia- 
tyn, Kopyczynce mit dem Wahlorte 
Husiatyn 1 

27. Tamopol, Mikulince mit dem 
Wahlorte Tamopol ; Zbaraz, Nowe- 
siolö mit dem Wahlorte ZbaraÄ; 
Skalat mit dem Wahlorte Skalat . 1 

Oesterreioh unter der Enns. 

a) Grossgrundbesitz: 
Oesterreich unter der Enns . . 8 
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1. Wien,innere Stadt (Bezirk 1) 4 

2. „ Leopoldstadt (Bezirk 2) 1 

3. „ Landstrasse (Bezirk 3) 1 

4. „ Wieden . . (Bezirk 4) 1 

5. „ Margarethen (Bezirk 5) 1 

6. r Mariahilf . (Bezirk G) 1 

7. „ Neubau . . (Bezirk 7) 1 

8. „ Josephstadt (Bezirk 8) 1 

9. „ Alsergrimd (Bezirk 9) 1 

10. St. Polten, Molk, Herzogen- 
burg, Pöchlam, Waidhofen an der 
Ybbs, St. Peter, Seitenstetten, Am- 
stetten, Ybbs, Scheibbs, Klosterneu- 
burg, Tulln, Königstetten . . . . 1 

11. Krems, Stein, Mauteni, Hörn, 
Langenlois, Waidhofen an der 
Thaya, Gross-Siegharts, Litschau, 
Weitra, Zwettl 1 

12. Korneuburg, Stockerau,Ober- 
Hollabrunn, Retz, Eggenburg, Mais- 
sau, Mistelbach, Poisdorf, Felds- 
berg, Laa, Zistersdorf 1 

13. Baden, Mödling, Perchtolds- 
dorf, Gumpoldskirchen, Brück, Hain- 
burg, Schwechat 1 

14. Neustadt, Neunkirchen, Pot- 
tendorf, Ebenfürth 1 

c) Handels- u. Gewerbekammern. 

Die Handels- und Gewerbekam- 
nier in Wien 2 

d) Landgemeinden: 
Die GericlitsUezlrke : 

1. St. Polten, Herzogenburg, 
Kirchberg an der Pielach, Molk, 
Neulengbach mit dem Wahlorte 
St. Polten; Lilienfeld, Hainfeld mit 
dem Wahlorte Lilienfeld; Tulln, 
Atzenbrugg mit dem Wahlorte Tulln 1 

2. Amstetten, Haag, St. Peter, 
Ybbs, Waidhofen an der Ybbs mit 
dem Wahlorte Amstetten; Scheibbs, 
Mank, Gaming mit dem Wahlorte 
Scheibbs 1 

3. Krems, Gföhl, Kirchberg am 
Wagram , Langenlois , Mautem, 
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Pöggstall, Persenbeug, Spitz mit 
dem Wahlorte Krems; Hom, Eg- 
genburg mit dem Wahlorte Hom 1 

4. Zwettl, Ottenschlag, Weitra, 
Grossgerungs, Allentsteig mit dem 
Wahlorte Zwettl; Waidhofen an 
d. Thaya, Raabs, Litschau, Schrems, 
Dobersberg mit dem Wahlorte 
Waidhofen 1 

5. Korneuburg, Stockerau, Wol- 
kersdorf mit dem Wahlorte Kor- 
neuburg; Oberhollabrunn, Haugs- 
dorf, Ravelsbach mit dem Wahl- 
orte Oberhollabrunn; Retz, Geras 
mit dem Wahlorte Retz 1 

6. Mistelbach, Feldsberg, Laa, 
Zistersdorf mit demWahlorte Mistel- 
bach ; Gross-Enzersdorf, Matzen, 
Marchegg mit dem Wahlorte Gross- 
Enzerbdorf 1 

7. Neustadt , Erbreichs dorf, 
Gutenstein mit dem Wahlorte Neu- 
stadt ; Baden, Pottenstein mit dem 
Wahlorte Baden ; Neunkirchen, 
Gloggnitz, Aspang, Kirchschlag mit 
dem Wahlorte Neunkirchen ... 1 

8. Sechshaus mit dem Wahl- 
orte Sechshaus 1 

9. Hemals, Ottakring, Währing 
und Klostemeuburg mit dem Wahl- 
orte Hernais 1 

10. Hietzing, Purkersdorf, Möd- 
ling mit dem Wahlorte Hietzing; 
Brück, Schwechat, Hainburg mit 
dem Wahlorte Brück l 

Oesterreich ob der Enns. 

a) Grossgrundbesitz: 
Oesterreich ob der Enns ... 3 

h) Städte: 

1. Linz, Urfahr, Ottensheim, 
Gallneukirchen 2 

2. Freistadt, Leonfelden, Ober- 
neukirchen, Zwettl, Königswiesen, 
Weissenbach, Perg, Schwertberg, 
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Prägarten, Tragwein, Grein, Rohr- 
bach, Aigen, Haslach, Lembach, 
Neufelden, Enns, Florian, Steyer- 
egg, Mauthhausen, St. Georgen an 
der Gusen 1 

3. Steyr, Sieming, Sieminghofen, 
Xeuzeug, Kremsmünster, Hall, Neu- 
hofen, Kirchdorf, Michldorf, Win- 
dischgarsten, Grünburg, Steinbach, 
Wever 1 

4. Wels, Lambach, Grieskirchen, 
Neumarkt, Efferding, Aschach, 
Waizenkirchen,Vöcklabruck,Schwa- 
nenstadt, Vöcklamarkt, Franken- 
markt, Frankenburg, St. Georgen 
im Attergau, Mondsee, Gmunden, 
Ischl, Hallstadt 1 

5. Ried, Haag, Obernberg, 
Braunau, Altheim, Mauerkirchen, 
Mattighofen , Schärding , Raab, 
Riedau, Peuerbach, Engelhardtszell 1 

c) Handels- u. Gewerbekammern: 
Die Handels- und Gewerbekammer 

in Linz 1 

d) Landgemeinden. 

Die Geriflitsbezirke : 

1. Linz, Florian, Enns mit dem 
Wahlorte Linz ; Steyr, Weyer, 
Kremsmünster, Neuhofen mit dem 
Wahlorte Steyr 1 

2. Freistadt, Leonfelden, Weis- 
senbach mit dem Wahlorte Frei- 
stadt; Perg, Mauthhausen, Grein, 
Prägarten mit dem Wahlorte Perg 1 

3. Rohrbach, Aigen, Haslach, 
Xeufelden, Lembach mit dem Wahl- 
orte Rohrbach ; Urfahr, Ottens- 
heim mit dem Wahlorte Urfahr . 1 

4. Schärding, Engelszeil, Raab, 
Peuerbach mit dem Wahlorte 
Schärding; Efferding, Grieskirchen, 
Waizenkirchen mit dem Wahlorte 
Efferding 1 

5. Ried, Obemberg, Haag mit 
dem Wahlorte Ried; Braunau, Mat- 
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tighofen, Mauerkirchen, Wildshut mit 
dem Wahlorte Braunau 1 

6.Wels, Lambach mit dem Wahl- 
orte Wels; Vöcklabruck, Schwanen- 
stadt, Mondsee, Frankenmarkt mit 
dem Wahlorte Vöcklabruck ... 1 

7. Gmunden, Ischl mitdemWahl- 
orte Gmunden; Kirchdorf, Grün- 
burg, Windischgarsten mit dem 
Wahlorte Kirchdorf 1 

Salzburg. 

a) Grossgrundbesitz: 

Salzburg 1 

l) Städte. 
c) Handels- u. Gewerbekammern: 

L Stadt Salzburg, die Handels- 
und Gewerbekammer in Salzburg 1 

2. St. Johann, Wagrain, St. 
Veit, Werfen, Radstadt, Hof-Gastein, 
Tamsweg, Mauterndorf, St. Michael, 
Zell am See, Mittersill, Taxenbach, 
Saalfelden, Lofer, Neumarkt, See- 
kirchen, Strasswalchen, Golling, 
Abtenau, Kugel, Hallein, Obem- 
dorf 1 

d) Landgemeinden. 

Die Gerichtsbezirke : 

L Salzburg, Oberndorf, Matt- 
see, Neumarkt, Thalgau, St. Gilgen, 
Hallein mit dem Wahlorte Salz- 
burg; Golling, Abtenau, Werfen 
mit dem Wahlorte Golling ... 1 

2. St. Johann, Radstadt, Gastein 
mit dem Wahlorte St. Johann; 
Tamsweg, St. Michael mit dem 
Wahlorte Tamsweg; Zell am See, 
Lofer, Saalfelden, Mittersill, Taxen- 
bach mit demWahlorte Zell am See 
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Steiermark. 

a) Grossgrundbesitz. 

Steiermark 

h) Städte. 

1. Graz, innere Stadt . . 

2. Graz, Vorstädte . . . 
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8. Brück, Kapfenberg, Kind- 
berg, Mürzzuschlag, Leoben, Tro- 
faiach,Vorderaberg, Eisenerz, Mau- 
tern, Aflenz, Maria-Zeil, Frohn- 
leiten, Deutsch-Feistritz, Uebelbach, 
Gratwein 1 

4. Jadenburg, Weisskirchen, 
Oberzeiring, Knittelfeld, Obdach, 
Neumarkt,Unzmarkt, St.Lambrecht, 
Murau, Oberwölz, St. Peter, Liezen, 
Admont, St. Gallen, Gröbming, 
Schladming, Irdning, Rottenmann, 
Aussee 1 

5. Hartberg, Friedberg, Pöllau, 
Vorau, Feldbach, Fehring, Fürsten- 
feld, Weiz, Passail, Birkfeld, Gleis- 
dorf, Pischelsdorf, St. Ruprecht . 1 

6. Leibnitz, Ehrenhausen, Strass, 
Wildon, St. Georgen, Radkersburg, 
Mureck, Gnas, Eibiswald, Amfels, 
Deutsch - Landsberg , Schwanberg, 
St. Florian, Voitsberg, Köflach, 
Stainz 1 

7. Marburg, Windisch-Feistritz, 
Windisch - Graz , Hohenmauthen, 
Mahrenberg, Saldenhofen, Pettau, 
St. Leonhard, Friedau, Luttenberg, 
Polstrau 1 

8. Cilli, Sachsenfeld, Weiten- 
stein, Hoheneck, Tüffer, Prassberg, 
Oberburg, Laufen, Franz, Rohitsch, 
St. Marein, Rann, Lichtenwald, 
Drachenburg, Gonobitz, Schönstein 1 
c) Handels- u. Gewerbekammern. 

1. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Graz 1 

2. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Leoben 1 

d) Landgemeinden. 
Die Oerlchtsbezirke : 

1. Graz, Voitsberg, Wildon mit 
dem Wahlorte Graz 1 

2. Brück, Aflenz, Maria-Zeil, 
Kindberg, Mürzzuschlag, Frohn- 
leiten mit dem Wahlorte Brück: 
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Leoben, Mautem, Eisenerz mit 
dem Wahlorte Leoben 1 

3. Judenburg, Knittelfeld, Ob- 
dach, Oberzeiring mit dem Wahl- 
orte Judenburg; Murau, Oberwölz, 
Keumarkt mit dem Wahlorte Murau ; 
Lietzen, Rottenmann, St. Gallen 
mit dem Wahlorte Lietzen; Gröb- 
ming, Irdning, Schladming, Aussee 
mit dem Wahlorte Gröbming . . 1 

4. Hartberg, Friedberg, Vorau, 
Pöllau mit dem Wahlorte Hartberg ; 
Weiz, Birkfeld, Gleisdorf mit dem 
Wahlorte Weiz 1 

5. Feldbach, Fehring, Fürsten- 
feld, Kirchbach mit dem Wahlorte 
Feldbach; Radkersburg, Mureck mit 
dem Wahlorte Radkersburg ... 1 

6. Leibnitz, Amfels mit dem 
Wahlorte Leibnitz ; Deutsch-Lands- 
berg, Eibiswald, Stainz mit dem 
Wahlorte Deutsch-Landsberg . . 1 

7. Marburg, Windisch-Feistritz 
mit dem Wahlorte Marburg; Gono- 
bitz mit dem Wahlorte Gonobitz; 
Windischgratz,Mahrenberg mit dem 
Wahlorte Windischgratz 1 

8. Pettau, Friedau, St. Leon- 
hard mit dem Wahlorte Pettau; 
Rohitsch, St. Marein mit dem Wahl- 
orte Rohitsch; Luttenberg, Ober- 
Radkersburg mit dem Wahlorte 
Luttenberg 1 

9. Cilli, Franz, Oberburg, Tüffer, 
Schönstein mit dem Wahlorte Cilli; 
Rann, Drachenburg, Lichtenwald 
mit dem Wahlorte Rann .... 1 

Kärnten. 
a) Grossgrundbesitz. 

Kärnten 1 

b) Städte. 

1. Klagenfurt 1 

2. St. Veit, Feldkirchen, Frie- 
sach, Strassburg, Althofen, Hütten- 
berg, Wolfsberg, St. Leonhard, 
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St. Andrä, St. Paul, Unterdrau- 
burg, Völkermarkt, Bleiburg, Kappel 1 

3. Villach, Hermagor, Bleiberg, 
Kreuth, Tarvis, Malborghet, Spital, 
Gmünd, Greifenburg, Oberdrau- 
burg, Obervellach 1 

c) Handels- und Gewerbe- 
kammern. 

Die Handels- und Gewerbekam- 
mer in Klagenfurt 1 

d) Landgemeinden. 
Die Gerichtsbezirke ; 

1. Klagenfurt, Feldkirchen mit 
dem Wahlorte Klagenfurt; Völker- 
markt, Kappel, Bleiburg, Ebern- 
dorf mit dem Wahlorte Völker- 
markt 1 

2. St. Veit, Friesach, Gurk, Eber- 
stein, Althofen mit dem Wahlorte 
St. Veit; Wolfsberg, St. Leonhard, 
St. Paul mit dem Wahlorte Wolfs- 
berg 1 

3. Villach, Rosegg, Paternion, 
Arnoldstein, Tarvis mit dem Wahl- 
orte Villach ; Ferlach mit dem Wahl- 
orte Ferlach 1 

4. Spital, Gmünd, Millstatt, Grei- 
fenburg, Obervellach, Winklern mit 
dem Wahlorte Spital; Hermagor, 
Kötschach mit dem Wahlorte Her- 
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Krain. 

a) Gross grundbesitz. 

Krain 2 

b) Städte. 
c) Handels- und Gewerbekam- 
mern. 

1. Stadt Laibach ; die Handels- 
und Gewerbekammer in Laibach . 1 

2. Adelsberg, Idria, Ober-Lai- 
bach, Laas, Radmannsdorf, Neu- 
marktl, Stein, Krainburg, Lack . . 1 

3. Rudolphswerth, Weixelburg, 
Gurkfeld, Landstrass, Tschernembl, 
Möttling, Gottschee, Reifnitz . . . 1 
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d) Landgemeinden. 

Bie Gerichtsbezirke: 

1. Laibach, Ober-Laibach mit 
dem Wahlorte Laibach; Littai, 
Sittich mit dem Wohlorte Littai; 
Reifnitz, Grosslaschitz mit dem 
Wahlorte Reifnitz x 

2. Adelsberg, Feistritz, Seno- 
setsch, Wippach mit dem Wahlorte 
Adelsberg; Loitsch, Laas, Idria 
mit dem Wahlorte Loitsch ... 1 

3. Krainburg, Bischof lack, Neu- 
marktl mit dem Wahlorte Krain- 
burg; Stein, Egg ob Podpetsch mit 
dem Wahlorte Stein; Radmanns- 
dorf, Kronau mit dem Wahlorte 
Radmannsdorf 1 

4. Rudolfswerth mit dem Wahl- 
orte Rudolfswerth; Gurkfeld, Land- 
strass mit dem Wahlorte Gurkfeld ; 
Tschernembl, Möttling mit dem 
Wahlorte Tschernembl 1 

5. Gottschee mit dem Wahlorte 
Gottschee; Treffen, Seisenberg mit 
dem Wahlorte Treffen ; Ratschach, 
Nassenfuss mit dem Wahlorte Rat- 
schach 1 

Bukowina. 

a) Grossgrundbesitz. 

1. Erster Wahlkörper . . . . 1 

2. Zweiter Wahlkörper .... 2 

h) Städte. 

1. Stadt Czernowitz 1 

2. Suczawa, Sereth, Radautz . 1 

c) Handels- und Gewerbekam- 
mern. 
Die Handels- und Gewerbekam- 
mer in Czernowitz 1 

d) Landgemeinden. 

Die Gerichtsbezirke : 

1 . Czernowitz, Sadagöra mit dem 
Wahlorte Czernowitz; Storozynetz 
mit dem Wahlorte Storozynetz; 
Sereth mit dem Wahlorte Sereth I 
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2. Wiznitz, Putilla, Stanastie 
mit dem Wahlorte Wiznitz; Kotz- 
mann, Zastawna mit dem Wahlorte 
Kotzmann 1 

3. Radaiitz, Solka mit dem Wahl- 
orte Radautz ; Siiczawa, Gurahumora 
mit dem Wahlorte Suczawa ; Kim- 
polung, Dorna mit dem Wahlorte 
Kimpolung 1 

Mähren. 
ä) Grossgrundbesitz. 

Mähren 9 

h) Städte. 

1. Brunn 2 

2. Olmütz, Prossnitz, Deutsch- 
brodeck 1 

3. Mährisch- Trübau, Zwittau, 
Brüsau, Boskowitz, Gewitsch,Konitz, 
Müglitz, Loschitz, Littau, Aussee 1 

4. Neustadtl, Bystfitz, Saar, 
Grossbitesch, Tischnowitz, Teltsch, 
Jarmeritz 1 

5. Iglau , Trebitsch mit Ein- 
schluss der Judenstadt, Gross-Mese- 
ritsch mit Einschluss der Israeliten- 
gemeinde, Stannem 1 

6. Znaim, Datschitz, Jamnitz, 
Zlabings, Kromau, Eibenschitz, 
Mährisch-Budwitz 1 

7. Nikolsburg, Auspitz, Göding, 
Austerlitz, Konitz, Butschowitz, 
Gaya, Wisch au, Strassnitz, Lunden- 
burg, Pohrlitz 1 

8.Kremsier,Ungarisch-Hradisch, 
Ungarisch-Ostra, Bisenz, Wessely, 
Ungarisch-Brod 1 

9. Holleschau, Bistfitz (am Ho- 
stein), Wsetin, Keltsch, Zlin, Klo- 
bauk (politischer Bezirk Ungarisch- 
Brod), Wisowitz, Wallachisch-Me- 
seritsch, Prerau, Kojetein, Hullein, 
Tobitschau 1 

10. Neutitschein, Stramberg, 
Freiberg, Fulnek, Frankstadt, Mäh- 
risch- Ostrau , Mistek , Braunsberg 1 



Anzahl d. zu 
wähl. Abg. 

11. Weisskirchen, Leipnik, Bo- 
denstadt, Hof, Liebau, Bäm, Bautsch 1 

12. Sternberg, Neustadt, Römer- 
stadt, Schönberg, Altstadt, Hohen- 
stadt, Schildberg 1 

c) Handels- und Gewerbe- 
kammern. 

1. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Briinn 2 

2. Die Handels- und Gewerbe- 
kammer in Olmütz 1 

d) Landgemeinden. 

Die Gerlchtsbezlrke : 

1. Brunn, Eibenschitz mit dem 
Wahlorte Brunn; Wischau, But- 
schowitz, Austerlitz mit dem Wahl- 
orte Wischau 1 

2. Kremsier, Zdaunek mit dem 
Wahlorte Kremsier; Prerau, Koje- 
tein mit dem Wahlorte Prerau; 
Prossnitz, Plumenau mit dem Wahl- 
orte Prossnitz 1 

3. Littau, Konitz mit dem Wahl- 
orte Littau; Mährisch-Trtibau, Zwit- 
tau, Gewitsch mit dem Wahlorte 
Mährisch-Trübau ; Hohenstadt,Müg- 
litz, Neustadt mit dem Wahlorte 
Hohenstadt 1 

4. Boskowitz, Blansko, Kunstadt 
mit dem Wahlorte Boskowitz ; Tisch- 
nowitz mit dem Wahlorte Tischno- 
witz ; Neustadtl, Bystfitz, Saar mit 
dem Wahlorte Neustadtl .... 1 

5. Iglau, Teltsch mit dem Wahl- 
orte Iglau; Trebitsch, Gross-Mese- 
ritsch mit dem Wahlorte Trebitsch ; 
Mährisch-Budwitz, Hrottowitz, Na- 
mest mit dem Wahlorte Mährisch- 
Budwitz 1 

6. Znaim, Frain, Joslowitz mit 
dem Wahlorte Znaim; Datschitz, 
Jamnitz mit dem Wahlorte Dat- 
schitz; Nikolsburg, Kromau mit dem 
Wahlorte Nikolsburg 1 
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wühl. Abg. 

7. Auspitz, Lundenburg, Selo- 
witz, Klobauk (politischer Bezirk 
Auspitz) mit dem Wahlorte Auspitz ; 
Oaya, Göding, Steinitz mit dem 
Wahlorte Gaya 1 

8. Üngarisch-Hradisch, Ungar. - 
Ostra, Strassnitz mit dem Wahl- 
orte Üngarisch-Hradisch; Holle- 
schau, Bistfitz (am Hostein), Na- 
pajedl mit dem Wahlorte Holle- 
schau 1 

9. Wallachisch-Meseritsch, RoÄ- 
nau, Wsetin mit dem Wahlorte 
Wallachisch-Meseritsch ; üngarisch- 
Brod, Klobauk (politischer Bezirk 
Ungarisch-Brod), Wisowitz mit dem 
Wahlorte Ungarisch-Brod ; Mistek, 
Mährisch -Ostrau, Frankstadt mit 
(lern Wahlorte Mistek 1 

10. Neutitschein, Fulnek, Frei- 
berg mit dem Wahlorte Neutit- 
scliein; Weisskirchen, Leipnik, Lie- 
baii, Hof, die mährischen Enclaven 
der Gerichtsbezirke Troppau und 
Wagstadt in Schlesien mit dem 
Wahlorte Weisskirchen; die mähri- 
sclien Enclaven der Gerichtsbezirke 
Hotzenplotz und Hennersdorf in 
Schlesien mit dem Wahlorte Hot- 
zenplotz 1 

11. Olmütz mit dem Wahlorte 
Olmütz; Sternberg, Römerstadt mit 
dem Wahlorte Sternberg; Schön- 
berg, Altstadt, Wiesenberg, Schild- 
l'erg mit dem Wahlorte Schönberg 1 

Schlesien. 
a) Grossgrundbesitz. 

Schlesien 3 

h) Städte, 
c) Handels- und Gewerbe- 
kammern. 

1. Troppau; die Handels- und 
(ipwerbekammer in Troppau . . . 1 

2. Jägerndorf, Olbersdorf, Frei- 
^vaUlau, Jauernig, Weidenau, Zuck- 

Dr. D. Rauter, Oesterr. Staat:*-Lexikon. 



Ancuhl il- zu 
wÄM. Abg. 

mantel, Friedeberg, Freudenthal, 
Bennisch, Engelsberg, Wtirbenthal 1 

3. Teschen, Friedek, Freistadt, 
Oderberg, Wagstadt, Wigstadtl, 
Königsberg, Odrau 1 

4. Bielitz, Schwarzwasser, Skot- 
schau, Jablunkau 1 

d) Landgemeinden. 

Die Gerlclitsbezirke : 

1. Troppau und Wagstadt, mit 
Ausschluss der mährischen En- 
claven,Wigstadtl,Königsberg,Odrau 
mit dem Wahlorte Troppau; Jä- 
gemdorf, Olbersdorf mit dem Wahl- 
orte Jägemdorf 1 

2. Freudenthal, Bennisch, Wür- 
benthai mit dem Wahlorte Freuden- 
thal; Freiwaldau, Jauernig, Weide- 
nau, Zuckmantel mit dem Wahl- 
orte Freiwaldau 1 

3. Teschen, Friedek, Jablunkau 
mit dem Wahlorte Teschen ; Frei- 
stadt, Oderberg mit dem Wahl- 
orte VrGistadt; Bielitz, Schwarz- 
wasser, Skotschau mit dem Wahl- 
orte Bielitz 1 

Tirol. 

a) Grossgrundbesitz. 

1. Erster Wahlkörper . . . . 1 

2. Zweiter Wahlkörper ... 4 

h) Städte, 
c) Handels- und Gewerbe- 
kammer n. 

1. Innsbruck, Hall, Rattenberg, 
Schwatz, Kitzbichl, Kufstein, Imst, 
Vils, Reutte, Landeck (Angedair); 
die Handels- und Gewerbekammer 

in Innsbruck 1 

2. Botzen, Meran, Glums; die 
Handels- und Gewerbekammer in 
Botzen 1 

3 Brixen, Sterzing, Klausen, 
Kaltem, Tramin, Bruneck, Innichen, 
Lienz 1 
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'Afthl. Abg. 

4. Trient, Cles, Fondo, Mezzo- 
lombardo, Lavis, Cavalese, Pergine 1 

5. Roveredo, Mori, Arco, Riva, 
Ala, Borgo, Levico; die Handels- 
und Gewerbekammer in Roveredo 1 

d) Landgemeinden. 

Die tierJchtHbezirke : 

1. Innsbruck, Mieders, Steinach, 
Telfs, Hall mit dem Wahlorte Inns- 
bruck; Sterzing mit dem Wahlorte 
Sterzing 1 

2. Schwaz, Fügen, Zell mit dem 
Wahlorte Schwaz ; Kufstein, Ratten- 
berg mit dem Wahlorte Kufstein; 
Kitzbichl, Hopfgarten mit dem 
Wahlorte Kitzbichl 1 

3. Imst, Silz mit dem Wahlorte 
Imst; Reutte mit dem Wahlorte 
Reutte ; Landeck, Ried, Nauders mit 
dem Wahlorte Landeck ; Schlanders, 
Glums mit dem Wahlorte Schlanders, 1 

4. Botzen, Kaltem, Neumarkt, 
Kastelruth, Sarnthal, Klausen mit 
dem Wahlorte Botzen ; Meran, Pas- 
seyr, Lana mit dem Wahlorte Meran 1 

5. Bruneck, Welsberg, Enne- 
berg, Taufers mit dem Wahlorte 
Bruneck; Brixen mit dem Wahl- 
orte Brixen; Lienz, Sillian, Win- 
disch-Matrey mit dem Wahlorte 
Lienz; Ampezzo, Buchenstein mit 
dem Wahlorte Ampezzo 1 

6. Trient, Cembra, Vezzano, 
Civezzano, Pergine, Lavis mit dem 
Wahlorte Trient; Borgo, Levico, 
Strigno mit dem Wahlorte Borgo 1 

7. Cles, Fondo, Male, Mezzo- 
lombardo mit dem Wahlorte Cles; 
Cavalese, Fassa, Primör mit dem 
Wahlorte Cavalese 1 

8. Roveredo, Nogaredo, Mori, 
Ala mit dem Wahlbezirke Roveredo; 
Riva, Arco, Val di Ledro mit dem 
Wahlorte Riva; Tione, Stenico, 
Condino mit dem Wahlorte Tione . 1 



Vorarlberg. 

b) Städte. ^Ä,'.iir/ 

cjHandels-undGewerbekammerii, 

Bregenz , Feldkirch , Bludenz, 
Dombirn ; dieHandels- undGewerbe- 
kammer in Feldkirch I 

d) Landgemeinden. 

Ble Oerichtsbezirke : 

1. BregenZjBregenzerwaldjDorn- 
bim, mit dem Wahlorte Brengenz . l 

2. Feldkirch mit dem Wahl- 
orte Feldkirch ; Bludenz, Montafon 
mit dem Wahlorte Bludenz ... 1 

Istrien. 

a) Grossgrundbesitz. 
Istrien 1 



b) Städte. 
c^Hiin del s- und Ge Werbekammern. 

Parenzo, Capo d'Istria, Pirano, 
Rovigno, Pinguente, Isola, Muggia, 
Cittanuova, Umago, Montona, Buje, 
Visinada, Pisino, Albona, Fianona, 
Dignano, Pola, Lussinpiccolo, Lus- 
singrande, Cherso, Veglia, Volosca, 
Castua, Lovrana, Moschenizze ; die 
Handels- und Gewerbekammer in 
Rovigno 1 

d) Landgemeinden. 

Die Gerlchtsbczirke : 

1. Parenzo, Montona, Buje mit 
dem Wahlorte Parenzo; Capo 
d'Istria, Pirano, Pinguente mit dem 
Wahlorte Capo d'Istria, Dignano, 
Pola, Rovigno mit dem Wahlorte 
Dignano 1 

2. Pisino, Albona mit dem 
Wahlorte Pisino; Volosca, Castel- 
nuovo mit dem Wahlorte Valosca; 
Veglia, Cherso mit dem Wahlorte 
Veglia; Lussin mit dem Wahloite 
Lussin 1 

Görz und Gradiska. 

a) Grossgrundbesitz. 
Görz und Gradiska 1 
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&) Städte. ^Äib"g" 

c)Handels-imdGe Werbekammern. 

Görz, Cormons, Gradiska, Cer- 
vignano,Mpnfalcone,Aquileja,Grado, 
Tolmein, Flitsch, Karfreit, Canale, 
Haidenschaft, Sessana; die Handels- 
und Gewerbekammer in Görz . . 1 

d) Landgemeinden. 

Die OericIitKbezirke. 

1. Görz, Canale^ Haidenschaft, 
mit dem Wahlorte Görz; Tolmein, 
Kirchheim mit dem Wahlorte Tol- 
mein; Flitsch mit dem Wahlorte 
Flitsch; Sessana, Comen mit dem 
Wahlorte Sessana 1 

2. Gradiska, Connons, Cervi- 
jrnano, Monfalcone mit dem Wahl- 
orte Gradiska 1 

Stadt Triest mit ihrem Gebiete. 

6j Wählercia sse der Städte. 

1. Stadt Triest, erster Wahl- 
körper ' 1 

2. Stadt Triest, zweiter und drit- 
ter Wahlköi-per 1 

3: Stadt Triest, vierter Wahl- 
körper sammt den Wahlberechtigten 
des Gebietes von Triest mit dem 
Wahlorte Triest 1 

Unter den hier angeführten Wahl- 
körpem sind die nach dem Statute 
von Triest zur Wahl des Stadtrathes 
beinifenen Wahlkörper mit Einbe- 
ziehung der im § 9, dlinea 5, der 
Reichsrathswahlordnung bezeichne- 
ten Personen zu verstehen. 

cjHandels- und Gewerbekammern. 

Die Handels- und Gewerbekam- 
mer in Triest 1 

Sind mit Orten, die oben in städti- 
sche Wahlbezirke eingereiht sind, an- 
dere Ortschaften zu Einer Ortsgemeinde 
vereinigt, so wählen die Wahlberech- 
tigten der ganzen Ortsgemeinde in der 
Wählerclasse der Städte. In Ländern 
jedoch, wo ausnahmsweise bei den 



Landtagswahlen in solchen Ortsge- 
meinden die bei Festsetzung des Wahl- 
bezirkes genannten Orte für sich allein 
in der Wählerclasse der Städte und die 
übrigen Ortschaften der Ortsgemeinde 
in der Wählerclasse der Landgemein- 
den wählen, hat dies bei den Wahlen 
für den Reichsrath gleichfalls, und zwar 
auch bezüglich der oben in die städti- 
sche Wählerclasse des betreffenden 
Landes neu aufgenommenen Orte zu 
gelten. Der Wahl ort für die Wahlen 
des in Einem Wahlbezirke wählenden 
grossen Grundbesitzes ist jene Stadt, 
in welche derselbe seine Abgeordneten 
für den Landtag zu wählen hat. Die 
Wahlorte für die Wahlen des grossen 
Grundbesitzes in Böhmen, in Galizien 
mit Krakau, dann die Wahlorte für 
die Wahlen der Hochbesteuerten in 
Dalmatien, sowie die Gerichtszirke, 
deren Höchstbesteuerte in jedem die- 
ser Wahlorte wählen, sind oben be- 
stimmt. In den Wahlbezirken der 
Wählerclasse der Städte ist jeder in 
diese Wählerclasse eingereihte Ort 
(Stadtbezirk, Stadttheil) zugleich Wahl- 
ort. In den aus mehreren Orten ge* 
bildeten städtischen Wahlbezirken 
ist der oben bei Festsetzung des 
Wahlbezirkes erstgenannte Ort der 
Hauptwahlort. Für die Wahlen der 
Handels- und Gewerbekammern ist der 
Sitz der Kammer der Wahlort. Für 
jene Wahlkörper, welche aus einer 
oder aus mehreren Handels- und Ge- 
werbekammern und aus einem städti- 
schen Wahlbezirke gebildet sind, ist 
die oben bei Festsetzung des städti- 
schen Wahlbezirkes erstgenannte Stadt 
der Hauptwahlort. In der Wähler- 
classe der Landgemeinden wählen die 
Wahlmänner in dem oben bezeich- 
neten Wahlorte. In Wahlbezirken, flir 
welche 'mehrere W*«JJorte bestimmt 
sind, ist der erstgenannte Wahlort der 
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Hauptwalilort (Gesetz vom 2. April 
1873, Nr. 41 R.G.B., abgeändert durch 
das Gesetz vom 4. October 1882, Nr. 142 
R. G. B.). 

Itelelistaii;^ gemeinsame Ver- 
tretung sämmtlicher Länder der Ste- 
phanskrone, ungarisches Parlament, s. 
Ungarn. 

ltelclisvertretuii||^9 s. v. w. 
Reichsrath (s. d.). 

Itelelisiv^appeii« Das Wap- 
pen der Monarchie kommt in drei- 
facher Ausstattung, als grosses, 
mittleres und kleines Wappen vor. 
Allen diesen Wappen kommt gemein- 
sam zu der doppelköpfige schwarze 
Adler mit ausgebreiteten Flügeln, in 
der Rechten das Staatsschwert und das 
Scepter, in der Linken den Reichs- 
apfel haltend, mit der Kaiserkrone über 
den beiden Köpfen; auf des Adlers 
Brust liegt das genealogische AVappen 
des Kaiserhauses. Dies ist zugleich die 
Ausstattung des kleinen Wappens; das 
mittlere Wappen enthält ausserdem 
noch eilf Nebenschilde; das grosse 
Wappen ist überdies mit den Insignien 
der österreichischen Orden und anderen 
Neben werken versehen (Hofkanzlei- 
decret vom 22. August 1836). 

Iteli^loiis - Bekeiiiitiiiss 
(Glaubensbekenntniss, Confes- 
s i n). Jedem Oesterreicher steht nach 
vollendetem vierzehnten Lebensjahre 
das Recht zu, sich das Religions- 
bekenntniss frei zn wählen. Auch ist 
er berechtigt, aus jener Kirche oder 
Religionsgesellschaft, in der er erzogen 
wurde oder in die er später eingetreten 
ist, auszutreten, ohne in eine andere 
Kirche oder Religionsgesellschaft ein- 
zutreten, d. i. confess ionslos (s. d.) 
zu bleiben. Der Genus s der bürger- 
lichen und politischen Rechte ist von 
dem Religionsbekenntnisse principiell 
unabhängig (Art. XIV des Staatsgrund- 



gesetzes v. 21. December 1867, Nr. 142 
R. G. B.) Was das Religionsbe- 
k-enntniss der Kinder betrifft, so 
wird in der Praxis auch gegenwärtig 
noch an dem klericalen Grundsätze 
festgehalten, dass jedes Kind (auch das 
confessionsloser Eltern) in einem der 
vom Staate anerkannten Religions- 
bekenntnisse erzogen werden muss, 
widrigenfalls der Vater, resp. Vormund 
durch Strafen dazu verhalten wird. Das 
das Religionsbekenntniss der Kinder 
feststellende Gesetz vom 25. Mai 1868, 
Nr. 49 R. G. B., ordnet Folgendes an: 
Art. 1. Eheliche oder den ehelichen 
gleichgehaltene Kinder folgen, sofenie 
beide Elteni demselben Bekenntnisse 
angehören, der Religion ihrer Eltern. 
Bei gemischten Ehen folgen die Söhne 
der Religion des Vaters, die Töchter 
der Religion der Mutter. Doch können 
die Ehegatten vor oder nach Abschluss 
der Ehe durch Vertrag festsetzen, dass 
das umgekehrte Verhältniss stattfinden 
solle, oder dass alle Kinder der Reli- 
gion des Vaters oder alle der der 
Mutter folgen sollen. Uneheliche Kin- 
der folgen der Religion der Mutter. 
Im Falle keine der obigen Bestimmun- 
gen Platz greift, hat derjenige, wel- 
chem das Recht der Erziehung bezüg- 
lich eines Kindes zusteht, das Reli- 
gionsbekenntniss für solches zu be- 
stimmen. Reverse an Vorsteher oder 
Diener einer Kirche oder Religions- 
genossenschaft, oder an andere Per- 
sonen über das Religionsbekenntniss, 
in welchem Kinder erzogen und unter- 
richtet werden sollen, sind wirkungs- 
los. Art. 2. Das nach dem vorher- 
gehenden Artikel für ein Kind be- 
stimmte Religionsbekenntniss darf in 
der Regel so lange nicht verändert 
werden, bis dasselbe aus eigener freier 
Wahl eine solche Veränderung vor- 
nimmt. Es können jedoch Eltern, welche 
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nach Artikel 1 das Religionsbekeniit- 
iiiss der Kinder vertragsmässig zu be- 
stimmen berechtigt sind, dasselbe be- 
züglichjener Kinder ändern, welche noch 
nicht das siebente Lebensjahr zurück- 
gelegt haben. Im Falle eines Religions- 
wechsels eines oder beider Eltemtheile, 
beziehungsweise der unehelichen Mutter, 
sind jedoch die vorhandenen Kinder, 
welche das siebente Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, in Betreff des 
Religionsbekenntnisses ohne Rücksicht 
auf einen vor dem Religionswechsel 
abgeschlossenen Vertrag so zu behan- 
deln, als wären sie erst nach dem Re- 
ligionswechsel der Eltern, beziehungs- 
weise der unehelichen Mutter, geboren 
worden. Wird ein Kind vor zurück- 
gelegtem siebeuten Jahre legitimirt, so 
ist es in Betreff des Religionsbekennt- 
nisses nach Art. 1 zu behandeln (zwi- 
schen dem 7. und 14. Lebensjahre ist 
eine Aenderung des Religionsbekennt- 
nisses der Kinder unbedingt ausge- 
schlossen). Art. 3. Die Eltern und Vor- 
münder, sowie die Religionsdiener sind 
für die genaue Befolgung der vorstehen- 
den Vorschriften verantwortlich. Für 
den Fall der Verletzung derselben steht 
den nächsten Verwandten ebenso wie 
den Obern der Kirchen und Religions- 
genossenschaften das Recht zu, die 
Hilfe der Behörden anzurufen, welche 
die Sache zu untersuchen und das Ge- 
setzliche zu verfügen haben. 

üeber den Uebertritt von einer 
Kirche oder Religionsgenossenschaft zu 
einer anderen verfügt das Gesetz vom 
25. Mai 1868, Nr. 49 R. G. B., Nach- 
stehendes: Art. 4. Nach vollendetem 
14. Lebensjahre hat Jedermann, ohne 
Unterschied des Geschlechtes, die freie 
Wahl des Religionsbekenntnisses nach 
seiner eigenen üeberzeugung und ist 
in dieser freien Wahl nöthigenfalls von 
der Behörde zu schützen. Derselbe darf 



sich jedoch zur Zeit der Wahl nicht 
in einem Geistes- oder Gemüthszustande 
befinden, welcher die eigene freie Üeber- 
zeugung ausschliesst. Art. 5. Durch 
die Religionsveränderung gehen alle 
genossenschaftlichen Rechte der ver- 
lassenen Kirche oder Religionsgenos- 
senschaft an den Ausgetretenen ebenso 
wie die Ansprüche dieses an jene ver- 
loren. Art. 6. Damit jedoch der Aus- 
tritt aus einer Kirche oder Religions- 
genossenschaft seine gesetzliche Wir- 
kung habe, muss der Austretende den- 
selben der politischen Behörde melden, 
welche dem Vorsteher oder Seelsorger 
der verlassenen Kirche oder Religions- 
genossenschaft die Anzeige übermittelt. 
Den Eintritt in die neugewählte Kirche 
oder Religionsgenossenschaft muss der 
Eintretende dem betreffenden Vorsteher 
oder Seelsorger persönlich erklären. 
Zur Ausführung dieser Anordnungen 
bestimmt die Min.-Vdg. vom 18. Jänner 
1869, Nr. 13 R. G. B., Nachstehendes: 
§ 1. Die zur Entgegennahme der Er- 
klärung des Austrittes aus einer Kirche 
oder Religionsgesellschaft .berufene po- 
litische Behörde ist die k. k. Bezirks- 
hauptmannschaft des Wohn- und Auf- 
enthaltsortes des Meldenden, und in 
jenen Städten, die eigene Gemeinde- 
statute haben, die mit der politischen 
Amtsführung betraute Gemeindebe- 
hörde. § 2. Die Competenz der Be- 
hörde zur Entgegennahme der Aus- 
trittserklärung ist durch die österrei- 
chische Staatsbürgerschaft des Aus- 
tretenden nicht bedingt. § 3. Die Mel- 
dung muss bei der Behörde mündlich 
zu Protokoll gegeben oder in einem 
an diese gerichteten, mit der Unter- 
schrift des Ausstellers versehenen 
Schriftstücke niedergelegt sein, und jene 
Angaben enthalten, die nöthig sind, 
um zu beurtheilen, wem sie zu über- 
mitteln sei. Ist diesen Erfordernissen 
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nicht entsprochoii , so imiss der Aus- 
tretende zur Ergänzung des Fehlenden 
vorgeladen werden. § 4. Die Identität 
der Person des Anmeldenden, und ob 
derselbe das vierzehnte Lebensjahr zu- 
rückgelegt und sich in dem erforder- 
lichen Geistes- und Gemüthszustande 
befinde, hat die Behörde nur dann zu 
pri\fen, wenn Umstände vorliegen, die 
begründete Zweifel zu erregen geeignet 
sind. § 5. Die Austretenden sind von 
den über ihre Anmeldung getroffenen 
Verfügungen schriftlich zu verständigen. 
Die schriftliche Verständigung kann 
unterbleiben, wenn die Partei, deren 
Identität nachgewiesen ist, hierauf ver- 
zichtet oder wenn die mündliche Ver- 
ständigung ausreicht. Die in Oester- 
reich gesetzlich anerkannten Religions- 
genossenschaften sind unter dem Ar- 
tikel „Kirche" aufgezählt. 

Relisioiisdeliete, dazu ge- 
hören nach dem österr. Strafgesetze 
das Verbrechen der Religionsstörung 
(§ 122) und die Vergehen nach §§ 
303 und 304 St. G. ; das erstere Delict 
begeht : 1 . wer durch Reden, Hand- 
lungen, in Druckwerken oder verbrei- 
teten Schriften Gott lästert, d. h. in 
der Absicht das höchste Wesen herab- 
zuwürdigen, eine beschimpfende Aeus- 
serung thut, und 2. wer eine im 
Staate bestehende Religionsübung 
stört, oder durch entehrende Miss- 
handlung an den zum Gottesdienste 
gewidmeten Geräth Schäften oder sonst 
durch Handlungen, Reden, Druckwerke 
oder verbreitete Schriften öffentlich 
der Religion Verachtung bezeigt. Das 
Wesentlichste bei diesen Verbrechen 
ist, dass die Absicht bei der Handlung 
gegen Gott oder gegen die Religion 
t^erichtet sein muss. Die Strafe ist 
nach Massgabe der Umstände schwerer 
Kerker von ein bis zehn Jahren, oder 
Kerker von sechs Monaten bis zu 



einem Jahre. Des Vergehens nach 
§ 303 des St. G. macht sich schuldig, 
wer öffentlich die Lehren, Gebräuche 
oder Einrichtungen einer im Staate 
gesetzlich anerkannten Kirche oder 
Religionsgesellschaft verspottet oder 
herabzuwürdigen sucht, oder einen 
Religionsdiener bei Ausübung gottes- 
dienstlicher Verrichtungen beleidigt, 
oder sich während ihrer öffentlichen 
Religionsübung auf eine Aergerniss 
erregende Weise unanständig beträgt. 
Die Strafe ist strenger Arrest von 
einem bis zu sechs Monaten. Des 
Vergehens nach § 304 St. G. macht 
sich schuldig, wer zur Begründung? 
oder Verbreitung einer Religions- Ge- 
sellschaft (Secte), deren Anerkennung 
von der Staatsverwaltung für unzu- 
lässig erklärt wurde, Versammlungen 
veranstaltet, Vorträge hält oder ver- 
öffentlicht, Bekenner anwirbt oder was 
immer für eine zu diesem Zwecke ab- 
zielende Handlung unternimmt. Die 
Strafe ist Arrest von einem bis zu 
drei Monaten. 

Religfioiisfoiid 9 Capitals- 
stamm, welcher aus dem Vermögen 
der unter Kaiser Joseph II. aufge- 
hobenen Klöster gebildet wurde. Der 
Religionsfond erhält Zuflüsse durch 
die luterkalarfrüchte der erledigten 
Benificien und durch die Vermögens- 
steuer der Klöster und der Inhaber 
kirchlicher Pfründen. Die Verwaltuncf 

CT* 

des Religionsfondes steht dem Staate zu. 

Relisfioii8|i^eiios8eii-i 
seliaft; s. Kirche. 

Relisfioiisi^esellseliafty s. 

Kirche. 

RellKioiis^^eelisel • s. R e- 

ligionsbekenntniss. 

Reiiteiiselitild, eine Schuld, 
bei welcher der Schuldner nur zur 
Zahlung contractlich festgesetzter Zin- 
sen, nicht aber des Capitales ver- 
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pflichtet ist. Diesen Charakter hat 
die allgemeine Staatsschuld (s. d.). 

Reiiuiitiationsaete , siehe 
Thronfolge. 

Replik 9 die vom Kläger im 
Civilverfahren vorgebrachte Gegenaus- 
führung wider die Einrede des Be- 
klagten. 

ReprSsentaiitentafelyZwei- 
te Kammer des ungarisch. Parlamentes, 
ungarisches Abgeordnetenhaus. Zu den 
Erfordernissen der Wählbarkeit in das 
ungarische Abgeordnetenhaus gehört 
unter Anderem die Kenntnis s der 
magj'arischen Sprache. Die Reprä- 
sentantentafel besteht aus 81 Abge- 
ordneten der Städte, 332 der Comitate 
und 40 des croatisch - slavonischen 
Landtages. 

ReprSseii tat! werf as- 
saii||^9 s. Staatsform. 

Republik 9 Freistaat, siehe 
Staatsform. 

Reserveofflei er e 9 s. Ein- 
jährig-Freiwilliger. 

Resolut! oiiyMeinungsausdruck 
einer Versammlung, gewöhnlich zu dem 
Zwecke, um einen Einfluss auf die 
Regierung auszuüben. 

Ressortminister^ Minister 
welcher die Leitung eines bestimmten 
Verwaltungszweiges hat, im Gegensatz 
zum Minister ohne Portefeuille. 

Ressortstreit, s. Minister. 

Revision 9 nochmalige Durch- 
sicht oder Prüfung. Im juristischen 
Sinne jenes Rechtsmittel, mittels des- 
sen derjenige, der sich durch ein 
in IL Instanz erflossenes Civilurtheil 
(8. ürtheil) fllr beschwert erachtet, die 
Entscheidung der III. Instanz (des 
k. k. obersten Gerichtshofes in Wien) 
begehrt. 

Rieiiter, richterlicher Beamter, 
Staatsdiener, welchem die Entscheidung 
der vor Gericht anhängig gemachten 



Rechtssachen zusteht. In die Hände 
der Richter ist die Realisirung des 
Hauptzweckes des Staates gelegt, näm- 
lich die Verwirklichung dessen , was 
Recht ist, ohne Ansehung der Person, 
des Standes und der in den Regierungs- 
kreisen herrschenden Strömmung. Um 
dieser Aufgabe gerecht werden zu 
können, setzt die Verfassung die ün- 
absetzbarkeit des Richters fest imd 
räumt ihm das Recht ein, über die 
Giltigkeit von Regierungsverordnungen 
zu entscheiden (Staatsgrundges. vom 
21. December 1867, Nr. 114R.G.B.). 
Betreffs der richterlichen Personen 
bestehen nachstehende Rangstufen ; 
Adjunct (IX. Rangclasse), Bezirks- 
richter, Rathssecretäre und Raths- 
secretärs-Adjuncten (VIII. Rangclasse), 
Landesgerichtsräthe (VII. Rangclasse), 
Oberlandesgerichtsräthe und Präsiden- 
ten der Kreisgerichte (VI. Rangclasse), 
Hofräthe, Präsidenten der Landes- 
gerichte und Vice-Präsidenten der 
Oberlandesgerichte (V. Rangclasse), 
Senatspräsidenten des obersten Ge- 
richtshofes (IV. Rangclasse), Präsiden- 
ten der Oberlandesgerichte (III. Rang- 
classe), Präsidenten des obersten Ge- 
richtshofes (IL Rangclasse). Betreffs der 
Organisiriing der Justiz s. Gerichts- 
organisation. 

Rieiiterlieiie Reiijfrden^ 
s. Gerichte. 

RiH^orosen, strenge Prüfungen, 
welche derjenige abzulegen hat, der 
den Doctorsgrad erlangen will. Die 
Rigorosen können erst nach Absol- 
virung der Universitätsstudien abgelegt 
werden. Gegenwärtig ist diesfalls die 
Rigorosenordnung vom 15. April 1872, 
Nr. 57 R.G.B., massgebend. 

Rittmeister 9 Bezüge des, s. 
Gage. 

Robots (Frohndienst), perio- 
disch wiederkehrende Dienstleistungen, 
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welche die Besitzer bestimmter Liegen- 
schaften, namentlich von Bauerngütern, 
an die vonnals bestandenen Herr- 
schaften (Dominien), welche in den 
Händen des Adels waren, unentgelt- 
lich leisten mussten. Robot und Zehent 
sind über Antrag des Volksmannes 
Hans Kudlich mit Patent vom T.Sep- 
tember 1848 aufgehoben worden. Um 
dieses Unterthänigkeitsverhältniss dau- 
ernd zu beseitigen, wurde in das 
Staatsgrundgesetz vom 21. December 
1867, Nr. 142 R. G. B., die ausdrück- 
liche Bestimmung aufgenommen, dass 
jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeits- 
verband fl\r immer aufgehoben sei, 
sowie dass jede aus dem getheilten 
Eigenthume auf Liegenschaften haf- 
tende Schuldigkeit oder Leistung ab- 
lösbar sei und dass in der Zukunft 
keine Liegenschaft mit einer derarti- 
gen unablösbaren Leistung belastet 
werden dürfe. Dadurch ist der mehr- 
hundertjährige Kampf um die Frei- 
heit des Bauernstandes zum entgiltigen 
Abschlüsse gekommen. 

Romanen, Völker der lateini- 
schen Ra(je, Zweig des indo-euro- 
päischen Stammes, zu welch' Letzterem 
ausser den Romanen noch die Germanen 
und die Slaven gehören. In Europa 
sind im Ganzen 97 Millionen Romanen. 
Das österr. -Ungar. Reich zählt 3,348.000 
Romanen, also 8*91% der gesammten 
Bevölkerung. In Cisleithanien bedienen 
sich 859.452 einheimische Personen 
(3-95% der Bevölkerung) einer der 
romanischen Umgangssprachen. Die 
Romanen Oesterreich-Ungams zerfal- 
len in Westromanen und Ostromanen. 
Die Westromanen (725.000) theilen 
sich wieder in: a) Italiener, in Süd- 
tirol. Ihre Sprachinseln ziehen sich 
durch das Küstenland, das Grenzge- 
biet bis an die Südspitze Dalmätiens ; 
h) die Ladin er in einzelnen Thälem 



(Grödner-, Abtei- und Enneberger- 
Thal) des südöstlichen Tirols: c) die 
Furlaner (Friauler) in einem 
kloinen Theile von Görz und Gradiska. 
Die grosse Mehrzahl der Westromanen 
(668.653) wohnt in Cisleithanien. Ost- 
romanen, Rumänen (Walachen) 
(2,623.000) haben die Hälfte der Bu- 
kowina, den grösseren Theil Sieben- 
bürgens, beträchtliche Districte Un- 
garns und des Grenzgebietes inue. 
Sprachinseln sind in Ungarn an der 
Maros und um Temesvar, am entfern- 
testen in Istrien. In Cisleithanien be- 
finden sich 190.799 Rumänen. 

Kjfniiseli - katholiselie 
Rirelie, s. Kirche. 

RoveredOy 8.864 Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch das Gesetz vom 12. December 
1869, Nr. 1 L. G. B. für 1870. Der 
Gemeinderath (Gemeindevertretung) be- 
steht aus 45 Mitgliedern. Betreffs des 
Wahlrechtes und der Wählbarkeit zur 
Gemeindevertretung s. Gemeinde- 
wahl; betreffs des Wirkungskreises 
der Gemeindevertretung s. Städte. 

Rowig^no 9 9.522 Einwohner, 
Stadt mit eigenem, Statute, erflossen 
durch das Gesetz vom 30. December 
1869, Nr. 4 L. G. B. für 1870. Der 
Gemeinderath (Gemeindevertretung) be- 
steht aus 30 Mitgliedern. Betreffs des 
Wahlrechtes und der Wählbarkeit zur 
Gemeindevertretung s. Gemeinde- 
wahl; betreffs des Wirkungskreises 
der Gemeindevertretung s. Städte. 

Rultebezüg^e^ der Staatsbe- 
amten, s. Gehalte. 

Rumänen (Walachen), ro- 
manischer Sprachzweig, s. Romanen. 

Rutlienen^ s. Slaven. 

Riiek8eliritt(Reaction), das 
Zurückgreifen auf solche früher be- 
standene Einrichtungen und Normen 
zum Zwecke der Befriedigung der 
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staatlichen Bedürfnisse eines Volkes, 
welche dem gegenwärtigen Entwick- 
lungsznstande der Volksgesammtheit 
nicht mehr entsprechen, z. B. Schaf- 
fimg von Vorrechten für einzelne 
Stände, Wiedereinführung der absolu- 
ten Staatsform, Verleihung von Zwangs- 
gewaltan die einzelnen Religionsgesell- 
schaften zur Erzielung religiöser Hand- 



lungen, Beseitigung der Geschwomen- 
gerichte etc. Während der Fortschritt 
(s. d.) in der Regel das Interesse der 
Gesammtheit der Staatsbürger zum 
Leitstern hat, hat der Rückschritt ge- 
wöhnlich nur das Interesse einzelner 
Stände (Classen) vor Augen. Vgl. den 
Artikel „Conservativ". 



S. 



SaclibeseliSdiffruiiffr (Be- 
schädigung fremden Eigenthums) ist 
im Allgemeinen jede widerrechtliche 
Beschädigung oder Zerstörung einer 
fremden Sache. Abgesehen von der civil- 
rechtlichen Verantwortlichkeit kann 
die Sachbeschädigung strafrechtlich 
tbeils zum Verbrechen, theils zur 
üebertretung werden. Zum Verbrechen 
wird die Sachbeschädigung unter der 
Voraussetzung von Bosheit oder Muth- 
willen auf Seite des Thäters : a) wenn 
der Schade, welcher entstanden ist 
oder im Vorsatze des Thäters gelegen 
ist, filnfundzwanzig Gulden übersteigt; 
h) wenn ohne Rücksicht auf die Grösse 
des Schadens daraus eine Gefahr für 
das Leben, die Gesundheit, körper- 
Hclie Sicherheit von Menschen oder 
in grösserer Ausdehnung für fremdes 
Gut entstehen kann; c) wenn dieselbe 
an Eisenbahnen, sie mögen mit oder 
ohne Dampfkraft getrieben werden 
oder an den dazu gehörigen Anlagen, 
Beförderungsmitteln, Maschinen, Ge- 
räthschaften oder anderen zum Betriebe 
derselben dienenden Gegenständen, 
oder an Dampfmaschinen, Dampfschif- 
fen, Dampfkesseln, Wasserwerken, 
Brücken, Vorrichtungen in Bergwer- 
ken oder überhaupt unter besonders 



gefährlichen Verhältnissen verübt wor- 
den ist. Die Strafe dieses Verbrechens 
ist in den Fällen ä) schwerer Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre, 
in den Fällen b) und c) schwerer Ker- 
ker von einem bis zu fünf Jahren — 
nach Grösse der Gefahr und Bosheit 
auch bis zu zehn Jahren. Ist aber aus 
der Beschädigung wirklich ein Unfall 
für die Gesundheit, körperliche Sicher- 
heit oder in grösserer Ausdehnung für 
das Eigenthum Anderer entstanden, 
so sollen die Schuldigen mit schwerem 
Kerker von zehn bis zwanzig Jahren, 
bei besonders erschwerenden Umstän- 
den mit lebenslangem schweren Kerker, 
und wenn eine solche Beschädigung 
den Tod eines Menschen zur Folge 
hatte und dies vom Thäter vorher- 
gesehen werden konnte, mit dem Tode 
bestraft werden. Ebenso wird auch 
jede boshafte oder muthwillige Be- 
schädigung eines Bestandtheiles des 
Staatstelegraphen, sowie jede absicht- 
liche Störung des Betriebes und jeder 
Missbrauch dieser Staatsanstalt ohne 
Rücksicht auf die Grösse des Schadens 
als Verbrechen behandelt und mit 
schwerem Kerker von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre und nach Grösse 
des Schadens und bei besonderer Bos- 
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heit bis zu fünf Jahren bestraft. An 
dere boshafte Sachbeschädigung, wie 
z. B. das Zerschlagen einer zur öffent- 
lichen Beleuchtung aufgestellten La- 
terne, die muthwillige Abwerfung oder 
Beschädigung einer Brücke, Schleusse, 
eines Dammes, Beschlages oder Ge- 
länders, oder was immer für eines 
Bauwerkes, wodurch Ufer der Flüsse 
und Bäche befestigt, oder Abschüsse 
an Strassen, Brücken oder Wegen be- 
wahrt sind, oder die Hinwegreissung 
oder absichtliche Beschädigimg von 
Wamungszeichen, welche, um Unglück 
zu verhüten, aufgestellt werden, sind 
als Uebertretungen mit Arrest, bezie- 
hungsweise strengem Arrest bis zu 
drei Monaten zu bestrafen. 

Saelie^ im juridischen Sprach- 
gebrauche ein räumlich begrenztes 
Stück Aussenwelt, welches der mensch- 
lichen Herrschaft unterworfen ist. Die 
Sachensind entweder „freisteh ende", 
die Jedermann durch Besitzergreifen 
sich zueignen kann, „öffentliche", 
die dem öffentlichen Interesse und 
Gebrauche dienen und dem Privatver- 
kehre vollkommen entzogen sind, an 
denen Niemand Besitz oder Eigenthum 
erwerben kann, wie Flüsse, Land- 
strassen, Meeresufer, endlich„S t a a t s-" 
oder „Privatgut". Eine weitere 
rechtliche Eintheilung der Sachen ist die 
in „bewegliche" und „ unbewegliche " ; 
zu den letzteren gehören ausser den 
im natürlichen Sinne unbeweglichen 
auch an sich bewegliche, welche aber 
im juristischen Sinne als unbeweg- 
liche Sachen behandelt w^erden, ent- 
weder weil sie das Zugehör einer un- 
beweglichen Sache bilden, oder weil 
sie vom Gesetze ausdrücklich als eine 
unbewegliche Sache erklärt werden; 
in „verbrauchbare" und „unver- 
b rauchbare", je nachdem sie nur 
durch gänzliche Zerstörung oder merk- 



liche Verringerung ihrer Substanz ihre 
gewöhnliche Bestimmung erfüllen, oder 
gebraucht werden können, ohne ver- 
braucht werden zu müssen; in „ver- 
tretbare" und „nicht vertret- 
bare", erstere sind solche, welche 
nach Mass, Zahl und Gewicht geschätzt 
werden, wie Getreide, Geld etc.; in 
„theilbare" und „untheilbare'^, je 
nachdem sie ohne Zerstörung ihres 
Wesens und ohne erhebliche Minde- 
rung ihres Werthes getheilt werden 
können oder nicht ; endlich in „s ch ä t z- 
bare" und „unschätzbare", je 
nachdem deren Werth durch Verglei- 
chung mit anderen im Verkehre be- 
findlichen Sachen festgestellt werden 
kann oder nicht. 

Saliiieiiselteine^ auch Par- 
tial-Hypothekar- Anweisungen genannt, 
die auf den Salinen von Gmunden, 
Aussee und Hallein einverleibten Hv- 
pothekarscheine. Diese Salinenscheine . 
bilden einen Theil der Staatsschuld 
(s. d.). 

lialzliarffr^Herzogthum.Flächen- 
inhalt : 7.154 D Kilom. (129 D M.). 
Einwohnerzahl: 163.570 in 155 Ge- 
meinden, 859 Ortschaften, 26,452 
Häusern. Die Bevölkerung gehört mit 
99 -7 Vo dem deutschen Volksstamme 
an und bekennt sich mit 99*46 % zur 
katholischen Religion. Die Landes- 
hauptstadt Salzburg zählt 24.952 Ein- 
w^ohner. Die politische Verwaltung 
wird durch die Landesregierung in 
Salzburg, den Magistrat in Salzburg 
und vier Bezirkshauptmannschaften 
besorgt. Der Rechtspflege dienen: 
das Landesgericht in Salzburg und 
zwanzig Bezirksgerichte. Organe der 
Finanzverwaltung in Salzburg sind: 
die Finanz - Direction , die Finanz- 
Procuratur. das Gebührenbemessungs- 
amt, das Hauptzollamt, das Landes- 
Zahlamt, die Steuerlocalcommission 
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und das Hauptsteueramt, sämmtliche 
in Salzburg, endlich die Steuerämter 
bei allen Bezirksgerichten mit Aus- 
nahme von Lofer, Mattsee, St. Michael 
und Thalgau, sowie zwei Finanz-In- 
spectorate in Salzburg und St. Johann. 
An ünterrichtsanstalten besitzt Salz- 
burg 1 Kunstschule, 4 Mittelschulen 
in Salzburg, 12 Specialinstitute, 171 
Volks- und Bürgerschulen. Zeitungen 
erscheinen 10. Der Grund und Boden 
repräsentirte im Jahre 1879 einen 
Werth von 87 Mill. Gulden und das 
Bmttoerträgniss desselben 25 Mill. 
Gulden. Der Viehstand repräsentirte 
in jenem Jahre einen Werth von nahezu 
9 Mill. Gulden. Der Landtag be- 
steht aus sechsundzwanzig Mitgliedern, 
nämlich : dem Fürsterzbischof e von 
Salzburg, dann aus fünfundzwanzig 
gewählten Abgeordneten, und zwar: 
1. aus fünf Abgeordneten des Gross- 
gnindbesitzes ; 2. aus zehn Abge- 
ordneten der durch die Wahlordnung 
bezeichneten Städte und Märkte; 3. 
aus zwei Abgeordneten der Handels- 
und Gewerbekammer, und 4. aus acht 
Abgeordneten der übrigen Gemeinden. 
(Ueber den Wirkungskreis des Land- 
tages s. d.) 

Land tags wähl Ordnung: Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für die 
Wahl der Abgeordneten aus der C 1 a s s e 
des grossen Grundbesitzes bildet 
das ganze Herzogthum Salzburg Einen 
Wahlbezirk. Die Wähler haben in 
Einem Wahlkörper fünf Abgeordnete 
zu wählen. Der Wahlort ist Salzburg. 
§ 2. Für die Wahl der Abgeordneten 
der Städte und Märkte als solche 
bilden : die Landeshauptstadt Salzburg 
Einen Wahlbezirk, die Städte : a) Hal- 
lein, h) Radstadt, je Einen Wahlbezirk, 
dann c) Neumarkt, Seekirchen, Strass- 
walchen, Obemdorf, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; dj Golling , Abtenau, 



Kuchl, zusammen Einen Wahlbezirk; 
e) St. Johann, Werfen, Hofgastein, St. 
Veit, Wagrain, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; f) Zell am See, Saalfelden, 
Mittersill, Lofer, Taxenbach, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; ff) Tamsweg, 
St. Michael, Mauterndorf, zusammen 
Einen Wahlbezirk. § 3. Salzburg, 
Hallein und Radstadt sind die Wahl- 
orte der bezüglichen Wahlbezirke. In 
jedem aus mehreren Ortschaften ge- 
bildeten Wahlbezirke ist die im § 2 
bei der Festsetzung des Wahlbezirkes 
zuerst angeführte Ortschaft der Wahl- 
ort dieses Wahlbezirkes. § 4. Von den 
im § 2 angeführten acht Wahlbezirken 
hat Salzburg drei Landtagsabgeordnete, 
und jeder andere Wahlbezirk Einen 
Abgeordneten zu wählen. Alle Wahl- 
bei-echtigten jedes Wahlbezirkes bilden 
Einen Wahlkörper. § 5. Die Handel s- 
und Gewerbekammer in Salzburg 
hat zwei Abgeordnete zu wählen. Für 
diese Wahlen haben die Mitglieder 
und Ersatzmänner der Kammer den 
Wahlkörper zu bilden. § 6. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden bilden die Bezirke: 1. Salz- 
burg (Umgebung), Neumarkt, Hallein, 
Oberndorf, Mattsee, Thalgau, Golling, 
Abtenau, St. Gilgen, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 2. Werfen, St. Johann, 
Gastein, Radstadt, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 3. Zell am See, Lofer, 
Salfelden, Mittersill, Taxenbach, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 4. Tams- 
weg, St. Michael, zusammen Einen 
Wahlbezirk; § 7. In jedem ftir die 
Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden gebildeten Wahlbezirke ist 
der Sitz des politischen Bezirksamtes 
des im § 6 bei Festsetzung jedes 
Wahlbezirkes zuerst angeführten Be- 
zirkes der Wahlort. § 8. Von dem 
im § 6 unter 1. aufgeführten Wahl- 
bezirke sind drei und von den Wahl- 
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bezirken sub 2 und 3 je zwei Abge- 
ordnete, von dem Wahlbezirke sub 4 
Ein Abgeordneter zu wählen. Die 
Wahlmänner aller in Einem Wahl- 
bezirke gelegenen Gemeinden (mit Aus- 
nahme der nach § 2 zur Wahl von 
Abgeordneten berechtigten Städte und 
Märkte) bilden Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 9. Die Abgeordneten der Wähler- 
classe des grossen Grund- 
besitzes sind durch directe Wahl 
der grossjährigen, dem österreichischen 
Staatsverbande anpehörigen Besitzer 
jener Güter, deren Jahresschuldigkeit an 
landesfürstlichen Realsteuem (mit Aus- 
nahme des Kriegszuschlages) wenigstens 
Einhundert Gulden beträgt, zu wählen. 
§ 10. Unter mehreren Mitbesitzern 
eines zur Wahl berechtigenden Gutes 
kann nur derjenige aus ihnen wählen, 
welchen sie hierzu ermächtigen. Der 
Besitz zweier oder mehrerer Güter, 
deren Jahresschuldigkeit an landesfürst- 
lichen Realsteuem (mit Ausnahme des 
Kriegszuschlages) zusammengenommen 
wenigstens Einhundert Gulden beträgt, 
berechtiget ebenfalls zur Wahl. § 11. 
Für jene zur Wahl berechtigenden 
Güter, in deren Besitz eine Corpora- 
tion oder Gesellschaft sich befindet, ist 
das Wahlrecht durch jene Person aus- 
zuüben, welche nach den bestehenden 
gesetzlichen oder gesellschaftlichen 
Normen berufen ist, die Corporation 
oder Gesellschaft nach aussen zu ver- 
treten. Gemeinden , welche sich im 
Besitze von zur Wahl berechtigenden 
Gütern befinden, können als solche 
dieses Wahlrecht nicht ausüben. § 12. 
Die Abgeordneten der im § 2 aufge- 
führten Städte und Märkte sind durch 
directe Wahl aller jener, nach dem 
besonderen Gemeindestatute oder dem 
Gemeindegesetze vom 2. Mai 1864 zur 
Wahl der Gemeindevertretung dieser 



Städte und Märkte berechtigten und 
nach § 17 der Landtags Wahlordnung 
vom Wahlrechte nicht ausgeschlossenen 
Gemeindeglieder zu wählen, welche 
ä) in Gemeinden mit drei Wahlkörpern 
zum ersten und zweiten Wahlköi'per 
gehören und im dritten Wahlkörper 
mindestens zehn Gulden an directeu 
Steuern entrichten; &) in Gemeinden 
mit weniger als drei Wahlkörpem die 
ersten zwei Drittheile aller nach der 
Höhe ihrer Jahres Schuldigkeit an di- 
recten Steuern gereihten Gemeinde- 
wähler ausmachen. Diesen sind die 
Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder und 
jene Gemeindeangehörigen anzureihen, 
welche nach der Gemeinde Wahlordnung 
des Landes, § 1, Punkt 2, ohne Rück- 
sicht auf Steuerzahlung wahlberechtigt 
sind. § 13. Die Wahl der Abgeordne- 
ten der Landgemeinden hat durch 
gewählte Wahlmänner zu geschehen. 
Jede Gemeinde des Wahlbezirkes hat 
auf je fünfhundert Einwohner Einen 
Wahlmann zu wählen. Restbeträge, 
welche sich bei der Theilung der Ein- 
wohnerzahl durch fünfhundert ergeben, 
haben, wenn sie zweihundertfünfzig 
oder darüber betragen, als fünfhundert 
zu gelten ; wenn sie weniger als zwei- 
hundertfünfzig betragen, uiiberücksich- 
tigt zu entfallen. Kleine Gemeinden, 
deren Einwohnerzahl weniger als 
fiinfhundert beträgt, wählen Einen 
Wahlmann. § 14. Die Wahlmänner 
jeder Gemeinde sind durch jene nach 
dem Gemeindegesetze vom 2. Mai 1864 
zur Wahl der Gemeindevertretung be- 
rechtigten und nach § 17 der Land- 
tagswahlordnung vom Wahlrechte nicht 
ausgeschlossenen Gemeindeglieder zu 
wählen, welche ä) in Gemeinden mit 
drei Wahlkörpern den ersten und 
zweiten Wahlkörper bilden, h) in Ge- 
meinden mit weniger als drei Wahl- 
körpern die ersten zwei Drittheile aller 
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nach der Höhe ihrer Jahresschulcligkeit 
an directen Steuern gereihten Ge- 
meindewähler ausmachen. Diesen sind 
die Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder 
und jene Gemeindeangehörigen anzu- 
reihen, welche nach der Gemeinde- 
wahlordnung des Landes, § 1, Punkt 2, 
ohne Rücksicht auf Steuerzahlung 
wahlberechtigt sind. {Betreffs der Er- 
fordernisse der Wählbarkeit in den 
Landtag, sowie darüber, welche Per- 
sonen von dem diesfälligen Wahlrechte 
und der Wählbarkeit ausgeschlos- 
sen sind, s. Landtag.) 

SalaEliur|i^9 24.952 Einwohner, 
Stadt mit eigenem Statute, erflossen 
durch die Min. Vdg. vom IL Juni 1850, 
Z. 11922 (L. G. B. fi\r Salzburg 1850, 
Nr. 322), revidirt durch das Gesetz vom 
b. December 1869, Nr. 41 L. G. B. 
I>erGemeinderath(Gemeindevertretung) 
besteht aus dreissig Mitgliedern. Be- 
treffs des Wahlrechtes und der Wähl- 
barkeit zur Gemeindevertretung s. G e- 
meindewahl; betreffs des Wirkungs- 
kreises der Gemeindevertretung siehe 
Städte, 

^auitStsratli, s. Landes- 
b e h ö r d e. 

SanitRtsrefereiit, s. Lan- 
desbehörde. 

SaiiitRtstruppe^ s. Kriegs- 
w e s e n. 

Sanktion^ Genehmigung; ins- 
besondere die zum Zustandekommen 
eines Reichs- oder Landesgesetzes er- 
forderliche Zustimmung des Kaisers 
zu den diesfälligen Beschlüssen der 
Vertretungsköi'per. 

Seliatzselieiiie, solcheSchuld- 
scheine des Staates, welche kurzfällige 
Terminschulden auf 3 oder 6 oder 12 
Monate darstellen und nach dem für 
knrzfällige Schulden üblichen Zinsfusse 
zu verzinsen sind. Die Schatzscheine 



bilden einen Theil der schwebenden 
Staatsschuld. 

SeliRtzuiigfseidy s. Eid. 

Selieiii eoiiAti tu tioiialis- 
iiiaSy wenn in Wirklichkeit absolu- 
tistisch, der äusseren Form, also dem 
Scheine nach Constitutionen regiert 
wird. 

Selile8ien,Herzogthum.Flächen- 
inhalt 5147 DKilom. (93 QM.). Ein- 
wohnerzahl 565.475 in 492 Gemeinden, 
721 Ortschaften und 70.832 Häusern. 
Von der Bevölkerung sind 48- fl Deut- 
sche; 28-13% Polen, 22-95% Cechen, 
Mährer und Slovaken. Davon bekennen 
sich 84*48% zur katholischen und 
13-98% zur protestantischen Religion. 
1*52% sind Israeliten. Die Landeshaupt- 
stadt Troppau zählt 20.562 Einwohner. 
Die politische Verwaltung wird durch 
die Landesregierung in Troppau, durch 
die Magistrate in Troppau, Bielitz und 
Friedek und durch sieben Bezirks- 
hauptmannschaften besorgt. DerRechts- 
pflege dienen : Landesgericht inTroppau, 
das Kreisgericht in Teschen und vier- 
undzwanzig Bezirksgerichte. Organe der 
Finanzverwaltung in Schlesien sind : die 
Finanzdirection in Troppau, die Steuer- 
localcommission in Troppau, das Lan- 
deszahlamt in Troppau, das Haupt- 
steueramt in Troppau und die Steiier- 
ämter in Teschen und bei allen Bezirks- 
gerichten. An Unterrichtsanstalten hat 
Schlesien 2 Kunstschulen in Teschen, 
13 Mittelschulen, 509 Volks- und Bürger- 
schulen. Zeitungen erschienen 19. Der 
Grund und Boden Schlesiens repräsen- 
tirte im Jahre 1879 einen Werth von 
213 Millionen Gulden und das Brutto- 
erträgniss desselben 4 IMillionenGulden. 

Der Landtag besteht aus einund- 
dreissig Mitgliedern, nämlich: aus dem 
Fürstbischöfe von Breslau, dann aus 
dreissig gewählten Abgeordneten, und 
zwar: 1. aus neun Abgeordneten des 
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grossen Grundbesitzes ; 2. aus zehn 
Abgeordneten der durch die Wahlord- 
nung bezeichneten Städte ; 3. aus zwei 
Abgeordneten der Handels- und Ge- 
werbekammer in Troppau, und 4. aus 
neun Abgeordneten der übrigen Ge- 
meinden mit Ausschluss der im Land- 
tage der Markgrafschaft Mähren ver- 
tretenen Enclaven. (Ueber den Wir- 
kungskreis des Landtages s. d.) 

L and tags wähl ordnun g,Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbe- 
sitzes bildet das ganze Herzogthum 
Ober- uudNieder-Schlesien (ausschliess- 
lich der mährischen Enclaven) Einen 
Wahlbezirk. Wahlort ist die Landes- 
hauptstadt Troppau. § 2. Die Wähler 
der Abgeordneten aus der Classe des 
grossen Grundbesitzes theilen sich in 
zwei Wahlkörper, deren ersten der 
Herzog von Teschen, der Herzog von 
Troppau und Jägerndorf, der Her- 
zog von Bielitz, dann der Hoch- und 
Deutschmeister, den andern alle übrigen 
wahlberechtigten grossen Grundbesitzer 
zu bilden haben. Der erste Wahlkörper 
hat zwei, jener der übrigen grossen 
Grundbesitzer aber sieben Abgeordnete 
zu wählen. § 3. Für die Wahl der 
Abgeordneten der Städte bilden : die 
Landeshauptstadt Troppau Einen Wahl- 
bezirk; die Städte: a) Teschen, 6) Bie- 
litz je Einen Wahlbezirk ; c) Wagstadt, 
Wigstadtl, Odrau, Königsberg, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; d) Freuden- 
thal, Benisch, Engelsberg, Würbenthai, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; e) Jägern- 
dorf, Olbersdorf, zusammen Einen 
Wahlbezirk; f) Freiwaldau, Jauemig, 
Zuckmantl, Friedberg, Weidenau, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; g) Friedek, 
Oderberg, Freistadt, zusammen Einen 
Wahlbezirk ; h) Jablunkaau, Skotschau, 
Schwarzwasser, zusammen Einen Wahl- 



bezirk. §. 4. Die Landeshauptstadt 
Troppau und Städte Teschen und Bie- 
litz, welche für sich allein Einen Wahl- 
bezirk bilden, sind zugleich die Wahl- 
orte dieser Wahlbezirke. In jedem aus 
zwei oder mehreren Städten gebildeten 
Wahlbezirke ist die im vorangehenden 
Paragraplie bei der Festsetzung jedes 
Wahlbezirkes zuerst angeführte Stadt 
der Wahlort dieses Wahlbezirkes. 
§ 5. In der Landeshauptstadt Troppau 
sind zwei und in jedem andern der 
durch § 3 festgesetzten städtischen 
Wahlbezirke ist Ein Abgeordneter zu 
wählen. Alle Wahlberechtigten jedes 
städtischen Wahlbezirkes bilden Einen 
Wahlkörper. § 6. Die Handels- und 
Gewerbekammer in Troppau hat 
zwei Landtagsabgeordnete zu wählen. 
Für diese Wahlen haben die Mitglieder 
und Ersatzmänner der Kammer den 
Wahlkörper zu bilden. § 7. Für die 
Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden bilden die Bezirke: 
1. Troppau (Umgebung), Wigstadtl, 
Wagstadt, Königsberg, Odrau, zusam- 
men Einen Wahlbezirk ; 2. Freiwaldau, 
Jauemig, Weidenau, Zuckmantl, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; 3. Jägem- 
dorf, Olbersdorf, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 4. Freudenthal, Benisch, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 5. Teschen, 
Freistadt, Jablunkau, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 6. Friedek, Oderberg, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 7. Bielitz, 
Schwarz was ser, Skotschau, zusammen 
Einen Wahlbezirk. § 8. In jedem für 
die Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden gebildeten Wahlbezirke ist 
der Sitz des politischen Bezirksamtes 
des im § 7 bei Festsetzung jedes Wahl- 
bezirkes zuerst angeführten politischen 
Bezirkes der Wahlort. § 9. Die im 
§ 7 unter 1 und 5 aufgeführten Wahl- 
bezirke haben je zwei, die übrigen fi\nf 
Wahlbezirke je Einen Abgeordneten zu 
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wählen. Die Wahlmänner aller in Einem 
Wahlhezirke gelegenen Gemeinden (mit 
Ausnahme der nach § 3 zur Wahl von 
Abgeordneten berechtigten Städte, so- 
wie der im Landtage der Markgraf- 
schaft Mähren vertretenen Enclaven) 
bilden Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
^5 10. Die den ersten Wahlköi-per der 
W^ählerclasse des grossen 
Grundbesitzes bildenden, im § 2 
aufgeführten drei schlesischen Fürsten 
und der Hoch- und Deutschmeister 
haben über Aufforderung des Landes- 
chefs zwei Abgeordnete durch einzu- 
sendende Stimmzettel zu wählen. Die 
übrigen sieben Abgeordneten derWäh- 
lerclasse des grossen Grundbesitzes 
sind durch die directe Wahl, der gross- 
jährigen, dem österreichischen Staats - 
verbände angehörigen Besitzer jener 
land- oder lehentäfiichen Güter, deren 
Jahres Schuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuern (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) wenigstens zweihundert- 
tiinfzig Gulden beträgt, zu wählen. 
§ 11. Unter mehreren Mitbesitzern 
eines zur AVahl berechtigenden land- 
t>der lehentäfiichen Gutes kann nur 
derjenige aus ihnen wählen, welchen 
sie hierzu ermächtigen. Der Besitz 
zweier oder mehrerer land- oder lehen- 
täflicher Güter, derenJahres Schuldigkeit 
an landesfürstlichen Realsteuern (mit 
Ausnahme des Kriegszuschlages) zu- 
sammengenommen wenigstens zwei- 
hundertfünfzig Gulden beträgt, berech- 
tigt ebenfalls zur Wahl. § 12. Für 
jene zur Wahl berechtigenden land- 
oder lehentäflishen Güter, in deren 
Besitz eine Corporation oder Gesell- 
schaft sich befindet, ist das Wahlrecht 
durch jene Person auszuüben, welche 
nach den bestehenden gesetzlichen 
oder gesellschaftlichen Normen berufen 
ist, die Corporation oder Gesellschaft 



nach aussen zu vertreten. Genieinden, 
welche sich im Besitze von zur Wahl 
berechtigenden land- oder lehentäfiichen 
Gütern befinden, können als solche 
dieses Wahlrecht nicht ausüben. § 13. 
Die Abgeordneten der im § 3 aufge- 
führten Städte sind durch directe 
Wahl aller jener, nach dem besonde- 
ren Gemeindestatute oder dem Ge- 
meindegesetze vom 15. November 1863 
zur Wahl der Gemeindevertretung der 
einen Wahlbezirk bildenden Städte 
berechtigten und nach § 18 der Land- 
tagswahlordnung vom Wahlrechte nicht 
ausgeschlossenen Gemeiudeglieder zu 
wählen, welche zum ersten und zweiten 
Wahlkörper gehören und im dritten 
Wahlkörper mindestens zehn Gulden 
an directen Steuern entrichten. Diesen 
sind jene Hof-, Staats-, Landes- und 
öffentlichen Fondsbeamte anzureihen, 
welche nach der Gemeinde- Wahlord- 
nung des Landes, § 14, das Wahlrecht 
im dritten Wahlkörper ausüben. §14. 
Die Wahl der Abgeordneten der 
Landgemeinden hat durch gewählte 
Wahlmänner zu geschehen. Jede Ge- 
meinde des Wahlbezirkes hat auf je 
fünfhundert Einwohner Einen Wahl- 
mann zu wählen. Restbeträge, welche 
sich bei der Theilung der Einwohner- 
zahl durch fünfhundert ergeben, haben, 
wenn sie zweihundertfünfzig oder dar- 
über betragen , als fünfhundert zu 
gelten ; wenn sie weniger als zwei- 
hundertflinfzig betragen, unberücksich- 
tigt zu entfallen. Kleine Gemeinden, 
deren Einwohnerzahl weniger als fünf- 
hundert beträgt, wählen Einen Wahl- 
mann. § 15. Die Wahlmänner jeder 
Gemeinde sind durch jene nach dem 
Gemeindegesetze vom 15. November 
1863 zur Wahl der Gemeindevertre- 
tung berechtigten und nach § 18 der 
Landtagswahlordnung vom Wahlrechte 
nicht ausgeschlossenen Gemeindeglieder 
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zu wählen, welche a) in Gemeinden 
mit drei Wahlkörpern den ersten imd 
zweiten Wahlkörper bilden, h) in Ge- 
meinden mit weniger als drei Wahl- 
körpern die erstem zwei Drittheile aller 
nach der Höhe ihrer Jahresschuldig- 
keiten an directen Steuern gereihten 
Gemeinde Wähler ausmachen. Diesen 
sind in den Gemeinden mit drei Wahl- 
körpem jene Hof-, Staats-, Landes- 
tmd öifentlichen Fondsbeamte, welche 
nach der Gemeinde- Wahlordnung, § 14, 
das Wahlrecht im dritten Wahlkörper 
ausüben, und in den Gemeinden mit 
weniger als drei Wahlköi^pern die 
Ehrenbürger und jene Gemeindeange- 
hörigen anzureihen, welche nach § 1, 
Punkt 2, ebendort, ohne Rtick^cht auf 
Steuerzahlung wahlberechtigt sind. (Be- 
treffs der Erfordernisse der Wähl- 
barkeit in den Landtag sowie dar- 
iiber, welche Personen von dem dies- 
fälligen Wahlrechte und der Wähl- 
harkeit ausgeschlossen sind, s. 
Landtag.) 

Selilussverliaiidluiiffr^ vor 
den Gerichtshöfen, s. Hauptverhand- 
lung. 

f^ettaliiispeetor, s. die Ar- 
tikel: Landesschulinspector und Be- 
zirksschulinspector. 

Seltulpllielit« Dauer der, in 
der Volksschule, s. Schulwesen. 

Seliulvereiii 9 deutscher, s. 
Deutscher Schulverein. 

Seliul^veseii« Die Leitung des 
Schulwesens Cisleithaniens ist seit dem 
Jahre 1869 zur Gänze in die Hände 
des Staates übergegangen, während sie 
vor dem genannten Jahre gerade der 
Hauptsache nach, nämlich betreffs des 
Tolksschulwesens, der Kirche zustand. 
An der Spitze der Verwaltung des 
Unterrichtswesens steht der Minister 
für Cultus und Unterricht. W^eiters be- 
steht zum Zwecke der Unterrichtsver- 



waltung in jedem Lande ein Landes- 
schulrath, welchem die Bezirksschul- 
räthe in den Schulbezirken und die 
von diesen abhängigen Ortsschulräthe 
in den Schulgemeinden untergeordnet 
sind (s. die diesfälligen Specialartikel). 
Die österreichischen Schulen gliedern 
sich in Volks-, Mittel- und Hochschulen, 
zu denen sich, namentlich seit 18G9, 
zahlreiche Fachschulen (Specialscliulen) 
gesellen. 

Volksschulen. Zu ihnen gehören 
die allgemeinen Volksschulen und die 
Bürgerschulen. (Betreffs des Lehrzieles 
und der Lehrgegenstände der Volks- 
und Bürgerschulen s. die Artikel „Volks- 
schule" und „Bürgerschule".) Der Be- 
such ist in den verschiedenen Kron- 
ländern sehr ungleich, indem in Salz- 
burg und Böhmen fast sämmtliche schul- 
pflichtige Kinder, in Oberösterreich, 
Vorarlberg und Mähren 98 bis 99%, 
in Niederösterreich, Kärnten, Tirol und 
Schlesien 94 bis 96%, in Galizen b3% 
und in der Bukowina 36V„ die Schule 
besuchen. Die Auf sieht über die Volks- 
schulen führen die Bezirks- und Lan- 
des-Schulinspectoren (s. d ). Ueber die 
Zulässigkeit der Lehr- und Lesebücher 
in den Volksschulen entscheidet nach 
Anhörung der Landesschulbehörde der 
Minister für Cultus und Unterricht. 
Die Wahl unter den für zulässig er- 
klärten Lehr- und Lesebüchern trifft 
nach Anhörung der Bezirkslehrercon- 
ferenz die Landesschulbehörde. Die 
definitive Anstellung der Directoren, 
Lehrer und Unterlehrer an öffentlichen 
Volksschulen erfolgt durch den Landes- 
schulrath. In dem durch die Gesetze 
vom 25. Mai 1868 und 14. Mai 1869 
geschaffenen Zustande der Volksschulen 
trat durch die Gesetzesnovelle vom 
2. Mai 1883, Nr. 62 R. G. B. unter 
anderem eine wichtige Abänderung in- 
soferne ein, dass, während im Gesetze 
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vom 25. Mai 1868 bestimmt wurde, 
(iass die Lehrämter allen Staatsbürgern 
ohne Unterschied des Religionsbekennt- 
nisses unbeschränkt zugänglich sind, 
mittels der Novelle (Galizien und Dal- 
matien wurden von deren Wirksamkeit 
ausgenommen) normirt wurde, dass als 
verantwortliche Schulleiter nur solche 
Lehrpersonen bestellt werden können, 
welche auch die Befähigung zum Re- 
ligionsunterrichte jenes Glaubenskennt- 
nisses nachweisen, welchem die Mehr- 
zahl der Schüler der betreffenden Schule 
nach dem Durchschnitte der voraus - 
(regangenen fünf Schuljahre angehört. 
Zum Behufe der Prüfung hinsichtlich 
dieser Befahigimg sind Vertreter der 
Kirchen und Religionsgesellschaften zu 
berufen. Was die Dauer der Schul- 
pflicht betrifft, so ist dieselbe zwar 
principiell noch eine achtjährige, näm- 
lich vom vollendeten sechsten Lebens- 
jahre bis zum vollendeten vierzehnten 
Jahre; allein die Novelle setzt fest, 
dass nach vollendetem sechsjährigen 
Schulbesuche den Kindern auf dem 
Lande und den Kindern der unbemit- 
telten Volksclassen in Städten und 
Märkten über Ansuchen der Eltern 
aus rücksichtswtirdigen Gründen Er- 
leichterungen insofeme zu gewähren 
sind, als der Schulbesuch auf einen 
Theil des Jahres, oder auf halbtägigen 
Unterricht, oder auf einzelne Wochen- 
tage zu beschränken ist. Diese Er- 
leichterung muss auf dem Lande ins- 
besonders auch den Kindern ganzer 
Schulgemeinden bewilligt werden, wenn 
die Vertretungen der sämmtlichen ein- 
geschulten Gemeinden darum ansuchen. 
Hiedurch hat die thatsächliche Schul- 
besuchsdauer am Lande eine bedeutende 
Beschränkung erfahren. In den öster- 
reichischen Ländern waren (Ende 1882) 
16.915 Volks - und Bürgerschulen, 
39.843 Volksschullehrer, 11.328 Leh- 

Dr. D. Baute r, Oesterr. Staats-Lexikon. 



rerinnen und 2,591.284 schulbesuchende 
Kinder. Betreffs der Anstalten zur 
Heranbildung von Volkschullehrern und 
Lehrerinnen (Pädagogien, Präparan- 
dien) s. den Artikel L eh r e r b i 1 d u n g s- 
anstalt. Das österreichische Volks- 
schulwesen steht im Punkte der Or- 
ganisation in Europa in vorderster 
Reihe. 

Mittelschulen. Sie zerfallen in 
Gymnasien (Vorstufe zur Universität) 
uud Realschulen (Vorstufe zu den 
technischen Studien), denen sich in 
neuerer Zeit die Realgymnasien, 
welche beiden Bildungsrichtungen Rech- 
nung tragen, anschliessen. Die. Gym- 
nasien sind theils Untergymnasien mit 
vier, theils Obergymnasien mit acht 
Classen (s. den Artikel Gymnasien). 
Ihre Zahl einschliesslich der Realgjmna- 
sien war zu Ende des Jahres 1882 in 
den österreichischen Ländern 164. Die 
Realschulen mit vier (Unter-) oder sie- 
ben (Oberrealschule) Classen haben 
vorwiegend mathematisch-naturwissen- 
schaftlichen Unterricht. Es gab deren 
zu Ende des Jahres 1882 in den öster- 
reichischen Ländern 80 (vgl. den Ar- 
tikel „Realschulen"). Der Realgymna- 
sien mit vier Classen, aus denen der 
Uebertritt ins Obergymnasium und die 
Oberrealschule möglich ist, zählt man 
35. Zu den Mittelschulen rechnet man 
häufig auch zahlreiche Fachlehranstal- 
ten, so die Bau-, Maschinen- und Ge- 
werbeschulen, die Kunstgewerbeschule 
in Wien, die nautischen Schulen, die 
Handels - Mittelschulen , die Gewerbe- 
schulen in Graz, Salzburg, Brunn, Pil- 
sen, Bielitz, Krakau und Czemowitz, 
die höhere Weberschule in Brunn, die 
Weberschule in Reichenberg, die land- 
und forstwirthschaftlichen Mittelschu- 
len, darunter das Francisco- Josephinum 
in Mödling. Die Angelegenheiten der 
Mittelschulen werden durch den Lan- 
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desschulratli geleitet. Die Beaufsichti- 
gung der Mittelschulen obliegt den da- 
für bestimmtenLandesschulinspectoren. 

Hochschulen. Zu den Hochschu- 
len gehören in erster Linie die Uni- 
versitäten (s. d.). An diese reihen 
sich an: die orientalische Akade- 
mie (s. d.), das höhere Priesterbil- 
dungsinstitut in Wien, die katholischen 
(145) und evangelischen theologischen 
Lehranstalten und das Thierarznei- 
Institut in Wien. Weiters gehören hie- 
her die technischen Hochschulen 
(s.d.), die Hochschule für Boden- 
cultur in Wien, die Handels-Aka- 
demien (s. d.) und die Bergakade- 
mien zu Leoben und Pi'ibram. Für die 
Ausbildung in den Künsten sind 
die Akademie für die bildenden Künste 
und das Museum für Kunst und Indu- 
strie in Wien, die Kunstakademie in 
Prag, die Zeichnungsakademie in Graz, 
die Schule für schöne Künste in Krakau, 
die Musik- Conservatorien in Wien und 
Prag und die Hofopenischule in W^ien 
hauptsächlich thätig. Militärische 
Hochschulen sind die Militärakade- 
mien zu Wiener-Neustadt (Infanterie 
und Cavallerie), Wien (Artillerie und 
Genie) und Fiume (Marine). Für die 
militärische Weiterbildung der Officiere 
sorgen die Kriegsschule, der höhere 
Artillerie- und Genie-Curs, der Inten- 
danz- und der Stabsofficierscurs, sämmt- 
lich in Wien. 

Seliutzzoll, s. Zoll. 

Seliivelieiide Seliuld^ siehe 
Staatsschuld. 

Scli^TiirKerielity siehe G e- 
schwornenge rieht. 

Sclu^'iirK^ericlitsltof, siehe 
Gesell wornengericht. 

SeetioiiS - Cltef. Ministerial- 
beamter der vierten Rangsclasse. Be- 
treffs der Bezüge des Sections- Chefs 
s. Gehalte. 



Seetioiisratli; Ministerialbe- 
amter der sechsten Rangsclasse. Betreffs 
der Bezüge des Sectionsraths s. Ge- 
halte. 

Seeniaelit^ österr. - ungar., s. 
Kriegswesen. 

Sensale^ s. Handelsmäkler. 

Serl»eii9 s. Slaven. 

Sielierlieitspolizei 9 siehe 
Polizei. 

»f^ielieiiliürii^eii, Grossfürsten- 
thum, ist in legislativer und admini- 
strativer Beziehung vollständig in Un- 
garn (s. d.) aufgegangen. 

Skipetaren^ s. v. w. Alba- 
nesen, s. Graeco-Illyrier. 

Slaven^ Zweig des indo-europäi- 
schen (indo- germanischen) Stammes, 
zu welchem ausser den Slaven die 
Gennanen (Deutsche, Engländer, Scau- 
dinavier) und die Romanen gehören. 
In Europa sind in runder Summe 87 
Millionen Slaven. Das österr. ungar. 
Reich zählt 17,731.600 Slaven, also 
47% der gesammten Bevölkerung. 
Hievon entfallen auf Cisleithanieu 
12,920.028. Die Slaven Oesterreicli- 
Ungarns zerfallen in zwei Stämme, die 
Nord- und Südslaven. Die Nord- 
slaven (13,556.400) theilen sich wie- 
der in folgende Zweige : ä) Der czechi- 
sche Zweig (7.140.000), zu dem nebst 
den Bewohnern des Innern Böhmens 
die slavische Bevölkerung Mährens, 
eines Theils von Schlesien und die 
Slovaken in Nordwest-Ungarn gehören. 
Letztere haben zahlreiche Inseln im 
übrigen Ungarn (an der Neutra, um 
Waitzen und Budapest). In Cisleithanien 
gebrauchen 5,180.908 einheimische Be- 
wohner (23" 7 7 0/0 der fitanzen Bevölke- 
rung) die czechische Umgangssprache. 
b) Der polnische Zweig (3,255.000) 
umschliesst den grössten Theil der 
Osthälfte Schlesiens (Wasseipolaken) 
und das westliche Galizien. In Ost- 
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Galizien sind zahlreiche Inseln dieses 
Zweiges. InCisleithanien sind 3,238.534 
Bewohner (14-86% der ganzen Bevöl- 
kerung) polnischer Nationalität, c) Der 
ruthenische Zweig, lÜein - Russen 
(3,1 57.400) bewohnt das übrige Galizien, 
einen Theil der Bukowina und die 
Nordosthälfte von Ober - Ungarn. In 
Cisleithanien sind 2,792.667 Ruthenen, 
d. i. 12'81% der Gesammtbevölkerung. 
d) Zu den Gross-Russen (4000) gehören 
die Lippowaner in der Bukowina. Die 
Südslaven (4,175.200) umfassen: 
a) Die Slovenen oderWenden(l ,228.000). 
Ihr Sprachgebiet umfasst Süd-Steier- 
mark, Süd-Kärnten, den grössten Theil 
von Görz und Gradisca, Nord-Istrien, 
fast ganz Krain und einzelne Striche 
im südwestlichen Ungarn. Hievon leben 
in Cisleithanien 1,140.548, d. i. 5-23% 
der ganzen Bevölkerung, b) Die Croa- 
ten (1,410.200) wohnen in Croatien 
und dem dazu gehörigen Grenzgebiete 
nebst einem Theile von Istrien. Ihre 
Niederlassungen finden sich in West- 
Ungarn, in Oesterreich und Mähren. 
Sie theilen sich in Sloveno-Croaten 
(croatisierte Slovenen) im nördlichen 
und Serbo-Croaten im südlichen Theile 
ihres Hauptgebietes. Letztere bilden 
den Uebergang zu den c) Serben 
(1 ,509.800), die seit altersher Bosnien, 
die Herzegowina, das südwestliche 
Istrien und Dalmatien bewohnen, sich 
aber jetzt auch über Slavonien, das 
Grenzgebiet, sowie nach Süd-Ungarn 
ausbreiten. Zu ihnen gehören auch die 
Bosnier, Herzegowzen und die Morlaken. 
An Serben undCroaten wohnen in Cislei- 
thanien563.871, d.i. 2-58% derGesammt- 
bevölkerung. d) Die Bulgaren (27.200) 
wohnen in den Bergwerksbezirken des 
Banates in grösseren Massen und über 
einzelne Orte zerstreut in Siebenbürgen. 
Slavoiiieiiy s. Kroatien- Sla- 
vonien. 



Slovakeiiy s. Slaven. 

Slovenen, südslavischerSprach- 
zweig, s. Slaven. 

§oeialdeinokrat, Anhänger 
der Socialdemokratie (s. d.). 

Soeialdeniokratie (Arbei- 
terpartei), politische Partei, welche 
die Verbesserung der materiellen Lage 
der arbeitenden Classen durch eine 
vollständige Umgestaltung der beste- 
henden Verhältnisse des Staates und 
der bürgerlichen Gesellschaft anstrebt. 
Das Wesen der diesfälligen Lehren 
besteht in der Anschauung, dass eine 
dauerhafte Verbesserung der Ökono- 
mischen Lage der Lohnarbeiter nur 
durch Einführung des Collectiv- 
eigenthums (Gemeinschaftseigen- 
thum) an den Productionsmit- 
teln erreicht werden könne. Grund 
und Boden, Fabriken, Werkstätten 
und Werkzeuge, sowie Arbeitsmateria- 
lien sollen den Privaten gegen Ent- 
schädigung abgenommen und als Eigen- 
thum der Gesammtheit (des Arbeiter- 
staates oder der Arbeitergemeinden) 
erklärt werden. Der Gedankengang 
der Socialdemokratie ist folgender: 
Die freie Concurrenz der Arbeiter 
(Lohnarbeiter) hat zur Folge, dass 
sich der Arbeitslohn nie bedeutend 
und dauerhaft über das Existenz- 
minimum der betreffenden Arbeitsgat- 
tung erhebt, weil im Falle einer sol- 
chen Lohnerhöhung sofort eine Ver- 
mehrung des Arbeitsangebotes und 
hiedurch auch wieder ein Sinken des 
Arbeitspreises eintritt (dieses Streben 
der Lohnhöhe zum Werthe des 
Existenzminimums nennt man das 
„Eiserne Lohngesetz"); tritt nun 
bei einem Arbeiter eine Krankheit 
oder ein namhafter Familienzuwachs 
ein, so greift sofort materielle Noth 
platz; wer daher dem Massenelende 
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dauerhaft abhelfen will, muss die Con- 
currenz beseitigen; dies ist nur da- 
durch möglich, dass sich der Staat 
zum Eigenthümer der Productions- 
mittel macht; die Folge davon ist 
dann, dass der Staat ausschliesslicher 
Eigenthümer der Producte wird und 
als solcher unter Abschliessung seines 
Gebietes gegen die Production des 
Auslandes den Preis der Erzeugnisse 
so stellen kann, dass er für den Ar- 
beiter mehr als das Existenzminimum 
abwirft. Der vierte Stand strebt 
also die Abschaffung der modernen 
privatcapitalistischen Productionsweise 
und an deren Stelle die Einführung 
einer gemeinschaftlichen, staatlich or- 
ganisirten Production der Güter an. 
Da die Anhänger dieser Lehren bei 
der gegenwärtigen Zusammensetzung 
der gesetzgebenden Factoren keine 
Aussicht haben, eine so kolossale Ver- 
änderung der Lebensverhältnisse auf 
gesetzlichem Wege herbeizuführen, so 
werden von dem gemässigten Theile 
der Socialdemokraten vorläufig nach- 
stehende, zum Theile jenem Endziele 
zusteuernde Forderungen gestellt : 1 .All- 
gemeines, gleiches und directes Wahl- 
recht für alle Staatsbürger vom 20. Jahre 
an f{\T alle Vertretungskörper; 2. voll- 
ständige Press-, Versammlungs- und 
Vereinsfreiheit; S.Trennung der Schule 
von der Kirche und dem Staate; 
4. obligatorischer Unterricht in den 
Volksschulen bis zum vierzehnten Jahre 
und unentgeltlicher Unterricht in allen 
öffentlichen Lehranstalten; 5. Errich- 
tung einer Volkswehr an Stelle des 
stehenden Heeres; G. Unabhängigkeit 
der Gerichte, Wahl der Richter durch 
das Volk, Einführung des unentgelt- 
lichen und mündlichen Verfahrens, und 
unentgeltliche Rechtspflege; 7. Ein- 
führung eines Normal -Arbeitstages, 
Einschränkung der Frauen- und Ab- 



schaffung der Kinderarbeit in den 
Fabriken und industriellen Werkstät- 
ten, und Beseitigung der durch die 
Straf hau sarbeiten den freien Arbeitern 
geschaffenen Concurrenz; 8. Abschaf- 
fung aller indirecten Steuern und Ein- 
führung einer einzigen directen pro- 
gressiven Einkommensteuer; 9. staat- 
liche Förderung des freien Genossen- 
schaftswesens und Staatscredit für freie 
Arbeiter - Productiv - Genossenschaften. 
Palliativmittel zur theilweisen 
Besserung der materiellen Lage der 
arbeitenden Classen sind unter ande- 
ren: L Tüchtige Hebung der Intelli- 
genz; 2. Pflege des Mitleidsgefühles des 
Menschen für den Menschen (Humani- 
tät, Nächstenliebe); 8. Einführung 
eines Normalarbeit«tages; 4. Abschaf- 
fung der Kinderarbeit; 5. Einführung 
der Sonntagsruhe; 6. Unfallsversiche- 
rung; 7. Alters- und Invalidenver- 
sicherung; 8. Krank encassen (für ge- 
werbliche Hilfsarbeiter sind solche 
bereits vorgeschrieben); 9. eine gerechte 
Steuerpolitik; 10. Schaffung auswär- 
tiger Colonien. Die socialistischen Leh- 
ren wurden vom Auslande, insbeson- 
dere von Deutschland nach Oesterreich 
importirt, und zwar seit dem Anfange 
des vorigen Jahrzehntes. Nicht zu ver- 
wechseln mit der Socialdemokratie ist 
der Anarchismus, dessen Bestreben auf 
Zerstörung aller staatlichen Ordnung 
gerichtet ist und so traurige Thaten 
zu Tage förderte. Unter der gegen- 
wärtigen Regierung (Ministerium Taaffe) 
sind bereits eine Reihe von Mass- 
nahmen erfolgt, um den socialen Uebel- 
ständen abzuhelfen (s. Staatssocia- 
Iismus). Vgl. Las s alle F., Das 
System der erworbenen Rechte ; 
Schäffle, Quintessenz des Socialis- 
mus (6. Auflage 1878) ; Leopold B rü 1 1, 
Zur Verbesserung der Lage der ar- 
beitenden Classen (Budapest, 1883). 
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Soelale Fraise, Frage, auf 
welche Weise die materielle Lage der 
liohnarbeiter (des sog. vierten Standes), 
dauernd verbessert werden könnte. 
Die diesfalligen Bestrebungen und das 
Isationalitätenprincip sind die Haupt- 
Tuotoren der politischen Geschichte des 
laufenden Jahrhunderts. 

Soeiallsniif 89 das Streben, die 
Terhältnisse der bürgerlichen Gesell- 
schaft einer möglichsten Vollkommen- 
heit zuzuführen; dieses Streben ist so 
alt, als das Menschengeschlecht und 
erhält seine Nahrung fort und fort 
durch die Reibung zwischen Reich 
und Arm. Die edelsten Geister aller 
Zeiten haben sich mit dieser Frage 
beschäftigt. Socialpolitik, die 
wissenschaftliche Entwicklung und 
thatsächliche Anwendung der hierauf 
bezüglichen Grundsätze ; Social- 
politiker, derjenige, welcher sich 
mit der Lösung der Frage beschäftigt, 
wie die bürgerliche Gesellschaft zu 
reformiren und wie hiebei die Verhält- 
nisse der arbeitenden Classen (des 
sogen, vierten Standes) zu gestalten 
seien. Gegenwärtig bestehen drei 
Hauptkategorien von Socialpolitikem, 
nämlich die Christlich-Socialen, 
die Staatssocialisten und die 
Socialdemokraten. Die Christlich- 
Socialen Oesterreichs besitzen weder 
eine Organisation noch ein detaillirtes 
Programm, sondern sie haben sich 
nur im Allgemeinen die Verringerung 
der Kluft zwischen Reich und Ann 
zum Ziele gestellt, und zwar soll dieses 
Ziel durch eine friedliche Organisation 
der Arbeiter erreicht werden, um dann 
in Gemeinschaft mit den anderen 
Factoren des Staatslebens die noth- 
wendigen praktischen Reformen anzu- 
bahnen. Hiebei wird schon dermalen 
arbeiterfreundlicher Betrieb des vor- 
handenen Staats- und Communal- 



eigenthums und Ausdehnung des letzte- 
ren, soweit es ökonomisch rathsam 
und technisch zulässig ist, empfohlen. 
Was die vom Staatssocialismus in 
Vorschlag gebrachten Mittel zur Her- 
beiführung grösserer Wohlfahrt der 
arbeitenden Classen betrifft, s. Staat s- 
socialismus. Die dritte Kategorie 
von Socialpolitikem sind die Social- 
democraten, Arbeiterpartei oder 
Socialisten (im gewöhnlichen Sprach- 
gebrauche). S. diesbezüglich Social- 
demokratie. 

Soelallst, Anhänger der Social- 
demokratie (s. d.). 

Soeialpolltlker,s.Socialis- 
mus. 

Souverftiiitftt(8pr. suwränität, 
vom lat. suprema potestas), höchste 
Gewalt, Staatsgewalt, Unbeschränkt- 
heit oder Unabhängigkeit von jeder 
äusseren Gewalt, Machtvollkommenheit, 
Oberherrschaft, unumschränkte Herr- 
schaft. Die Souveränität steht im ab- 
soluten Staate dem Monarchen, im 
constitutionellen Staate dem Parlamente 
im Vereine mit dem Monarchen und 
in einem republikanischen Staate der 
Volksgesammtheit zu. 

Spionerie, s. Ausspähung. 

Stabsarzt^Bezüge des,s.G a gen. 

Stftdte. Die Städte zerfallen in 
zwei Kategorien, nämlich in solche 
mit eigenem Gemeindestatute und in 
solche ohne eigenes Statut. Städte 
mit eigenem Statute sind von dem 
Wirkungskreise der Bezirkshaupt- 
mannschaften ausgenommen, indem 
deren Communalämter(Magis trat, 
Stadtrath etc.) für den Umkreis der 
betreffenden Städte die den über- 
tragenen Wirkungskreis solcher Ge- 
meinden bildenden Geschäfte der po- 
litischen Verwaltung (Kundmachung 
der Gesetze und Verordnungen, Ein- 
hebung der Steuern, Recrutirung, Ver- 
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pflegung und Einquartirung des Mili- 
tärs , Vorspannleistung , Schubwesen, 
Vollzug aller von der Landesstelle 
ausgehenden Anordnungen) besorgen 
und in dieser Beziehung direct den 
politischen Landesbehörden (Statt- 
halterei oder Landesregierung) unter- 
stehen. Was den autonomen Wirkungs- 
kreis der Vertretungen der Städte mit 
eigenem Statute betrifft, so ist derselbe 
mit jenem Geschäftskreise tiberein- 
stimmend, welcher durch die Landes- 
Gemeindeordnungen den gewöhnlichen 
Gemeindevertretungen zugewiesen ist. 
(s. Gemeinde). Bezüglich der in die 
Autonomie dieser Städte fallenden 
Gegenstände stehen dieselben unmittel- 
bar unter dem Landesausschusse, be- 
ziehungsweise Landtage. In Volks- und 
Bürgerschulsachen bilden die Städte 
mit eigenem Statute einen besonderen 
Schulbezirk, an dessen Spitze ein 
Stadtschulrath steht. Die Wahl der 
Gemeindevorsteher, welche den Titel 
^Bürgenneister** (in Lemberg und 
Krakau „Präsident der Stadt") führen, 
bedarf der kaiserlichen Bestätigung. 
Dermalen besitzen folgende Städte ein 
eigenes Statut: Wien, Graz, Troppau, 
Olmtitz, Linz, Steyer, Czernowitz, 
Krakau, Wiener-Neustadt, Cilli, Znaim, 
Ung.-Hradisch, Waidhofen an d. Ybbs, 
Salzburg, Bielitz, Friedek, Rovigno, 
Roveredo, Kremsier, Lemberg, Inns- 
bruck, Iglau, Marburg, Triest, Prag, 
Klagenfurt, Laibach, Brunn, Botzen, 
Görz, Reichenberg und Trient. Betreffs 
des Wahlrechtes und der Wählbarkeit 
zu den diesfälligen Communalver- 
tretungen s. Gemeindewahl. Betreffs 
der Städte ohne eigenes Statut sind 
ganz dieselben Vorschriften mass- 
gebend, wie für die Landgemeinden 
(s. Gemeinde und Gemeinde wähl). 

StRdtiseli-delei^lrte Be- 
zlrk(i||^erielite 9 Bezirksgerichte 



an den Sitzen der Gerichtshöfe erster 
Instanz zur Besorgung der gering- 
ftlgigeren Civil- und Strafrechts an ge- 
legenheiten. Fällt der Sprengel des 
städtisch - delegirten Bezirksgerichtes 
mit den Pomörium der Stadt zusam- 
men, oder bildet er nur einen Theil 
des Stadtgebietes, so kommt dieser 
Gerichtsstelle die Personalgerichtsbar- 
keit zu: a) in allen Streitsachen über 
bestimmte Geldsummen, welche ohne 
Zinsen und andere Nebengebühren 
500 fl. nicht tibersteigen und in allen 
Streitigkeiten über andere Gegenstände, 
wenn der Kläger anstatt derselben eine 
Geldsumme ausdrücklich anzunehmen 
sich erbietet, welche ohne Zinsen und 
Nebengebtihren 500 fl. nicht übersteigt. 
Der Betrag der Schuld wird nach der 
Summe, auf deren Bezahlung in der 
Klage das Begehren gestellt ist , be- 
rechnet, wenn auch der Kläger und 
der Geklagten mehrere sind , oder 
die verfallenen Beträge fortlaufender 
Zinsen oder Renten gefordert werden. 
Doch steht im letzteren Falle die 
Gerichtsbarkeit dem städtiscli-delegir- 
ten Bezirksgerichte nur dann zu, wenn 
bloss die eingeforderten Zinsen oder 
Renten bestritten werden, nicht aber 
das Recht selbst, woraus der Bezug 
derselben hergeleitet wird, obwohl 
dieses Recht die Summe von 500 fl. 
übersteigt. Wird jedoch in diesem Falle 
das Recht selbst bestritten, so hat 
das städtisch-delegirte Bezirksgericht 
die Klage sammt der weiteren Ver- 
handlung dem zuständigen Gerichtshofe 
erster Instanz zur Fortsetzung der- 
selben zu übeiTOitteln. Ebenso wenig 
kann die Klage bei dem städtisch- 
delegirten Bezirksgerichte angebracht 
werden, wenn der Kläger einen Theil 
einer 500 fl. tibersteigenden Capitals- 
schuld oder den Ueberschuss fordert, 
welcher sich aus der Vergleichung 
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mehrerer beiden Theilen zustehenden 
Forderungen ergeben soll; 6) über 
alle Klagen auf Anerkennung des 
Hechtes auf einen Fnichtgenuss oder 
zum Bezüge wiederkehrender Leistun- 
iren, wenn eine einzelne Jahresrente 
oder der Geldbetrag , welchen der 
Kläger anstatt derselben anzunehmen 
sich bereit erklärt, bei Erträgnissen 
oder Leistungen auf immerwährende 
Zeiten 25 fl., bei solchen aber, welche 
auf die Lebenszeit einer Person ein- 
geschränkt oder sonst in ihrer Dauer 
ungewiss sind, 50 fl. nicht übersteigt; 
f ) in allen Streitigkeiten zwischen dem 
Miether und Vermiether aus dem 
Miethverhältnisse über bewegliche Ge- 
genstände oder über Wohnungen und 
andere Räume, dann in den Streitig- 
keiten über die Zurückstellung ver- 
pachteter oder gegen einen Zins in 
Früchten (§ 1103 des a. b. G.B.) über- 
lassener Güter wegen Ablaufes der im 
Contracte festgesetzten Zeit; d) in allen 
aus Dienst und Lohnverträgen ent- 
s tehenden Streitigkeiten z wischenPrivat- 
lehrem, Dienstboten und ihrem Dienst- 
gebeni, dann zwischen Gewerbsleuten 
und Werksbesitzern einerseits , und 
ihren Gesellen, Lehrjungen und Arbei- 
tern andererseits; e) in allen zwischen 
Wirthen , Schiffeni und Fuhrleuten 
einerseits, und ihren Gästen, Reisenden 
und Aufgebern andererseits entstehen- 
den Streitigkeiten über ihre gegensei- 
tigen Verbindlichkeiten und die Haf- 
tung der ersteren für die von ihnen 
oder ihren Dienstleuten in Verwahrung 
übeiTiommenen Sachen insbesondere, 
insofeme nicht die Gerichtsbarkeit des 
Handels- oder Seegerichtes eintritt. 
Den städtisch- delegirten Bezirksgerich- 
ten steht ferner die Besorgiuig der 
Vormundschafts- Curatels- und Ver- 
lassenschaftsangelegenheiten zu, inso- 
weit diese Sachen nicht den Gerichts- 



höfen erster Instanz (s. d.) vorbehalten 
sind. Weiters sind die städtisch-dele- 
girten Bezirksgerichte Erkenntnissge- 
richte in Uebertretungsfällen. Dehnt 
sich der Sprengel eines städtisch-dele- 
girten Bezirksgerichtes über das Po- 
mörium der Stadt hinaus aus , so 
kommen demselben bezüglich jenos 
ausserhalb des Stadtgebietes liegenden 
Territoriums alle Agenden eines Land- 
bezirksgerichtes zu. In Cisleithanien 
sind 81 städtisch-delegirte Bezirks- 
gerichte. 

Stadtscliulratli , Schulbe- 
hörde in Städten mit eigenem Gemein- 
destatute, welcher die Besorgung der 
sonst dem Orts- und Bezirksschulrathe 
(s. d.) zustehenden Functionen obliegt. 
Vorsitzender des Stadtschulrathes ist 
der Bürgermeister. 

Stattlialtei*^ s. Landeschef. 

§tattlialtei*el 9 s. Landes- 
behörde. 

Utattlialterel - Coiiclpist^ 
politischer Conceptsbeamter der zehnten 
Rangsclasse. 

Stattlialterelratlie 9 siehe 
Landesbehörde. 

StattlialterelsecretSr^ po- 
litischer Conceptbeamter der achten 
Rangsclasse. 

Staatsaii^valt^ mit der Lei- 
tung der staatsanwaltschaftlichen Ge- 
schäfte sowie der Führung der öffent- 
lichen Anklagen betrauter Beamter 
(s. Staatsanwaltschaft). Betreifs 
der Bezüge des Staatsanwaltes siehe 
Gehalte. 

Staatsaii^valtseliafl (In- 
stitut des öffentlichen Anklä- 
gers), Organ des Staates, welches die 
Aufgabe hat, alle strafbaren Hand- 
lungen, welche zu seiner Kenntniss 
kommen und nicht bloss auf Verlangen 
eines Betheiligten zu bestrafen sind, 
von Amtswegen zu verfolgen und daher 
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wegen deren Untersuchung und Be- 
strafung durch das zuständige Gericht 
das Erforderliche zu veranlassen. Die 
Staatsanwaltschaft ist also der vom 
Staate aufgestellte Ankläger in öffent- 
lichen Straffällen. Die Staatsanwalt- 
schaft ist dem Justizministerium unter- 
geordnet und hat daher dessen Wei- 
sungen unbedingt zu befolgen. Trotz 
der Parteirolle der Staatsanwaltschaft 
im Strafprocess obliegt ihr doch die 
Pflicht, fern von Voreingenommenheit 
und Parteilichkeit, nicht nur die zur 
Belastung, sondern auch die zur Ver- 
theidigung eines Beschuldigten dienen- 
den Umstände mit gleicher Sorgfalt 
zu berücksichtigen und auf diese 
Weise beizutragen, damit dem idealen 
Zwecke, nämlich der Verwirklichung 
des Rechtes, nach Möglichkeit nahe 
gekommen wird. (Vgl. Erlass des 
seinerzeitigen Justizministers Dr. Glaser 
vom 25. November 1873, Z. 14.956.) 

Staatsausi^abeiiy S.Finanz- 
wesen. 

Staatsbaliiieii 9 s. Eisen- 
bahnwesen. 

Staatübeaitite^ Bezüge der, 
s. Gehalte. Vgl. Blonski, Der öster- 
reichische Civilstaatsdienst(Wien 1882). 

Staatsbüri^erreelit^ s. 
St atsbür gerschaft. 

Staatsbüri^ersehaft, 
Staatsbürgerrecht, ist die That- 
sache der Mitgliedschaft eines Men- 
schen zu einem concreten Staatswesen. 
Die österreichische Staatsbürgerschaft 
wird erworben: d) durch die Geburt, 
indem jedem ehelichen Kinde eines 
österreichischen Staatsbürgers die 
österreichische Staatsbürgerschaft zu- 
kommt ; uneheliche Kinder folgen der 
Staatsbürgerschaft der Mutter; die 
durch Verehelichung des unehelichen 
inländischen Vaters mit der auslän- 
dischen Mutter legitimirten Kinder 



erhalten die österreichische Staats- 
bürgerschaft; der Adoptionsact hat nie 
eine Aenderung der Staatsbürgerschaft 
zur Folge; Findelkinder haben, wenn 
sie auf österreichischem Boden gefun- 
den wurden, die Vermuthung der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft für sich ; 
b) durch Verehelichung eines öster- 
reichischen Staatsbürgers mit einer 
Ausländerin erwirbt letztere die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft; c) durch 
zehnjährigen ununterbrochenen Wohn- 
sitz eines Ausländers im Inlande, 
wenn er sich hierüber bei der politi- 
schen Landesbehörde seines letzten 
Wohnortes gehörig ausgewiesen, auf 
deren Anordnung bei ihr selbst, oder 
bei der zuständigen politischen Be- 
hörde den Unterthaneneid geleistet 
und darüber eine Beglaubigungs Urkunde 
erhalten hat; d) durch besondere Ver- 
leihung. Der auf irgend eine Weise 
das österreichiche Staatsbürgerrecht 
erwerbende Ausländer führt hiedurcli 
auch seine Gattin und seine minder- 
jährigen, in väterlicher Gewalt stehen- 
den lünder — und analog eine Aus- 
länderin ihre minderjährigen unehe- 
lichen Kinder — in den österreichi- 
schen Staatsverband. Verloren geht 
die Staatsbürgerschaft: 1 durch 
Verehelichung einer österreichischen 
Staatsangehörigen mit einem Auslän- 
der ; 2. durch Auswanderung. Die Staats- 
bürgerschaft ist die unerlässlicheVoraus- 
setzung für die Erlangung eines Staats - 
amtes, sowie für das active und passive 
Wahlrecht in die Vertretungskörper. 

Staatseiiiiiahmen, s. Fi- 
nanzwesen. 

Staatseiseiibalinratbyeine 

aus sechsundzwanzig Mitgliedern be- 
stehende,demHandelsministeriiun unter- 
geordnete Körperschaft zur Berathung 
der Angelegenheiten des Staatsbetrie- 
bes der Eisenbahnen. 
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Staatsforiii 9 Verfassung. 
Es gibt drei Hauptformen, in denen 
sich das öffentliche Leben bewegt, 
nämlich: die absolute Monarchie, die 
constitutionelle Monarchie und die 
Republik. Das Wesen der absoluten 
Monarchie besteht darin, dass sich 
die Staatsgewalt in der Hand eines 
Einzelnen (Regenten) befindet; dieser 
allein erscheint als der Regierende 
(Gesetzgeber und Vollzieher), während 
alle übrigen Staatsangehörigen die 
Regierten sind. Das Wesen der con- 
stitutionellen Monarchie (Re- 
präsentativverfassung, Constitutionalis- 
mus) ist darin gelegen, dass der Regent 
(Kaiser, Köni^ etc.) bei den wichtig- 
sten Regierungshandlungen an die Zu- 
stimmung der Volksvertretung (Parla- 
ment, Reichsrath etc.) gebunden ist. 
Diese Staatsform besteht in Oester- 
reich. Betreffs der Befugnisse des 
Reichsrathes s. d. Das Wesen der 
Republik besteht darin, dass die 
Staatsgewalt in den Händen des Volkes 
ist; das Volk wählt nämlich zur Be- 
sorgung der Staatsgeschäfte eine Volks- 
vertretung (Parlament) als beschliessen- 
des und einen Präsidenten als voll- 
ziehendes Werkzeug. Nach Ablauf der 
vom Volke bestimmten Amtsdauer 
dieser Organe, erfolgt eine Neuwahl 
derselben. Hiebei ist das Volk selbst 
der Regierende und die Einzelnen als 
solche sind die Regierten. Vgl. A h r e n s, 
Naturrecht (6. Auflage, 1870); Baum- 
bach, Dr. Karl, Staats - Lexicon; 
lUuntschli J. C, Lehre vom moder- 
nen Staat (3 Bände, 1875—1876); 
Derselbe, Staatswörterbuch. 

Staatsfl^erlelitshof, der- 
jenige Gerichtshof, welcher über 
Ministeranklagen entscheidet. Die 
Mitglieder des österr. Ministerrathes 
können nämlich vom Reichsrathe zur 
Verantwortung gezogen werden für alle 



innerhalb des amtlichen Wirkungs- 
kreises denselben zur Last fallenden 
Handlungen und Unterlassungen, wo- 
durch sie vorsätzlich oder aus grober 
Fahrlässigkeit die Verfassung der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder, die Landesordnung eines 
derselben oder ein anderes Gesetz 
verletzen. Die Verantwortlichkeit um- 
fasst insbesondere ä) alle in die Zeit 
ihrer Amtsführung fallenden Acte der 
obersten Regierungsgewalt, und zwar 
vorzüglich die auf ihren Antrag er- 
lassenen oder von ihnen gegenge- 
zeichneten oder ohne Gegenzeichnung 
eines Ministers vollzogenen kaiser- 
lichen Anordnungen; b) ihre eige- 
nen innerhalb ihres amtlichen Ge- 
schäftskreises erlassenen Weisungen 
oder Befehle ; c) die absichtliche 
Unterstützung gröblicher Pflichtver- 
letzung eines anderen Ministers. Die 
mit der selbstständigen Leitung eines 
Ministeriums betrauten Beamten sind 
den Ministern in Beziehung auf deren 
Verantwortlichkeit gleichzuhalten. Das 
Recht der Anklage steht jedem der 
beiden Häuser des Reichsrathes zu. 
Ein hierauf gerichteter Antrag muss 
schriftlich überreicht werden und im 
Herrenhause von zwanzig, im Abge- 
ordnetenhause von vierzig Mitgliedern 
unterzeichnet sein. Beschliesst das 
Haus, einen Minister in Anklage zu ver- 
setzen, so hat derselbe sofort seine 
amtliche Wirksamkeit einzustellen. 

Die gesetzliche Folge der Ver- 
u r t h e i 1 u n g ist stets die Entfernung 
des Verurtheilten aus dem Rathe der 
Krone ; es kann aber nach Beschaffen- 
heit der erschwerenden Umstände auch 
auf die Entlassung des Verurtheilten 
aus dem Staatsdienste und auf den 
zeitlichenVerlust der politischen Rechte 
erkannt werden. Gegen das Urtheii 
des Staatsgerichtshofes ist kein Rechts- 
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mittel zulässig. Die Dienstentlassuug 
des Augeklagten vor Beendigung des 
Processes ist unstatthaft. Der Um- 
stand, dass der Minister bereits frl\her 
zurückgetreten oder nicht mehr im 
Staatsdienste angestellt ist, steht der 
Anklage nicht entgegen. 

Die Bildung des Staatsge- 
richtshofes erfolgt in der Art, 
dass jedes der beiden Häuser des 
Reichsrathes aus den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern 
zwölf unabhängige und gesetzkundige 
Staatsbtirger, welche jedoch keinem 
der beiden Häuser des Reichsrathes 
angehören dürfen, für die Dauer von 
sechs Jahren als Mitglieder des Staats- 
gerichtshofes wählt. Dem Angeklagten 
— und wenn deren mehrere sind, allen 
gemeinschaftlich — sowie den Vertretern 
der Anklage steht das Recht zu, je 
sechs Mitglieder des Staatsgerichts- 
hofes ohne Angabe der Gründe abzu- 
lehnen, jedoch so, dass in der Zahl 
der übrig gebliebenen Mitglieder die 
Zahl der von jedem Hause gewählten 
Richter die gleiche sei. Wird dieses 
Recht gar nicht oder nicht vollständig 
ausgeübt, so ist die Anzahl der Richter 
durch Losung derart zu vermindeni, 
dass eine Gesammtzahl von zwölf 
Richtern, und zwar die gleiche Zahl 
der von jedem Hause gewählten Richter, 
übrig bleibt. (Ges. v. 25. Juli 1867, 
Nr. 101 R. G. B.) 

Das Recht, das gemeinsame 
Ministerium zur Verantwortung zu 
ziehen, wird von den Delegationen 
geübt. Bei Verletzung eines für die ge- 
meinsamen Angelegenheiten bestehen- 
den verfassungsmässigen Gesetzes kann 
jede Delegation einen der andern Delega- 
tion mitzutheilenden Antrag auf Anklage 
des gemeinsamenMinisteriums oder eines 
einzelnen Mitgliedes desselben stellen. 
Die Anklage ist rechtskräftig, wenn 



sie von jeder Delegation abgesondert 
oder in einer gemeinschaftlichen Plenar- 
sitzung beider Delegationen beschlossen 
wird. Jede Delegation schlägt aus den 
unabhängigen und gesetzeskundigen 
Staatsbürgern jener Länder, welche sie 
vertritt, jedoch nicht aus ihrer Mitte, 
vicrundzwanzig Richter vor, wovon die 
andere Delegation zwölf verwerfen kann. 
Auch der Angeklagte, oder wenn der 
Angeklagten mehrere sind, alle ge- 
meinschaftlich, haben das Recht, zwölf 
der Vorgeschlagenen abzulehnen, je- 
doch nur derart, dass aus den von der 
einen und anderen Delegation Vorge- 
schlagenen gleich viele abgelehnt wer- 
den. Die hiernach übrig bleibenden 
Richter bilden den Gerichtshof fin- 
den betreffenden Process (Ges. vom 
21. December 1867, Nr. 146 R. G. B.). 
Die wahre Bedeutung der Verant- 
wortlichkeit der Minister liegt nicht 
in dem Rechte, einen Minister zu ver- 
folgen und die von demselben be- 
gangenen Verbrechen zu bestrafen oder 
zu begehende zu verhindern, sondern 
sie soll vielmehr Conflicte zwischen 
der Krone und dem Parlamente ver- 
hüten. Die Einrichtung der Minister- 
verantwortlichkeit ermöglicht es, dass 
sich die berufenen Factoren gegebenen 
Falles zur Abstellung von Uebelständen 
gegen das Ministerium wenden können, 
ohne dabei die stabile Würde des 
Monarchen tangiren zu müssen. Das 
Institut der Ministerverantwortlichkeit 
ging aus der englischen Verfassung in 
die Verfassungen der meisten consti- 
tutionellen Staaten über. 

Staatsii^ruiidii^esetz« s. Ver- 
fassung. 

Staatsiioteii^s.Notenwesen. 

Staatsoberhaupt^ Kaiser, 
Monarch, Regent, gleichbedeutende 
Ausdrücke, und zwar sowohl zur Be- 
zeichnung des Oberhauptes der Öster- 
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reichischenReichshälfte, als auch zurBe- 
zeichnungdes Oberhauptes des Oesterr.- 
Ungar. Reiches. Dem Staatsoberhaupte 
stehen vor Allem die sogenannten 
Majestätsrechte zu. Zu den Maje- 
stätsrechten gehören zunächst folgende 
Ehrenrechte: 1. das Recht einen 
Hofstaat zu halten; 2. das Recht, das 
österr. Reichswappen und das Prädicat 
.,Majestät" zu führen; 3. das Recht, 
sich des kaiserlichen Titels zu bedie- 
nen ; 4. das Recht, sich mit der österr. 
Kaiserkrone krönen zu lassen; 5. das 
Recht auf die höchsten militärischen 
Ehren; 6. das Recht zu Standeser- 
höhungen; 7. das Recht, Orden und 
Ehrenzeichen zu stiften, und diese, so- 
wie die früher gestifteten auszutheilen ; 
8. das Recht sonstige Auszeichnungen 
zu verleihen. Zu den Majestätsrechten 
gehört ferner dieprivilegirte Stel- 
lung des Monarchen im Rechts- 
leben. In dieser Hinsicht geniesst 
derselbe folgende Vorzüge: 1. Ist seine 
Person geheiligt, d. h. sie steht unter 
einem besonderen strafrechtlichen 
Schutz, indem Delicte gegen die Person 
des Monarchen besonders qualificirt 
werden. 2. Der Kaiser ist unverletzlich, 
d. h. die Unterstellung seiner Person 
unter die Strafgerichte ist ausgeschlos- 
sen. 3. Der Kaiser ist unverantwort- 
lich, d. h. er kann wegen seiner Re- 
pierungsacte von Niemanden zu einer 
rechtlichen oder politischen Verant- 
wortung gezogen werden. 

Was die Regierungsrechte des 
Kaisers betrifft, so zerfallen dieselben 
in solche, bei deren Ausübung er nach 
vollständig freier Entschliessung vor- 
gehen kann, imd in solche, bei deren 
Ausübung er an die Zustimmung der 
Volksvertretungskörper (Reichsrath, 
Landtag, Delegationen) gebunden ist. 
Die erstere Kategorie von Regierungs- 
rechten führt die Bezeichnung „Prä- 



rogative (Vorrechte) derKrone." 
Zu den Prärogativen der Krone gehören 
insbesondere: 1. die Entsendung und 
der Empfang von Gesandten zur Wah- 
rung der auswärtigen Interessen der 
beiden Reichshälften durch friedlichen 
Verkehr mit fremden Mächten; 2. das 
Recht, im Namen des Reiches Krieg 
zu erklären und Frieden zu schliessen; 
3. das Recht, im Namen der beiden 
Staaten Staats vertrage abzuschliessen, 
wobei der Monarch jedoch insofernc 
beschränkt ist, als zum Zustandekom- 
men der Handelsverträge und jener 
Staatsverträge, die das Reich oder 
Theile desselben belasten oder einzelne 
Bürger verpflichten, oder eine Gebiets- 
änderung der im Reichsrathe vertre- 
tenen Königreiche und Länder zur 
Folge haben, die Zustimmung des 
Reichsrathes erforderlich ist; 4. das 
Recht auf die Leitung, Führung und 
innere Organisation der gesammten 
Armee (Commandogewalt); 5. das Recht, 
die gesetzgebenden Körper (Reichsrath, 
Reichstag, Delegationen und Landtage) 
zur verfassungsmässigen Thätigkeit ein- 
zuberufen; sie zu eröffnen, zu schlies- 
sen, zu vertagen und aufzulösen, so- 
wie die Dauer der Sessionen und Ses- 
sionsabschnitte zu bestimmen; 6. das 
Recht der Ernennung von lebensläng- 
lichen Mitgliedern des Herrenhauses; 

7. das Recht der Ernennung des Präsi- 
denten und Vice-Präsidenten des Her- 
renhauses und der Vorsitzenden der 
Landtage, sowie ihrer Stellvertreter; 

8. das Recht, in den genannten gesetz- 
gebenden Körpern durch die Regie- 
rung Gesetzesvorschläge einzubringen ; 

9. das Recht der Sanction (Genehmi- 
gung) der von den genannten Ver- 
fretungskörpern beschlossenen Gesetze; 

10. das Recht der provisorischen Be- 
stimmung des Verhältnisses, in welchem 
die beiden Reichshälften zu den Kosten 
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der gemeinsamen Angelegenheiten bei- 
zutragen haben, wenn sich Reichstag 
und Reichsrath hierüber nicht einigen ; 

11. das Recht der Ernennung, Ver- 
wendung, Pensionirung und Entlassung 
der Beamten und Officiere, insoferae 
das Gesetz nicht Ausnahmen festsetzt ; 

1 2. das Recht der Mitwirkung bei der 
Besetzung vieler Bischofsitze und an- 
derer kirchlichen Stellen; 13. das 
Abolitions- und Begnadigungsrecht 
in Strafsachen. Die Regierungsagenden, 
bei welchen der Kaiser an die Zu- 
stimmung der Volksvertretungskörper 
gebunden ist, sind unter Reichstag, 
Landtag und Delegationen aufgezählt. 
Mit Ausnahme der aus der Commando- 
gcwalt hervorgehenden Anordnungen, 
sowie derjenigen persönlichen Kund- 
gebungen des Monarchen, welche nicht 
mittels schriftlichen Erlasses erfolgen, 
bedürfen alle Regierungsacte des Kai- 
sers der Gegenzeichnung (Contra- 
signatur) derjenigen Minister, in 
deren Geschäftskreis der Regierungs- 
act fällt. 

Gegenüber den Mitgliedern des 
kaiserlichen Hauses steht dem Mon- 
archen als Familienhaupt die Haus- 
gewalt zu, welche sich in einem 
allgemeinen Aufsichts- und Disciplinar- 
recht äussert ; demzufolge bedürfen die 
Mitglieder des kaiserlichen Hauses 
zur Eingehung einer Ehe, bei der Wahl 
des Aufenthaltsortes, bei Eintritt in 
fremde Dienste und bei der Bildung 
des Hofstaates der kaiserlichen Ge- 
nehmigung. Betreffs des Rechtes des 
Monarchen auf die Hofstaatsdotation, 
s. Ci villis t e. 

Der Kaiser leistet beim Antritte 
der Regierung ein eidliches Gelöbmss 
auf die Verfassung, was in Oesterreich 
in Gegenwart der beiden Häuser des 
Reichsrathes, in Ungarn bei der Krö- 
nung geschieht. Der Kaisertitel datirt 



vom Jahres 1804, indem sich Franz I. 
denselben mit Patent vom 1. August 
1804 beilegte. 

Staatspolizei 9 vorbeugende 
Thätigkeit der Regienmg wider dem 
Staate drohende Gefahren. Diese Art 
Polizei wird von der Präsidialsection 
des Ministeriums des Aeussem, welcher 
auch das Pressbureau (fiir die ganze 
Monarchie) untei'steht, ausgeübt. Die 
Mittel hiefür werden dem Dispositions- 
fonde (s. d.) entnommen. 

H taats reell 11 uitif sab - 
8 eh 1 u s (i* Die jährlichen Finanz- 
gesetze setzen den Voranschlag der 
jährlichen Staatsausgaben und Staats- 
einnahmen (Budget) fest. Die besondere 
Verwendung und die für die einzelnen 
Zweige der Verwaltung bewilligten 
Etatssummen enthält der erste Theil 
des mit dem Finanzgesetze kundge- 
machten Staatsvoranschlages. Die nach 
den einzelnen Capiteln, Titeln und 
Paragraphen des Staatsvoranschlages 
bewilligten Credite dürfen nur zu den 
in deu bezüglichen Capiteln, Titeln 
und Paragraphen bezeichneten Zwecken, 
und zwar gesondert für das ordent- 
liche und ausserordentliche Erforder- 
niss verwendet werden. Im Laufe des 
zweiten auf das Gegenstandsjahr fol- 
genden Jahres ist nun dem Reichs- 
rathe zur verfassungsmässigen Prüfung 
und Schlussfassung der Staatsrecb- 
nungsabschluss vorzulegen. Der Staats- 
recbnungsabschluss hat die gesammte 
reelle Gebahi-ung sowohl rücksichtlich 
der Staatseinnahmen, wie der Staats- 
ausgaben zu umfassen. Er hat sich 
in Betreff der Reihenfolge und Be- 
zeichnung der einzelnen Einnahms- 
und Ausgabeetats, sowie in Betreff der 
gesonderten Verrechnung aller Staats- 
einnahmen und Staatsausgaben dem 
genehmigten Staatsvoranschlage genau 
anzuschliessen und ist so zu verfassen, 
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dass rücksichtlicb jedes einzelnen Etats 
die Vergleichung des Erfolges mit den 
bezüglichen Zifferansätzen des Staats- 
vorauschlages und die vollständige 
Evidenz aller in den einzelnen Etats 
stattgehabten Erübrigungen und Ueber- 
schreitungen der durch das Finanz- 
gesetz festgestellten Etats ermöglicht 
werde. Der - Staatsrechnungsabschluss 
wird auf Grundlage der von den unter- 
geordneten Controlbehörden für die 
einzelnen Dienstzweige vorgelegten 
Rechnungsabschlüsse zusammengestellt 
und sohin vom Finanzminister dem 
Reichsrathe mit dem Entwürfe des 
darüber zu erlassenden Finanzgesetzes 
vorgelegt. (F.-M.-E. vom 17. October 
1863, Nr. 46 F.V.B.). Die Prüfung 
des Staatsrechnungsabschlusses ist für 
das Parlament insoferne von Bedeu- 
tung, weil hiedurch eine Controle der 
Reichsverwaltung ausgeübt werden 
kann. 

Staatüseliuld, die Gesammt- 
heit der sich aus der Finanzgebahrung 
eines Staates, namentlich durch Auf- 
nahme von Anleihen ergebenden Pas- 
siven desselben. Die Staatsschuld ist 
entweder eine schwebende oder eine 
fundirte (consolidirte) Schuld, je 
nachdem dieselbe nur auf kurze Zeit 
zur Befriedigung eines vorübergehen- 
den Bedürfnisses des Staates oder auf 
lange Zeit zur Ausgleichung der Lasten 
verschiedener Generationen in den- 
jenigen Fällen contrahirt wird, in 
welchen die mit den betreffenden 
Staats ausgaben verbundenen "Wirkun- 
gen auch künftigen Generationen zu 
Gute kommen. Die beiden Hauptfomien 
der fundirten Schuld sind: 1. die nach 
einem bestimmten Tilgungsplane (Til- 
gungsfondsystem , procentweise Til- 
gung, Tilgung nach Lotterieplänen) 
zurückzuzahlenden Schulden; 2. die 
sogenannte Rentenschuld, d. h. die-' 



jenige Schuld, wobei sich der Staat 
nur zur Zahlung der contraktlich fest- 
gesetzten Zinsen nicht aber des Capi- 
tals verpflichtet. 

In Oesterreich-Ungam bestand bis 
zum Jahre 1868 eine gemeinsame, 
allgemeine Staatsschuld in der 
Höhe von nahezu 2599 Millionen Gul- 
den. Mit dem Ausgleiche vom Jahre 
1867 wurde diese fundirte Schuld nicht 
als gemeinsame Staatsschuld erklärt, 
sondern auf die im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder allein 
übertragen mit dem, dass Ungarn 
jährlich zur Verzinsung dieser Schuld 
einen Betrag von 30,166.766 fl. und 
zur Tilgung derselben einen Betrag 
von 150.000 fl. zu leisten hat. Die 
Gebahrung und Verwaltung dieser 
Schuld steht seit 1, Mai 1870 dem 
Finanzministerium der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder 
zu. Ende Juni 1888 betrug die allge- 
meine Staatsschuld 2778 Millionen 
Gulden. Die schwebende Schuld 
besteht 1. in den circulirenden Staats- 
noten, welche Ende Juni 1883 einen 
Betrag von über 320 Millionen Gul- 
den aufwiesen ; 2. in den sogenannten 
Salinenscheinen, d. h. den auf die 
Salinen von Gmunden, Aussee und 
Hallein einverleibten Hypothekarschei- 
nen, welche Ende Juni 1883 in einem 
Betrage von 78,851.642 fl. umliefen. 
Der Betrag der Salinenscheine soll 
die Höhe von 100 Millionen und die 
Summe der Salinenscheine und Staats- 
noten zusammengenommen die Höhe 
von 400 Millionen Gulden nicht tiber- 
steigen, im Uebrigen ist das Verhält- 
niss zwischen den im Umlaufe befind- 
lichen Salinenscheinen und Staatsnoten 
veränderlich. Der in Staatsnoten be- 
stehende Theil der schwebenden Schuld 
steht unter solidarischer Garantie der 
beiden Reichshälften, ist also gemein- 
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sain ; der in Salinenscheinen (auch 
Partial - Hypothekaranweisun- 
gen genannt) bestehende Theil der 
schwebenden Schuld wurde von Ungarn 
nicht übernommen, wird daher als 
Theil der allgemeinen Staatsschuld 
behandelt und. ist in obiger Ziffer der 
allgemeinen Staatsschuld inbegriffen ; 
o. die Schuld aus der Ausgabe von 
sogenanntenSchatzscheinen (s. d.); 
4. die Wechsel-, Contocurrent- und De- 
potschulden des Staates. Ausserdem 
enstand noch eine spezifisch cisleitha- 
nische Schuld, die sogenannte Reichs- 
länderschuld, welche sich Ende 
Juni 1883 auf rund 500 Millionen 
Gulden belief. 

Die sämmtlichen Staatsschulden 
der österreichisch-ungarischen Monar- 
chie betrugen, mit Ende Dezember 1880: 

A. Gesammte consolidirte Staats- 
schuld einschliesslich des Rückstandes 
an Gewinnsten und der spezifisch cis- 
leithanischen Schuld 3.031,126.651 fl. 

B. Schwebende 
Schuld der österrei- 
chischen Länder . . 119,018.663 „ 

C.Entschädigungs- 
renten 14,298.700 „ 

D. Grundentlas- 
tungsschuld der öster- 
reichischen Länder . 170,155.482 

E. Gemeinsame 
schwebende Schuld 
(Staatsnoten) .... 327,737.769 

l^.Staatsschuld der 
ungarischen Länder . 751,368.600 „ 

Summe . 4.413,705.865 0. 
Demnach entfallen auf ein Indivi- 
duum 117 fl. Zum Zwecke des Ver- 
gleiches der österreichisch-ungarischen 
Staatsschulden mit denen der grösse- 
ren Staaten Europas führen wir die 
letzteren in folgender Ordnung an: 

Frankreich 9361 Mill. fl. 

Grossbritannien . . . 7821 
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Russland 5359 Mill. fi. 

Oesterreich-Ungarn . . 4413*7 „ „ 

Italien 3953 „ ^ 

Spanien 3925 „ „ 

Deutschland 1822 „ 

Schweden 91 „ ,, 

Norwegen 35 „ „ 

Es entfällt somit in den genann- 
ten Staaten auf jeden Kopf der Be- 
völkerung nachstehende Staatsschuld- 
quote : 

Frankreich 202 fl 

Grossbritannien 231 „ 

Russland . 71 „ 

Oesterreich-Ungarn 117 „ 

Italien 132 ^ 

Spanien 250 „ 

Deutschland 47 ^ 

Schweden 23 ,, 

Norwegen 23 „ 

Hiebei muss jedoch bemerkt wer- 
den, dass, wenn auch Frankreich und 
Grossbritannien grössere Staatsschul- 
den aufweisen als Oesterreich-Ungarn, 
doch der Schluss ungerechtfertigt wäre, 
dass sich die beiden ersteren Staaten 
in einer ungünstigeren Finanzlage be- 
finden als Oesterreich-Ungarn, indem 
bei der Beurth eilung der Finanzlage 
die Umstände in die Wagschale fallen, 
dass jene Staaten ihre Staatsschuld 
bedeutend niederer verzinsen, dass 
jene Länder steuerfähiger sind und 
dass sich ein viel namhafterer Theil 
der Gläubiger jener Staatsschulden in 
den betreffenden Staaten befindet, als 
dies in Oesterreich-Ungarn der Fall 
ist. Vgl. Beer, Die Finanzen Oester- 
reichs im XIX. Jahrhundert"; „Oester- 
reichisches statistisches Jahrbuch", 
herausgegeben von der k. k. statisti- 
schen Central-Commission in Wien. 

Staatssoelallsnius^ das- 
jenige socialistische (auf Verbesserung 
der materiellen Lage der arbeitenden 
Classen gerichtete) System, wonach 
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nicht mehr die Privaten, sondern der 
Staat der normale und hauptsächliche 
Inhaber des gesammten Wirthschafts- 
betriebes undWirthschaftsfondes ist.Der 
Gedankengang, von welchem die Anhän- 
ger des Staatssocialismus geleitet sind, 
ist imWesentlichen folgender: Die tech- 
nischen Fortschritte, insbesondere die 
Nutzbarmachung der Dampfkraft, ha- 
ben eine ungeheure Steigerung der 
Production und eine Steigerung des 
Xationalreichthums herbeigeführt. Ist 
aber bei dem ungeheuren Fortschritte 
des Nationalreichthums die Lage der 
Massen der Bevölkerung wirklich umso- 
viel besser geworden? Ist die Arbeits- 
last geringer, ist die Arbeitszeit kleiner 
geworden ? Sind die Bedürfnisse, welche 
die kleinen Leute befriedigen können, 
zahlreicher geworden? Theilweise wohl, 
aber in dem Masse, wie der National- 
reichthum, hat sich die Lage der un- 
teren und zuweilen auch der mittleren 
Classen nicht gebessert. Worin liegt 
die Ursache, dass der gesteigerte 
Nationalreichthum in die Hände ver- 
hältnissmässig Weniger zusammenfloss 
und die grosse Masse der den Reich- 
thum erzeugenden Bevölkerung dabei 
fast leer ausging ? Die Ursache dieser 
Erscheinung ist darin zu suchen, dass 
es im letzten Jahi'hundert Regierungs- 
grundsatz war, den wirthschaftlichen 
Dingen freien Lauf zu lassen (Princip 
des Smithismus oder wirthschaftlichen 
Liberalismus). Durch Beobachtung 
dieses Grundsatzes konnte sich das 
sogenannte „Eiserne Lohngesetz" 
s. d.) schrankenlos geltend machen. 
Dem kann nur dadurch abgeholfen 
werden, dass der Staat die Unter- 
nehmerrolle tibernimmt. Zunächst soll 
das Verkehrswesen, das Credit- und 
Bankwesen imd das Versicherungs- 
wesen der Privatwirthschaft und den 
Privatunternehmungen der Actienge- 



sellschaften entzogen und auf den 
Staat oder ähnliche Körper Übertragen 
werden. Allein nicht bloss der Staat 
sondern auch die Gemeinden sollen 
Unternehmer werden, indem sie die 
Pferdebahnen, das Omnibuswesen, die 
Wasser-, Gas- und Elektricitätsver- 
sorgung etc. selbst besorgen und auf 
die Weise selbst den Gewinn erwerben, 
welchen jetzt Andere nehmen. Zum 
Unterschiede von den Socialdemocraten 
wird von den Staatsocialisten erklärt, 
dass das Gebiet der landwirthschaft- 
lichen Production, des Gewerbes, der 
Industrie und des Handels der Privat- 
thätigkeit wenigstens für unabsehbare 
Zeiten verbleibe. Zur Förderung des 
Wohlstandes der Gewerbetreibenden 
agitirte der Staatssocialismus dafür, 
dass das Princip der Gewerbefreiheit 
durch das des Genossenschaftszwanges 
und des Befähigungsnachweises ersetzt 
wurde. Ueberdies ist es ein Dogma 
des Staatsocialismus (Fürst Bismarck), 
dass dem gesunden Arbeiter ein Recht 
auf Arbeit, dem kranken Arbeiter ein 
Recht auf Verpflegung und dem alten 
Arbeiter ein Recht auf Versorgung wi- 
der den Staat zustehe. Auf dem Ge- 
biete des Handels wird nach Massgabe 
der Umstände das System des Schutz- 
zolles für gerechtfertigt erklärt. Gegen- 
über dem grossen Concurrenzkampfe 
mit Amerika werden im Interesse der 
Erhaltung der Leistungsfähigkeit der 
Landwirthschaft agrarische Schutzzölle 
empfohlen. Der hohe Aufwand für 
Kriegszwecke wird als nothwendiger 
Theil der allgemeinen wirthschaftlichen 
Productionskosten hingestellt. Betreffs 
der Besteuerung tritt der Staatssocialis- 
mus für alle bestehenden Hauptarten 
der Steuern, insbesondere für eine 
ausgiebige Besteuerung des mobilen 
Capitales ein. Als zweckmässigste 
Staatsform bezeichnet der Staatsso- 
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cialismus die Erbmonarchie. Dieses 
volkswirthschaftliche Programm wird 
in der Theorie insbesondere von den 
sogenannten Kathedersocialisten (Grup- 
pe deutscher Professoren) vertheidigt. 
In der Praxis befindet sich Fürst 
Bismarck in Deutschland, Mr. Glad- 
stone in England, Depretis in Italien 
und in neuester Zeit die österreichische 
Regierung auf dieser Bahn, indem die 
letztere dem Smithismus bereits durch 
eine Reihe von Gesetzen (Ankauf von 
Privateisenbahnen, gewerbliche Kran- 
kencassen, Commasationsgesetz, Fa- 
briksinspectorengesetz) den Rücken 
kehrte und noch eine Reihe von staats- 
socialistischen Gesetzen in Aussicht 
steht (Arbeiter - Unfallsversicherung, 
staatliche Alters versorgungscassen, In- 
validitäts -Versichennig der Arbeiter 
etc.). Vgl. Oppenheim, Der Kathe- 
dersocialismus ; Wagner und Nasse, 
Volkswirthschaftslehre ; Gerichts- 
halle Nr. 14 de 1884, Staats- 
socialismus und corporative Organi- 
sation. 

Staatssprache, jene Sprache, 
deren sich die gesetzgebenden Körper- 
schaften, die Regierung und die Be- 
hörden eines Staates in amtlichen Ange- 
legenheiten zu bedienen haben. In 
Oesterreich ist kraft Herkommens die 
deutsche Sprache die Staatssprache. Das 
Bestreben der Czechen und Polen, die 
deutscheSprache aus den czechischenund 
polnischen Sprachgebieten möglichst zu 
verdrängen, hat in den deutschen Reichs- 
rathsab geordneten den Gedanken er- 
zeugt, den Gebrauch der deutschen 
Sprache als Staatssprache im Wege 
der Gesetzgebung sicherzustellen. 

Staatssueeessioii, s. T h r o n- 
folge. 

Staatsi^erfasiiuiii^, s. Ver- 
fassung. 



Staatswerwaltuuiif, im weite- 
ren Sinne, Ausübung der staatlichen 
Regierungsgewalt(Executivgewalt, Exe- 
cutive, vollziehende Gewalt), im Gegen- 
satz zur Gesetzgebung und zur Rechts- 
pflege. Unter Verwaltung im engeren 
Sinne (Administration) versteht man 
die innere (politische) Verwaltung eines 
Staates; letztere umfasst jene Ge- 
schäfte, welche in höchster Instanz in 
den Wirkungskreis der Ministerien des 
Innern, für Cultus und Unterricht, der 
Landesvertheidigimg, des Ackerbaues 
(mit Ausnahme des Bergwesens und 
der Staatsgüter) und theilweise auch des 
Handels gehören (s. Verwaltung). 
Zum Zwecke der Staatsverwaltung im 
weiteren Sinne bestehen für Cisleitha- 
nien in oberster Instanz 7 k. k. Mini- 
sterien in Wien, nämlich die Mini- 
sterien: des Innern, für Cultus und 
Unterricht, für Handel, iWr Ackerbau, 
für Landesvertheidigung, für die Justiz 
und für die Finanzen. (S. die dies- 
fälligen Einzelartikel.) Vgl. Ulbrich, 
Lehrbuch des österreichischen Staats- 
rechts; Mayrhofer, Handbuch fiir 
den politischen Verwaltungsdienst ; 
„Oesterreichische Zeitschrift für Ver- 
waltung" vonC. Jäger;Hye-Glunek, 
Sammlung der nach gepflogener öffent- 
licherVerhandlunggeschöpftenErkennt- 
nisse des k. k. österreichischen Reichs- 
gerichtes. 

Staatsworaii8ehla||^9 s. B u d- 
get. 

Staatswlrtlisehaftslehre, 
s. Finanzwissenschaft. 

§tefaiis-Ordeii9 s. Orden. 

SteleriiiarkyHerzogthum. Flä- 
cheninhalt: 22.354 DKilom. (405 DM.). 
Einwohnerzahl: 1,213.597 in 1551 Ge- 
meinden, 3955 Ortschaften, 188.46t) 
Häusern. Von der Bevölkerung ge- 
hören 67 Yo dem deutschen und 32-74% 
dem slovenischen Volksstamme an; dar- 
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unter bekennen sich 99-06% zurkatholi- 
schen, 0*76%. zur protestantischen 
Religion; 0*15"/o sind Juden. Die Lan- 
deshauptstadt Graz zählt 97.791 Ein- 
wohner. Die politische Verwaltung 
wird durch die Statthalterei in Graz, 
ferner durch die Magistrate in Graz, 
Marburg und Cilli, durch die Polizei- 
Direction in Graz und neunzehn Be- 
zirkshauptmannschaften besorgt. Der 
Rechtspflege dienen: das Oberlandes- 
gericht in Graz, das Landesgericht in 
Graz, die Kreisgerichte in Leoben und 
Oilli, sowie 66 Bezirksgerichte. Als 
Organe der Finanzverwaltung func- 
tioniren: die Finanz-Landes-Direction 
in Graz, die Finanz-Procuratur in 
Graz, die Finanz-Landescasse in Graz, 
die Finanz-Bezirks-Directionen in Brück 
a. d. Mur, Graz und Marburg, die 
Steuer-Administration in Graz und die 
Steuerämter in Cilli, Graz, Leoben, 
sowie bei allen Bezirksgerichten. An 
Unterrichts ans talten hat Steiermark 
die Karl Franzens-Universität in Graz, 
1 technische Hochschule in Graz, 
3 Kunstschulen , 13 Mittelschulen, 
22 Special-Institute, 834 Volks- und 
Blirgerschulen, 1 Bergakademie in 
Leoben, 1 Bergschule und 4 landwirth- 
schaftliche Schulen. Zeitungen er- 
schienen 30. Der Grund und Boden 
der Steiermark repräsentirte im Jahre 
1879 einen Werth von 419 Millionen 
Gulden und das Bruttoerträgniss des- 
selben 125 Millionen Gulden. DerWerth 
des Viehstandes betrug in jenem Jahre 
37 Millionen Gulden. 
. Der Landtag besteht aus drei- 
undsechzig Mitgliedern, nämlich: den 
Fürstbischöfen von Seckau undLavant, 
wovon der Erstere in Graz, der Letz- 
tere in Marburg residirt; dem Rector 
der Grazer Universität, dann aus sech- 
zig gewählten Abgeordneten, und zwar : 
1. aus zwölf Abgeordneten des Gross- 

Dr. D. Raute r, Oesterr. Staats-Lexikon. 



grundbesitzes ; 2. aus neunzehn Ab- 
geordneten der durch die Wahlord- 
nung bezeichneten Städte und Märkte ; 
3. aus sechs Abgeordneten der Han- 
dels- und Gewerbekammem ; 4. aus 
dreiundzwanzig Abgeordneten der übri- 
gen Gemeinden. (Ueber den Wir- 
kungskreis des Landtages s. d.) 
Jeder Abgeordnete hat das Recht, die 
Vertreter derRegierung zu interpelliren. 
L andtags Wahlordnung : Wahl- 
bezirke und Wahlorte: § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten aus der 
Classe des grossen Grundbe- 
sitzes bildet das Herzogthum Steier- 
mark Einen Wahlbezirk. Die Wähler 
haben in Einem Wahlkörper zwölf 
Abgeordnete zu wählen. Der Wahlort 
ist die Landeshauptstadt Graz. § 2. Für 
die Wahl der Abgeordneten der Städte 
und Märkte bilden: die Landes- 
hauptstadt Graz zwei Wahlbezirke; 
ferner: ä) Marburg, Einen Wahlbezirk; 
b) Frohnleiten, Gratwein, Feistritz, 
Uebelbach, Passail, zusammen Einen 
Wahlbezirk; c) Hartberg, Friedberg, 
Gleisdorf, Weiz, Birkfeld, St. Rup- 
recht, Pöllau, Voran, zusammen Einen 
Wahlbezirk; d) Fürstenfeld, Feld- 
bach, Fehring, Burgau, Pischelsdorf, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; e) Rad- 
kersburg, Mureck, Strass, Gnas, zu- 
sammen JEinen Wahlbezirk ; fj Leibnitz, 
Ehrenhausen, Wildon, St. Georgen, 
Eibiswald, Arnfels, zusammen Einen 
Wahlbezirk , g) Voitsberg , Stainz, 
Köflach, Deutsch-Landsberg, Schwan- 
berg, St. Florian, zusammen Einen 
Wahlbezirk; h) Brück, Milrzzuschlag, 
Mariazeil, Kapfenberg, Kindberg, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; t) Leoben, 
Vordernberg, Eisenerz, Trofaiach, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk ; k) Juden- 
burg, Knittelfeld, Oberzeiring, Obdach, 
Weisskirchen, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 7) Lietzen, Aussee, Rotten- 

18 
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mann, Admont, Schladming, Gröbming, 
zusammen EinenWahlbezirk ; i»)Murau, 
St. Lambrecht, Neumarkt, Oberwölz, 
St. Peter, Unzmarkt, zusammen Einen 
Wahlbezirk; n) Cilli, Rann, TüfiTer, 
Lichtenwald, Oberburg, Lauffen, Prass- 
berg, Sachsenfeld, Hoheneck, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; o) Windisch- 
gratz, Windischfeistritz, Schönstein, 
Hohenmauthen, Mahrenberg, Salden- 
hofen, zusammen Einen Wahlbezirk; 
p) Pettau, Friedau, Polstrau, Lutten- 
berg, Rohitsch, zusammen Einen Wahl- 
bezirk. In der Hauptstadt Graz hat 
die innere Stadt Einen und die sämmt- 
lichen Vorstädte haben den anderen 
Wahlbezirk zu bilden. § 3. Graz und 
Marbui'g sind die Wahlorte der be- 
züglichen Wahlbezirke. In jedem aus 
mehreren Städten und Märkten ge- 
bildeten Wahlbezirke ist der im voran- 
gehenden Paragraphe bei der Festset- 
zung jedes Wahlbezirkes zuerst ange- 
führte Ort der Wahlort dieses Wahl- 
bezirkes. § 4. Von den im § 2 ange- 
führten siebzehn Wahlbezirken hat 
jeder der beiden Wahlbezirke von Graz 
zwei Landtagsabgeordnete und jeder 
andere Wahlbezirk Einen Abgeord- 
neten zu wählen. Alle Wahlberechtig- 
ten jedes Wahlbezirkes bilden Einen 
Wahlkörper. § 5. Die Handels- und 
Gewerbekammer zu Graz und zu 
Leoben haben je drei Landtagsabge- 
ordnete zu wählen. Für diese Wahlen 
haben die Mitglieder und Ersatzmänner 
jeder Kammer den Wahlkörper zu bil- 
den. § 6. Für die Wahl der Abgeord- 
neten der Landgemeinden bilden 
die Bezirke; 1. Graz (Umgebung), 
Frohnleiten, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 2. Weiz, Gleisdorf, Birkfeld, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 3. Hart- 
berg, Voran, Friedberg, PöUau, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 4. Feld- 
bach, Fehring, Fürstenfeld, Kirch- 



bach, zusammen Einen Wahlbezirk; 
5. Radkersburg, Mureck, zusanunen 
Einen Wahlbezirk; 6. Leibnitz, Wil- 
don, Eibiswald, Amfels, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 7. Stainz, Voits- 
berg, Deutsch-Landsberg, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 8. Brück, Aflenz, 
Mariazell, Kindberg, Mürzzuschlag, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 9. Leo- 
ben, Mautem, Eisenerz, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 10. Judenburg, 
Knittelfeld, Obdach, Oberzeiring, zu- 
sammen EinenWahlbezirk; 11. Lietzen, 
Rottenmann, St. Gallen, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 12. Murau, Ober- 
wölz, Neumarkt, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 13. Irdning, Gröbming, 
Schladming, Aussee, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 14. Cilli, Franz, Ober- 
burg, Erlachstein, Tüffer, Gonobitz, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 15. Win- 
dischgraz, Schönstein, Mahrenberg, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 16. Mar- 
burg, Windischfeistritz, St. Leonhard^ 
zusammen Einen Wahlbezirk; 17. Lut- 
tenberg, Friedau, Ober-Radkersburg, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 18. Pet- 
tau, Rohitsch, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 19. Rann, Drachenburg, Lich- 
tenwald, zusammen Einen Wahlbezirk. 
§ 7. In jedem für die Wahl der Ab- 
geordneten der Landgemeinden gebil- 
deten Wahlbezirke ist der im § 6 bei 
Festsetzung jedes Wahlbezirkes zuerst 
angeführte Ort der Wahlort. § 8. Die 
im § 6 unter 4, 6, 14 und 16 angeführten 
Wahlbezirke haben je zwei, die übrige« 
fünfzehn Wahlbezirke haben je Einen 
Abgeordneten zu wählen. Die Wahl- 
männer aller in einem Wahlbezirke 
gelegenen Gemeinden (mit Ausnahme 
der nach § 2 zur Wahl von Abgeord- 
neten berechtigten Städte und Märkte) 
bilden Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht. § 9. Die Abgeord- 
neten der Wählerclasse des Gross- 
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grundbe Sitzes sind durch directe 
Wahl der grossjährigen, dem öster- 
reichischen Staatsverbande angehörigen 
Besitzer jener landtäflichen Güter, 
deren Jahresschuldigkeit an landes- 
fürstlichen Realsteuern (mit Ausnahme 
des Ki'iegszuschlages) wenigstens Ein- 
]umdert Gulden beträgt, zu wählen. 
§ 10. Unter mehreren Mitbesitzern 
eines zur Wahl berechtigenden land- 
täflichen Gutes kann nur derjenige aus 
ihnen wählen, welchen sie hierzu er- 
mächtigen. Der Besitz zweier oder 
mehrerer landtäfiicher Güter, deren 
Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen 
Realsteuem (mit Ausnahme des Kriegs- 
zuschlages) zusammengenommen wenig- 
stens einhundert Gulden beträgt, be- 
rechtiget ebenfalls zur Wahl. §11. Für 
jene zur Wahl berechtigenden land- 
täflichen Güter, in deren Besitz eine 
Corporation oder Gesellschaft sich be- 
findet, ist das Wahlrecht durch jene 
Person auszuüben, welche nach den 
bestehenden gesetzlichen oder gesell- 
schaftlichen Normen berufen ist, die 
Corporation oder Gesellschaft nach 
Aussen zu vertreten. Gemeinden, welche 
sich im Besitze von zur Wahl berech- 
tigenden landtäflichen Gütern befinden, 
können als solche dieses Wahlrecht 
nicht ausüben. § ) 2. Die Abgeordneten 
der im § 2 aufgeführten Städte und 
Märkte sind durch directe Wahl 
aller jener nach dem besonderen Ge- 
meindestatute oder dem Gemeinde- 
jiesetze vom 2. Mai 18G4 zur Wahl 
der Gemeindevertretung der einen Wahl- 
bezirk bildenden Städte und Märkte 
berechtigten und nach § 17 der Land- 
tagswahlordnung vom Wahlrechte nicht 
ausgeschlossenen Gemeindemitglieder 
zu wählen, welche a) in Gemeinden mit 
drei Wahlkörpem zum ersten und 
zweiten Wahlkörper gehören und im 
dritten Wahlkörper in Graz wenigstens 



fünfzehn Gulden und in den anderen 
Städten und Märkten mindestens zehn 
Gulden an directen Steuern entrichten ; 
6) in Gemeinden mit weniger als drei 
Wahlkörpern die ersten zwei Dritt- 
theile aller nach der Höhe ihrer Jah- 
resschuldigkeit an directen Steuern 
gereihten Gemeindewähler ausmachen. 
In den Städten und Märkten sind de:i 
Wählern zu a und b die Ehrenbttrger- 
oder Ehrenmitglieder und jene Ge- 
meindeangehörigen anzureihen, welche 
nach der Gemeindewahlordnung ohne 
Rücksicht auf eine Steuerzahlung wahl- 
berechtigt sind. Den §§ 12 und H 
fügt die Novelle vom 1. December 
1868, Nr. 35 L. G. B. folgendes bei: 
Art. I. In Städten und Märkten, deren 
Einwohner mit Bewohnern des flachen 
Landes zu einer Ortsgemeinde vereinigt 
sind, sind zur Wahl der Landtagsab- 
geordneten für die Städte und Märkte 
nur die nach § 12 der Landtags-Wahl- 
ordnung wahlberechtigten Einwohner 
der Städte und Märkte mit Ausschluss 
der Landbewohner berufen. Art. IL 
Jene nach § 14 der Landtags- Wahl- 
ordnung wahlberechtigten Landbewoh- 
ner, welche mit den Einwohnern von 
Städten und Märkten zu einer Orts- 
gemeinde vereinigt sind, haben an der 
Wahl der Wahlmänner für die Land- 
gemeinden th eilzunehmen. Art. III. Die 
Entscheidung der Frage, ob die Be- 
wohner der Städte und Märkte und 
ebenso die Bewohner des flachen Lan- 
des in Ausübung des ihnen nach Art. I 
und IL zustehenden Wahlrechtes in 
zwei oder drei Wahlkörper zu theilen 
seien (§§ 12 und 14 Landtagswahl- 
ordnung), sowie die Bestimmung der 
Zahl der Wahlmänner (§ 28 Land- 
tagswahlordnung) steht dem Vor- 
stande der politischen Bezirksbehörde 
nach Massgabe der Gemeindeordnung, 
beziehungsweise der Landtags-Wahl- 

18* 
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Ordnung zu. Art. IV. In jedem der 
Fälle der Art. I und II hat der Vor- 
stand der Ortsgemeinde die demselben 
durch die Landtags - Wahlordnung 
(§§ 25, 28, 20, 30) zugewiesenen Amts- 
handlungen zu pflegen. § 13. Die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemein- 
den hat durch gewählte Wahlmänner 
zu geschehen. Jede Gemeinde des 
Wahlbezirkes hat auf je fiinfliundert 
Einwohner Einen Wahlraann zu wäh- 
len. Restbeträge, welche sich bei der 
Theilung der Einwohnerzahl durch 
fünfhundert ergeben, haben, w^enn sie 
zweihundertfttnfzig oder darüber be- 
tragen, als fünfhundert zu gelten, wenn 
sie weniger als zweihundertfünfzig be- 
tragen, unberücksichtigt zu entfallen. 
Kleine Gemeinden, deren Einwohner- 
zahl weniger als fünfhundert beträgt, 
wählen Einen Wahlmann. § 14. Die 
Wahlmänner jeder Gemeinde sind durch 
jene nach dem Gemeindegesetze vom 
2. Mai 1864 zur Wahl der Gemeinde- 
vertretung berechtigten und nach § 17 
der Landtags-Wahlordnung vom Wahl- 
rechte nicht ausgeschlossenenGemeinde- 
glieder zu wählen, welche a) in Ge- 
meinden mit drei Wahlkörpern den 
ersten und zweiten Wahlkörper bil- 
den, h) in Gemeinden mit weniger als 
dreiWahlkörpern die ersten zweiDritt- 
theile aller nach der Höhe ihrer Jah- 
resschuldigkeit an directen Steuern 
gereihten Gemeindewähler ausmachen. 
Den Wählern zu a und h sind die 
Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder und 
jene Gemeindeangehörige anzureihen, 
welche nach der Gemeinde- Wahlord- 
nung § 1, Punkt 2, ohne Rücksicht 
auf Steuerzahlung wahlberechtigt sind. 
§ 15. Jeder Wähler kann sein Wahl- 
recht nur in Einem Wahlbezirke und 
in der Regel nur persönlich ausüben. 
Ausnahmsweise können Wahlberech- 
tigte der Wählerclasse des grossen 



Grundbesitzes ihr Stimmrecht durch 
einen Bevollmächtigten ausüben. 
Derselbe muss in dieser Wählerclasse 
wahlberechtigt sein und er darf nur 
Einen Wahlberechtigten vertreten. Wer 
in der Wählerclasse des grossen Grund- 
besitzes wahlberechtigt ist, darf in 
keinem Wahlbezirke der beiden ande- 
ren Wählerclassen, und wer in einem 
Wahlbezirke der im § 2 genannten 
Städte und Märkte wahlberechtigt ist, 
in keiner Landgemeinde wählen. Ist 
ein Wahlberechtigter der Wählerclasse 
der Städte und Märkte und der Land- 
gemeinden Mitglied mehrerer Gemein- 
den, so übt er das Wahlrecht blos in 
der Gemeinde seines ordentlichen 
Wohnsitzes. (Betreffs der Erforder- 
nisse der Wählbarkeit in den Land- 
tag, sowie darüber, welche Personen 
von dem diesfälligen Wahlrechte und 
der Wählbarkeit ausgeschlossen sind, 
s. Landtag.) Was die Steuerleistung 
des Landes an den Staat betrifft, so 
betrug dieselbe im Jahre 1882 an 

Grundsteuer 1,997.569 fl. 

Gebäudesteuer 1,358.171 „ 

Erwerbsteuer 453.942 „ 

Einkommensteuer .... 1,073.795 „ 
5*^ Einkommensteuer von 

hauszinssteuerfreienGe- 

bäuden 44.425 „ 

Verzehrungssteuer . . . 2,814.372 „ 

Summe . 7,742.274 . 

Das Landeserforderniss für das 
Jahr 1884 wurde auf 4,699.207 Gul- 
den präliminirt. 

Stelluiiji^spillelit^ s. Wehr- 
pflicht. 

literiikreuz-Ordeii9 s. r- 
den. 

Steuerftrar^ s. Fiscus. 

liteueriiy generelle Vergeltungen 
der Staatstbätigkeiten, welche von den 
einzelnen Staatsbürgern nach allge- 
meine Grundsätzen und Massstäben ge- 
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leistet werden. Das Hauptprinzip einer 
rationellen Besteuerung besteht darin, 
dass die Steuern immer nur Abgaben 
vom Einkommen und niemals Abgaben 
vom Vermögensstamme oder Capitale 
sein sollen. Mit Rücksicht auf die 
Steuerquellen rechtfertigt sich daher 
jede Steuer nur als Einkommensteuer 
dergestalt , dass die verschiedenen 
Steuerarten nur verschiedene Methoden 
für die Erfassung und Belastung des 
Einkommens darstellen dürfen. Unter 
Einkommen versteht man den perio- 
disch reinen Gesammtzugang zum Ver- 
mögen einer Person. Das Ideal der 
Besteuerung ist die alleinige und 
allgemeine directe Personal- 
Einkommensteuer, wobei es gleich- 
gütig ist, ob entweder die Summe aller 
Einkünfte einerPerson das Steuerobject 
für die Einkommensteuer darstellt, oder 
ob jede Einkünftegattung gesondert der 
auf demselben gleichmässigen Steuer- 
fusse gestellten Einkünftesteuer unter- 
liegt. 

Die Steuern zerfallen in directe 
und indirecte. Directe Steuern sind 
solche, welche das Einkommen unmit- 
telbar als Abzüge vom Einkommen der 
Wirthschaftssubjecte oder als Abzüge 
vom Ertrage der Wirthschaftsobjecte 
treff'en, und bei denen, wenigstens in 
der Regel, Steuerträger und Steuer- 
zahler ein und dieselbe Person ist. In- 
directe Steuern sind solche, welche das 
Einkommen mittelbar als Aufschläge 
auf den Aufwand bei der Verausgabung 
des Einkommens erfassen und bei denen 
meistens Steuerträger und Steuerzahler 
verschiedene Personen sind, indem der 
Steuerzahler die Steuer vorschussweise 
an den Staat bezahlt, dieselbe aber 
durch Aufschläge im Preise der Waare 
auf die Consumenten überwälzt. 

In Oesterreich bestehen folgende 
Arten directer Steuern: 1. Grund- 



steuer (33,000.000 ll.); 2. Gebäude- 
steuer (25,205.000 fl.); 3. Steuer 
vom Ertrage hauszinssteuer- 
freier Gebäude (1,300.000 fl.); 
4. Erwerbsteuer (9,500.000 fl.) ; 
5.Einkommensteuer(23,000.000fl.) 
(s. die diesfälligen Einzelartikel). Als 
indirecte Steuer besteht die Verzeh- 
rung s s t e u e r mit nachstehendenUnter- 
arten : Branntweinsteuer (7,500.000 fl.), 
Wein- und Moststeuer (4,113.000 fl.), 
Biersteuer (22,200.000 fl.), Fleisch- 
und Schlachtviehsteuer (4,930.000 fl.), 
Zuckersteuer (37,209.000 fl.) , Ver- 
brauchssteuer von Mineralöl (1,000.000 
fl.), Verzehrungssteuer von sonstigen 
Verbrauchsgegenständen (1,950,000 fl.). 
(Die soeben angeführten Ziffern der 
Steuererträgnisse sind dem Finanz- 
gesetze pro 1883 entnommen.) Vgl. 
Roll, Oesterreichische Steuergesetze. 
P ach er, Staatsaufwand und Volks- 
wirthschaft in Oesterreich (Wien 1877). 

Steyr, 17.199 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durcli 
dieMin.-Vdg. vom 11. November 1850, 
Z. 24.372 (L G.B. für Oberösterreich 
1850, Nr. 480), revidirt durch Gesetz 
vom 18. Jänner 1867, Nr. 8 L. G. B. 
DerGemeinderath(Gemeindevertretung) 
besteht aus 24 Mitgliedern. Betreffs 
des Wahlrechtes und der Wählbarkeit 
zur Gemeindevertretung s. Gemeinde- 
wahl ; betreffs des Wirkungskreises der 
der Gemeindevertretung s. Städte. 

StIPruiiK der IPITeiitllelieii 
Rulie^ ein Verbrechen, dessen sich 
nach § 65 St. G. derjenige schuldig 
macht, der öffentlich, oder vor meh- 
reren Leuten, oder in Druckwerken, 
verbreiteten Schriften oder bildlichen 
Darstellungen a) zur Verachtung oder 
zum Hasse wider die Person des Kai- 
sers, wider den einheitlichen Staats- 
verband des Kaiserthums, wider die 
Regierungsform oder Staatsverwaltung 
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aufzureizen sucht, oder b) zum Unge- 
horsam, zur Auflehnung oder zum 
WiderStande gegen die Gesetze, Er- 
kenntnisse und Verfligungen der Ge- 
richte oder anderen öffentlichen Be- 
hörden, oder zur Verweigerung von 
Steuern oder für Öffentliche Zwecke an- 
geordneten Abgaben auffordert, aneifert 
oder zu verleiten sucht, und c) der Ver- 
bindungen zu stiften und andere zur 
Theilnahme an solchen zu verleiten 
sucht oder selbst in was immer für 
einer Weise daran theilnimmt, die sich 
einen der unter a und h bezeichneten 
Zwecke zur Aufgabe setzen. Dieses 
Verbrechen begeht femer derjenige, der 
eine dieser Handlungen gegen einen an- 
deren fremden Staat oder gegen dessen 
Oberhaupt unternimmt, insofern von 
dessen Gesetzen oder durch besondere 
Verträge die Gegenseitigkeit verbürgt 
und in Oesterreich kundgemacht ist. 
Dass der beabsichtigte Erfolg eintritt, 
ist zur Vollendung des Verbrechens 
nicht nothwendig; es genügt, wenn man 
zum Hasse oder zur Verachtung u. s. w. 
aufzureizen suchte; wohl aber muss 
dies in den Fällen a und h öffentlich, 
nicht etwa bloss privatim geschehen. Die 
Strafe dieses Verbrechens ist schwerer 
Kerker von 1 bis 5 Jahren. 

litrafe^ das wegen eines began- 
genen Unrechtes über den Thäter ver- 
hängte Uebel. Die Strafarten, welche 
unter diesen weitesten Begriff der 
Strafe fallen , theilen sich zunächst : 
1. in Privatstrafen, d. h. solche, 
welche ein Ausfluss von Privatrechten 
sind, und 2. in öffentliche Strafen 
d. h. solche, welche ein Ausfluss der 
Staatsgewalt sind und von Staatsor- 
ganen verhängt und vollzogen werden. 
Zu den Ersteren gehören namentlich 
die Strafen der Eltern gegenüber den 
Kindern, der Dienstherren gegenüber 
ihrem Dienstgesinde, der Meister ge- 



genüber ihren Lehrlingen u. s. w. ; fer- 
ner die sogenannte Conventionalstrafe, 
d. h. eine vertragsmässig festgesetzte 
Strafe für den Fall der Nicht- oder 
nicht gehörigen Erfüllung einer Ver- 
bindlichkeit. Die öffentlichen Strafen 
zerfallen wieder, je nachdem es sich 
um die üebertretung von Disciplinar- 
vorschriften , Polizeivorschriften oder 
des allgemeinen Strafgesetzes handelt, 
in Disciplinarstrafen, Polizei- 
strafen und Criminalstraf en. Zu 
den Disciplinarstrafen gehören vor- 
zugsweise : Verweis, Rüge, Suspension 
vom Amt, Geld- oder Arreststrafen; 
Polizeistrafen sind meist Geld- oder 
Arreststrafen. In Bezug auf die Cri- 
min aistrafen lassen sich nach dem 
allgemeinen Strafgesetzbuch unterschei- 
den: 1. Strafen für Verbrechen, und 
Strafen für Vergehen u. Uebertretungen ; 
2. Hauptstrafen, d. h. solche, w^elche 
selbstständig und allein verhängt werden 
können, und Verschärfungen (Neben - 
strafen), d. h. solche, welche nur in 
Verbindung mit einer Hauptstrafe ver- 
hängt werden können. Hauptstrafen 
für Verbrechen sind : die Todesstrafe 
und die Kerkerstrafe (§ 12 St. G.)- 
Verschärfungen oder Nebenstrafen fiir 
Verbrechen sind: Fasten, hartes Lager, 
Anhaltung in Einzelhaft, einsame Ab- 
sperrimg in dunkler Zelle und Landes- 
verweisung nach ausgestandener Strafe 
(§ 19 St. G.). Hauptstrafen für Ver- 
gehen und Uebertretungen sind : Arrest, 
Geldstrafen, Verfall von Waaren, Feil- 
schaften und Geräthen, Verlust von 
Rechten und Befugnissen, Abschaffung 
aus einem Orte, einem Kronlande oder 
aus sämmtlichen Ländern des öster- 
reichischen Kaiserstaates (§ 240 St. G.) 
Verschärfungen oder Nebenstrafen sind. 
Fasten, schwerere Arbeit, hartes Lager. 
Anhaltung in Einzelhaft und einsame 
Absperrung in dunkler Zelle (§ 258 
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St. G.). Die körperliche Züchti- 
gung, welche fiiiher auch eine Ver- 
schärfungsart war und in Stock- oder 
Ruthenstreichen bestand , ist durch 
§§ 1 und 2 des Gesetzes vom 15. No- 
vember 1867, Nr. 131 R. G. B., abge- 
schafft worden. 

Die Todesstrafe wird im ordent- 
liehen Verfahren durch den Strang, im 
standrechtlichen Verfahren und bei ge- 
wissen, vor die Militärgerichte gehörigen 
Verbrechen durch Erschiessen voll- 
zogen, und kann in folgenden Fällen 
verhängt werden: 1. bei Hochverrath, 
wenn das Verbrechen gegen die Person 
des Kaisers oder die Ausübung seiner 
Regierungsrechte gerichtet ist, oder in 
der Urheberschaft, Anstiftung, Rädels- 
fiihrung oder unmittelbaren Mitwirkung 
2u anderen hochverrätherischen Unter- 
nehmungen besteht (§ 59 lit a und b); 
2. bei öffentlicher Gewaltthätigkeit 
durch boshafte Beschädigung fremden 
Eigenthums, wenn dieselbe den Tod 
eines Menschen zur Folge hatte und 
dies vom Thäter vorausgesehen werden 
konnte (§ 86 St. G.), sowie unter 
gleicher Voraussetzung auch bei öffent- 
licher Gewaltthätigkeit durch boshafte 
Handlungen oder Unterlassungen unter 
besonders gefährlichen Verhältnissen 
(§ 88 St. G.) ; 3. bei vollbrachtem 
Mord für den Thäter, Besteller und 
die unmittelbar Mitwirkenden (§ 136 
St. G.); 4. bei räuberischem Todtschlag 
für jene, welche zur Tödtung mitge- 
wirkt haben (§ 141 St. G.) ; 5. bei 
Brandlegung, wenn das Feuer ausge- 
brochen ist und dadurch ein Mensch, 
da es vom Brandleger vorhergesehen 
werden konnte, getödtet wurde oder 
wenn der Brand durch besondere, auf 
Verheerung gerichtete Zusammenrot- 
tung bewirkt worden ist (§ 167 lit. a). 
Im standrechtlichen Verfahren kann 
auf Todestrafe erkannt werden wegen 



Mord, Raub, Brandlegung oder öffent- 
licher Gewalthätigkeit durch boshafte 
Beschädigung fremden Eigenthums, 
wenn diese Verbrechen in so gefähr- 
licher Weise um sich greifen, dass 
ihnen durch Standrecht Einhalt gethan 
werden muss (§ 430 St. P. 0.). Endlich 
kann auch auf Todesstrafe erkannt 
werden bei Ausspähung (67 St. G.), 
unbefugter Werbung (§ 92 St. G.), Ver- 
leitung eines Soldaten zur Verletzung 
militärischer Dienstpflicht und Hilfe- 
leistung zu Militärverbrechen (§ 222 
St. G.), wenn die Bestrafung dieser 
Verbrechen den Militärgerichten zusteht 
(§§ 307, 311,317, 322 und 328 M. St. G.). 
Die Todesstrafe ist ausgeschlossen : 
1. wenn der Thäter zur Zeit des ver- 
übten Verbrechens das 20. Lebensjahr 
noch nicht zurückgelegt hatte; 2. wenn 
seit dem verübten Verbrechen ein Zeit- 
raum von 20 Jahren verstrichen ist 
und die übrigen in den §§ 227 und 
229 angegebenen Erfordernisse der 
Verjährung vorhanden sind In beiden 
Fällen kann nur mehr auf 10 bis 
20jährigen schwerem Kerker erkannt 
werden (§§52 und 231 St. G.). In Bezug 
auf die Kerkerstrafe unterscheidet 
das allgemeine Strafgesetzbuch : 1. nach 
dem Grade, zwischen Kerkerstrafe I. 
Grades und IL Grades oder zwischen 
Kerker und schweren Kerker ; 2. nach 
der Dauer, zwischen lebenslänglichem 
und zeitlichen Kerker (§§ 14— 18 St. G.). 
Die gesetzlichen Unterschiede zwischen 
Kerker des I. imd IL Grades sind : 
ä) dass bei Kerkerstrafe IL Grades 
dem Sträfling eine Unterredung mit 
Leuten, die nicht unmittelbar auf seine 
Verwahrung Bezug haben (wie Staats- 
anwalt , Gefangen - Aufseherpersonal 
u. s. w.), nur in ganz ausnahms weisen 
und wichtigen Fällen gestattet wird, 
während dem zur Kerkerstrafe I. 
Grades Verurtheilten nur ohne Gegen- 
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wart des Gefangenwärters keine Zu- 
sammenkunft und in einer demselben 
unverständlichen Sprache keine Unter- 
redung gestattet wird (§§. 15, 16 
St. (j.)', h) dass nur bei Kerkerstrafe 
II. Grades Verlust des Adels eintritt 
und der Sträfling in Bezug auf eigene 
Kleidung, auf Wäsche und Fussbeklei- 
dung beschränkt wird (§ 27 St. G. u. J.- 
M.-E. vom 17. Jänner 1859); c) dass 
bei Zutheilung der Arbeit, welche mit 
jeder Kerkerstrafe verbunden ist, auf 
den Grad zu sehen ist und somit auf 
den zu Kerkerstrafe IL Grades Ver- 
urtheilten die schwerere Arbeit kommt 
(§18 St. G.). Die Kettenstrafe, ein 
Hauptmerkmal der Kerkerstrafe II. 
Grades, bestehend in der Anhaltung des 
Sträflings mit Eisen an den Füssen, 
wurde durch § 3 des Gesetzes vom 15. 
November 1867, Nr. 131 R. G. B., auf- 
gehoben und es ist statt derselben auf 
nach § 19 St. G. zulässige Verschär- 
fung zu erkennen. Fasten, als Ver- 
schärfung bei Verbrechensstrafen, ist 
die Beschränkung des Sträflings in 
der Kost auf Wasser und Brod; es 
ist nur an unterbrochenen Tagen und 
nicht öfter als dreimal wöchentlich 
zulässig. Hartes Lager, ist die Be- 
schränkung des Sträflings auf blosse 
Bretter; es darf nur an unterbrochenen 
Tagen und nicht öfter als dreimal in 
der Woche stattfinden. Einzelhaft, 
ist die Anhaltung des Sträflings in 
einer abgesonderten Zelle; sie darf 
ununterbrochen nicht länger als einen 
Monat dauern und dann erst wieder 
nach Ablauf von einem Monat in An- 
wendung kommen. Absperrung in 
dunkler Zelle, ist die Anhaltung 
des Sträflings in einer abgeschlossenen 
dunklen Zelle; sie darf ununterbrochen 
nicht länger als drei Tage und dann 
erst wieder nach einer Woche und im 
Ganzen höchstens dreissigmal im Jahre 



stattfinden. Die Landesverweisung^ 
kann nur gegen Verbrecher undHazard- 
spieler, die Ausländer sind, stattfinden,, 
und muss sich stets auf sämmtli- 
che Länder Cisleithaniens erstrecken 
(§§20—26 St. G.). Der Arrest unter- 
scheidet sich vom Kerker: 1. durch 
die nur mit Verbrechen und Kerker 
verbundenen, im § 26 St. G. bezeich- 
neten Ehrenfolgen, 2. dadurch, dass die 
Kerkerstrafe gewöhnlich im Criminal 
(einer eigenen, nur für Verbrecher be- 
stimmten Strafanstalt), der Arrest aher 
un betreffenden Bezirksarrestlocale ab- 
gebüsst wird. Auch in Bezug auf den 
Arrest unterscheidet das allgemeine 
Strafgesetzbuch 1. zwischen Arrest des 
I. und IL Grades oder Arrest und 
strengem Arrest (§§244,245); 2.zwi8chen 
Hausarrest und öffentlichem Arreste 
(§ 246). Der gesetzliche Unterschied 
zwischen Arrest und strengem Arrest 
ist: 1. dass dem zu strengem Arreste 
Verurtheilten keine Zusammenkunft 
ohne Gegenwart des Gefangenwärters 
und keine Unterredung in einer dem- 
selben unverständlichen Sprache ge- 
stattet wird, während der zu Arrest 
des I. Grades Verurtheilte hierin nicht 
beschränkt ist; 2. dass der zu strengem 
Arrest Verurtheilte in Verpflegung und 
Beschäftigung an die hiefür bestehenden 
besonderen Vorschriften gebunden ist, 
während dem zu Arrest des I. Grades 
Verurtheilten, wenn ersieh seinen Unter- 
halt aus eigenen Mitteln oder durch Un- 
terstütznung seiner Angehörigen zu ver- 
schaffen fähig ist, dieWahl der Beschäf- 
tigung frei bleibt (§§ 244, 245 St. G.). 
Der Hausarrest verpflichtet den 
Verurtheilten, sich unter keinem Vor- 
wande vom Hause zu entfernen, bei 
Strafe, die noch übrige Arrestzeit im 
öffentlichen Arrestiocale zuzubringen. 
Auf Hausarrest kann unter besonders 
rücksichtswürdigen Umständen (§ 262 
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St. G.) gegen blosse Angelobung, sich 
nicht zu entfernen oder mit Aufstellung 
einer Wache erkannt werden. Oeff ent- 
licher Arrest ist derjenige, der im 
öffentlichen Arrestlocale vollstreckt 
wird. Die kürzeste Dauer des Arrestes 
beträgt in der Regel 24 Stunden, die 
längste 6 Monate (Ausnahmen in den 
§§ 292, 305, 335, 337 St. G.). Unter 
besonders rücksichtswtirdigen Umstän- 
den kann der Arrest des I. Grades 
auch in eine angemessene Geldstrafe 
verwandelt werden, und zwar gelten 
hiebei in der Regel je 5 fl. für 1 Tag. 
Diese Strafverwandlung darf jedoch 
nie von der Wahl des zu Bestrafenden 
abhängig gemacht werden (§261 St. G.). 

Das Fasten als Verschärfung bei 
Vergehen und Uebertretungen besteht 
bei Arrest des I. Grades in der Be- 
schränkung des Sträflings auf die Kost, 
welche die hiefl\r bestehenden Gesetze 
für den strengen Anlest vorschreiben, 
und bei strengem Arrest in der Be- 
schränkung .des Sträflings auf Wasser 
und Brot; dies darf jedoch wöchent- 
lich nur zweimal geschehen. Hartes 
Lager darf bei Vergehen und Ueber- 
tretungen nur an unterbrochenen Tagen 
und nicht öfter als zweimal wöchent- 
lich stattfinden. Absperrung in dunkler 
Zelle(Dunkelarrest)darf ununterbrochen 
nicht länger als 24 Stunden und dann 
erst wieder nach 1 Woche unfl während 
der ganzen Strafdauer höchstens zehn 
Mal stattfinden (§ 254—255 St.G.). 

Bezüglich der Bestrafung der Un- 
mündigen, d.h. solcher Personen, welche 
das 14. Lebensjahr noch nicht zurück- 
gelegt haben, ist noch zu bemerken, 
dass solche strafbare Handlungen, 
welche ihrer Eigenschaft nach Ver- 
brechen wären, an ihnen nur als Ueber- 
tretungen mit Abschliessung an einem 
abgesonderten Verwahrungsorte von 
i Tag bis 6 Monate, gegebenenfalls mit 



Verschärfung, bestraft werden, und dass 
die Bestrafung solcher strafbarer Hand- 
lungen, die ihrer Eigenschaften nach 
Vergehen oder Uebertretungen sind, 
der häuslichen Zucht oder in Ermang- 
lung einer solchen der Ahndung und 
Vorkehrung der Sicherheitsbehörde 
überlassen ist. 

litrafji^erielitey diejenigen Ge- 
richte, welche zur Gerichtsbarkeit in 
Strafsachen berufen sind. Dazu gehören 
nach der St. P.O. vom 23. Mai 1873: 

1. Die Bezirksgerichte. Diesen ob- 
liegt das Strafverfahren rücksichtlich 
der Uebertretungen und die Mitwirkung 
bei Vorerhebungen und Voruntersuchun- 
gen wegen Verbrechen und Vergehen. 

2. Die Gerichtshöfe I. Instanz 
(Landes- und Kreisgerichte). Diese üben 
die Strafgerichtsbarkeit aus: als Unter- 
suchungsgerichte, als Rathskammern 
(s. d.) bei Vorerhebungen und Vor- 
untersuchungen, alsErkenntnissgerichte 
und als Berufungsgerichte in Ueber- 
tretimgsfällen. 3. Die Geschwornen- 
g e r i c h t e. Diese sind competent für alle 
ßogenannten schweren Verbrechen, d. h. 
für jene Verbrechen, welche mit Todes- 
strafe oder Kerker über fünf Jahre be- 
droht sind, femer für alle durch Druck- 
schriften liegangenen Verbrechen und 
Vergehen, und für politische Verbrechen, 
d. h. solche Verbrechen, die wenigstens 
in der Regel auf politischen Motiven 
beruhen (die diesbezüglichen detaillir- 
ten Competenzbestimmungen s. unter 
dem Artikel Geschwornengericht). 
4. Die Gerichtshöfe II. Instanz 
(Oberlandesgerichte), welche über die 
Beschwerden gegen die Beschlüsse der 
Rathskammer, über Einsprüche gegen 
die Versetzung in den Anklagestand 
und über die an sie gehenden Beru- 
fungen (Beschwerden gegen das Straf- 
mass) zu entscheiden, und die Aufsicht 
über die Wirksamkeit der Strafgerichte 
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ihres Sprengeis zu führen haben. 5. Der 
oberste Gerichtshof als Cassa- 
tions ho f, welcher über Nichtigkeits- 
beschwerden entscheidet. Die Gerichts- 
barkeit eines jeden Strafgerichtes er- 
streckt sich auf dessen ganzen Bezirk 
und umfasst alle darin befindlichen Per- 
sonen, hinsichtlich welcher nicht das 
Gesetz selbst Ausnahmen macht. Jeder- 
mann ist schuldig, auf die an ihn er- 
gangene Vorforderung vor dem Straf- 
gerichte zu erscheinen, demselben Rede 
und Antwort zu geben und seinen Ver- 
fügimgen zu gehorchen (§8 St. P.O.). 
Strafjproeess (Strafver- 
fahren), dasjenige gerichtliche Ver- 
fahren, welches bei der Untersuchung, 
Aburteilung und Bestrafung der durch 
die Strafgesetze des Staates mit Strafe 
bedrohten Handlungen einzuhalten ist. 
Der Inbegriff aller Gesetze und Ver- 
ordnungen, welche dieses Verfahren 
regeln, bildet die Strafpro ces so rd- 
nung, S trafprocessrecht, auch 
formelles Strafrecht, im Gegen- 
satz zum materiellen Straf- 
recht als dem Inbegriff aller Ge- 
setze und Verordnungen, welche be- 
stimmen, ob eine Handlung oder Un- 
terlassung strafbar ist und mit welcher 
Strafe sie zu belegen ist. Gegenwärtig 
gilt in Oesterreich die Strafprocess- 
ordnung vom 23. Mai 1873. Die lei- 
tenden Grundsätze derselben sind: im 
Strafverfahren gilt der Anklageprocess; 
die Verhandlungen vor dem erken- 
nenden Gerichte sind mündlich und 
öffentlich, soweit nicht die Gesetze selbst 
Ausnahmen statuiren (s. Hauptverhand- 
lung); bei den mit schweren Strafen 
(Tod oder Kerker über 5 Jahre) be- 
drohten Verbrechen (s. Geschwornen- 
gericht), sowie bei allen politischen und 
durch den Inhalt einer Druckschrift 
verübten Verbrechen oder Vergehen ent- 
scheiden Geschworne über die That des 



Angeklagten. Die gegenwärtige öster- 
reichische Strafprocessordnung , ein 
Werk des früheren Justizministers 
Glaser, nimmt unter den diesfälligen 
legislativen Operaten Europas den 
ersten Rang ein. Vgl. Glaser, Hand- 
buch des Strafprocesses, Beiträge zur 
Lehre vom Beweise, Gesammelte klei- 
nere Schriften; Was er, „Zur Anwen- 
dung der Strafprocessordnung" (seit 
1Ö75 in der a. ö. Gerichtszeitung er- 
schienene Aufsätze); Commentare zur 
Strafprocessordnung von Mitter- 
bacher-Neumayer, Ullmann, 
Mayer, Vargha, Rulf, Mitter- 
bacher, Krall und Frydmann; 
Riehl, Die Strafprocessordnung, er- 
läutert durch die Spruchpraxis ; W a h 1 - 
berg, Gesammelte kleinere Schriften 
und Bruchstücke über Straf recht, Straf- 
process , Gefängnisskunde , Literatur 
und Dogmengeschichte der Rechtslehre 
in Oesterreich. 

Strafsaelieii j s. Rechts- 
pflege. 

Strafseliftrfaiiji;^ s. Strafe. 

Straf wer füji^uiiji; (Strafpro- 
c e s s u a 1 e s M a n d a t), die Auferlegung 
der durch eine Uebertretung verwirk- 
ten Strafe ohne vorhergehendes Ver- 
fahren. Nach der gegenwärtig geltenden 
St. P.O. '.§ 460) darf eine solche nur 
dann erlassen werden, wenn von einer 
öffentlichen Behörde, oder einer obrig- 
keitlichen Person im Sinne des St. G. 
überhaupt, gegen einen auf freien Fuss 
befindlichen Beschuldigten auf Grund 
einer eigenen dienstlichen Wahrneh- 
mung eine Gesetzesübertretung ange- 
zeigt wird, welche im Gesetze nur mit 
Arrest von höchstens einem Monat oder 
nur mit einer Geldstrafe bedroht ist, 
der Richter Arrest von höchstens drei 
Tagen oder eine Geldstrafe von höch- 
stens fünfzehn Gulden zu verhängen 
findet und ein diesfälliger Antrag des 
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staatsanwaltschaftlichen Functionärs 
vorliegt. Die Zulässigkeit einer solchen 
Strafverfttgung gründet sich auf das 
Bedürfniss einer Verkürzung und Ver- 
einfachung des strafrechtlichen Ver- 
fahrens in jenen Fällen, in welchen es 
sich einerseits um eine minder wichtige 
Gesetzesübertretung handelt und an- 
dererseits der Richter der Anschuldi- 
gung (Anzeige) vollen Glauben bei- 
messen kann. Sobald daher der Richter 
über die Schuld des Beschuldigten im 
Zweifel ist, hat er das ordentliche Ver- 
fahren einzuleiten. Die Straf Verfügung 
vertritt die Stelle des Urteiles und 
erwächst in Rechtskraft, wenn der 
Verurteilte nicht innerhalb acht Tagen 
die Verhandlung begehrt. 

Straf werliaiidlunji;, vor den 
Gerichtshöfen, s.Hauptverhandlung. 

Sfidslaveii, s. Slaven. 

Suffraji^e uiiii^erBel^ allge- 
meines Stimmrecht (s. Wahlrecht). 

Sunimari^erfalireiiy s. Ci- 
vilprocess. 

SupplIruiiji^Beidy s. Eid. 

Suspension der Frei- 
lieltsreelite^ s. Ausnah ms Ver- 
fügungen. 

Syndlkatsklaji^e, Klage auf 
Ersatz des Schadens, welchen ein rich- 
terlicher Beamter in der Ausübung 
seiner amtlichen Wirksamkeit durch 
Uebertretung seiner Amtspflicht einer 



Partei zugefügt hat, falls die in dem 
gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten 
Rechtsmittel (Appellation, Revision, 
Recurs, Vorstellung) eine Abhilfe gegen 
den Schaden nicht gewähren. Richter- 
liche Beamte im Sinne des Gesetzes 
sind die bei den Gerichtshöfen und 
den Bezirksgerichten zur Ausübung 
des Richteramtes oder sonst zu ge- 
richtlichen Amtshandlungen angestell- 
ten Staatsbeamten, sowie die zur Vor- 
nahme gerichtlicher Amtshandlungen 
abgeordneten Gerichtscommiss äre (No- 
tare). Denselben werden in Betreff der 
Anwendbarkeit der Syndicatsklage 
gleichgestellt die zur Ausübung des 
Richteramtes bestellten fachmännischen 
Beisitzer der Handels-, See- und Berg- 
gerichte, dann die bei den Gerichten 
zur Vornahme gerichtlicher Amtshand- 
lungen angestellten Diener und die bei 
den landesfürstlichen Steuerämtern an- 
gestellten Staatsbeamten und Diener 
bezüglich ihrer Amtshandlungen mit 
gerichtlichen Depositen- und Waisen- 
geldern ; dagegen sind die Beamten der 
Staatsanwaltschaft als richterliche Be- 
amte nicht anzusehen. Dass diesfällige 
Verfahren ist durch das Gesetz vom 
12. Juli 1872, Nr. 112 R. G. B., ge- 
regelt. 

Szekler^ Zweig des magyari- 
schen Volkes, s. Magyaren. 



T. 



TeeliniseheHoeliseliulen, 

Polytechnische Institute, staat- 
liche Unterrichtsanstalten, welche die 
Aufgabe haben, den Studierenden die 
entsprechende wissenschaftliche Bil- 
dung fi\r die höchsten technischen Be- 



rufszweige zu geben. Die technischen 
Hochschulen bestehen aus Fachschulen 
für Strassen- und Wasserbau, Hochbau, 
Maschinenbau und technische Chemie. 
Technische Hochschulen bestehen zu 
Wien, Prag (eine deutsche und eine 
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czeehische), Lemberg, Graz und Brunn. 
Bedingung für die Aufnahme in eine 
technische Hochschule ist die mit Erfolg 
zurückgelegte Realschule. Im Winter- 
semester 1882/3 wirkten an den obigen 
Hochschulen 234 Professoren. Studie- 
rende waren 2.908. 

Teleji^rafeiiWesen. In Cis- 
leithanien bestehen (Anfangs 1882) 
23.281 Kilom. Staatstelegrafenlinien, 
1J.013 Kilom. Eisenbahntelegrafen- 
linien und 251 Kilom. Privattelegrafen- 
linien. Die Zahl der im Jahre 1881 
auf den Staatstelegrafenlinien beförder- 
ten Telegramme betrug 6,238.100. Zur 
Erleichterung des Telegrafenverkehres 
besteht der internationale Telegrafen- 
verband (Vertrag vom 22. Juli 1875) 
und speciell mit dem deutschen Reiche 
das Telegrafentibereinkommen vom 2. 
Februar 1879. 

TlieilBeliuldverselirel- 
buiiji^eii (Theilschuld-Obliga- 
tionen), Beweisstücke über die An- 
theile der Gläubiger eines in Verlosun- 
gen rückzahlbaren Anlehens. 

Tlieoloji^le-iProfeBSoreii, 

Bezüge der, s. Gehalte. 

Tlilerarznel - liistltut, s. 

Schulwesen. 

Tliierquftlerei^Misshandlung 
von Thieren. Zufolge der Verordnung 
vom 15. Februar 1855, Nr. 31 R. G. B. 
ist derjenige, welcher öffentlich auf 
eine Aegemiss erregende Art Thiere, 
sie mögen ihm gehören oder nicht, 
misshandelt, von der Gemeinde, und 
an Orten, wo sich eine Polizeibehörde 
befindet, von dieser nach § 11 der 
Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 
R. G. B. zu bestrafen. 

Tliroiifolitfe^ die Succession in 
die Souverainität und die davon ab- 
geleiteten Rechte. Die Thronfolge ist 
für beide Reichshälften durch die am 



19. April 1713 publicirte pragmatische 
Sanction Kaiser Karls VI. geregelt. 
Bezüglich der Thronfolge in Ungarn 
ist auch noch das Inaugural-Diploni 
(s. d.) vom Jahre 1867 massgebend, 
im Sinne dessen bei der Succession 
der Nebenlinien nicht über Leopold I. 
hinausgegangen werden darf, so dass, 
wenn die Nachkommenschaft Leopold I. 
erlischt, den Ungarn wieder das freie 
Wahlrecht zusteht. Die pragmatische 
Sanction setzt die reine Linealerbfolgc 
mit der Erstgeburt fest, und zwar so, 
dass das männliche Geschlecht dem 
weiblichen vorgeht. Thronfolger sowohl 
für die cisleithanische, als auch fi\r 
die transleithanische Reichshälfte ist 
demnach der erstgeborne Sohn des 
letzten Regenten. Derselbe geht allen 
Seiten verwandten, auch den an Jahren 
älteren und dem gemeinsamen Ahn- 
herrn näheren vor und transmittirt das 
Thronfolgerrecht auch ohne selbst zur 
Herrschaft zu kommen auf Kinder und 
Kindeskinder. Stirbt der regierende 
Zweig der Hauptlinie in männlicher 
Descendenz ab, so kömmt der nächst 
jüngere an die Reihe und dieser schliesst 
wieder alle jüngeren so lange aus, als er 
männliche Sprossen hat. Dann geht das 
Nachfolgerrecht auf den nächst jüngeren 
Ast der Hauptlinie und wenn diese 
ganz erlischt, auf die nächste Seiten- 
linie über, jedoch zunächst immer nur 
auf die männliche Descendenz und ge- 
mäss der Primogenitur. Erst wenn gar 
kein Mann mehr vorhanden ist, fun- 
girt ein Weib, und zwar zunächst die 
älteste Tochter des letzten Regenten. 
Unter ihren Kindern folgt wieder der 
älteste Prinz. Hinterlässt die neue 
Ahnfrau bloss Töchter, während eine 
ihrer Schwestern einen Sohn hat, so 
succedirt dieser nur dann, wenn seine 
Tante keine lebenden männlichen Enkel 
oder noch entferntere männliche Ab- 
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kömmlinge hat, welchen vermöge des 
Repräsentationsrechtes der Thron zn- 
fällt. Ist aber einmal der männliche 
Sprosse einer jüngeren Linie in Er- 
manglung männlicher Sprossen älterer 
Zweige auf den Thron gelangt, so 
schliessen er und seine Nachkommen 
die Spätergeborenen der älteren Zweige 
aus. Letztere sind Regredient-Erben 
und kommen zufolge der Primogenitur- 
ordnung erst an die Reihe, sobald der 
regierende Zweig einer männlichen 
Fortsetzung entbehrt. Um die Zahl 
der Thronanwärter zu beschränken, 
pflegen Prinzessinnen, welche sich ver- 
heiraten, Verzichtsurkunden (Re- 
nunciationsacte) auszustellen. 

Der Text des seinerzeit nach den 
Niederlanden gesendeten Exemplares 
der pragmatischen S an ction lau- 
tet : „Wir Carl von Gottes Gnaden Römi- 
scher Kayser, zu allen Zeiten Mehrer 
des Reichs, in Germanien, Castilien, 
Legion, Arragonien, beeder Sicilien, in 
Jerusalem, Hungarn, Böheim, Dalma- 
tien, Croatien, Sclavonien, Navarra, 
Granada, Toledo, Valenzien, Gallicien, 
Maiorca, Hispalis, Sardinien, Cordua, 
Corsica, Murcia, Jaen, Algarbien, Alge- 
zira,Gibraltar, dererCanarischen Insuln, 
in Ost- und West-Indien, derer Insuln 
und Terrae Firmae, des Oceani, König 
etc. Ertz - Hertzog von Oesterreich, 
Herzog von Burgund, Lothringen, Bra- 
band, Limburg, Luxemburg, Geldern, 
Mayland, Steyei-mark, Cärnthen, Crain, 
Wirtemberg,Ober-undNieder-Schlesien, 
Athen und Neopatrien, Fürst zu Schwa- 
ben, des Römischen Reichs Marggraf 
zu Burgau, Mähren, ober- und unter- 
Laussnitz, Graf zu Habspurg, Flandern, 
Artois, Tyrol, Barcellona, Pfyrd, Ky- 
burg, Görz, Roussillon und Cerdagne, 
Landgraf in Elsass, Marggraf zu Ori- 
stani und Graf von Geceane, Herrn 
von der Windischen Marck, Sclavonien, 



Portenau, Biscaya, Molins, Salins, Tri- 
polis und Mecheln etc. 

Fugen hiermit zu wissen jedermän- 
niglich, und wem es zu wissen nöthig, 
dass die Römis. Kaysere, Könige und 
Ertz-Herzoge von Oesterreich, Unsere 
Vorfahren, aus Antrieb vätterlicher 
Liebe und kluger Vorsicht viele Sorg- 
falt gehabt, um in Unserm durch- 
lauchtigsten Hauss eine Richtschnur 
und Form der Erb-Folge aufzurichten, 
welche unter ihren Nachfolgern bey- 
derley Geschlechts in allen Begeben- 
heiten die von göttlicher Vorsehung 
in künfftigen Zeiten sich ereignen 
möchten, vor beständig und imver- 
änderlich gesetzet und beobachtet 
werden solle. Diese Ordnung der Suc- 
cession in dem ganzen Bezirk Unserer 
grossen Staaten, Königreiche, Herr- 
schaiften und Provinzien sowohl über- 
haupt, als insbesondere, und in allen 
unzertheilig, ist nun eingeführet und 
festgesetzet worden, um denen Zer- 
glieder- und Vertheilungen unter denen 
Erben Unsers Durchlauchtigsten Ertz- 
Hausses vorzukommen. Unter andern 
hat Kayser Ferdinand der II. Unser 
geehrtester älter Herr Vater, glor- 
würdigster Gedächtniss, durch sein 
Testament vom 10. May 1621. welches 
durch die Codicille vom S.August 1645. 
bestätiget worden, die Ordnung der 
Succession unter denen Ertz-Herzogen 
Seinen Söhnen und Ihren Kindern 
männliches Geschlechts, auf Art eines 
beständigen Fideicommisses , welches 
sonst gemeiniglich Majorat genennet 
wird, reguliret, und befohlen, dass die 
Töchtere der Erbschaft sich begeben, 
und sich mit Ihrem Heyraths-Guet be- 
gnügen lassen solten, doch allezeit 
und überall vorbehaltlich Ihres Rück- 
falls-Rechtes ; eben solcher Ordnung 
hat gefolget weyl. Kayser Leopold, 
Unser geehrtester Herr Vater glor- 
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würdigsten Andenkens, welcher als 
Haupt Unsers Durchlauchtigsten Hau- 
ses allein von seinen Königreichen 
und Erb-Landen zu Disponiren befugt 
gewesen, und eben solches Majorat 
aufgerichtet durch die Theilung, welche 
er zwischen Unsern freundlich geliebten 
Bruder Kayser Joseph, damahligen 
Rom. König, Hochseel. Gedächtniss, 
und Uns über alle Seine Königreiche 
und Staaten, welche sowohl in diesen 
Landen, als in der Spanischen Mon- 
archie und deren zugehörung gelegen 
sind, am 12. November 1703. gemacht, 
und besagte Ordnung der Erb-Folge 
zum Besten des männlichen Geschlechts 
in ein wahrhafftiges beständiges Recht 
der Erstgebuhrt verwandelt, auch um 
mehrerer Sicherheit willen dieser 
Handlung sehr solenne Successions- 
und Familien, Pacten, welche von 
beederseits contrahirenden Tb eilen* an- 
genommen, und eydlich bekräftiget 
worden, hiezu gethan, in welchen, 
nachdem die zwischen besagtem Kayser, 
Unserm Bruder, und zwischen Uns und 
Unseren Nachkommen, oder denjenigen 
von beeden, der den andern und seine 
Nachkommen überleben würde, zu be- 
obachtende Successions-Ordnung einge- 
richtet und deutlich erklärt worden, 
welcher Gestalt einer dem andern so- 
wohl in besagten Unsern hiesigen König- 
reichen und Provinzien, als in der 
Spanischen Monarchie und denen Lan- 
den, aus welchen selbige bestehen, 
succediren solle, dabei auch haupt- 
sächlich gesetzet und verordnet wor- 
den, dass die männlichen Erben, so 
viel deren vorhanden, das weibliche 
Geschlecht beständig ausschliessen 
sollen, dass die Succession aller Kö- 
nigreiche und Staaten, wo auch solche 
gelegen,dem Erstgebohrnenmänn- 
lichen Erben gänzlich unver- 
theilt und ungesondert nach Or- 



dnung der Erstgeburth verblei- 
ben; ingleichen ist auch in solchen 
vorberührten Pacten und Successions- 
Vergleichen die Art und Weise ge- 
ordnet und vorgeschrieben, welcher 
Gestalt die Ertz-Herzoginnen in Er- 
manglung des männlichen Stammes, 
wenn der Fall sich begeben wurde, 
welches doch Gott verhüte, Succe- 
diren sollen. Nach Absterben des 
Kayser Josephs, Unsers freundlich 
vielgeliebten Bruders, da wir sowohl 
vor Unser eigen Haupt, als nach dem 
Recht des Geblüts, und in Kr^fft derer 
Verordnungen der alleinige Successor 
und Erbe aller diesseitigen Königreiche 
und Erb-Lande geworden, haben Wir, 
als jeziger alleiniger absoluter Herr, 
durch Unsere Declaration und Ver- 
ordnung, welche den 19. April 1713. 
in Gegenwart einer großen Anzahl 
Unserer geheimden Staats-Räthe, Gou- 
verneurs, oder Praesidenten Unserer 
Provinzien, und Unsern übrigen Mini- 
strorum publiciret worden, nicht allein 
das bereits so fest errichtete und 
angestammte Recht der Erstgeburth 
in Unserm Durchl. Hause' erneuret, 
sondern Wir haben auch solches 
überdiess Krafft Unserer Machts-Voll- 
konmienheit, und nack Erforderniss 
des Zustandes Unserer Affairen in 
Form einer pragmatischen Sanction, 
auch beständigen und unwiederruf- 
lichen Edicts errichtet, welches nah- 
mentlich dieses Recht der Erstgeburth 
und der Erb-Folge, so von Weyl. 
Kayser Leopold zwischen denen Prin- 
zen Unsers Durchl. Hauses gemacht, 
und in Ermangelung dererselben in 
gewisser Maasse auf die Ertz-Herzo- 
ginnen erstrecket worden, aufgerichtet ; 
Wir haben in deutlichen und verständ- 
lichen Worten declariert, dass in Er- 
mangelung des männlichen Ge- 
schlechtes die Succession fallen 
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solle: Erstlich auf die Ertz- 
Herzoginnen Unsere Töchter; 
zum andern auf die Ertz-Herzo- 
ginnen Unsere Niecen, Unsers 
Bruders Töchter; zum dritten 
auf die Ertz -Herzoginnen Unsere 
Schwestern, und endlich auf 
alle abstammende Erben bei- 
derlei Geschlechts, wollende, dass 
sie in allen diesen Fällen unter sich 
solche Ordnung oder Lineal-Succession 
beobachten, welche in vorbemeldten 
Reglement beschrieben ist, und sich 
gänzlich mit demjenigen gleich verhält, 
was wegen der männlichen Descenden- 
ten nach der Ordnung der Erstgeburth 
und Lineal-Succession errichtet wor- 
den. In Befolgung und zu Execution 
dieser Ordnung hat die Durchl. Ertz- 
Herzogin Maria Josepha, gebohrne 
Königl. Prinzessin von Ungarn, Böhmen 
und beeder Sicilien, jetzige Gemahlin 
des Durchl. Königl. Pöbln, und Chur- 
Sächsischen Prinzens, nicht allein vor 
ihrem Beylager sich erkläret, die Pacta 
Famüitse, dass in Unserm Durchl. 
Hause bereits errichtete Recht der 
Erstgeburth und oberwähnte vorge- 
schriebene Ordnung wegen der Lineal- 
Succession anzunehmen und solchen 
beyzupflichten, da sie ihre Einwilligung 
durch eine förmliche Renuntiations- 
Acte und mit einem Jurament bestätti- 
get, sondern sie hat solches auch durch 
ein gleichmässiges Jurament, welches 
sie nach ihrer Heyrath wiederhohlet, 
ratificirt, und mit derselben haben 
solches der Durchl. König von Pohlen, 
Gross-Herzog von Lithauen, und Chur- 
fürst zu Sachsen, Ihr Schwieger- Vater, 
wie auch der Durchl. Königl. und 
Chur-Printz, Ihr Gemahl erkennet, 
und sich durch ein solennes Jurament 
in förmlichen Terminis verbindlich ge- 
macht, dass sie solches Recht der 
Erstgeburth und vorgedachte Succes- 



sions - Ordnung beobachten wollen; 
Gleichergestalt und in Conformitaet 
dieser Verordnung, ist dieser Durchl. 
Ertz - Herzogin und ihren Kindern 
beyderley Geschlechts, durch eine 
ebenmässige solenne Declaration 
und Versprechung ihr Recht der 
Erb - Folge in denen Königreichen 
Ihrer Vor -Eltern und Oesterreichi- 
schen Provinzien nach Ordnung der 
Geburth und der errichteten Norm 
vorbehalten worden, wann der Fall 
sich begebe , dass keine Ertz- 
Herzoge mehr vorhanden wären, 
welches doch Gott beständig ver- 
hüten wolle, eben dieses ist auch 
ferner also gehalten worden, mit der 
Durchl. Ertz-Herzogin, Marien Amalien, 
gebohrner Prinzessin von Hungarn, 
Böhmen, und beeder Sicilien, der Ge- 
mahlin des Durchl. Chur-Printzens von 
Bayern, welche gleichfalls vor Ihrer 
Vermählung sich erkläret hat, die 
Pacta Famüiae, das bereits in Unserm 
Durchl. Hause errichtete Erstgeburths- 
Recht, und obgemeldete vorgeschriebene 
Ordnung wegen der Lineal-Succession 
anzunehmen, und dabey zu beharren, 
massen sie dann auch solche Ihre Ein- 
willigung durch Ihre förmliche Renun- 
ciations-Acte und Jurament bekräiftiget, 
auch nach dem Beylager ratificirt hat, 
ingleichen haben der Durchl. Churfürst 
von Bayern, Ihr Schwieger- Vater, wie 
auch der Durchl. Chur- Prinz, Ihr Ge- 
mahl, solches angenommen und sich 
durch solennen Eyd in ausdrucklichen 
Terminis verbunden, dass sie besagtes 
Recht der Erstgeburth, und vorbemel- 
dete Successions-Ordnung, folglich vor- 
gedachte Verordnung halten wolten, und 
solches durch eine gleichmässige so- 
lenne Declaration und Versprechung 
zugesaget; und ist zu gleicher Zeit 
dieser Durchl. Erz-Herzogin, und Ihren 
Nachkommen beederley Geschlechts Ihr 
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Successions-Reclit in denen Königrei- 
chen Ihrer Voreltern, und Oesterreichi- 
schen Provinzien nach Ordnung der 
Geburth und errichteten Norm vorbe- 
halten worden, auf den Fall, wenn 
keine Erz-Herzoge vorhanden, welches 
doch Gott verhüten wolle. Wir haben 
erwogen, wie der Sicherheit, dem Frie- 
den und Ruhestand Unserer Erb-Lande, 
welche wir in denen Niederlanden be- 
sizen, höchst daran gelegen, dass be- 
sagte Ordnung und unzertrennliche Suc- 
cessions-Regel wegen aller Unserer 
Königreiche so in- als ausserhalb 
Teutschland gelegenen Erb-Lande nebst 
besagtem in tJnsenn Durchl. Hause er- 
richtetenErstgeburths-Recht'aufgenom- 
men, eingeführet, bestättiget und in 
Unsern Niederländischen Provinzien als 
eine pragmatische Sanction und be- 
ständiges unwiderrufliches Gesetz be- 
kannt gemacht, und dass durch Ein- 
führung dieses neuen Gesetzes , die 
wegen der Fürstl.Erb-Folge in besagten 
Unseren Niederlanden durch Kayser 
Carl den V. Unsern Vorfahrer, ewigen 
Gedächtniss errichtete pragmatische 
Sanction vom 4. November 1549. welche 
von jedem Staat in ihren Versamm- 
lungen angenommen, und bis jetzo in 
ihrer Kraflft verblieben, aufgehoben 
werde, auch dass alle Gewohnheiten 
vorbesagter Unserer Provinzien nur in 
so weit, als selbige besagte Sanction 
und Gewohnheit vorgemeldter Ordnung 
und Successions-Norm entgegen lauffen, 
abgeschaffet werden, welche sonst in 
allen andern Fällen sollen, als wie vor- 
hin gehalten und beobachtet werden. 
Wir haben das obige denen Ständen 
Unserer besagten Niederländischen Pro- 
vinzien communiciren und vortragen 
lassen, damit dieselbe dieser pragma- 
tischen Sanction, beständigen Edict und 
unzertrennlichen Successions- Ordnung 
beytretten möchten, und nachdem alle 



Stände nach reifferUeberlegung in ihren 
Versammlungen und besonderer Erwe- 
gung des Besten und Niizens, welcher 
Unsern lieben und getreuen Unterthanen 
daher zufliessen möchte, darinnen ein- 
stimmig und freiwillig consentiret, haben 
dieselbe obbesagte pragmatische Sanc- 
tion, beständige Constitution Succes- 
sions- Ordnung , unzertrennliche Ver- 
einigung aller Unserer Lande sowohl 
ausserhalb als innerhalb Teutschlandes, 
als ein beständiges unwiederrufliches 
Gesez, soweit solches die Ordnung der 
Erb-Folge in der Herrschafft und Sou- 
verainität, jeder besagter Provinzien, 
und unzertrennliche Zusammenhaltung 
aller Unserer Staaten und Erb-Lande 
betrifft, mit allem Respect und Sub- 
mission, auch besonderer Dancknehmig- 
keit angenommen, und über dieses be- 
williget, dass die Scmctio Pragmatica, 
welche im Monat November 1549. durch 
weyl. Kayser Carl V. glorwürdigsten 
Gedächtnus errichtet worden, in so 
ferne solche Unserer obbemeldten prag- 
matischen Sanction, die Erb-Folge zu 
der Souverainität in ermeldten Nieder- 
lan,den betreffend, nicht gemäss ist, auf- 
gehoben seyn solle ; dabey sie Uns aller- 
angelegentlicli gebethen, vorbemeldte 
Unsere pragmatische Sanction und be- 
ständiges Edict publiciren zu lassen, 
damit solches durch alle Unsere Kö- 
nigreiche, Provinzien, und Erb-Lande 
als ein unwiederrufliches und unver- 
änderliches Gesetz vor beständig be- 
obachtet werde, und damit man auch 
davon bey denen Acten jeder besagter 
Provinz, welche sie Uns vorgezeigt und 
ausgelieffert haben, Nachricht haben 
möchte, wir haben dannenhero auf viele 
und reiffe Ueberlegung nach Beirath 
Unsers in denen Niederlanden verord- 
neten Staats-Raths, Unsers gevollmäch- 
tigten bei dem Gouvernement daselbst, 
Unsers Lieutenants, Gouverneurs und 
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General - Capitains besagter Unserer 
Lande, und über dieses nach Verneh- 
mung ünsers wegen derer Geschaffte 
dieser Lande vor Unsere Königl. Person 
bestellten obristen Raths-Collegii, in 
Absicht der geschehenen Einwilligung 
bemeldter Staaten Unserer Niederlän- 
dischen Provinzien auf Ihr Ansuchen 
nach Unserm besten Wissen, Autorität, 
und absoluten Gewalt, welche Uns als 
Souverainen Printzen und Herrn be- 
sagter Niederlande zustehet, oder zu- 
stehen mag, geordnet, gesetzet und ge- 
schlossen, verordnen, setzen und be- 
schliessen, auch Krafft dieses, dass nur 
bemeldte pragmatische Sanction, Suc- 
cessions-Ordnung und untheilbare Ver- 
einigung aller Unserer Staaten, sowohl 
ausserhalb als innerhalb Teutschlands 
als ein beständiges, un wiederruf liebes 
Gesetz, in besagten Unsern Niederlan- 
den seyn solle, und dass folglich die 
Succession aller Unser erblichen Pro- 
vinzien nach besagtem Recht der Erst- 
geburth und Lineal-Successions-Ord- 
uung, auf Unsere männlichen Nach- 
kommen, so lang derselben einer noch 
vorhanden, hinktinftig fallen, unddenen- 
selben bleiben solle ; und in Ermange- 
lung des männlichen Stammes, welches 
doch Gott verhüte, auf die Erz-Herzo- 
ginnen, Unsere Töchter, jederzeit nach 
Anleitung der Ordnung des Rechts der 
Erstgeburth, und dass solche Lande 
niemahls sollen vertheilet werden, und 
bey Abmangel aller von Uns abstam- 
menden rechtmässigen Erben beyderley 
Geschlechts, solle das Erb-Recht aller 
besagten Unserer Provinzien auf Ün- 
sers Bruders, Kayser Josephs glorwür- 
digsten Gedächtniss PrinzessinnenTöch- 
ter und Ihre Nachkommen, beyderley 
Geschlechts, nach dem Recht der Erst- 
geburth verfallen, und wann sichs be- 
gäbe, dass beyde Linien abgiengen, 
soll dieses Erbschaffts-Recht denen 
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Prinzessinnen Unsern Schwestern, und 
Ihren rechtmässigen Descendenten, bey- 
derley Geschlechts, und nach und nach 
auf alle andere Linien Unsers Durchl. 
Hauses, jedes nach dem Recht der 
Erstgeburth, und nach der sich daraus 
ergebenden Ordnung, gänzlich vorbe- 
halten sein ; ungeachtet des Reglements, 
und alten Gesetzes, die Fürstl. Erb- 
folge in besagten Niederlanden be- 
treffend, welches vom Kaiser Carl dem 
V. den 4. November 1549. durch eine 
pragmatische Sanction in besagten Lan- 
den errichtet worden, und ungeachtet 
aller Gewohnheiten besagter Unserer 
Provinzien, welche Wir wegen ober- 
erzehlter Ursachen und Considerationen 
aus völliger Macht und Gewalt aufge- 
hoben haben, und hiermit aufheben, 
in demjenigen nemlich, wo vorgemeldte 
Sanction und Gewohnheiten dieser Un- 
serer gegenwärtigen Verordnung nicht 
gemäss sein, wollen aber, dass solche 
in allen anderen Fällen ihre Krafft be- 
halten, und beobachtet werden solle. 
Befehlen also besagten Unsern in 
UnsernNiederlanden verordnetenStaats - 
Conseil-Praesidenten, in Unserm gros- 
sen Rath, Canzlern, und Unsern Räthen 
von Braband, Gouverneur, Praesident, 
und Unsern Räthen zu Luxenburg, 
Canzlern, und Unsern Räthen in Gel- 
dern, Gouverneur zu Limburg, Falcken- 
berg und Dalhem, auch andern Unsern 
Landen über der Maass, Praesident 
und Unsern Räthen in Flandern, 
obristen Land- Vogt Praesidenten, und 
Unserm Rath in Henneggau, Gouver- 
neur, Praesidenten, und Unserm Rath 
zu Namur, Land- Vogt zu Tournay 
und Toumessis, Praesidenten und Rent- 
Cammer zu Mecheln, und allen Unsern 
Justitiariis, Dienern, Vasallen und 
Unterthanen, jetzo und künfftig und 
jedem derselben, soviel ihn betrifft, 
dass sie Unsere gegenwärtige Ver- 
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Ordnung, Constitution, Decret und 
pragmatische Sanction halten und be- 
folgen, auch als ein beständiges un- 
wiederrufliches Gesetz unverbrüchlich 
halten und beobachten lassen, bei 
Unsern souverainen Gerichten und Rent- 
Camniern darnach verfahren, und selbige 
zu deren kl\nfftiger ganzlicher Erfül- 
lung einregistriren lassen, über dieses 
wollen und befehlen Wir, dass einem 
von Unsern Staats -Secretarien gefer- 
tigten Yidimus durchgängig, wo man 
dessen nöthig haben wird, völliger 
Glaube beygemessen werden soll. Denn 
das ist Unser Will und Meynung: 
und damit diese Sache vor alle Zeit 
fest und beständig sey, haben Wir 
gegenwärtiges eigenhändig unterschrie- 
ben, und Unser grosses Insiegel bey- 
fügen lassen. Gegeben in Unserer 
Kayserlichen Stadt und Residentz zu 
Wienn in Oesterreich, den 6. Tag 
Monaths December im Gnaden-Jahr 
1724. Unserer Reiche des Römischen 
im dreyzehenden, des Spanischen im 
zwey und zwanzigsten, des Hungari- 
schen und Böheimischen ebenfalls im 
dreyzehenden Jahr". 

Der gegenwärtig regierende Zweig 
des Hauses gehört der Linie an, 
welche durch Maria Theresia, die 
älteste Tochter Karl VI. begründet 
wurde. Diese Linie theilte sich in 
mehrere Aeste, von welchen aber jetzt 
nur mehr der Leopoldinische und der 
Ferdinandische grünen. Der Leopol- 
dinische Ast besteht aus: A. Nach- 
kommen des Kaisers Franz, wozu 
Sc. Majestät der Kaiser Franz Joseph 
gehört ; B, Nachkommen des Gross - 
lierzogs Ferdinand IIL von Toscana; 

C. Nachkommen des Erzherzogs Carl ; 

D. Nachkommen des Palatins Josef; 
'E Nachhomraen des Erzherzogs Rainer. 
Der F e r d i n a n d i s c h e Ast, so benannt 
nach dem gewesenen Generalgouverneur 



der Lombardie (gestorben 1806), ist 
nur mehr durch die herzoglich modene- 
sische Linie vertreten. Entfernte Regre- 
dienterben finden sich in verschiedenen 
Regentenfamilien. 

Tirol, gefürstete Grafschaft. Flä- 
cheninhalt 26.690DKilom.(484nMeil.). 
Einwohnerzahl 805.176 in 900 Gemein- 
den, 1887 Ortschaften und 125.029 Häu- 
sern. Die Bevölkerung gehört mit 54*6% 
der deutschen und mit 45-4% der ita- 
lienischen Nationalität an. In Bezug 
auf Religion bekennt sich fast die ganze 
Bevölkerung zur katholischen Kirche; 
nur circa 1000 Einwohner entfallen 
auf die protestantische Kirche und 360 
sind Juden. DieLandeshauptstadtl nn s- 
bruck zählt 28.790 Einwohner. Die 
politische Verwaltung wird durch 
die Statthalterei in Innsbruck, durch 
die Polizei-Commissariate in Ala und 
Trient, durch die Magistrate in Inns- 
bruck, Bozen, Roveredo und Trient 
und durch einundzwanzig Bezirkshaupt- 
mannschaften besorgt. Der Rechtspflege 
dienen : das Oberlandesgericht in Inns- 
bruck, das Landesgericht in Innsbruck, 
die Kreisgerichte in Botzen, Roveredo, 
Trient und siebenundsechzig Bezirks- 
gerichte. Organe der Finanzverwaltung 
in Tirol sind: dieFinanz-Landes-Direc- 
tion in Innsbruck, die Finanz-Procura- 
tur in Innsbruck, die Finanz-Bezirks- 
Directionen in Brixen, Innsbruck und 
Trient, die Hauptzollämter in Ala, 
Botzen, Hall, Innsbruck, Kufstein, St. 
Margarethen, Roveredo und Trient : 
die Finanz-Landescasse in Innsbruck : 
die Hauptsteuerämter in Botzen, Inns- 
bruck und Trient, die Steuerämter in 
Roveredo und bei allen Bezirksgerich- 
ten. An Unterrichts -Anstalten hat Tirol 
die Leopold -Franzens -Universität in 
Innsbruck, 3 Kunstschulen, 19 Mittel- 
schulen, 38 Specialinstitute, 1331 Volks- 
und Bürgerschulen. Zeitungen erschei- 
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nen in Tirol 30. Der Bodenbesitzwerth 
von Tirol und Vorarlberg betrug (1879) 
302 Millionen Gulden, das Bodener- 
trägniss jenes Jahres 93 Millionen 
Gulden und der Werth des Viehstan- 
des 23 Millionen Gulden. Der Land- 
tag besteht aus achtundsechzrg Mit- 
gliedern, nämlich : dem Fürsterzbischofe 
von Salzburg und den Fürstbischöfen 
von Trient und Brixen, dem Rector 
magnificus der Universität in Innsbruck, 
dann aus vierundsechzig gewählten Ab- 
geordneten, und zwar: 1. aus vier Ab- 
geordneten, deren Einen die Aebte von 
AVilten, Stamms und Fiecht aus ihrer 
Mitte ; Einen der Propst von Neustift, 
der Abt von Marienberg und der Prior 
von Gries aus ihrer Mitte ; Einen der 
Landescomthur des deutschen Ordens, 
der Propst von Botzen und der Propst 
von Innichen aus ihrer Mitte wählen, und 
aus Einem Vertreter des Propstes von 
Arco und des Erzpriesters von Rove- 
redo, je nach üebereinkommen in der 
Person des einen oder des andern 
derselben (§ 3. I. der Landesordnung) ; 
2. aus zehn Abgeordneten des adeligen 
grossen Grundbesitzes ; 3. aus dreizehn 
Abgeordneten der durch die Wahl- 
ordnung bezeichneten Städte und Orte; 
4. aus je einem Abgeordneten der Han- 
dels- imd Gewerbekammer von Inns- 
bruck, Botzen und Roveredo; 5. aus 
vierunddreissig Abgeordneten der übri- 
gen Gemeinden der gefürsteten Graf- 
schaft Tirol. (lieber den Wirkungs- 
kreis des Landtages s. d.) 

L andtags Wahlordnung. 
Wahlbezirke und Wahlorte. 
§ 1. Für die Wahl der Abgeordneten 
aus der Classe des adeligen gros- 
sen Grundbesitzes bildet die ge- 
fürstete Grafschaft Tirol Einen Wahl- 
bezirk. "Die Wähler haben in Einem 
Wahlkörpsr zehn Abgeordnete zu wäh- 
len. Der Wahlort ist die Landeshaupt- 



stadt Innsbruck. § 2. Für die Wahl 
der Abgeordneten der Städte und 
Orte bilden: die Landeshauptstadt Inns- 
bruck Einen Wahlbezirk, die Städte: 
a) Trient, b) Botzen, c) Roveredo, jede 
Einen Wahlbezirk; d)Hall, Rattenberg, 
Kitzbüchl, Kufstein, Schwatz, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; e) Imst, Vils, Reutte, 
Landeck (Angedair), zusammen Einen 
Wahlbezirk; f) Brixen, Sterzing, Klau- 
sen, Bruneck, Lienz, Innichen, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; g) Meran, 
Glurns, Kaltem, Tramin, zusammen 
Einen Wahlbezirk; h) Riva, Ala, Arco, 
Mori, zusammen Einen Wahlbezirk; 
*) Levico, Pergine, Borgo, zusammen 
Einen Wahlbezirk; k) Mezzolombardo, 
Cles, Fondo, Lavis, Cavalese, zusam- 
men Einen Wahlbezirk. § 3. Jede der 
im vorigen Paragraphe genannten Städte 
und Ortschaften ist für sich allein ein 
Wahlort. In jedem aus mehreren Ort- 
schaften gebildeten Wahlbezirke ist der 
im vorangehenden Paragraphe bei der 
Festsetzung jedes Wahlbezirkes zuerst 
angeführte Ort der Vor- oder Central- 
oTt dieses Wahlbezirkes. § 4. Die Städte 
Innsbruck und Trient haben je zwei, 
die übrigen durch § 2 festgesetzten 
städtischen Wahlbezirke je Einen Land- 
tagsabgeordneten zu wählen. AlleWahl- 
berechtigten jedes Wahlbezirkes bilden 
Einen Wahlkörper. § 5. Die Han- 
dels- und Ge Werbekammern zu 
Innsbruck, Botzen und Roveredo haben 
je Einen Landtagsabgeordneten zu wäh- 
len. Für diese Wahlen haben die Mit- 
glieder und Ersatzmänner jeder Kam- 
mer den Wahlkörper zu bilden. § ß. 
Für die Wahl der Abgeordneten der 
Landgemeinden bilden die Bezirke: 
1. Innsbruck (Umgebung), Mieders, 
Steinach, Telfs, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 2. Imst, Silz, Reutte, zusammen 
Einen Wahlbezirk; 3. Landeck, Ried^ 
Nauders, zusammen Einen Wahlbezirk} 
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4. Hall, Schwatz, zusammen Einen 
Wahlbezirk, 5. Rattenberg, Kufstein, 
Fügen, Zell, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 6. Kitzbüchl, Hopfgarten, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 7. Botzen 
(Umgebung), Neumarkt, Kaltem, Sam- 
thai, Kastelruth, Klausen, zusammen 
Einen Wahlbezirk ; 8. Brixen, Sterzing, 
zusammen Einen Wahlbezirk ; 9. Brun- 
eck, Taufers, Enneberg, Buchenstein, 
Ampezzo, Welsberg, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 10. Lienz, Windisch- 
Matrey, Sillian, zusammen Einen Wahl- 
bezirk ; 1 1 . Meran, Schlanders, Gluras, 
Passeyr, Lana, zusammen Einen Wahl- 
bezirk; 12. Trient (Umgebung), Lavis, 
Cembra, Civezzano, Vezzano, Pergine, 
zusammen Einen Wahlbezirk. 13. Ca- 
valese, Fassa, Primör, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 14. Borgo, Strigno, Levico, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 15. Cles, 
Mal^, Fondo, Mezzolombardo, zusam- 
men Einen Wahlbezirk; 16. Roveredo, 
Nogaredo, Mori, Riva, Ala, Arco, zu- 
sammen Einen Wahlbezirk; 17. Tione, 
Condino, Stenico, zusammen Einen 
Wahlbezirk. § 7. In jedem für die Wahl 
der Abgeordneten der Landgemeinden 
gebildeten Wahlbezirke ist der Sitz 
des politischen Bezirksamtes des im 
§ 6 bei Festsetzung jedes Wahlbezirkes 
zuerst angeführten politischen Bezirkes 
der Wahlort. § 8. Jeder der im § 6 
aufgeführten Wahlbezirke hat zwei 
Abgeordnete zu wählen. Die Wahl- 
männer aller in Einem Wahlbezirke 
gelegenen Gemeinden (mit Ausnahme 
der nach § 2 zur Wahl von Abgeord- 
neten berechtigten Städte und Märkte) 
bilden Einen Wahlkörper. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 9. Die im § 3 I der Landesordnung 
aufgeführten (geistlichen) Wähler haben 
die von ihnen über Aufforderung des 
Statthalters getroffene Wahl von vier 
Abgeordneten demselben anzuzeigen. 



Die Abgeordneten der Wählerclasse 
des adeligen grossen Grund- 
besitzes sind durch directe Wahl 
der grossjährigen, dem österreichischen 
Staatsverbande angehörigen Besitzer 
jener Güter, deren Jahresschuldigkeit 
an landesfürstlichen Realsteuem (mit 
Ausnahme des Kriegszuschlages) wenig- 
stens fünfzig Gulden beträgt, zu wählen. 
§ 10. Unter mehreren Mitbesitzern 
eines zur Wahl berechtigenden Gutes 
kann nur derjenige aus ihnen wählen, 
welchen sie hiezu ermächtigen. Der 
Besitz zweier oder mehrerer Güter, 
deren Jahresschuldigkeit an landesfürst- 
lichen Realsteuern (mit Ausnahme des 
Kriegszuschlages) zusammengenommen 
wenigstens fünfzig Gulden beträgt, be- 
rechtigt ebenfalls zur Wahl. § 11. Für 
jene zur Wahl berechtigenden Güter, 
in deren Besitz eine Corporation oder 
Gesellschaftsich befindet, ist das Wahl- 
recht durch jene Person auszuüben, 
welche nach den bestehenden gesetz- 
lichen oder gesellschaftlichen Normen 
berufen ist, die Corporation oder Ge- 
sellschaft nach Aussen zu vertreten. 
Gemeinden, welche sich im Besitze von 
zur Wahl berechtigenden Gütern be- 
finden, können als solche dieses Wahl- 
recht nicht ausüben. § 12. Die Abgeord- 
neten der im § 2 aufgeführten Städte 
und Orte sind durch directe Wahl aller 
jener nach dem besonderen Gemeinde- 
statute oder dem Gemeindegesetze vom 
9. Jänner 1866 zur Wahl der Gemeinde- 
vertretung der einen Wahlbezirk bil- 
denden Städte und Orte berechtigten 
und nach § 17 der Landtags- Wahl- 
ordnung vom Wahlrechte nicht ausge- 
schlossenen Gemeindeglieder zu wählen, 
welche a) in Gemeinden mit drei Wahl- 
körpern zum ersten und zweiten Wahl- 
körper gehören und im dritten Wahl- 
körper in Innsbruck, Botzen und Trient 
wenigstens zehn Gulden, in den anderen 
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Städten und Orten mindestens fünf 
Gulden an directen Steuern entrichten ; 
h) in Gemeinden mit weniger als drei 
Wahlkörpern die ersten zwei Drittheile 
aller nach der Höhe ihrer Jahresschul- 
digkeit an directen Steuern gereihten 
Gemeindewähler ausmachen. Diesen 
sind die Ehrenbürger oder Ehrenmit- 
glieder und jene Gemeindeangehörigen 
anzureihen, welche nach Gemeindewahl- 
ordnung § 1, Z. 2 ohne Rücksicht auf 
Steuerzahlung wahlberechtigt sind. § 13. 
Die Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden hat durch gewählte Wahl- 
niänner zu geschehen. Jede Gemeinde 
des Wahlbezirkes hat auf je fünfhundert 
Einwohner Einen Wahlmann zu wählen. 
Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
lung der Einwohnerzahl durch fünf- 
hundert ergeben, haben, wenn sie zwei- 
hundertfünfzig oder darüber betragen, 
als fünfhundert zu gelten; wenn sie 
weniger als zweihundertfünfzig betragen, 
unberücksichtigt zu entfallen. Kleine 
Gemeinden, deren Einwohnerzahl weni- 
ger als fünfhundert beträgt, wählen 
Einen Wahlmann. § 14. Die Wahl- 
männer jeder Gemeinde sind durch 
jene nach dem Gemeindegesetze vom 
9. Jänner 1866 zur Wahl der Gemeinde- 
vertretung berechtigten und nach § 17 
der Landtags Wahlordnung vom Wahl- 
rechte nicht ausgeschlossenenGemeinde- 
glieder zu wählen, welche a) in Ge- 
meinden mit drei W^ahlköi*pem den 
ersten und zweiten Wahlkörper bilden ; 
b) in Gemeinden mit weniger als drei 
Wahlkörpern, die ersten zwei Drittheile 
aller nach der Höhe ihrer Jahresschul- 
digkeit an directen Steuern gereihten 
Gemeindewähler ausmachen. Diesen 
sind die Ehrenbürger oder Ehrenmit- 
glieder und jene Gemeindeangehörigen 
anzureihen , welche nach der Ge- 
meinde-AVahlordnung § 1, Z. 2, ohne 
Rücksicht auf Steuerzahlung wahl- 



berechtigt sind. § 15. Jeder Wähler 
kann sein Wahlrecht nur in Einem 
Wahlbezirke, und in der Regel nur 
persönlich ausüben. Ausnahmsweise 
können Wahlberechtigte der Wähler- 
classe des adeligen grossen Grundbe- 
sitzes ihr Stimmrecht durch einen Be- 
vollmächtigten ausüben. In allen 
Wählerclassen üben die in ehelicher 
Gemeinschaft lebenden Frauensperso- 
nen das Wahlrecht durch die Ehe- 
gatten als ihre gesetzlichen Vertreter, 
andere eigenberechtigte Frauensper- 
sonen durch einen selbst wahlberech- 
tigten Bevollmächtigten aus. Nur eigen- 
berechtigte österreichische Staatsbür- 
ger, denen kein Ausschliessungsgrund 
nach dem Gesetze vom 13. Jänner 1869 
entgegensteht, sind befugt, als Bevoll- 
mächtigte oder Vertreter das Wahl- 
recht eines Andern in dessen Namen 
auszuüben. Der Bevollmächtigte darf 
nur Einen Wahlberechtigten vertreten 
und muss eine schriftliche Vollmacht 
vorweisen, deren Unterschrift, wenn 
die Vollmacht ausserhalb des Kronlan- 
desTirol ausgestellt ist, gerichtlich oder 
notariell beglaubigt sein muss. Wahl- 
berechtigte der Wählerclasse des ade- 
ligen grossen Grundbesitzes können nur 
einen Wahlberechtigten dieser Wähler- 
classe als Bevollmächtigten bestellen. 
Wer in der Wählerclasse des grossen 
Grundbesitzes wahlberechtiget ist, darf 
in keinem Wahlbezirke der beiden 
anderen Wählerclassen, und wer in 
einem Wahlbezirke der im § 2 genann- 
ten Städte und Orte wahlberechtigt 
ist, in keiner Landgemeinde wählen. 
Ist ein Wahlberechtigter der Wähler- 
classen der Städte und Orte und der 
Landgemeinden Mitglied mehrerer Ge- 
meinden, so übt er das Wahlrecht 
bloss in der Gemeinde seines ordent- 
lichen Wohnsitzes aus. (Betreffs der 
Erfordernisse der Wählbarkeit in 
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den Landtag, sowie darüber, welche 
Personen von dem diesfälligen Wahl- 
rechte und der Wählbarkeit ausge- 
schlossen sind, S.Landtag.) Tirol 
kam am 29. September 1363 an die 
Habsburgische Herrscherfamilie. Tirol 
und Vorarlberg tragen zu den gesamm- 
ten directen Steuern Cisleithaniens 
1-02% bei. 

Todesstrafe^ s. Strafe. 

Traliitruppe 9 s. Kriegs- 
wesen. 

Vraiisltzl^lle, s. Zoll. 

Traiislelthanlen, allgemein 
gebräuchliche, wenn auch nicht amtliche 
Bezeichnung für die ungarische Reichs- 
liälfte, umfassend die Kronländer Ungarn 
(einschliesslich Siebenbürgen), Fiume 
mit Gebiet, Kroatien und Slavonien. 

Trauunjaify s. Ehe. 

Trieiit, 19.585 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
Min.-Vdg. vom 29. März 1851 (L. G. 
Bl. für Tirol 1851, Nr. 61). Der Ge- 
meinderath (Gemeindevertretung) be- 
steht aus 30 Mitgliedern. Betreffs des 
Wahlrechtes und der Wählbarkeit zur 
Gemeindevertretung s. Gemeinde- 
wahl; betreffs des Wirkungskreises 
der Gemeindevertretung, s. Städte. 

Triest^ reichsunmittelbare Stadt. 
Der Flächeninhalt von Triest nebst 
Gebiet beträgt 94 QKilom. mit 144.844 
Einwohneni in Einer Gemeinde, 24 Ort- 
schaften und 7739 Häusern. Die Be- 
völkerung bekennt sich grösstentheils 
zur katholischen Religion. An der Spitze 
der politischen Verwaltung steht die 
Statthalterei ; weiters bestehen in Triest 
ein Magistrat und eine Polizeidirection; 
für die Rechtspflege bestehen : ein 
Oberlandesgericht, ein Landesgericht 
mit zwei städt.-deleg. Bezirksgerichten, 
ein Handelsgerichtshof I. Instanz und 
ein Seegericht. Die Finanz^^erwaltung 
wird durch eine Finanzdirection, eine 



Finanzprocuratur, eine Steuer- Admini- 
stration, ein Finanzinspectorat, eine 
Landescasse und ein Hauptzollamt 
wahrgenommen. An Unterrichtsanstal- 
ten besitzt Triest 1 Kunstschule, 6 Mit- 
telschulen, 4 Specialinstitute, 48 Volks- 
und Bürgerschulen. Zeitungen er- 
schienen 53. Die Stadt Triest mit 
ihrem Gebiet wird durch den Stadt- 
rath vertreten. In Betreff der legis- 
lativen Wirksamkeit in Landesange- 
legenheiten hat der Stadtrath die 
Eigenschaft eines Landtages, und seine 
Beschlüsse erlangen durch die Sanction 
des Kaisers die Kraft eines Landes- 
gesetzes. Die Mitglieder des Stadt- 
rathes werden durch directe Wahl auf 
die Dauer von drei aufeinanderfolgen- 
den Jahren frei gewählt. Die Zahl 
derselben ist auf vierundfünfzig fest- 
gesetzt, wovon achtundvierzig auf die 
Stadt Triest und sechs auf das Gebiet 
entfallen. 

Wahlberechtigt sind im allge- 
meinen : a) die Bürger von Triest ; 
h) unter den Angehörigen männlichen 
Geschlechts: 1. diejenigen, welche in 
Triest seit mindestens fünf Jahren 
ununterbrochen ihren ständigen Auf- 
enthalt haben und einer der folgenden 
Classen angehören: Besitzer unbe- 
weglicher Güter in der Stadt Triest 
oder ihrem Gebiete; selbstständige 
Handelsleute; Besitzer von Handels- 
schiffen für weite oder Küstenfahrt 
oder von Antheilen an solchen Schif- 
fen ; Capitäne von Schiffen für weite 
Fahrt; an einer inländischen Lehran- 
stalt graduirte Doctoren, Architekten, 
Schiffbaumeister, öffentliche Kunstver- 
ständige, Magister der Chirurgie, Ei- 
genthümer einer Apotheke ; welche ein 
Gewerbe, Handwerk oder einen bei der 
Behörde angemeldeten Industriezweig 
selbstständig betreiben ; approbirte 
Gross- und Kleinhändler, Advocaten, 
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Notare und pateiitirte Sensale, welche' 
iliren ständigen Aufenthalt in Triest 
haben; 2. Staatsdiener und bleibend 
angestellte Gemeindebeamte , welche 
von ihrem Gehalte eine Einkommen- 
steuer entrichten, sowie Pensionisten 
und Quiescenten derselben Kategorie; 
3. Officiere, welche zur militia stohilis 
gehören; 4. die Pfarrer und selbst- 
ständigen Curaten aller anerkannten 
christlichen Bekenntnisse und die Rab- 
biner und bleibend angestellten Predi- 
ger der israelitischen Religionsgenos- 
senschaft; 5. die öffentlichen Profes- 
soren und die bleibend angestellten 
Vorsteher und Lehrer der öffentlichen 
ünterrichtsanstalten. Ausnahmsweise 
sind auch Fremde, selbst wenn sie die 
österreichische Reichsbürgerschaft 
nicht besitzen, nach mindestens fünf- 
jähriger Ansässigkeit wahlberechtigt, 
wenn sie einen solchen Besitz an lie- 
genden Gründen oder die Innehabung 
einer solchen Handlung oder Fabrik 
nachweisen, wodurch die Einreihung 
der Gemeindeglieder in den ersten oder 
zweiten Wahlkörper begründet wird. 
Ausgenommen von der Ausübung des 
activen Wahlrechtes sind alle Per- 
sonen: a) welche unter väterlicher 
Gewalt, Vormundschaft oder Curatel 
stehen; b) diejenigen, welche eine 
Armenversorgung gemessen. Ausge- 
schlossen sind: a) diejenigen, welche 
zu einer Strafe verurtheilt worden 
sind, womit die Strafgesetze den Ver- 
lust der Ausübung der politischen 
Rechte verknüpfen. Bis zum Erschei- 
nen solcher Gesetze aber diejenigen, 
welche wegen eines Verbrechens oder 
eines aus Gewinnsucht hervorgegange- 
nen oder die öffentliche Sittlichkeit 
verletzenden Vergehens oder einer 
solchen XJebertretung schuldig erklärt, 
oder wegen einer anderen Gesetzes- 
übertretung zu einer mindestens halb- 



jährigen Freiheitsstrafe verurtheilt 
worden sind; h) diejenigen, welche 
wegen eines Verbrechens in Anklage- 
stand versetzt worden sind, so lange 
sie nicht schuldlos erklärt wurden; 
c) diejenigen, über deren Vermögen 
Concurs ausgebrochen ist, solange die 
Cridaverhandlung dauert und nach 
Beendigung derselben, wenn die Schuld- 
losigkeit des Cridatars nicht vollstän- 
dig nachgewiesen wurde. 

Wählbar ist jedes wahlberech- 
tigte Gemeindeglied, welches das 
dreissigste Lebensjahr zurückgelegt 
hat. Ausgenommen von der Wählbar- 
keit sind: a) alle Fremden, h) alle 
Personen, welche, von der Ausübung 
des activen Wahlrechtes ausgenommen 
sind ; c) Militäi-personen in der activen 
Dienstleistung ; d) die bleibend an- 
gestellten Gemeindebeamten; e) die 
Pächter städtischer Gefälle, solange 
ihr Pachtvertrag dauert. Ausgeschlos- 
sen sind: a) alle Personen, die nach 
§ 35 von der Ausübung des activen 
Wahlrechtes ausgeschlossen sind; h) 
säumige Schuldner der Gemeinde, ge- 
gen welche die Einleitung gericht- 
licher Schritte nothwendig geworden 
ist; c) jene Personen, welche über die 
aufgehabte Vermögensverwaltung der 
Gemeinde oder einer Gemeindeanstalt, 
sowie jene, welche t\ber ein ihnen spe- 
ciell von der Gemeinde anvertraut es 
Geschäft mit der zu legenden Rech- 
nung noch im Rückstande sind. 

Troppau, 20.562 E., Stadt mit 
eigenem Statute, erftossen durch die 
Minist. Vdg. v. 20. September 1850 
(L. G. B. für Schlesien 1850, Nr. 24), 
revidirt durch Gesetz vom 20. Jänner 
1866, Nr. lOL.G.B. Der Gemeinde- 
rath (Gemeindevertretung) besteht 
aus 30 Mitgliedern. Betreffs des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit zur Ge- 
meindevertretung s. Gemeindewahl; 
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betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung s. Städte. 

TnippeiiiiiU8teninf(9 siehe 
Armee-Inspicirungen. 



Tflelieeheii 9 s. Slaven. Was 
die i)olitisclien Bestrebungen der 
Tschechen betrifft, s. Altezechen. 



ü. 



Uebertretuiifll^eii (im Sinne 
des allgemeinen Strafgesetzes), gering- 
fügigere strafbare Handlungen, bezüg- 
lich deren die Verhandlung und Ab- 
urtheilung in erster Instanz den Be- 
zirksgerichten zustellt. 

Ultima ratio reii^uiii (lat.), 
der letzte Grund der Könige, d. h. die 
Kanonen; eine angeblich von Lud- 
wig XIV. zuerst gebrauchte Rede- 
wendung. 

Ultraiuoiitaner^Vertheidiger, 
Vorkämpfer für die Interessen des 
Katholizismus und besonders der katho- 
lischen Geistlichkeit. 

Uiifl^arii (als Staat, Länder 
der ungarischen Krone, unga- 
risches Staatsgebiet, König- 
reich Ungarn im weiteren Sinne, 
Transleithanien). Der ungarische 
Staat umfasst nachstehende Länder: 
Das Königreich Ungarn im engeren 
Sinne einschliesslich Siebenbürgens 
(279.486-6 QKilom. und 13,812.446 
Einwohner), die königliche Freistadt 
Fiume (195 DKilom. und 21.634 
Einwohner), das Königreich Kroatien- 
Slavonien(42.516nKilom.undl,904.902 
Einwohner), zusammen also einen Flä- 
cheninhalt von 322.022 nKilom. und 
15,738.982 Einwohner. Der Natio- 
nalität nach sind 42 /o Magj-aren, 
15% Rumänen, 15% Kroaten und 
Serben, 12«/.% Deutsche, 12% Slo- 
vaken, 2% Ruthenen und l'A^/o An- 



gehörige anderer Sprachstämme. Dar- 
unter gehören 60% der katholischen, 
20% der evangelischen, 15'/2% der 
griechisch - orientalischen , ^8% der 
uuitarischen , 4% der israelitischen 
Religion an, y6% der Bewohner sind 
Anhänger anderer Confessionen und 
Confessionslose. Die Residenz-, Landes- 
Haupt- und königliche Freistadt B u- 
dapest zählt 370.767 Einwohner. 

Staatsverfassung. Die Volks- 
vertretung im ungarischen Staatsge- 
biete besteht aus dem ungarischen 
Reichstage und dem kroatisch-slavo- 
nischen Landtage. Der ungarische 
Reichstag ist rticksichlich der Ge- 
setzgebung Ungarns und Siebenbür- 
gens und ausserdem für Kroatien und 
Slavonien rücksichtlich der Legislation 
jener Angelegenheiten competent, wel- 
che diese Länder mit Ungarn gemein- 
schaftlich angehen, nämlich: die Kos- 
ten des Hofhaushaltes, die Rekruten- 
stellung, die das Wehrsystem und die 
Wehrpflicht betreffende Gesetzgebung, 
die .Verftigangen wegen Dislocirung 
und Verpflegung der Armee, das Staat 9- 
finanzwesen, das Geld-, Münz- und 
Banknotenwesen, die Genehmigung von 
Handelsverträgen, die Normen über 
Banken, Credit- und Versicherungs- 
institute, Privilegien, Masse und Ge- 
wichte, Marken- und Musterschutz, 
Punzirung, literarisches und artisti- 
sches Eigenthum, das See-, Handels-, 
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Wechsel- und Bergrecht, die Angele- 
genheiten des Handels, der Mauthen, 
Telegraphen , Posten , Eisenbahnen, 
Häfen, der Schifffahrt, der gemein- 
samen Staatsstrassen und Flüsse, die 
Gesetzgebung über Gewerbewesen, Ver- 
eine , Passwesen , Fremdenpolizei, 
Staatsbürgerschaft und Naturalisirung. 
Der ungarische Reichstag besteht aus 
der Magnaten- und Repräsentanten- 
tafel. Die Magnatentafel (das 
Oberhaus) umfasst die in Ungarn be- 
güterten Erzherzoge (gegenwärtig zwei 
au der Zähl), die katholischen und 
griechisch - orientalischen Erzbischöfe 
und Bischöfe, den Erzabt der Bene- 
dictinerabtei von Martinsberg, den 
Probst der Prämonstratenserabtei von 
Jäszö, den Grossprobst des Agramer 
Doracapitels, die weltlichen Magnaten, 
wohin die 13 Reichsbarone, die Ober- 
gespäne sämmtlicher Comitate, der 
Gouverneur von Fiume, die nicht unter 
väterlicher Gewalt stehenden Fürsten, 
Grafen und Freiherren gehören, die 
siebenbürgischen Regalisten und drei 
Repräsentanten des kroatisch-slavoni- 
schen Landtages. Die Repräsentan- 
tentafel (Unter- oder Abgeord- 
netenhaus) ist aus 453 Abgeord- 
neten gebildet, von welchen 413 auf 
die Wahlbezirke in den ungarisch- 
siebenbürgischenComitatenundStädten, 
und 40 auf Kroatien und Slavonien 
entfallen. Die letzteren werden vom 
kroatisch-slavonischen Landtage aus 
seiner Mitte berufen, die ersteren 
gehen aus directen Wahlen hervor. 
Die Abgeordneten werden auf 3 Jahre 
gewählt. Der Präsident und der Vice- 
präsident der Magnatentafel werden 
vom Könige ernannt, der Präsident 
und die beiden Vicepräsidenten der 
Repräsentantentafel werden von dieser 
selbst berufen. Die Sprache des Reichs- 
tages ist die ungarische ; nur die Ver- 



treter von Kroatien und Slavonien 
können auch die kroatische Sprache 
gebrauchen. Dem ungarischen Reichs- 
tage ist das ungarische Ministerium 
verantwortlich. Auf Versetzung eines 
Ministers in den Anklagestand erkennt 
die Repräsentantentafel; das Richter- 
amt übt ein von und aus der Magna- 
tentafel gewähltes Gericht aus. Ueber 
den kroatisch - slavonischen 
Landtag, welcher hinsichtlich der in 
die Autonomie der Königreiche Kroa- 
tien und Slavonien fallenden Gesetz- 
gebung, nämlich: hinsichtlich der In- 
nern Verwaltung, des Cultus-, Unter- 
richts- und Justizwesens, competent 
ist, s. Kroatien-Slavonien. Die wich- 
tigeren Verfassungsgesetze fl\r 
das ungarische Staatsgebiet sind fol- 
gende: die goldene Bulle des Königs 
Andreas II. vom Jahre 1222 (betr. die 
Rechtsverhältnisse zwischen dem Könige 
und den Ständen), die ungarischen Ge- 
setzartikel I, II und III vom Jahre 
1723 (Anerkennung der pragmatischen 
Sanction als Staatsgrundgesetz, zu- 
gleich Sicherung der legislativen und 
administrativen Selbstständigkeit Un- 
garns), der Gesetzartikel X vom Jahre 
1790/1 (Unabhängigkeit Ungarns), der 
Gesetzartikel XII vom Jahre 1790/1 
(betreffend die Ausübung der gesetz- 
gebenden und vollziehenden Gewalt), 
der Gesetzartikel III vom Jahre 1847/8 
(verantwortliches Ministerium) , der 
Gesetzartikel IV vom Jahre 1847/8 
•(Reichstagssitzungen), der Gesetzarti- 
kel V vom Jahre 1847/8 (Wahlgesetz 
für die Repräsentantentafel), modificirt 
durch die Gesetzartikel XXXIII vom 
Jahre 1874, XXXIX. vom Jahre 1876, 
X. und XI. vom Jahre 1877, die Ge- 
setsartikel VII vom Jahre 1847/8 und 
XLIII vom Jahre 1868 (Union Sie- 
benbürgens mit Ungarn), der Gesetz - 
artikel IX. vom? Jahre 1847/8 (Auf- 
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liebung der Robot und des Zehents), 
der Gesetzartikel XII vom Jahre 1865// 
(betreffend die gemeinsamen Ange- 
legenheiten mit Oesterreich), der Ge- 
setzartikel XXX vom Jahre 1868 (be- 
treffend den staatsrechtlichen Ausgleich 
zwischen Ungarn und Kroatien-Slavo- 
nien), modifioirt durch die Gesetz- 
artikel XXXIV vom Jahre 1873 und 
XV vom Jahre 1881 ; der Gesetzarti- 
kel XXVII vom Jahre 1873 (Provin- 
zialisirung der Banater Militärgrenze) ; 
der Gesetzartikel I vom Jahre 1875 
{betreffend die Incompatibilität); der 
Gesetzartikel XII vom Jahre 1876 
(betreffend die Aufhebung der politi- 
schen Selbstständigkeit des siebenbür- 
gischen Königsbodens), der II. kroa- 
tisch-slavonische Gesetzartikel vom 
Jahre 1870 (Landtagsordnung); das 
Wahlgesetz für Kroatien und Slavo- 
uien vom 15. Juli 1881 ; das kroatisch- 
felavonische Gesetz vom 10. Jänner 
1874 (Verantwortlichkeit des Banus). 

Staatsverwaltung. Nach dem 
ungarischen Staatsrechte soll der Pa- 
latin als Stellvertreter oder Statthal- 
ter des Königs fungiren; diese Stelle 
ist derzeit nicht besetzt; auch ist die 
Wahl des Palatins nach dem VII. Ge- 
setzartikel vom Jahre 1865/67 für so 
lange aufgeschoben, bis der Wirkungs- 
kreis desselben durch ein Gesetz neu 
geregelt sein wird. Mit Allerh. Re- 
scripte vom 17. Februar 1867 wurden 
die durch den III. Gesetzartikel 1847/8 
geschaffenen königlich ungarischen 
Ministerien restaurirt; diese sind 
gegenwärtig folgende neun: für das 
Innere, für Cultus und Unterricht, für 
Ackerbau, Gewerbe und Handel, für 
öffentliche Arbeiten und Communi- 
cationen, für die Landesvertheidigung, 
für die Justiz, für die Finanzen, das 
kroatisch-slavonische Ministerium (er- 
richtet durch den XXX. ungarischen 



Gesetzartikel vom Jahre 1868), alle 
mit dem Sitze in Budapest, und das 
Ministerium am Allerhöchsten Hof- 
lager Sr. Majestät in Wien; letzteres 
ist ein Vermittlungsglied zwischen 
Sr. Majestät und der ungarischen 
Regierung, zwischen den österreichi- 
schen und ungarischen Ministerien ; 
auch gehören in seine Competenz ver- 
schiedene Gnadensachen. Zur Contro- 
lirung der Staatseinnahmen und Aus- 
gaben, der Gebahrung des Staatsver- 
mögens und der Staatsschiüd ist der 
k. k. Staats-Rechnungshof errichtet 
(XVIII. Gesetzartikel vom Jahre 1870 
und LXVI. Gesetzartikel vom Jahre 
1880). Das Wehrsystem ist in dem 
österreichischen und ungarischenStaats- 
gebiete gleichartig nomiirt (s. diesfalls 
Kriegswesen). Was die ungarische 
Landwehr (Honved) betrifft, s. Land- 
wehr. Das. Budget der Länder der 
Stefanskrone wies für das Jahr 1883 
nachstehende Schlussziffern auf: 
Staatsausgaben . . . 323,391.152 fl. 
Staatseinnahmen . . 301,542.845 „ 

Deficit ; 21,848.807 fl. 

Die ungarische Staatsschuld belief 
sich im Jahre 1881 auf 879,421.552 fl. 
und die Grundentlastungsschuld in 
demselben Jahre auf 238,726.493 fl. 
Ausserdem participirt Ungarn an der 
gemeinsamen schwebenden Schuld. 

Ungarn als Provinz (König- 
reich Ungarn im engeren Sinne, Ungarn - 
Siebenbürgen). Von der Bevölkerung 
Ungarn -Siebenbürgens gehören 46*5% 
dem magyarischen, 17*6% dem roma- 
nischen, 13*6yo dem deutschen, 13*5% 
dem slovakischen,4-6% dem kroatischen 
und serbischen und 2*6% dem ruthe- 
nischen Volksstamme an. Davon ent- 
fallen 53<^/o auf die römisch-katholische, 
9% auf die griechisch-katholische, 10% 
auf die griechisch-nichtunirte, 23yo auf 
die protestantische und 4*5% auf die 
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israelitische Religion. Zum Zwecke der 
politischen Verwaltung ist Ungarn- 
Siebenbürgen in 64 Comitate einge- 
theilt; ausserdem bestehen 25 mit 
Municipalrecht bekleidete königl. Frei- 
städte. Die Rechtspflege wird in höchster 
Instanz von der königl. Curie in Buda- 
pest, in zweiter Instanz von den königl. 
Gerichtstafeln in Budapest und Maros- 
Yasdrhely und in erster Instanz von 
82 Gerichtshöfen und 375 Bezirksge- 
lichten besorgt. Als Organe der Finanz- 
verwaltung bestehen: 22 Finanzdirec- 
tionen, 11 Catastraldirectionen, 37 Tax- 
ämter und 244 Steuerämter. An Unter- 
richtsanstalten bestehen: die königlich 
ungarische Universität in Budapest, die 
Rechtsakademien in Pressburg, Raab, 
Grosswardein, Hermannstadt und Ka- 
schau, das Josef-Politechnikum, 109 
achtclassige Gymnasien, 61 Lehrer- 
bildungsanstalten und 18 Lehrerinnen- 
bildungsanstalten, 16.028 Volksschulen. 

IJii9*-Hpadl8eli, 3659 Ein- 
wohner, Stadt mit eigenem Statute, er- 
flossen durch Gesetz vom 15. Juni 1867, 
Xr. 18 L.G.B. Der Gemeinderath 
(Gemeindevertretung) besteht aus 18 
Mitgliedern. Betreffs des Wahlrechtes 
und der Wählbarkeit zur Gemeindever- 
tretung s. Gemein de wähl; betreffs 
des Wirkungskreises der Gemeindever- 
tretung s. Städte. 

Universität ( Universüas U- 
ierarum , Hochschule), öffentliche 
Lehranstalt, in welcher die Wissens- 
zweige vollständig und in systematischer 
Ordnung gelehrt. Würden (akademi- 
sche Grade) der Wissenschaft er- 
theilt und Studien zur Erweiterung der 
Wissenschaft gemacht werden. Eine 
vollständige Universität gliedert sich 
nach den Hauptberufszweigen, für 
welche sie die entsprechende Vorbil- 
dung schafft, in vier Abtheilungen oder 
Facul täten, nämlich: die juridisch- 



politische, die medicinische, die philo- 
sophische und die theologische. In 
Oesterreich-Ungarn bestehen eilf Uni- 
versitäten, nämlich : die deutsche 
Universität in Prag, gestiftet 1348, 
mit (Wintersemester 1882/83) 94 Leh- 
rern und 1694 Hörern; die czechi- 
sche Universität in Prag mit 
(Wintersemester 1882/83) 46 Leh- 
rern und 1054 Hörern ; die Jagelloni- 
sche Universität in Krakau, gestiftet 
1364, mit (Sommersemester 1883) 8() 
Lehrern und 738 Studirenden; die Ru- 
dolf- Albrechts-Universität in Wien, 
gestiftet 1365, mit (Wintersemester 
1882/83) 272 Lehrern und 5000 Hörern; 
die Karl-Franzens-Uni versität in G r a z, 
gestiftet 1486, mit (Wintersemester 
1882/83) 101 Lehrern und 966 Hörern; 
die k. ung. Universität in Budapest, 
gestiftet zu Tymau 1635, mit (Winter- 
semester 1882/83) 143 Lehrern und 
3059 Hörern; die Leopold-Franzens- 
Universität in Innsbruck, gestiftet 
1677, mjt (Wintersemester 1882/83) 
77 Lehrern und 686 Hörern; die Fran- 
zens -Universität in L e mb erg, gestiftet 
1784, mit (Wintersemester 1882/83) 55 
Lehrern und 9v^8 Hörern; die k. ung. 
Un i versität in K 1 a u s e n b u r g, gesti fte t 
1872, mit (Wintersemester 1882/83) 51 
Lehrern und 407 Hörern; die Franz- 
Josephs-Universität in Czernowits, 
gestiftet 1875, mit (Wintersemester 
1882 83) 35 Lehrern und 270 Hörern; 
k. ung. Franz-Josephs-Universität in 
Agram, gegründet 1874, mit (Winter- 
semester 1879/80) 36 Lehrern und 37 i 
Studierenden. 

IJniversItfttsppofessoreu^ 
Bezüge der, s. Gehalte. 

IJiiterhauSy s. v. w. Abgeord- 
netenhaus (s. d.) 

fjiiterriehtsmliilsteriaiii, 
B. Cultus- und Unterrichtsmini- 
sterium. 



300 



Unterrichts wesen — Verbrechen. 



Unterricht« weseiiy s. S c b u l- 

Avesen. 

Unter offlclere^ ausgediente. 
TJnterofficieren, welche zwölf Jahre, 
darunter wenigstens acht Jahre als 
Unterofficiere im stehenden Heere, der 
Kriegsmarine oder in der Landwehr 
activ gedient haben, sind alle Diener- 
schafts- und Aufsichtsposten bei den 
Behörden und Anstalten des Staates 
vorbehalten; auch ist ihnen bei Be- 
setzung der staatlichen Beamtenstellen 
im Kanzlei- und Manipulationsfache, 
dann bei Besetzung der Stellen in der 
Civilsicherheits- und Finanzwache ein 
Torgangsrecht vor den übrigen Mit- 
bewerbern eingeräumt (Gesetz vom 
19. April 1872, Nr. 60 R. G. B.). 

Untersueliung^sprlnclp? 
processualer Grundsatz, zufolge dessen 
der Richter von Amts wegen darauf zu 
sehen hat, dass die Parteien alle zum 
Angriffe und zur Vertheidigung dienen- 
den Umstände und Beweise vorbringen. 
Dieses Princip liegt dem Bagatellver- 
fahren , Summarverfahren , Besitzstö- 
rungsverfahren und anderen besonderen 
Verfahrensarten zu Grunde (s. Civil- 
process). 

Unverletzllehkelt der Ab- 
geordneten, s. Immunität. 

Unzuehtsdeliete^ generelle 
Bezeichmmg für alle dem allgemeinen 
Strafgesetze unterliegenden Unzuchts- 
handlungen. Vgl. Strafgesetz §§ 125 
bis 133, 500 ff. 



Urliste^ s. Geschworener. 

Urteil^ die Entscheidung über 
eine bestrittene Behauptung ; im Civil - 
processe die zur definitiven Regeluncc 
streitiger bürgerlicher Rechtsangelegen- 
heiten in der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Form gefällte richterliche Ent- 
scheidung; im Strafprocesse der in der 
gesetzlich vorgeschriebenen Form er- 
gehende richterliche Ausspruch, ob eine 
vom Strafgesetze verpönte Handlunor 
begangen wurde oder nicht, und mit 
welcher Strafe dieselbe im ersteren 
Falle belegt wird. Die Urteile haben 
im Civilprocesse die Bezeichnung des 
Gerichtes, der streitenden Parteien und 
des Streitgegenstandes, die richterliche 
Entscheidung und die Gründe dieser 
Entscheidung mit Berufung auf die 
massgebenden Gesetzesstellen ; im Straf- 
processe die Bezeichnung des erkennen- 
den Gerichtes, des Angeklagten, resp. 
auch seines Vertheidigers, den Tag der 
die Hauptverhandlung anordnenden Ver- 
füg ..ng, den wesentlichen Inhalt der 
Anklageschrift, den Tag der Haupt- 
verhandiung und des ergehenden Ur- 
teiles, die Schlussanträge des Anklä- 
gers und Privatbetheiligten, den Aus- 
spruch über die Schuldfrage, resp. auch 
über die Art und das Mass der Strafe, 
endlich die Entscheidungsgründe unter 
Berufung auf die einschlägigen Gesetzes- 
stellen zu enthalten. 

Um^fthler, s. Wahl. 



Y. 



Verbreehen^ im weiteren 
Sinne des Wortes, jede durch die 
Strafgesetze des Staates mit Strafe 
bedrohte Handlung oder Unterlassung. 
Der Staat darf eine Handlung nur 
dann bestrafen, wenn er sie ausdrück- 



lich in seinen Gesetzen als strafbar 
bezeichnet, d. h. mit Strafe bedroht 
hat (nulla poena sine lege). Dagegen 
kann sich aber auch niemand mit der 
Unwissenheit der Strafgesetze ent- 
schuldigen, indem dieselben einerseits 
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stets öffentlich bekannt gemacht werden 
und es Pflicht jedes Staatsbürgers ist, 
sich mit denselben bekannt zu machen, 
und andererseits die mit Strafe be- 
drohten Handlungen theils solche sind, 
die jeder als unerlaubt von selbst er- 
kennen kann, theils solche, wo der 
Thäter die besondere Verordnung, 
welche übertreten worden, nach seinem 
Stande, seinem Gewerbe, seiner Be- 
schäftigung oder nach seinen Verhält- 
nissen zu wissen veiT)flichtet ist (igno- 
raniia juris nocet) Die Gesammtheit 
aller Merkmale eines Verbrechens 
l)ildet den Begriff oder den That- 
bestand desselben. Diese Merkmale 
zerfallen: in allgemeine oder solche, 
welche bei jeder strafbaren Handlung 
vorhanden sein müssen, wie z. B. böse 
Absicht oder Fahrlässigkeit, und be- 
sondere oder solche Merkmale, welche 
den Begriff eines bestimmten einzelnen 
Terbrechens bilden und wodurch sich 
ein Verbrechen vom andern unter- 
scheidet; 2. in wesentliche (essen- 
tielle) oder solche Merkmale, welche 
vom Gesetze für das Vorhandensein 
einer bestimmten strafbaren Handlung 
und deren Subsumption unter ein be- 
stimmtes Strafgesetz nothwendig sind, 
und ausserwesentliche (acciden- 
tale) oder solche, wodurch sich ein 
Straffall von den andern derselben 
Verbrechensgattung unterscheidet, und 
welche nur für die Strafausmessung von 
Bedeutung sind. Im Unterschiede vom 
Gattungs verbrechen, z. B, Diebstahl 
an sich unterscheidet man qu a 1 i f i c i r t e 
und privilegirte Verbrechen, und 
versteht imter ersteren diejenigen, die 
strenger als das Gattungsverbrechen, 
und unter letzteren diejenigen, welche 
milder als das Gattungsverbrechen 
bestraft werden; beide fasst man wieder 
unter den Begriff „ ausgezeichnete Ver- 
brechen" zusammen. Ein qualificirtes 



Verbrechen ist z. B. in Hinsicht auf 
den gemeinen Mord als Gattungsver- 
brechen, der Giftmord oder der Ver- 
wandtenmord, ein privilegirter, der 
Kindesmord. 

Verbrechen im engeren, öster- 
reichisch-strafrechtlichen Sinne sind, 
im Gegensatz zu den Vergehen und 
üebertretungen als den minder straf- 
baren Handlungen, jene schweren De- 
licte, welche von dem Strafgesetzbuche 
ausdrücklich als „Verbrechen" be- 
zeichnet sind. Das österreichische St.G. 
handelt von dem Verbrechen in den 
§§ 1—232 St. G. ; von den mit der 
Verurteilung wegen Verbrechens ver- 
bundenen rechtlichen Folgen in den 
§§ 26 und 27 St. G. und in den §§ 5—13 
der Strafgesetznovelle vom 15. No- 
vember 1867, Nr. 131 R. G. B.; von 
den Vergehen und üebertretungen in 
den §§ 233 — 532 St. G, Vgl. Bec- 
caria, „Ueber Verbrechen u. Strafen" 
(übei*setzt von Dr. Jul. Glaser). 

Verdienstorden, s. Orden. 

Terein, die auf die Dauer be- 
rechnete Verbindung mehrerer Personen 
zu einem bestimmten Zwecke. Das 
Recht, Vereine zu bilden, gehört zu 
den durch die Verfassung gewährleiste- 
ten Grundrechten jedes Staatsbürgers. 
Die beabsichtigte Bildung eines den 
Vorschriften des Gesetzes vom 15. No- 
vember 1867, Nr. 134 R.G. B., unter- 
liegenden Vereines ist, bevor derselbe 
in Wirksamkeit tritt, von den Unter- 
nehmern der politischen Landesstelle 
unter Vorlage von fiinf Exemplaren der 
Statuten schriftlich anzuzeigen. Aus 
den Statuten muss zu entnehmen sein : 
ä) der Zweck, die Mittel hiezu und die 
Art ihrer Aufbringung; b) die Art der 
Bildung und Erneuerung des Vereines ; 
c) der Sitz des Vereines ; d) die Rechte 
und Pflichten der Vereinsmitglieder; 
e) die Organe der Vereinsleitung; f) die 
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Erfordeniisse giltiger Beschlussfassun- 
gen, Ausfertigungen und Bekannt- 
machungen; g) die Art der Schlichtung 
von Streitigkeiten aus dem Yereins- 
verhältnisse ; h) die Vertretung des 
Vereines nach Aussen; i) die Bestim- 
mungen über dessen Auflösung. 

Jeder Verein kann seine Versamm- 
lungen öffentlich halten, jedoch 
können Personen, welche nicht Mit- 
glieder des Vereines oder geladene 
Gäste sind, an der Verhandlung nicht 
theilnehmen. Weder Mitglieder noch 
Zuhörer dürfen bei Vereinsversamm- 
lungen bewaffnet erscheinen und hat 
der Vorsitzende der Versammlung dar- 
über zu wachen. Von jeder Vereins- 
versammlung ist wenigstens vierund- 
zwanzig Stunden vorher unter Angabe 
des Ortes und der Zeit ihrer Abhal- 
tung, und wenn sie öffentlich sein soll, 
auch hievon der Behörde durch den 
Vorstand die Anzeige zu erstatten; da- 
gegen hat der Vereinsvorstand keine 
Verpflichtung, die Tagesordnung be- 
kannt zu geben (Entsch. des Reichs- 
gerichtes vom 13. Juli 1882). Sitzun- 
gen des Vorstandes und der etwa be- 
stellten Controlsorgane unterliegen nicht 
der Anmeldung. Für die Wahrung des 
Gesetzes und für die Aufrechthaltung 
der Ordnung in einer Vereinsversamm- 
lung hat zunächst der Vorsitzende Sorge 
zutragen. Er hat gesetzwidrigen Aeusse- 
rungen oder Handlungen sofort ent- 
gegenzutreten und, wenn seinen Anord- 
nungen keine Folge geleistet wird, die 
Versammlung zu schliessen. Der Be- 
hörde steht es frei, zu jöder Vereins- 
versammlung einen Abgeordnete^ zu 
entsenden. Diesem ist ein angemessener 
Platz in der Versammlung nach seiner 
Wahl einzuräumen und auf Verlangen 
Auskunft über die Person der Antrag- 
steller und Redner zu geben. Derselbe 
ist auch berechtigt, die Aufnahme eines 



Protokolls über die Gegenstände der 
Verhandlung und über die gefassten 
Beschlüsse zu verlangen. Von keinem 
Vereine dürfen Beschlüsse gefasst oder 
Erlässe ausgefertigt werden, welche 
dem Strafgesetze zuwiderlaufen. Wenn 
eine Vereinsversammlung gegen die 
Vorschriften des Gesetzes veranstaltet 
wird, so ist dieselbe von der Behörde 
zu untersagen und nach Umständen zu 
schliessen. Desgleichen ist eine, wenn- 
gleich gesetzmässig einberufene Ver- 
sammlung vom Regierungsabgeordneten 
oder, falls kein solcher entsendet würde, 
von der Behörde zu schliessen, wenn 
sich in der Versaöimlung gesetzwidrige 
Vorgänge ereignen, wenn Gegenstände 
in Verhandlung genommen werden, 
welche ausserhalb des statutenmässigen 
Wirkungskreises des Vereines liegen, 
oder wenn die Versammlung einen, die 
öffentliche Ordnung bedrohenden Cha- 
rakter annimmt. Sobald eine Vereins - 
Versammlung als geschlossen erklärt 
ist, sind die Anwesenden verpflichtet, 
den Versammlungsort sogleich zu ver- 
lassen und auseinanderzugehen. Im 
Falle der Nichtbeachtung der Anord- 
nung kann die Entfernung durch An- 
wendung von Zwangsmitteln in Vollzug 
gesetzt werden. Ein Verein kann auf- 
gelöst werden, wenn von ihm Beschlüsse 
gefasst oder Erlässe ausgefertigt wer- 
den, welche den Bestimmungen des 
Gesetzes zuwiderlaufen, wenn er seinen 
statutenmässigen Wirkungskreis tiber- 
schreitet oder überhaupt den Bedingun- 
gen seines rechtlichen Bestandes nicht 
mehr entspricht. D as Erkenntniss über 
die Auflösung steht in der Regel der 
Landesstelle zu. Gegen ein Auf lösungs- 
erkenntniss der Landesstelle kann bin- 
nen sechzig Tagen die Berufung an 
das Ministerium des Innern ergriffen 
werden. In letzter Instanz entscheidet 
hierüber das Reichsgericht. Bei 
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dringender Gefahr für die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit kann jede Be- 
hörde, welche für deren Aufrechthaltung 
zu sorgen hat, eine Vereins Versamm- 
lung, welche gegen die Vorschriften 
dieses Gesetzes einberufen oder abge- 
halten wird, untersagen oder schliessen, 
oder die Thätigkeit eines Vereines, 
welcher sich ohne Erfüllung der gesetz- 
lichen Bedingungen gebildet hat oder 
bei welchem die gesetzlichenAuf lösungs- 
grllnde eintreten, einstellen. Hievon ist 
die competente Behörde immer sogleich 
in Kenntniss zu setzen. Betreffs der 
politischen Vereine ist noch zu er- 
wähnen, dass Ausländer, Frauensper- 
sonen und Minderjährige nicht als Mit- 
glieder aufgenommen werden dürfen. 
Auch ist es den politischen Vereinen 
nicht gestattet, Zweigvereine (Filialen) 
zu gründen und Vereinsabzeichen zu 
tragen. Vereine sind innerhalb ihres 
statutenmässigen Wirkungskreises be- 
rechtigt Petitionen an die Vertretungs- 
körper, an die Regierung und an die 
Person des Monarchen abzusenden. Vgl. 
Hugelmann, Dr. K, Studien zum 
österr. Vereins- und Versammlungs- 
rechte. 

Verelnljaifte Iiinke 9 gegen- 
wärtige Bezeichnung der liberalen 
Partei des Abgeordnetenhauses (siehe 
Partei). 

Verfahren? objectives, s. Ob- 
ectives Verfahren. 

VerfR88Uii|i(9 Staats form, 
S taatsverfassung, Inbegriff 
derjenigen Gesetze, durch welche die 
Organisation des Staates festgestellt 
wird. Oesterreich hat eine constitutio- 
nelle Verfassung, zufolge welcher der 
Monarch in den wichtigsten Regierungs- 
handlimgen, insbesondere bei der Ge- 
setzgebung, an die Zustimmung der 
Volksvertretungen (Reichsrath, Land- 
tag, s. d.) gebunden ist. Die öster- 



reichische Staatsverfassung beruht auf 
folgenden Grundgesetzen (Staats- 
grundgesetzen) : die pra gm a tische 
Sanction Kaisers Karl VI. vom 19. 
April 1713, welche von den Ständen 
in den Jahren 1720 und 1721 ange- 
nommen wurde (betr. die Thronfolge- 
ordnung, die Unzertrennlichkeit und 
Untheilbarkeit der Monarchie, siehe 
Thronfolge); das Diplom des 
Kaisers Franz Josef I. vom 20. Octo- 
ber 1860 (Einführung der constitutio- 
nellen Regierungsform, s. October- 
diplom); die sechs Staatsgrundgesetze 
vom 21. December 1867 (betr. die 
Organisation der Reichs Vertretung, s. 
Reichsrath, die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger, s. Grundrechte, 
die Einsetzung eines Reichsgerichtes 
[s. d.], die richterliche Gewalt, die 
Regierungs- und Vollzugsgewalt, die 
allen Ländern der Monarchie gemein- 
samen Angelegenheiten, s. gemeinsame 
Angelegenheiten); das Gesetz vom 2. 
April 1873 (wodurch das Grundgesetz 
über die Reichsvertretung abgeändert 
wurde) ; die Reich sraths Wahlordnung 
(s. d.) vom 2. April 1873, abgeändert 
durch das Gesetz vom 4. October 
1882 ; die Landesordnungen und Land- 
tagswahlorduungen für die einzelnen 
Länder vom 26. Februar 1861 (durcli 
einige spätere Gesetze modificirt, be- 
treffs Böhmens insbesondere durch das 
Gesetz vom 9. Jänner 1873). Die gegen- 
wärtige Verfassung gewährt den ein- 
zelnen Nationalitäten hinreichende 
Bürgschaft für den Bestand und die 
ungehinderte Pflege ihrer Stammesart 
und Sprache; sie schliesst jedoch 
die Unentziehbarkeit der Vorherrschaft 
einer Nationalität oder Natioualitäten- 
gruppe in Folge der durch die eigen- 
thümlichen Parteiverhältnisse (siehe 
Parlament) dem jeweiligen Cabinete 
innewohnenden massgebenden Stellung 
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aus. Vgl. Ulbrich, Lehrbuch des 
österr. Staatsrechts ; Geller, Oester- 
reichische Verwaltungsgesetze (I. Band, 
Allgemeiner Theil). 

Verfassuufll^spartel^ s. Li- 
beralismus. 

VephanillanKsniaiKiuie 9 
Verhandlungsprincip,processual.Grund- 
satz, zufolge dessen es dem Richter 
untersagt ist, von Amtswegen vorzu- 
gehen. Dieser Grundsatz liegt der 
gegenwärtigen Civilprocessordnung zu 
Grunde. Der Gegensatz hievon ist das 
Untersuchungsprincip (s. d.). 

Verl4iinill)aifuii99 s. Ehe. 

Verleuitidunfp ist im Allge- 
meinen die Bekanntmachung oder 
Weiterverbreitung einer wissentlich un- 
wahren Thatsache, welche eine Person 
in der öffentlichen Meinung herabzu- 
setzen oder deren Credit zu gefährden 
geeignet ist. Die Verläumdung wird 
nach § 209 St. G. zum Verbrechen, 
wenn Jemand einen Andern wegen eines 
angedichteten Verbrechens bei der 
Obrigkeit angibt oder auf solche Art 
beschuldigt, dass seine Beschuldigung 
zum Anlasse obrigkeitlicher Unter- 
suchung oder doch zur Nachforschung 
gegen den Beschuldigten dienen könnte. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist 
schwerer Kerker von einem bis zu 
fünf Jahren ; im Falle, dass der Ver- 
leumder sich einer besonderen Arglist, 
um die Beschuldigung glaublich zu 
machen, bedient hat, oder wenn der 
Verleumder ein Dienstbote, Hausge- 
nosse oder ein Untergebener des Ver- 
leumdeten ist, oder wenn ein Beamter 
die Verleumdung in seinem Amte aus- 
geübt hat, schwerer Kerker bis zu 
zehn Jahren. 

Verletzuuf(9 körperliche, s. 
Körperverletzung. 

Verordnunfpeii^ sind die von 
den Staatsbehörden innerhalb ihres 



amtlichen Wirkungskreises auf Grund 
der Gesetze erlassenen Verfügungen. 

Versamml uufpsrecht.Rech t 
der Staatsbürger, sich friedlich zur ge- 
meinsamenErörterungbestimmterAnge- 
legenheiten zusammenzufinden. Das Ver- 
sammlungsrecht gehört zu den Grund- 
rechten derStaatsbürger. Wer eine Volks- 
versammlung oder überhaupt eine all- 
gemein zugängliche Versammlung ohne 
Beschränkung auf geladene Gäste ver- 
anstalten will, muss dies wenigstens 
drei Tage vor der beabsichtigten Ali- 
haltung unter Angabe des Zweckes, 
des Ortes und der Zeit der Versamm- 
lung der Behörde anzeigen. Die Be- 
hörde hat über die Anzeige sofort 
eine Bescheinigung zu ertheilen. Zur 
Abhaltung von Versammlungen unter 
freiem Himmel ist die vorausgehende 
Genehmigung der Behörde erforderlich. 
Das Ansuchen um die Genehmigung 
liegt denjenigen ob, welche die Ver- 
sammlung veranstalten und es ist so- 
wohl in demselben als in der Geneh- 
migung der Zweck, der Ort und die 
Zeit der Versammlung zu bezeichnen. 
Dasselbe gilt für öffentliche Aufzüge, 
bei welchen auch der beabsichtigte Weg 
anzugeben ist. Wird die Genehmigung 
verweigert, so hat dies schriftlich 
unter Angabe der Gründe zu gesche- 
hen. Versammlungen der Wähler zu 
Wahlbesprechungen, dann zu Bespre- 
chungen mit den gewählten Abgeord- 
neten bedürfen keiner Anzeige oder 
Genehmigung, wenn sie zur Zeit der 
ausgeschriebenen Wahlen und nicht 
unter freiem Himmel vorgenommen 
werden. Ferner sind öffentliche Be- 
lustigungen, Hochzeitszüge, volksge- 
bräuchliche Feste oder Aufzüge, Lei- 
chenbegängnisse, Processionen, Wall- 
fahrten und sonstige Versammlungen 
oder Aufzüge zur Ausübung eines, ge- 
setzlich gestatteten Cultus, wenn sie 
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in der hergebrachten Art stattfinden, 
von den Bestimmungen des Versamm- 
lungsgesetzes ausgenommen und von 
jeglicher behördlichen Anzeige oder 
Genehmigung befreit. Während der 
Reichsrath oder ein Landtag versam- 
melt ist, darf an dem Orte ihres 
Sitzes und in einem Umkreise von 
fünf Meilen keine Versammlung unter 
freiem Himmel gestattet werden. Für 
die Wahrung des Gesetzes und für 
die Aufrechthaltung der Ordnung in 
einer Versammlung haben zunächst 
der Leiter und die Ordner derselben 
Sorge zu tragen. Sie haben gesetz- 
widrigen Aeusserungen oder Handlun- 
gen sofort entgegenzutreten, und wenn 
ihren Anordnungen keine Folge ge- 
leistet wird, ist die Versammlung 
durch deren Leiter aufzulösen. Der 
Behörde steht es frei, zu einer jeden 
Versammlung einen, nach Umständen 
auch mehrere Abgeordnete zu entsen- 
den, welchen ein angemessener Platz 
in der Versammlung nach ihrer Wahl 
eingeräumt und auf Verlangen Aus- 
kunft über die Person der Antrag- 
steller und Redner gegeben werden 
muss. Wenn eine Versammlung gegen 
die Vorschriften des Gesetzes veran- 
staltet wird, so ist dieselbe von der 
Behörde zu untersagen und nach Um- 
ständen aufzulösen. Dessgleichen ist 
die Auflösung einer, wenn gleich ge- 
setzmässig veranstalteten Versamm- 
lung vomRegierungs-Abgeordneten, oder 
falls kein solcher entsendet würde, von 
der Verwaltungsbehörde zu verfügen, 
wenn sich in derselben gesetzwidrige 
Vorgänge ereignen, oder wenn dieselbe 
einen die öffentliche Ordnung bedro- 
henden Charakter annimmt. Sobald 
eine Versammlung als aufgelöst er- 
klärt ist, sind alle Anwesenden ver- 
pflichtet, den Versammlungsort zu ver- 
lassen und auseinanderzugehen. Im 

Dr. D. Banter, Oesterr. Siaats-Lexikon. 



Falle des Ungehorsams kann die Auf- 
lösung durch Anwendung von Zwangs- 
mitteln in Vollzug gesetzt werden. 
Bei dringender Gefahr für die öffent- 
liche Ordnung und Sicherheit ist je- 
doch auch jede andere Behörde, welche 
für deren Aufrechthaltung zu sorgen 
hat, berechtigt, eine Versammlung, 
welche gegen die Vorschriften des Ge- 
setzes veranstaltet oder abgehalten 
wird, zu untersagen oder aufzulösen, 
wovon die competente Behörde immer 
sogleich zu verständigen ist. Gegen 
alle Verfügungen der Unterbehörden 
kann an die Landesstelle und gegen 
jede Verfügung der letzteren an das 
Ministerium des Innern die Berufung 
binnen acht Tagen ergriffen werden. 
In letzter Instanz entscheidet das 
Reichsgericht. Versammlungen sind 
berechtigt, Petitionen oder Adressen 
zu beschliessen (Ges. vom 15. Nov. 
1867, Nr. 135 R. G. B.). 

Verstaatllehuiifp 9 Erwerb 
eines Privatuntemehmens (Eisenbahn-, 
Dampfschifffahrts- oder Versicherungs- 
unternehmens etc.) durch den Staat 
(s Staatssocialismus). 

Vertreter^ s. Advocat. 

Veruntreuunii^ (Unter- 
schlagung, Defraudation), 
die wissentlich widerrechtliche Zueig- 
nung einer in der Gewahrsam des 
Thäters befindlichen fremden beweg- 
lichen Sache. Der Thatbestand der 
Veruntreuung fallt insofern mit dem 
des Diebstahls zusammen, als bei bei- 
den Gegenstand des Deliktes eine 
fremde bewegliche Sache ist, dass bei 
beiden der Thäter die Zueignungsab- 
^icht haben muss, und sich dessen be- 
wusst sein muss, dass die Sache eine 
fremde ist. Die beiden Delicte unter- 
scheiden sich aber wesentlich dadurch 
von einander, dass sich beim Dieb- 
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stahl die Sache in der Gewahrsam 
eines Andern befindet und der Dieb 
dieselbe aus dem Besitz des Andern 
entziehen muss, während bei der Ver- 
untreuung sich die Sache in der Ge- 
wahrsam des Thäters selbst befindet. 
Nach dem österreichischen Strafge- 
setze wird die Venmtreuung zum 
Verbrechen, wenn jemand ein ihm 
vermöge seines öflfentlichen (Staats - 
oder Gemeinde-) Amtes, oder be- 
sondern obrigkeitlichen oder Gemeinde- 
auftrages anvertrautes Gut im Be- 
trage von mehr als fünf Gulden vor- 
enthält oder sich zueignet (§ 181 
St. G.), oder wenn jemand ausser dem 
vorangehenden Falle ein ihm anver- 
trautes Gut von mehr als fünfzig Gul- 
den vorenthält oder sich zueignet. Die 
Strafe dieses Verbrechens ist im ersten 
Fall schwerer Kerker von einem bis 
zu fünf Jahren, und wenn der Werth 
hundert Gulden übersteigt, von fünf 
bis zu zehn Jahren ; im zweiten Falle 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre, wenn der Betrag dreihundert 
Gulden übersteigt, schwerer Kerker 
von einem bis zu fünf, und bei be- 
sonders erschwerenden Umständen von 
fünf bis zehn Jahren. Wer eine Sache, 
von der er weiss, dass sie veruntreut 
ist, verhehlt, an sich bringt oder ver- 
handelt, macht sich der Theilnahme 
an der Veruntreuung schuldig, und ist 
in dem Falle, als der Betrag fünfzig 
Gulden übersteigt mit Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre, nach 
der Grösse des Betrages, der Hinter- 
list und des beförderten Schadens auch 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Wie 
beim Diebstahle tritt auch hier Straf- 
losigkeit ein, wenn der Thäter aus 
thätiger Reue, obgleich auf Andringen 
des Beschädigten, nicht aber ein Drit- 
ter für ihn, eher als das Gericht oder 
eine andere Obrigkeit sein Verschulden 



erfährt, den ganzen aus seiner That 
entspringenden Schaden wieder gut 
macht. Veruntreuungen, welche sich 
nach dem Gesagten nicht als Verbrechen 
darstellen, sind als Uebertretungen mit 
einfachem oder strengen Arrest von 
einer Woche bis zu sechs Monaten zu 
bestrafen. Fallen solche Veruntreuungen 
zwischen Ehegatten, Eltern, Kindern 
oder Geschwistern vor, so können sie 
nur, wenn das Familienhaupt, und 
wider ein Familienhaupt, wenn ein 
Familienglied darum ansucht, zur Strafe 
gezogen werden. 

Veri^altuii|^9 politische , 
Verwaltung im engeren gewöhn- 
lichen Sinne, Administration), 
Inbegriff jener Geschäfte, welche in 
oberster Instanz in den Wirkungskreis 
des Ministeriums des Innern, für 
Cultus und Unterricht, der Landes- 
vertheidigung, des Ackerbaues (mit 
Ausnahme des Bergwesens und der 
Staatsgüter) und theilweise auch des 
Handels gehören. Die meisten dieser 
Geschäfte werden in I. Instanz von 
den Bezirkshauptmannschaften , be- 
ziehungsweise von den Communal- 
ämtern und Polizeidirectionen , und 
in II. Instanz von den politischen 
Landesbehörden besorgt. Die mit der 
politischen Verwaltung betrauten Be- 
hörden werden Verwaltungs- oder 
Administrativbehörden genannt. 
Die einzelnen Verwaltungsbehörden 
sind unter Verwaltungsorgani- 
sation aufgezählt Vgl/Mayrhofer, 
Handbuch für den politischen Ver- 
waltungsdienst (4. Auflage 1880) ; 
Budwinski, Erkenntnisse des k. k. 
Verwaltungsgerichtshofes (bisher C 
Bände, 1876—1882), „Zeitschrift für 
das Privat- imd öffentliche Recht der 
Gegenwart" von Grünhut; „Oester- 
reichische Zeitschrift für Verwaltung- 
von C.Jäger, seit 1868; „Die Spruch- 
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praxis", Revue Über die Rechtsspre- 
chung in den obersten Instanzen von 
Dr. A Riehl, seit 1884. 

Ve ruraltuiiss Hper lelits- 
liof« Der Verwaltungsgerichtshof ist 
eine ausserhalb des Organismus der 
Verwaltung stehende Behörde, deren 
Aufgabe in der Controlirung der ad- 
ministrativen Judicate nach dem Ge- 
sichtspunkte ihrer Gesetzmässigkeit 
besteht. Der Verwaltungsgerichtshof 
bat in allen Fällen zu erkennen, in 
denen Jemand durch eine gesetzwi- 
drige Entscheidung oder Verfügung 
einer Verwaltungsbehörde in seinen 
Rechten verletzt zu sein behauptet. 
Die Verwaltungsbehörden, gegen deren 
Entscheidungen oder Verfügungen bei 
dem Verwaltungsgerichtshofe Beschwer- 
de erhoben werden kann, sind sowohl 
die Organe der Staatsverwaltung, als 
auch die Organe der Landes-, Bezirks- 
imd Gemeindeverwaltung. 

Von der Zuständigkeit des Ver- 
waltungsgerichtshofes sind jedoch aus- 
geschlossen: a) Angelegenheiten, über 
w^elche den ordentlichen Gerichten 
die Entscheidung zusteht ; h) Ange- 
legenheiten, welche nach dem Staats- 
grundgesetze vom 21. December 1867 
(Nr. 143 R. G.B.) zur Competenz des 
Reichsgerichtes gehören; c) Angelegen- 
heiten, welche nach Massgabe des Ge- 
setzes vom 21. December 1867 (Nr. 146 
R. G. B.) in beiden Reichshälften ge- 
meinsam verwaltet werden; d) Ange- 
legenheiten, welche nach Massgabe 
des Gesetzes vom 21. December 1867 
(Nr. 146 R. G. B.) in beiden Reichs- 
hälften nach gleichen Gnmdsätzen ver- 
waltet werden, dafern die angefochtene 
Entscheidung oder Verfügung kraft 
gesetzlicher Vorschrift im Einverneh- 
men mit einer gemeinsamen Ver- 
waltungsbehörde oder einer Verwal- 
tungsbehörde der andern Reichshälfte 



getroffen worden ist, oder auf einer 
im gleichen Wege vereinbarten Ver- 
ordnung beruht : e) Angelegenheiten, 
in denen und insoweit die Verwaltungs- 
behörden nach freiem Ermessen vor- 
zugehen berechtigt sind; f) Beschwer- 
den gegen Ernennungen zu öffentlichen 
Aemtern und Diensten, sofern es sich 
nicht um die Verletzung eines behaup- 
teten Vorschlags- oder Besetzungs- 
rechtes handelt; g) Disciplinarange- 
legenheiten ; h) Beschwerden gegen 
administrative Entscheidungen, welche 
in letzter Instanz vom obersten Ge- 
richtshofe, sowie gegen Entscheidungen, 
welche von einer aus Verwaltungs- 
beamten und Richtern zusammen- 
gesetzten Instanz geschöpft worden 
sind; -i) Beschwerden gegen Entschei- 
dungen und Verfügungen der Steuer- 
einschätzungscommissionen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat 
nur auf Anrufung der Parteien vorzu- 
gehen. Die Beschwerden sind bei dem 
Verwaltungsgerichtsho f binnen 60Tagen 
nach der Zustellung der in letzter 
Instanz ergangenen Entscheidung oder 
Verfügung einzubringen. Die Beschwer- 
de kann demnach bei dem Verwaltungs- 
gerichtshofe erst dann erhoben werden, 
wenn die Angelegenheit im admini- 
strativen Wege ausgetragen ist. Wurde 
der administrative Instanzenzug ver- 
säumt, so ist die Beschwerde bei dem 
Verwaltungsgerichtshof unzulä ssig. Der 
Verwaltungsgerichtshof ist nur eine 
Cassationsinstanz, er kann daher 
nicht in der Sache selbst erkennen, 
sondern nur die nach seiner üeber- 
zeugung wider das Gesetz erlassene 
Verfügung oder Entscheidung aufheben 
und eine neue Entscheidung, beziehungs- 
weiseVerfügung anordnen, wobei jedoch 
die Verwaltungsbehörden an jene 
Rechtsanschauung gebunden sind, von 
welcher der Verwaltungsgerichtshof 
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bei seinem Erkenntnisse ausgegangen 
ist (Ges. V. 22. October 1875, Nr. 36 
R G.B. für 1876). Vgl. Budwinski, 
Erkenntnisse des k. k. Verwaltungs- 
gerichtshofes (bisher 6 Bände 1876— 
1882). 

Ven^altuiigs «Orf^anlsa- 
tloii« Die innere politische Ver- 
waltung (Administration") fällt 
in höchster Instanz in den Wirkungs- 
kreis der Ministerien des Innern, für 
Cultus und Unterricht, der Landes- 
vertheidigung und theilweise auch des 
Ackerbaues und des Handels. Als 
IL Instanz functioniren die Statt- 
haltereien und Landesregierun- 
gen und als I. Instanz die Com- 
munalämter der Städte mit eige- 
nem Statute, die Bezirks haupt- 
mannschaften und die Polizei- 
directionen. Die Administrativbehör- 
den IL und III. Instanz sind in nach- 
stehender Uebersicht aufgezählt: 

I. Statthalterei in Brunn (für 
Mähren). Polizeidirection in Brunn. 
Gemeinderäthe in Brunn, 01mütz,Znaim, 
Iglau, Kremsier und Hradisch. Bezirks- 
hauptmannschaften in Auspitz, Bosko- 
witz, Brunn, Datschitz, Gaya, Göding, 
Gross-Meseritsch, Hohenstadt, Holle- 
schau, Hradisch, Iglau, Kremsier, 
Kromau, Littau, Mährisch - Trübau, 
Mistek, Neustadtl, Neutitschein, Nikols- 
burg, Olmütz, Prerau, Prossnitz, Rö- 
merstadt, Schönberg, Sternberg, Tre- 
bitsch, Ungar. -Brod, Walachisch-Me- 
seritsch,Weisskirchen,Wischau, Znaim. 

IL Landesregierung in Czer- 
nowitz (für Bukowina). Magistrat in 
Czemowitz. Bezirkshauptmannschaften 
in Czemowitz, Kimpolung, Kotzmann, 
Radautz, Sereth, Storozynetz, Suczawa, 
Wisznitz. 

III. Statthalterei in Graz (für 
Steiermark). Polizeidirection in Graz. 
Magistrate in Graz, Cilli und Marburg. 



Bezirkshauptmannschaften in Brück a, 
d.Mur, Cilli, Deutsch-Landsberg, Feld- 
bach, Graz, Gröbming, Hartberg, Juden - 
bürg, Leibnitz, Leoben, Liezen, Lut- 
tenberg, Marburg. Murau, Pettau, Rad- 
kersburg. Rann, Weiz, Windischgraz. 

IV. Statthalterei in Inns- 
bruck (für Tirol und Vorarlberg). 
Polizei-Commissariate in Ala und Trient. 
Magistrate in Innsbnick, Bozen, Ro- 
veredo und Trient. Bezirkshauptmann- 
schaften in Ampezzo, Bludenz, Borgo, 
Bozen, Bregenz, Brixen, Bruneck, Ca- 
valese, Cles, Feldkirch, Imst, Innsbruck, 
Kitzbüchel, Kufstein, Landeck, Lienz,. 
Meran, Primiero, Reutte, Riva, Rove- 
redo, Schwaz, Tione, Trient. 

V. Landesregierung in Kla- 
ge nfurt (für Kärnten). Magistrat in 
Klagenfurt. Bezirkshauptmannschaften 
in Hermagor, Klagenfurt, Spital, St, 
Veit, Villach, Völkermarkt, Wolfsberg. 

VI. Statthalterei in Linz (für 
Oberösterreich) . Gemeindevorstehungen 
in Linz und Steyr. Bezirkshauptmann- 
schaften in Braunau, Freistadt, Gmun- 
den, Kirchdorf, Linz, Perg, Ried, Rohr- 
bach, Schärding, Steyr, Vöcklabruck, 
Wels. 

VII. Statthalterei in Lemberg^ 
(für Galizien). Polizeidirectionen in 
Lemberg und Krakau. Magistrate in 
Lemberg und Krakau. Bezirkshaupt- 
mannschaften in Biala, Böbrka, Boch- 
nia, Bohorodczany, Borszczow, Brody, 
Brzesko, Brzezan, Brzozöw, Buczacz, 
Chrzanöw, Cieszanöw, Czortköw, Da- 
browa, Dobromil, Dolina, Drohobycz, 
Gorlice, Grodek, Gryböw, Horodenka^ 
Husiatyn, Jaroslau, Jaslo, Jaworöw, 
Kalusz, Kamionka, Strumitowa, Kol- 
buszöw, Kolomea, Kossöw, Krakau^ 
Krosno, Lancut, Lemberg, Limanowa, 
Lisko, Mielec, Mosciska, Myslenice, 
Nadwoma , Neumarkt , Neu-Sandec, 
Nisko, Pilzno, Podhayce, Przemysl, 
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Przemyslany, Rawa,Rohatyn, Ropczyce, 
Riidki, Rzeszöw, Sambor, Sanok, Say- 
busch, Skaiat, Sniatyn, Sokal, Stanis- 
lau, Staremiasto, Stiyj, Tarnobrzeg, 
Tarnopol, Tarnöw, Thimacz, Trem- 
bowla, Turka, WadonNice, Wieliczka, 
Zalesczyki, Zbaraz, Zloczöw, Zolkiew, 
Zydaczöw. 

VIII. Landesregierung in Lai- 
bach (für Krain). Magistrat in Lai- 
bach. Bezirkshauptmannscbaften in 
Adelsberg, Gottschee, Gurkfeld, Krain- 
burg, Laibach, Littai, Loitsch, Rad- 
in annsdorf, Rudolfswerth, Stein, Tscher- 
nembl. 

IX. Statthalterei in Prag (für 
Böhmen). Polizeidirection in Prag. Ma- 
gistrate in Prag und Reichenberg. Be- 
zirkshauptmannschaften in Asch, Aussig, 
Beneschau,Bischofteinitz, Blattna, Böh- 
misch-Brod, Böhmisch-Leipa, Braunau, 
Brttx, Budweis, Carolinenthal, Chote- 
bof , Chrudim, Cäslau, Daubau, Deutsch- 
Brod, Eger, Falkenau, Friedland, Ga- 
bel, Gablonz, Jiöin, Graslitz, Hohen- 
elbe, Hohenmauth, Hofowitz, Joachims- 
thal, Jungbunzlau, Kaaden, Kaplitz, 
Karlsbad, Klattau, Kolin, Kommotau, 
Königgrätz , Königinhof, Kralowitz, 
Krumau, Kuttenberg, Landskron, Laun, 
Ledetsch, Leitmeritz, Leitomischl, Lu- 
ditz, Melnik, Mies, Moldautein, Mühl- 
hausen, Münchengrätz, Neubidschow, 
Keuhaus, Neustadt, Pardubitz, Pil- 
gram, Pilsen, Pisek, Plan, Podersam, 
Podebrad, Poliöka, Polna, Prachatitz, 
PfeStitz, Pfibram, Rakonitz, Raudnitz, 
Reichen au, Reichenberg,Rumburg,Saaz, 
Schlau, Schluckenau, Schüttenhofen, 
Seldcan, Semil, Senftenberg, Smichow, 
Starkenbach,Strakonitz, Täbor, Tachau, 
Taus, Tepl, Teplitz, Tetschen, Trau- 
tenau, Tumau, Wittingau. 

X. Landesregierung in Salz- 
burg (für Salzburg). Stadtgemeinde- 
vorstehung in Salzburg. Bezirkshaupt- 



mannschaften in Salzburg, St. Johann, 
Tamsweg, Zell am See. 

XI. Statthalterei in Triest 
(für Görz - Gradiska, Istrien, Stadt 
Triest sammt Gebiet). Polizeidirection 
in Triest. Magistrate in Triest, Görz 
und Rovigno. Bezirkshauptmannschaf- 
ten in Capo d' Istria, Görz, Gradiska^ 
Lussin, Parenzo, Pisino, Pola, Sessana, 
Tolmein, Volosca. 

XII. Landesregierung in 
T r p p a u (für Schlesien). Bürger- 
meisterämter in Troppau, Bielitz und 
Friedek. Bezirkshauptmannschaften in 
Bielitz, Freistadt, Freiwaldau, Freu- 
denthal, Jägerndorf, Teschen, Troppau. 

XIII. Statthalterei in Wien 
(für Niederösterreich). Polizeidirection 
in Wien. Magistrat in Wien. Stadt- 
räthe in Wiener-Meustadt und Waid- 
hofen a. d. Ybbs. Bezirkshauptmann- 
schaften in Amstetten, Baden, Brück 
a. d. Leitha, Gross-Enzersdoif, Her- 
nals. Hörn, Korneuburg, Krems, Lilien- 
feld, Mistelbach, Neunkirchen, Ober- 
Hollabrunn, Scheibbs, Sechshaus, St. 
Polten, Waidhofen a. d. Thaya, Wie- 
ner-Neustadt, Zwettl. 

XIV. Statthalterei in Zara 
(für Dalmatien). Bezirkshauptmann- 
schaften in Benkovacz, Cattaro, Cur- 
zola, Imoschi, Knin, Lesina, Macarsca, 
Metkovi(^, Ragusa, Sebenico, Sign, Spa- 
lato, Zara. 

Die Organe der Finanzverwal- 
tung, an deren Spitze das österreichi- 
sche Finanzministerium steht, sind unter 
den L ander artikeln aufgeführt. 

Behörden für Verwaltung der 
Landescultur und des Berg- 
wesens sind: das k. k. Ackerbau- 
ministerium in Wien und nachstehende 
Provinzbehördeu : Böhmen: Berg- 
hauptmannschaft Prag. Revierberg- 
ämter in Brüx, Budweis, Ellbogen, Fal- 
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kenaii, Komotaii, Kutteuberg, Mies, 
Pilsen, Prag, Schlan und Teplitz. Zur 
Forst- und Domänen-Direction in Wien. 
Bukowina: zur Berghauptmannschaft 
Wien. Revierbergamt iaKaczyka. Dal- 
ni a t i e n : zur Berghauptmannschaft 
Klagenfurt. Revierbergamt in Zara. 
Zur Forst- und Domänen-Direction in 
Görz. G a 1 i z i e n : Berghauptmannschaft 
Krakau. Revierbergämter in Krakau 
und Lemberg. Zur Forst- und Domä- 
nen-Direction in Bolechöw. K ä r n- 
then: zur Berghauptraannschaft Kla- 
genfurt. Revierbergämter in Klagenfurt 
Nr. I für den östlichen, Nr. II für den 
westlichen Bezirk. Zur Forst- und Do- 
mänen-Direction in Görz. Krain: zur 
Berghauptmannschaft Klagenfurt. Re- 
vierbergamt in Laibach. Zur Forst- 
und Domänen-Direction in Görz. Kü- 
stenland (Görz - Gradiska, Istrien, 
Stadt Triest sammt Gebiet). Zur Berg- 
hauptmannschaft Klagenfurt. Revier- 
bergämter in Laibach (für Görz-Gra- 
diska, Triest) und Zara (für Istrien). 
Zur Forst- und Domänen-Direction in 
Görz. Mähren: zur Berghauptmann- 
schaft Wien. Revierbergämter m Brunn 
und Olmütz. Niederösterreich: zur 
Berghauptmannschaft Wien. Revier- 
bergamt in St. Polten. Forst- und Do- 
mänen-Direction in Wien. Oberöster- 
reich: zur Berghauptmannschaft Wien. 
Revierbergamt in Wels. Forst- und 
Domänen-Direction in Gmunden. Salz- 
burg: zur Berghauptmannschaft Wien. 
Revierbergamt in Wels. Forst- und 
Domänen-Direction in Salzburg. Schle- 
sien: zur Berghauptmannschaft in 
Wien. Revierbergamt in Olmütz. Stei- 
ermark: zur Berghauptmannschaft 
Klagenfurt. Revierbergämter in Cilli, 
Graz und Leoben. Zur Forst- und Do- 
mänen-Direction in Wien. Tirol und 
Vorarlberg: zur Berghauptmann- 
schaft Klagenfurt. Revierbergamt in 



Hall. Forst- und Domänen-Direction 
in Innsbruck. 

Als Behörden für Handel und 
Volkswirthschaft bestehen das 
k. k. Handelsministerium in Wien^ 
die Post- und Telegraphendirectionen 
in Prag, Zara, Lemberg, Triest , 
Brunn, Wien, Linz, Graz und Inns- 
bruck, ferner die Handels- undGew^erbe- 
kammern (s. d.) in den einzelnen Pro- 
vinzen und folgende Seebehörden : See- 
behörde in Triest. Hafen- und See- 
sanitäts-Capitanate in Lussinpiccolo, 
Pola, Rovigno und Triest. Hafen- und 
Seesanitäts- Deputationen in Besca nu- 
ova, Capo d' Istria, Cherso, Malinsca, 
Parenzo, Pirano, Umago, Valditorre 
und Veglia. Die Hafen- und See- 
sanitäts-Agentie in Volosca. 

Vleeeonsul^ s. Consul. 

Vlrllstimiiie^ eine Stimme^ 
die ein Einzelner für sich allein, nirht 
für mehrere zusammen hat. Der Trä- 
ger der Virilstimme wird nicht ge- 
wählt, sondern durch das Gesetz be- 
stimmt. Das österreichische Staats- 
recht räumt gewissen kirchlichen Wür- 
denträgem und den Rectoren der Uni- 
versitäten Virilstimmen im Landtage 
ein (Vgl. die Länderartikel Oester- 
reich unter der Enns, Oesterreich ob 
der Enns, Steiermark^ Kärnten etc.) 

V0IU9 im staatsrechtlichen Sinne 
die Gesammtheit der Staatsbürger. 

vm&erseliaft, s. Nation. 

Volksseliule (öffentliche), ganz 
oder theilweise vom Staate, dem Lande 
oder einer Gemeinde erhaltene Unter- 
richtsanstalt für Kinder, um dieselben 
zu verständigen, edelgesinnten Men- 
schen und tüchtigen Mitgliedern des 
Staates heranzubilden. Die Lehrgegen- 
stände der allgemeinen Volksschule 
sind: Religion, Lesen und Schreiben; 
Unterrichtssprache; Rechnen, in Ver- 
bindung mit der geometrischen For- 
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menlehre; das für die Schüler Fass- 
lichste und Wisseiiwertheste aus der 
Naturgeschichte, Naturlehre, Geogra- 
l>hie und Geschichte mit besonderer 
Rücksichtnahme auf das Vaterland 
und dessen Verfassung; Zeichneu; 
Gesang ; ferner : weibliche Handarbeiten 
für Mädchen; Turnen für Knaben 
obligat, für Mädchen nicht obligat. 
Der Umfang, in welchem die Lehr- 
gegenstände behandelt werden, richtet 
sich nach der Stufe, auf welcher jede 
Schule mit Rücksicht auf die Anzahl 
der verfügbaren Lehrkräfte steht. Eben 
davon hängt auch die Ausdehnung 
des Unterrichtes auf andere, als die 
hier genannten Lehrgegenstände, ins- 
besondere in einer anderen Landes- 
sprache ab. Der Lehrstoff der Volks- 
schule ist auf die Jahre, während 
welcher jedes Kind die Schule zu be- 
suchen hat, nach Möglichkeit so zu 
vertheilen, dass jedem dieser Jahre 
eine Unterrichtsstufe entspreche. Die 
Gruppirung der Schuljugend in Abthei- 
lungen oder Classen ist durch die An- 
zahl der Schüler und der verfügbaren 
Lehrkräfte bedingt und kann nach 
Umständen, besonders auf dem Lande, 
nach den Gi*undsätzen des Halbtags- 
uuterrichtes eingerichtet werden. Mit 
besonderer Rücksicht auf die Bedürf- 
nisse des Ortes können mit einzelnen 
Schulen Anstalten zur Pflege, zur Er- 
ziehung und zum Unterrichte noch 
nicht schulpflichtiger Kinder, sowie 
specielle Lehrcurse für die der Schul- 
pflichtigkeit entwachsene Jugend ver- 
bunden werden. Für Mädchen, welche 
der Schulpflichtigkeit entwachsen sind, 
können auch Lehrcurse zum Zwecke 
allgemeiner Fortbildung errichtet wer- 
den. Die Zahl der Lehrkräfte an jeder 
Schule richtet sich nach der Schüler- 
zahl. Erreicht die Schtilerzahl bei 
ganztägigem Unterrichte in drei auf- 



einander folgenden Jahren im Durch- 
schnitte 80, so muss unbedingt für 
eine zweite Lehrkraft, steigt diese 
Zahl auf 160, für eine dritte gesorgt 
und nach diesem Verhältnisse die 
Zahl der Lehrer noch weiter vermehrt 
werden. Bei halbtägigem Unterrichte 
sind auf eiue Lehrkraft 100 Schüler 
zu rechnen. Bei der Bestimmung der 
Zahl der Lehrkräfte für jene allge- 
meinen Volksschulen, welche für die 
Kinder der zwei letzten Jahresstufen 
eine von der Regel abweichende Ein- 
richtung erhalten, sind diese Kinder 
nicht zu berücksichtigen. Einmal er- 
richtete Lehrstellen dürfen nur mit 
Bewilligung der Landesschulbehörde 
beseitigt werden. Der Landesgesetz- 
gebung bleibt es vorbehalten, die Ma- 
ximalanzahl der einem Lehrer zuzu- 
weisenden Schüler herabzusetzen. Die 
Lehrerinnen und Unterlehrerinnen der 
Mädchenschulen haben in der Regel 
auch den Unterricht in den weiblichen 
Handarbeiten zu ertheilen, wofür eine 
besondere Schulabtheilung einzurichten 
ist. Wo die Mädchenschule männlichen 
Lehrkräften übertragen ist, muss für 
den Unterricht in den weiblichen 
Handarbeiten eine besondere Lehrerin 
angestellt werden. Wo selbstständige 
Mädchenschulen nicht bestehen, sind 
für die schulpflichtigen Mädchen eigene 
Arbeitsschulen, abgesondert oder in 
Verbindung mit der Volksschule, zu 
errichten. Betreffs der Zahl der Volks- 
schulen, deren Besuch und Beaufsich- 
tigung s. den Artikel Schulwesen. 
Die Errichtung einer neuen Volks- 
schule kann unter allen Umständen 
dort begehrt werden, wo sich im Um- 
kreise einer Stunde und nach einem 
fünfjährigen Durchschnitte mehr als 
vierzig Kinder vorfinden, welche eine 
über vier Kilometer entfernte Schule 
besuchen müssen. 



312 



Volksschullelirer. 



VolUsseliullelirer^ mit der 

Verwirkliclumg des Lelirzieles der 
Volksschule durch unmittelbare Unter- 
richtserteilung an die schulpflichtigen 
Kinder betraute Personen. Der Dienst 
an öffentlichen Schulen ist ein öffent- 
liches Amt und für alle Staatsbürger 
gleichmässig zugänglich, welche ihre 
Befähigung hiezu in gesetzlicher Weise 
nachgewiesen haben. Als verantwort- 
liche Schulleiter können nur solche 
Lehrpersonen bestellt werden, welche 
auch die Befähigung zum Religions- 
unterrichte jenes Glaubensbekennt- 
nisses nachweisen können, welchem 
die Mehrzahl der Schüler der be- 
treffenden Schule nach dem Durch- 
schnitte der vorausgegangenen fünf 
Schuljahre angehört. Bei der Er- 
mittlung dieses Durchschnittes werden 
alle evangelischen Schüler als einer 
und derselben Confession angehörig 
betrachtet. Es ist Pflicht der Schul- 
leitung, an der Ueberwachung der 
Schuljugend bei den ordnungsmässig 
festgesetzten religiösen Uebungen durch 
Lehrer des betreffenden Glaubensbe- 
kenntnisses sich zu betheiligen. Vom 
Lehramte sind Diejenigen ausgeschlos- 
sen, welche in Folge einer strafge- 
richtlichen Verurtheilnng von der 
Wählbarkeit in die Gemeindevertre- 
tung ausgeschlossen sind. Die pro- 
visorische oder zeitweilige Besetzung 
erledigter Dienststellen an Volksschulen 
kommt der Bezirksschulaufsicht, bei 
Lehrerbildungsanstalten und den da- 
mit in Verbindung stehenden Uebungs- 
schulen der Landesschulbehörde zu. 
Die definitive Anstellung der Directoren, 
Lehrer und Unterlehrer an öffentlichen 
Volksschulen erfolgt unter Mitwirkung 
derjenigen, welche die Schule erhalten, 
von der Landesschulbehörde. Diese 
Mitwirkung besteht entweder in der 
Ausübung des Vorschlags- oder in 



der des Präsentations- (Ernenuungs-) 
Rechtes. Die näheren Bestimmungen 
hiei-tiber, sowie über die Vorrückung 
aus einer niederen in eine höhere Ge- 
haltsstufe sind durch die Landesge- 
setzgebung festgestellt. Dem Prä- 
sentirten, welcher den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht, kann die 
Anstellung nur dann verweigert wer- 
den, wenn demselben erhebliche sitt- 
liche Gebrechen oder Handlungen 
solcher Art zur Last fallen , dass 
wegen derselben die Entlassung eines 
schon angestellten Lehrers ausge- 
sprochen werden könnte. Das Mass 
der Lehrerverpflichtung richtet sich 
nach dem Bedürfnisse der Schule. 
Eine Mehrleistung über dreissig wö- 
chentliche Unterrichtsstunden muss 
besonders entlohnt werden. Welche 
Nebenbeschäftigungen mit dem Lehr- 
amte unvereinbar seien, bestimmt die 
Landesgesetzgebung. Mit dem Lehr- 
befähigungszeugnisse für allgemeine 
Volksschulen versehene Lehrpersonen, 
deren Leistungen sich als ungenügend 
erweisen, können von der Landes- 
schulbehörde zur nochmaligen Ab- 
legung der Lehrbefähigungsprüfung 
verhalten werden. Zeigt sich dabei 
wiederholt ein ungenügendes Prüfungs- ^ 
ergebniss, so zieht dies den Verlust 
des früher erworbenen Lehrbefähi- 
gungszeugnisses nach sich, und es 
hängt von der Entscheidung der Lan- 
desschulbehörde ab, ob eine weitere 
Verwendung in provisorischer Eigen- 
schaft zu gestatten oder die Entfer- 
nung vom Lehrfache auszusprechen 
sei. Pflichtwidriges Verhalten des Lehr- 
personals in der Schule und ein das 
Ansehen des Lehrstandes oder die 
Wirksamkeit als Erzieher und Lehrer 
schädigendes Verhalten desselben aus- 
serhalb der Schule zieht die Anwen- 
dung von Disciplinarmitteln nach sich, 
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welche unabhängig von einer etwaigen 
strafrechtlichen Verfolgung eintreten. 
Das Nähere hierüber bestimmt die 
Landesgesetzgebung, wobei als Grund- 
satz zu gelten hat, dass die Dienstes- 
entlassung und Entfernung vom Schul- 
fache gegen Directoren, sowie gegen 
definitiv angestellte Lehrer und Unter- 
lehrer nur auf Grund eines voraus- 
gegangenen ordnungsmässigen Discipli- 
narverfahrens stattfinden kann. Die 
Regelung des gesetzlichen Dienstein- 
kommens und der Art des Bezuges 
hat durch die Landesgesetzgebung zu 
erfolgen, wofür folgende Grundsätze 
gelten: 1. Die Minimalbezüge, unter 
welche keine Schul gemeinde herab - 
gehen darf, sollen so bemessen sein, 
dass Lehrer und Unterlehrer frei von 
hemmenden Nebengeschäften ihre ganze 
Kraft dem Berufe widmen und erstere 
auch eine Familie den örtlichen Ver- 
hältnissen gemäss erhalten können. 
2. Die Lehrer haben ihr Dienstein- 
kommen unmittelbar von der Schul- 
behörde zu erhalten, und dürfen mit 
der Erhebung des Schulgeldes nicht 
betraut werden. 3. Ueber die recht- 
zeitige und befriedigende Verabfolgung 
der Lehrerbezüge wachen und ent- 
scheiden die Schulbehörden. Sämmt- 
liclie definitiv angestellten Lehrer und 
mit dem Lehrbefähigungszeugnisse ver- 
sehene Unterlehrer, sowie die Witwen 
und Waisen derselben sind pensions- 
berechtigt und in dieser Beziehung im 
Allgemeinen nach den für Staatsbe- 
amte geltenden Normen zu behandeln, 
wobei auch jene Zeit anrechenbar ist, 
welche Jemand nach zurückgelegter 
Lehrbefahigungsprüfung in provisori- 
scher Anstellung an einer öffentlichen 
Schule zugebracht hat. Zur Deckung 
der Pensionsauslagen sind in den 
Königreichen und Ländern unter Mit- 
wirkung der Lehrer, der Gemeinden 



und des Landes, sowie durch Zuwei- 
sung geeigneter Zuflüsse Pensionsfonde 
zu errichten, deren Verwaltung der 
Landesschulbehörde zustehen soll. Ge- 
meinden, welche für die Pensionirung 
der Lehrer in entsprechender Weise 
selbstständig Sorge tragen, sind von 
der Verpflichtung, ar* dem gemein- 
schaftlichen Pensionsfonde theilzu- 
nehmcn, befreit. Die näheren Bestim- 
mungen sind durch die Landesgesetz- 
gebung festzustellen. Die aus Staats- 
mitteln besoldeten Lehrer und deren 
Angehörige erhalten aus denselben 
auch die entsprechenden Versorgungs- 
gebühren. Betreffs der Zahl der Volks- 
schullehrer und Lehrerinnen s. Schul- 
wesen. 

TolUsreelit«9 s. v. w. Grund- 
rechte (s. d.). 

VolUsvertretuii|^9 die Theil- 
nahme der Regierten an den wich- 
tigsten Regierungshandlungen, nament- 
lich an der Gesetzgebung, durch ge- 
wählte Vertreter; auch Bezeichnung 
für die Gesammtheit der bezüglichen 
Vertreter eines Volkes (Volksvertreter, 
Abgeordnete, Deputirte). In Oester- 
reich besteht eine doppelte Volksver- 
tretung, nämlich eine Gesammtvertre- 
tung für alle österreichischen Länder 
(Reichsrath, s. d.) und eine beson- 
dere Vertretung für jedes einzelne 
Land (Landtag, s. d.). 

VolkBi^ehr, s. Socialdemo- 
kratie 

VolUsi^IrtliBeliaftobilaiiz^ 
das sich aus der Vergleichung des 
Werthes der von einem Volke in 
einem bestimmten Zeiträume erzeug- 
ten Güter mit dem Werthe der von 
demselben Volke innerhalb desselben 
Zeitraumes verbrauchten Güter er- 
gebende Resultat. Die Volkswirth- 
schaftsbilanz ist activ, wenn der 
Werth der Production den Werth der 
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Consumtion übersteigt; im entgegen- 
gesetzten Falle spricht man von einer 
passiven Volkswirthschaftsbilanz. 
Volkswirtliseliaftslelire, 

Nationalökonomie, Lehre von den 
Gesetzen (Regeln), welche sich aus der 
Betrachtung des wirthschaftlichen Le- 
bens, dessen Theiledie Giltererzeugung, 
der Güterumlauf, die Gütervertheilung 
und der Güterverbrauch sind, ergeben. 
Die exacte Kenniniss dieser volks- 
wirth schaftlichen Naturgesetze ist eine 
unerlässliche Voraussetzung für den- 
jenigen, welcher sich über Mittel zur 
Hebung des Wohlstandes aller Volks- 
classen ein reifes Urtheil bilden will. 
Es gibt zwei Hauptarten der Volks- 
wirthschaft, nämlich das privatcapi- 
talistische System und das gemein- 
wirth schaftliche (collecti vis ti- 
sche) System. Auf dem ersteren System 
beruht unser gegenwärtiger Gesell- 
schaftsaufbau. Das letztere Svstem 
bildet das Programm der Socialdemo- 
kraten. Eine Mittelstellung nimmt der 
sogenannte Staats so cialismus (s. 
d.) ein. Vgl. Birnbaum, Volkswirth- 
schaftliches Lexikon (1881); Röscher, 
W., System derVolkswirthschaft (l.Bd., 
Die Grundlagen der Nationalökonomie, 
17. Auflage 1883); Dtthring, E., 
Cursus der National- und Socialöko- 
nomie (Leipzig 1876);Schäffle, Quint- 
essenz des Socialismus; A. Bischof, 
Grundbegriffe der Nationalökonomie 
(Pest 1871). 

Volks vrirtliseliaftsplleilfe^ 
s. Volkswirthschaftspolitik. 

Volkswirtliseliaftspoli- 
tik^ Libegriff der Grundsätze, von 
denen sich eine Regierung bei der 
Pflege der materiellen Wohlfahrt des 
Volkes leiten lässt. Die materielle 
Wohlfahrt eines Volkes hängt von zwei 
Umständen ab: 1. von einer möglichst 
hohen Steigerung des Volkseinkommens 



(National- Reich thums) ; 2. von einer 
gerechten Vertheilung des Volksein- 
kommens zwischen dem Unternehmer 
(Fabrikant, Gewerbsmann, Landwirth 
etc.) und dem Arbeiter. Was das erst- 
erwähnte Moment betrifft, so wird in 
Oesterreich-Üngarn ein wirklicher Fort- 
schritt nur dann erzielt werden, wenn 
es dem Staate gelingt, nachstehende 
drei Hauptnachtheile des Volkswohl- 
standes entsprechend einzuschränken, 
als: 1. die übermächtige Betheiligung 
ausländischen Capitales an inländischen 
Unternehmungen; 2. den Abfluss der 
österreichischen Staatsschuldzinsen in 
das Ausland; 3. die weitgehende Be- 
herrschung des inländischen Marktes 
durch ausländische Waare. Betreffs der 
gegenwärtigen Volkswirthschaftspolitik 
in der österreichischen Reichshälfte s. 
den Artikel Staats so cialismus. 
Die Volkswirthschaftspflege gehört zu 
den hervorragendsten Aufgaben des 
modernen Staates. Auch hängt die 
Steuerkraft der Bevölkerung und da- 
durch die Machtstellung des Reiches 
von einer entsprechenden Volks wirth- 
schaftpflege ab. Auf dem Gebiete der 
Volkswirthschaftspflege erprobt sich 
die wahre Leistungsfähigkeit einer jeden 
Regierung. 

Volksurolil^ jener Zustand des 
Volkes, in welchem die einzelnen Volks- 
glieder betreffs Befriedigung ihrer 
wahren geistigen und leiblichen Be- 
dürfnisse keinen Mangel leiden. Das 
Volkswohl befördert Jeder, welcher 
taugliche Mittel zu Befriedigung wahrer 
Volksbedürfnisse hervorbringt. Die 
Herstellung eines möglichst hohen Gra- 
des des Volkswohles ist einerseits 
Grundprincip der Moral und anderer- 
seits Zweck des Staates. Salus reipiibli- 
cae suprema lex. Das Volkswohl ist 
Ziel und Schranke der Gesetzgebung. 
Vgl. Otto Hausner, „Das mensch- 
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liehe Elend", Geschichte seiner Auf- 
fassung und Entwurf einer Statistik 
desselben. 

Vollzielieiide Gevralt^ s. 

Vollzugsgewalt. 

Vollzu||f8||fe^'alt9 vollzie- 
hende Gewalt, Executivgewalt, 
die verwaltende Thätigkeit des Staates 
im Gegensatz zur richterlichen und 
gesetzgebenden. Die vollziehende Ge- 
walt schliesst insbesondere auch das 
Recht in sich, auf Grund der Gesetze 
Verordnungen zu erlassen und Befehle 
zu ertheilen, und sowohl die Beob- 
achtung dieser letzteren als der gesetz- 
lichen Anordnungen selbst gegenüber 
den hiezu Verpflichteten zu erzwingen. 
Dafür sind aber sämmtliche Staats- 
diener innerhalb ihres amtlichen Wir- 
kungskreises für die Beobachtung der 
Staatsgrundgesetze, sowie für die den 
Reichs- und Landesgesetzen entspre- 
chende Geschäftsführung verantwort- 
lich. Insofeme es sich nicht um eine 
strafgesetzliche Verantwortlichkeit han- 
delt, werden die den Ministerien unter- 
stehenden Beamten und Diener in 
Ueberschreitungsfällen von den bezüg- 
lichen Disciplinarinstanzen zur Rechen- 
schaft gezogen und bestraft; die Mini- 
ster aber werden von dem in Gemäss- 
heit des Ministerverantwortlichkeits- 
pesetzes vom 25. Juli 1867, Nr. 101 
R. G. B., zusammengesetzten Staats- 
gerichtshof (s. d.) abgeurteilt. 

Vorarlberuf^ Land. Flächen- 
inhalt 2602 DKilom. (47 DM.). Ein- 
wohnerzahl 107.373. Die Bevölkerung 
gehört insgesammt der deutschen Natio- 
nalität, und in Bezug auf Religion der 
katholischen Kirche an. Die Landes- 
hauptstadt B regen z (am Bodensee) 
zählt 4736 Einwohner. Die politische 
Verwaltung wird durch 3 Bezirks- 
hauptmannschaften, welche der Statt- 



halterei in Innsbruck unterstehen, be- 
sorgt. Der Gerichtspflege dienen das 
Kreisgericht in Feldkirch und die Be- 
zirksgerichte von Bezau, Bludenz, Bre- 
genz, Dornbirn und Montafon. Organe 
der Finanz vei*waltung in Vorarlberg 
sind: die Finanz-Bezirksdirection in 
Feldkirch, die Hauptzollämter in Bre- 
genz, Buchs und Feldkirch, das^ Haupt- 
stcueramt in Feldkirch und die Steuer- 
ämter bei den Bezirksgerichten. An 
Unterrichtsanstalten besitzt Vorarlberg 
3 Mittelschulen, 5 Specialinstitute, 1 
Fachzeichenschule und 200 Volks- und 
Bürgerschulen. Zeitungen erscheinen 8. 
Der Landtag besteht aus zwanzig 
Mitgliedern, nämlich : dem furstbischöf- 
lichen Generalvicar, dann aus neunzehn 
gewählten Abgeordneten, und zwar: 

1. aus vier Abgeordneten der durch 
die Wahlordnung bezeichneten Städte; 

2. einem Abgeordneten der Handels- 
und Gewerbekammer von Feldkirch; 

3. aus vierzehn Abgeordneten der 
übrigen Gemeinden des Landes. (Ueber 
den Wirkungskreis des Landtages s. d.) 

Landtagswahlordnung. Wahl- 
bezirke und Wahlorte. § 1. Für 
die Wahl der Abgeordneten der Städte 
bilden : a) Bregenz, h) Feldkirch, c) Blu- 
denz und d) der Markt Dornbirn je 
Einen Wahlbezirk, und haben je Einen 
Abgeordneten zu wählen. Alle Wahl- 
berechtigten jedes Wahlbezirkes bilden 
Einen Wahlkörper. § 2. Die Handels- 
und Gewerbekammer in Feldkirch 
hat Einen Landtagsabgeordneten zu 
wählen. Für diese Wahl haben die Mit- 
glieder und Ersatzmänner der Kammer 
den Wahlkörper zu bilden. § 3. Für 
die Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden bilden die Bezirke : 1. Bre- 
genz, Bregenzerwald, zusammen Einen 
Wahlbezirk; 2. Feldkirch, Dornbirn, 
zusammen Einen Wahlbezirk; 3. Blu- 
denz, Montafon, zusammen EinenWahl- 
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bezirk. § 4. In jedem für die Wabl 
der Abgeordneten der Landgemeinden 
gebildeten Wablbezirke ist der Sitz 
des politischen Bezirksamtes des im 
§ 3 bei Festsetzung jedes Wahlbe- 
zirkes zuerst angeführten Bezirkes der 
Wahlort. § 5. Von den im § 3 unter 
1 und 2 aufgeführten Wahll»ezirken 
sind je fünf, und von dem Wahlbezirke 
unter 3 vier Abgeordnete zu wählen. 
Die Wahlmänner aller in einem Wahl- 
bezirke gelegenen Gemeinden (mit Aus- 
nahme der nach § 1 zur Wahl von 
Abgeordneten berechtigten Städte) bil- 
den Einen Wahlköi-per. 

Wahlrecht und Wählbarkeit. 
§ 6. Die Abgeordneten der im § 1 auf- 
geführten Städte sind durch directe 
AVahl aller jener, nach dem besonderen 
Gemeindestatute oder dem Gemeinde- 
gesetze vom 22. April 1864 zur Wahl 
der Gemeindevertretung dieser Städte 
und beziehungsweise des Marktes Dorn- 
birn berechtigten,und nach § 11 derLand- 
tagswahlordnung vom Wahlrechte nicht 
ausgeschlossenen Gemeindeglieder zu 
wählen, welche a) in Gemeinden mit 
drei Wahlkörpern zum ersten und 
zweiten Wahlkörper gehören und im 
dritten Wahlkörper mindestens fünf 
Gulden an directen Steuern entrichten ; 
h) in Gemeinden mit weniger als drei 
AVahlkörpern die ersten zwei Drittheile 
aller nach der Höhe ihrer Jahres- 
schuldigkeit an directen Steuern ge- 
reihten Gemeindewähler ausmachen. 
Diesen sind die Ehrenbürger und die- 
jenigen Gemeindeglieder anzureihen, 
welche nach § 1, Punkt 2 a) bis f), 
vermöge ihrer persönlichen Eigenschaft 
wahlberechtigt sind. § 7. Die Wahl der 
Abgeordneten der Landgemeinden 
hat durch gewählte Wahlmänner zu 
geschehen. Jede Gemeinde des Wahl- 
bezirkes hat auf je fünfhundert Ein- 
wohner Einen Wahlmann zu wählen. 



Restbeträge, welche sich bei der Thei- 
lung der Einwohnerzahl durch fünf- 
hundert ergeben, haben, wenn sie zwei- 
hundertfTmfzig oder darüber betragen, 
als fünfhundert zu gelten; wenn sie 
weniger als zweihundertfünfzig betragen, 
unberücksichtiget zu entfallen. Kleine 
Gemeinden, deren Einwohnerzahl we- 
niger als fünfhundert beträgt, wählen 
Einen Wahlmann. § 8. Die Wahl- 
männer jeder Gemeinde sind durch 
jene nach dem Gemeindegesetze vom 
22. April 1864 zur Wahl der Gemeinde- 
vertretung berechtigten und nach § 11 
der Landtagswahlordnung vom Wahl- 
rechte nicht ausgeschlossenenGemeinde- 
glieder zu wählen, welche a) in Ge- 
meinden mit drei Wahlkörpern den 
ersten und zweiten Wahlkörper bilden ; 
h) in Gemeinden mit weniger als drei 
Wahlkörpem die ersten zwei Drittheile 
aller nach der Höhe ihrer Jahres- 
schuldigkeit an directen Steuern ge- 
reihten Gemeinde Wähler ausmachen. 
Diesen sind die Ehrenbürger und die- 
jenigen Gemeindeglieder anzureihen, 
welche nach der Gemeindewahlordnung 
§ 1, Zahl 2 a) bis /*), vermöge ihrer 
persönlichen Eigenschaft wahlberechtigt 
sind. § 9. Jeder Wähler kann sein 
Wahlrecht nur in Einem Wahlbezirke, 
und in der Regel nur persönlich aus- 
üben. Wer in einem Wahlbezirke der 
im § 1 genannten Städte wahlberechtigt 
ist, darf in keiner Landgemeinde wählen. 
Ist ein Wahlberechtigter der Wähler- 
classen der Städte und Landgemeinden 
Mitglied mehrerer Gemeinden, so übt 
er das Wahlrecht bloss in der Gemeinde 
seines ordentlichen Wohnsitzes. (Be- 
treifs der ErfordeiTiisse der Wähl- 
barkeit in den Landtag, sowie dar- 
über, welche Personen von dem dies- 
fälligen Wahlrechte und der Wähl- 
barkeit ausgeschlossen sind, siehe 
Landtag.) 
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317 



Vorseltusswereiiie^ s. Er- 
werbs- und Wirthschaftsgenos- 
senschaften. 

Voriinter8ueliuii||f9 im Straf- 
process, die in gewissen Fällen der 
Hauptverhandluug vorangehende Unter- 
suchung hinsichtlich der Subjecte und 
Objecte einer strafbaren Handlung. Sie 
hat im Allgemeinen zum Inhalt und 
Zweck, die gegen eine bestimmte Person 
erhobene Anschuldigung einer straf- 
baren Handlung einer vorläufigen Prü- 
fung zu unterwerfen und den Sach- 
verhalt soweit in das Klare zu setzen, 
als es nöthig ist, um jene Momente 
festzustellen, welche geeignet sind, ent- 
weder die Einstellung des Strafver- 
fahrens herbeizuführen oder die Ver- 
setzung in Anklagestand und die Be- 
weisaufnahme in der Hauptverhandlung 
vorzubereiten. Nach § 91 St. P. 0. muss 
eine Voruntersuchung stattfinden in 
allen Fällen, wo es sich um ein Ver- 
brechen handelt, dessen Aburteilung 
dem Geschwornengerichte zukommt, 
oder wenn gegen einen Abwesenden 
das Strafverfahren eingeleitet werden 
soll. In allen übrigen Fällen bleibt es 
dem Ermessen des Staatsanwaltes, be- 
ziehungsweise des Privatanklägers an- 
heimgestellt, ob eine Voruntersuchung 
zu beantragen sei. Bei den Uebertre- 
tungen ist die Voruntersuchung gänzlich 
ausgeschlossen. Die Führung der Vor- 
untersuchung liegt den bei jedem Col- 
legialgerichte eigens ernannten Unter- 
suchungsrichtern ob (s. d.). Die Vor- 
untersuchung wird geschlossen, so- 
bald die gepflogenen Erhebungen hin- 
reichen, um die Anordnung der Haupt- 
verhandlung zu begründen und wenn 
zugleich die zur vollständigen Vor- 
führung der Beweismittel in der Haupt- 
verhandlung erforderliche Uebersicht 
über dieselben erlangt ist. Die Ein- 
stellung der Voruntersuchung 



findet statt: 1. durch Verfügung des 
Untersuchungsrichters, sobald der An- 
kläger (Staatsanwalt, Privatbetheiligter 
als Subsidiarankläger oder Privatan- 
kläger) das Begehren nach strafge- 
richtlicher Verfolgung zurückzieht oder 
auf Einstellung der Voruntersuchung 
anträgt oder erklärt, dass er keinen 
Grund zur weiteren Verfolgung finde; 
2. durch Beschluss der Kathskammer, 
wenn sich dieselbe gelegentlich der 
Berichterstattung des Untersuchungs- 
richters oder der Erledigung einer vom 
Beschuldigten gegen die Einleitung der 
Voruntersuchung erhobenen Beschwerde 
überzeugt, dass entweder der That- 
bestand eines Verbrechens oder Ver- 
gehens mangelt oder dass genügende 
Gründe fehlen, um den Beschuldigten 
für verdächtig zu halten, und 3. durch 
Beschluss des Gerichtshofes zweiter 
Instanz, wenn derselbe gelegentlich der 
Entscheidung überBeschlüsse derRaths- 
kammer sich überzeugt, dass kein ge- 
eigneter Grund zur Weiterführung der 
Voruntersuchung vorhanden ist. Wird 
die Voruntersuchung eingestellt, so sind 
der Ankläger, der Privatbetheiligte und 
der Beschuldigte davon zu verständigen. 
Letzterer ist, wenn er verhaftet war, 
sofort frei zu lassen und hat das Recht, 
darüber, dass kein Grund zur weiteren 
gerichtlichen Verfolgung gegen ihn vor- 
handen sei, ein Amtszeugniss zu ver- 
langen. Gegen die Einleitung der Vor- 
untersuchung, beziehungsweise gegen 
die Einstellung derselben steht dem 
Beschuldigten, beziehungsweise dem An- 
kläger das Rechtsmittel der Beschwerde 
an die Rathskammer und unter gewissen 
Voraussetzungen und in gewissen Fällen 
auch noch gegen die Beschlüsse dieser 
letzteren die Beschwerde an den Ge- 
richtshof zweiter Instanz offen. (§§ 113 
und 114 St. P. 0.) 
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^Valil 9 die Handlung , durch 
welche die zur Vertretung einer Körper- 
schaft (Verein, Gemeinde, Land, Reich 
etc.) bestimmten Personen berufen 
werden. Bei Vereinen bestimmen die 
Statuten, wie eine solche Wahl vor 
sich zu gehen habe. Für Gemeinde-, 
Bezirksvertretungs- , Landtags- und 
Reichsrathswahlen bestehen gesetzliche 
Bestimmungen. Die Wahl der Vertre- 
ter ist entweder eine unmittelbare 
(directe) oder eine mittelbare (in- 
directe). Eine directe Wahl ist die- 
jenige, bei der die Wahlberechtigten 
selbst den Vertreter wählen ; wählen 
die Wahlberechtigten Wahlmänner, 
und erst letztere sohin den Abgeord- 
neten, so wird die Wahl eine in di- 
recte genannt. Im letzteren Fall wer- 
den die Wahlberechtigten Urwähler, 
und die Wahl der Wahlmänner Ur- 
wahl genannt. Die Wahl in die öster- 
reichischen Vertretungskörper (Ge- 
meinde-, Bezirks-, Landes- und Reichs- 
vertretung) ist in der Regel direct; 
nur die Wählerclasse der Landgemein- 
den entsendet ihre Abgeordneten in 
den Landtag und in den Reichsrath 
auf indirecte Weise. Die indirecte Wahl 
hat den Vortheil, dass die Auslagen 
der Wähler aus Anlass der Wahl ge- 
ringer sind, weil die Wähler in der 
Regel nur am Sitze ihrer Gemeinde- 
vorstehung zu erscheinen brauchen. 
Der Nachtheil dieses Wahlverfahrens 
(Wahlmodus) besteht darin, dass die 
Verbindung zwischen AVählern und Ge- 
wählten keine lebendige ist. 

^¥ftlilbarUeit9 s.Wahlrecht. 

VTftlil erver 8aininlii II- 
Keii9 s. Versammlungsrecht. 

^t^alilniHiiiier^ s. Wahl. 



VTalilreelit. Unter Wahlrecht 
im subjectiven Sinne (Wahlberechti- 
gung, actives Wahlrecht) versteht man 
die Befugnis zum Wählen. Die Fähig- 
keit, gewählt zu werden, wird mit 
Wählbarkeit, passives Wahl- 
recht, bezeichnet. Was die Erforder- 
nisse des Wahlrechtes und der Wähl- 
barkeit in den Reichsrath betrifft, s. 
R ei chsraths wähl Ordnung; betreffs 
der Erfordernisse zur Wahlberechti- 
gung in die Landtage s. die Special- 
artikel Böhmen, Mähren etc. Hinsicht- 
lich des Wahlrechtes in die Bezirks- 
und Gemeindevertretungen s. Bezirks - 
Vertretung und Gemeindewahl. Das 
Wahlrecht in die österreichischen Ver- 
tretungskörper ist in der Regel von 
einem gewissen Masse der Steuer- 
leistung (census) abhängig. Werden zur 
Ausübung des activen Wahlrechtes 
nur männliches Geschlecht, Staats- 
bürgerschaft, Vollgenuss der bürger- 
lichen Ehrenrechte und ein gewisses 
Lebensalter erfordert, so spricht man von 
einem allgemeinen Stimmrechte 
(Suffrage universel); dieses Princip ist in 
Deutschland und Frankreich in Geltung. 

VTaidliofen a. der YbbSy 
3525 Einwohner, Stadt mit eigenem 
Statute, erflossen durch Gesetz vom 
6. December 1869, Nr. 24 L. G. B. 
Der Gerne inderath(Gemeindevertretung) 
besteht aus 24 Mitgliedern. Betreffs 
des Wahlrechtes und der Wählbarkeit 
zur Gemeindevertretung s. Gemeinde- 
wahl; betreffs des Wirkungskreises 
der Geweindevertretung s. Städte. 

IValaelien;, s. v. w. Rumänen, 
s. Romanen. 

IVallfalirteii^ s. Versamm- 
lungsrecht. 



Wappen — Wechsel. 



219 



VTappeiiy der Monarchie, s. 
Reichswappen. 

^lVas8erpolakeii9 s. Slaven. 

H^eelisely eine in der vom Wech- 
selrecht vorgeschriebenen Form ausge- 
stellte Urkunde, wodurch jeder, der 
dieselbe oder eine damit zusammen- 
hängende Erklärung unterschreibt, 
unter Wechselstrenge verpflichtet wird, 
dem wechselmässig berechtigten In- 
haber dieser Urkunde eine bestimmte 
Summe Geldes zur Verfallszeit zu be- 
zahlen. Verspricht der Aussteller des 
Wechsels, die Wechselsumme selbst 
zu bezahlen, so heisst der Wechsel 
ein eigener oder trockener; ver- 
pflichtet sich aber der Aussteller, die 
Bezahlung durch eine dritte Person 
(Trassat, Bezogener) zu bewirken, 
so ist der Wechsel ein gezogener, 
trassirter (Tratte). Der Bezogene 
wird zum Acceptanten, wenn er 
den Wechsel annimmt (acceptirt), d h. 
sich durch einen schriftlichen Vermerk 
auf demselben (Accept) zur Zahlung 
der im Wechsel genannten Summe 
verpflichtet ; dies geschieht in der Regel 
dadurch, dass der Bezogene seinen 
Namen oder seine Firma auf die Vor- 
derseite des Wechsels schreibt. Die 
gerichtliche oder notarielle Beurkun- 
dung einer im Wechselgeschäfte vor- 
kommenden Handlung (z. B. Verweige- 
rung der Bezahlung des Wechsels) 
heisst Wechselprotest. Die Wech- 
selstrenge äusserst sich in materiel- 
rechtlicher Beziehung darin, dass der 
Wechselgläubiger bei Geltendmachung 
der Wechselforderung im Processe 
ohne Angabe, respective Beweis des 
dem Wechselversprechen zu Grunde 
liegenden Rechtsgeschäftes (causa de- 
hendi) auf blosse Vorweisung des 
W^echsels dieVerurtheilung des Schuld- 
ners bewirken kann, und dass dem 
jeweiligen Inhaber des Wechsels in 



dem Falle, wenn die wechselmässige 
Acceptation nicht erfolgt oder Unsicher- 
heit des Acceptanten eines gezogenen 
oder des Ausstellers eines eigenen 
Wechsels eingetreten ist, von den Vor- 
mänuern auch dann, wenn der Wechsel 
noch nicht fällig ist, auf Begehren des 
Inhabers Sicherstellung geleistet wer- 
den muss. In processualer Beziehung 
besteht die Wechselstrenge gegenwär- 
tig, nachdem mit Gesetz vom 4. Mai 
1868, Nr. 34 R. G. B. der Personal- 
arrest wegen Wechselschulden aufge- 
hoben wurde, nur mehr darin, dass 
auf Wechselklagen ein besonders be- 
schleunigtes Verfahren eintritt. 

Was die verschiedenen Arten des 
Wechsels betrifft, so unterscheidet man 
ausser den bereits oben erwähnten 
beiden Kategorien von eigenen und 
gezogenen Wechseln noch: 1. nach der 
Bestimmung des Wechsels zwischen 
Ordre-, Inhaber- und Recta- Wechseln. 
Ordre -Wechsel, welche bei weitem 
die Regel bilden, sind solche Wechsel, 
in denen eine vom Remittenten, d. h. 
dem ersten Wechselnehmer zu be- 
zeichnende Person als Bezugsberech- 
tigter erscheint. Lautet der Text des 
Wechsels dahin, dass der Aussteller 
selbst diese Person zu bezeichnen hat, 
so ist dies ein „Wechsel an eigene 
Ordre". Inhaber -Wechsel sind 
solche, welche im Contexte auf den 
Inhaber lauten, oder in denen über- 
haupt ein bestimmter Remittent nicht 
genannt ist. Recta-Wechsel sind 
solche, deren »Uebertragung auf einen 
Andern vom Aussteller durch Bei- 
rückung der Rectaclausel „nicht an 
Ordre" verboten ist. 2. Nach der Ver- 
fallszeit der Wechsel unterscheidet 
man: Tagwechsel, d. h. solche, deren 
Verfallstag oder Zahlungstag auf einen 
bestimmten Tag lautet ; D a t o w e c h s e 1, 
d. h. solche, welche nach Ablauf einer 
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bestimmten Zeit vom Tage der Aus- 
stellung, a dato, fällig werden ; Sicht- 
wechsel, d. h. solche, welche im Zeit- 
punkte der Präsentirung an den Wech- 
selschuldner fällig werden ; M e s s- oder 
Marktwechsel, d. h. solche, deren 
Zahlungszeit auf eine bestimmte Messe 
oder Markt bestimmt ist, und Rat en- 
wechel, d. h. solche, welche an mehre- 
ren Terminen in einzelnen Theilbe- 
trägen oder Raten zahlbar sind; letz- 
tere sind nach dem österr. Wechsel- 
rechte ungiltig. 3. Nach dem Zahlungs- 
orte unterscheidet man: Platzwech- 
sel, d. h. solche, deren Ausstellungs- 
und Zahlungsort derselbe Ort ist ; 
Distanzwechsel, d. h. solche ge- 
zogene Wechsel, deren Zahlungsort 
ein vom Ausstellungsort verschiedener 
Ort ist, und domicilirte Wechsel, 
d. h. solche, welche an einem vom 
Wohnorte des Wechselschuldners ver- 
schiedenen Orte zahlbar sind. 4. Nach 
der Zahl der Ausfertigungen eines und 
desselben Wechsels unterscheidet man 
zwischen solchen, welche nur in Einem 
Exemplare ausgestellt sind (Sola- 
wechsel), und solchen, die in mehre- 
renExemplaren als P r i m a-,S e c u n d a-, 
Tertia -Wechsel u. s. w. ausgestellt 
werden. Vgl. Hartmann, Die allge- 
meine deutsche Wechselordnung (1882). 
Czelechowsky, Sammlung wechsel- 
rechtlicher Entscheidungen (1883); 
G r a w e i n. Die Perfection des Acceptes 
(1876). 

^Welir krallig s. v. w. gesammte 
.Annee; auch besteht hiefür die Be- 
zeichnung „bewaffnete Macht.** Die 
bewaffnete Macht gliedert sich in das 
stehende Heer, die Kriegsmarine, die 
Landwehr, die Ersatzreserve und den 
Landstuim (s. Kriegswesen). 

ll^elirplllelit, die Pflicht zum 
Dienste in der Armee. Die Art und 
Weise der Erfüllung der Wehrpflicht 



ist in beiden Reichshälften gleich - 
massig geordnet (Oesterr. Gesetz vom 
5. December 1868, abgeändert unterm 
2. October 1882 und XL. ungarischer 
Gesetzartikel vom Jahre 1868, abge- 
ändert durch den XXXIX. Gesetz- 
artikel vom Jahre 1882). Den dies- 
fälligen Gesetzen zufolge ist die Wehr- 
pflicht eine allgemeine und muss von 
jedem wehrfähigen Staatsbürger per- 
sönlich erfüllt werden ; sie beginnt mit 
dem ersten Jänner jenes Kalender- 
jahres, in welchem der Staatsbürger 
das zwanzigste Lebensjahr vollendet. 
Die Dienstpflicht dauert im stehenden 
Heere zehn Jahre, davon 3 Jahre in 
der Linie und 7 Jahre in der Reserve, 
in der Kriegsmarine 9 Jahre, und 
zwar 4 Jahre in der Linie und 5 Jahre 
in der Reserve. Die zeitliche Be- 
freiung von der Pflicht zum Eintritte 
in das stehende Herr, in die Kriegs- 
marine oder in die Landwehr erhält: 
1. der einzige Sohn eines erwerbs- 
unfähigen Vaters oder einer verwit- 
weten Mutter; 2. nach dem Tode des 
Vaters der einzige Enkel eines er- 
werbsunfähigen Grossvaters oder einer 
verwitweten Grossmutter , wenn sie 
keinen Sohn haben; 3. ein Bruder 
ganz verwaister Geschwister. Es hat 
jedoch nur jener einzige Sohn, Enkel 
oder Bruder auf die Befreiung An- 
spruch, welcher ein ehelicher und leib- 
licher ist, wenn von dessen Befreiung 
die Erhaltung seiner Eltern, Gross- 
eltem oder Geschwister abhängt und 
er diese Verbindlichkeit erfüllt. Einem 
unehelichen Sohne kommt die gleiche 
Befreiung zu, wenn von dessen Be- 
freiung die Erhaltung seiner unehe- 
lichen Mutter abhängt und er diese 
Verbindlichkeit erfüllt. Unter derselben 
Voraussetzung wird gleich einem ein- 
zigen Sohne, Enkel oder Bruder auch 
Jener behandelt, dessen einziger Bru- 
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der oder übrige Brüder d) in der 
Liniendienstverpflichtung oder in der 
Reserve stehen; &) jünger als 18 Jahre 
oder c) wegen unheilbarer geistiger 
oder körperlicher Gebrechen zu jedem 
Erwerbe unfähig sind. Wer auf Grund- 
lage dieser Bestimmungen zeitlich be- 
freit war, den Befreiungstitel aber 
verliert oder die Bedingungen des- 
selbefn zu erfüllen unterlässt, unter- 
liegt der Verpflichtung zum Eintritte 
in das stehende Heer, in die Kriegs- 
marine oder in die Landwehr in seiner 
Altersclasse. Ueber die zeitlichen Be- 
freiungen entscheidet die Stellungs- 
commission, gegen deren Erkenntniss 
die Berufung an das Landesvertheidi- 
gungsministcrium offen steht, welches 
berechtigt ist, die betreffende Landes- 
stelle zur Fällung der Entscheidung 
zu delegiren. Gegen ein von diesem 
Ministerium oder von der hiezu dele- 
girten Landesstelle bestätigtes Er- 
kenntniss der Stellungscommission findet 
eine weitere Berufung nicht statt. In 
welchem Verhältnisse die beiden Bei chs- 
bälften zum Kriegsdienste beizutragen 
haben, s. unter Recrutencontin- 
gent. 

IVendeii; s. v. w. Slovenen, 
s. Slaven. 

IVestr oniaiieii, s. R o m a n e n. 

l^leii; Reichshaupt- und Resi- 
denzstadt und Landeshauptstadt von 
Oesterreich unter der Enns mit eige- 
nem Gemeindestatute (M.-V. vom 9. 
März 1850, Nr. 91 L. G. B). Wien 
sammt Vororten zählt 1,103.515, ohne 
diese 726.105 Einwohner. Wien ist 
zum Zwecke der Verwaltung in zehn 
Bezirke eingetheilt, nämlich: I. Innere 
Stadt, II. Leopoldstadt, III. Land- 
strasse, IV. Wieden, V. Margarethen, 
VI. Mariahilf, VII. Neubau, VIII. Josef- 
stadt, IX. Aisergrund und X. Favo- 
riten. Der Wiener Gemeinde rath 

Dr. D. R a u t e r , Oesterr. Slaats-Lexikon. 



besteht aus 120 Mitgliedern. Die 
Wahlberechtigung zumGemeinde- 
rathe geniessen zunächst alle männ- 
lichen Gemeindebürger; ferner steht 
dieses Recht allen männlichen Ge- 
meindeangehörigen zu, welche öster- 
reichische Staatsbürger sind und in eine 
der folgenden Kategorien gehören: 
ä) diejenigen, welche von einem im 
Gemeindebezirke gelegenen Hause oder 
Grundstücke, oder von einem im Ge- 
meindebezirke betriebenen Gewerbe 
oder Erwerbe eine directe Steuer von 
wenigstens zehn Gulden Conv.-Münze 
oder von einem anderweitigen Ein- 
kommen eine Einkommensteuer von 
wenigstens zwanzig Gulden C. -M. 
seit wenigstens Einem Jahre entrich- 
ten; h) wirkliche, pensionirte oder 
quiescirte Hof-, Staats-, Landtags- und 
Communalbeamte , insoferne sie Be- 
soldungen, Pensionen oder Quiescen- 
tengehalte geniessen, von denen eine 
Einkommensteuer von wenigstens zehn 
Gulden C.-M. entrichtet wird; c) Offi- 
ciere, welche zur Müitia staOilis ge- 
hören; d) die lateinisch-katholischen 
Pfarrer in Wien, sowie der Pfarrer 
der hiesigen griechisch - katholischen 
Kirchengemeinde; e) die Pastoren der 
hiesigen evangelischen Gemeinde augs- 
burgischer und helvetischer Confession; 
f) der Pfarrer der hiesigen griechisch- 
nicht-unirten Gemeinde; g) der erste 
Prediger der hiesigen Judengemeinde; 
h) die Doctoren aller Facultäten, wenn 
sie ihren akademischen Grad an einer 
inländischen Lehranstalt erhalten haben 
und i) die Vorsteher und Oberlehrer 
der hiesigen Volksschulen und die an- 
gestellten ordentlichen Lehrer und 
Professoren an den hiesigen mittleren 
oder höheren öffentlichen Lehranstal- 
ten. Endlich gebührt das active Wahl- 
recht auch noch den Gemeindegenossen, 
lund zwar unter denselben Bcdingun- 

21 
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gon, wie den genannten Gemeindean- 
gehörigen, wenn sie entweder 1. eine 
direote Steuer von der Art und in 
dem Ausmasse, wie dies oben unter 
a) festgesetzt ist, seit wenigstens Einem 
Jalire entrichten; oder 2. die oben 
unter h) vorgezeichneten Erfordernisse 
der Beamteneigenschaft, des Besol- 
dungs- oder lluhegenusses und der 
Einkommensteuer-Entrichtung hievon 
ausweisen. Ausgenommen vom Wahl- 
rechte sind diejenigen Personen, welche 
unter väterlicher Gewalt, unter Vor- 
mundschaft oder Curatel stehen, ebenso 
diejenigen, welche eine Armenversor- 
gung geniessen, in einem Gesindever- 
bande stehen oder von Tag- oder 
Wochenlohn leben. Ausgeschlossen 
sind zunächst diejenigen, welche wegen 
eines schwereren oder entehrenden 
Delictes in Untersuchung stehen, wäh- 
rend der Dauer der Untersuchung, 
ferner diejenigen, welche wegen eines 
solchen Delictes verurtheilt wurden, 
während der gesetzlichen Dauer der 
Ehrenfolgen , endlich die Cridatare. 
Die Wählbarkeit steht jedem wahl- 
berechtigten Gemeindegliede männ- 
lichen Geschlechtes nach zurückgeleg- 
ten dreissigsten Lebensjahre mit Aus- 
nahme der in activer Dienstleistung 
stehenden Militäi-personen, sowie der 
Gemeind(»beamten und Genieindediener 
zu; ausserdem können Personen nicht 
gewählt werden, welche säumige Schuld- 
ner der Gemeinde sind oder über die 
gehabte Vermögensverwaltung der Ge- 
meinde oder einer Gemeindeanstalt, 
oder über ein ihnen von der Gemeinde 
besonders anvertrautes Geschäft mit 
der zu legenden Rechnung noch im 
Rückstände sind. Executivorgan der 
Commune ist der unter der Controle 
des Gemeinderathes stehende Magi- 
strat, dessen unmittelbarer Vorstand 
der Bürgermeister ist. Dem Magistrate 



obliegt auch die Besorgimg der poli- 
tischen Verwaltung erster Instanz mit 
A usnahme jener Angelegenheiten, welche 
der Polizeidirection überwiesen sind. 
An der Spitze eines jeden der zehn 
Stadtbezirke, mit Ausnahme der inneren 
Stadt, befindet sich behufs Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten ein Be- 
zirks vor st eher mit Bezirksaus- 
schüssen, welchen ein aus dem 
Status des Magistrates zuzuweisender 
und zeitlich zu wechselnder Beamter 
sammt dem nöthi gen Hilfspersonale bei- 
gegeben ist. An Unterrichts an st al- 
ten befinden sich in Wien die Rudolf 
Albrecht - Universität, die. technische 
Hochschule, die Hochschule für Boden- 
cultur, 1 Kunstakademie, 1 Handels- 
akademie, 1 Kunstgewerbeschule, die 
orientalische Akademie, die Kriegs- 
schule, 8 Gymnasien, 2 Realgymnasien, 
10 Realschulen, 1 Lehrer- und 3 Lehre- 
rinnenbildungs-Anstalten, 78 Handels- 
und Gewerbeschulen, 55 Specialinstitute, 
166 Volks- und Bürgerschulen. Es be- 
stehen 302 wissenschaftliche und Kunst- 
vereine. Zeitungen erschienen 43G. In 
denVororten Wiens sind 2 Mittelschulen, 
6 Specialschulen, 74 Volks- und Bür- 
gerschulen und 2 Kunstvereine. Wien 
ist der Sitz der General-Inspection der 
österreichischen Eisenbahnen und von 
24 Eisenbahn-Directionen. Wien zählt 
107 Actiengesellschaften mit einem 
Actiencapitale von 426 Millionen Gul- 
den, 15 Bank- und Creditinstitute mit 
einem Capitale von 206 Millionen 
Gulden, 2 Sparcassen mit 135 Millionen 
Gulden Einlagen, 35 Baugesellschaften, 
116 Industriegesellschaften und 16 Ver- 
sicherungsgesellschaften. Wien ist das 
Herz des Reiches. DerBürgermeister von 
Wien bezieht eine jährliche Dotation 
von 17.000 fl. nebst einer Amtswohnung. 

I¥ieiier-lireu8tadt9 23.775 

Einwohner, Stadt mit eigenem Statute, 
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erflossen durch Gesetz vom- 8. August 
1866, Nr. 17 L. G. B. Der Gemeinde- 
rath (Gemeindevertretung) besteht 
aus 30 Mitgliedern. Betreifs des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit zur Ge- 
meindevertretung s. Gemeinde wähl ; 
betreffs des Wirkungskreises der Ge- 
meindevertretung s. Städte. 

^l'^irtlieeliaftsn^eiiofiseii- 
8ehafteii9 s. Erwerbs- und 
Wirth Schafts genossen Schäften. 

l^irtliseliaftspolitihL , s. 
Volks wirth Schaftspolitik. 

l¥lt^¥eiilieii(iioiieii 9 siehe 
Gehalte. 

Usuell er vern^elieii* Wer bei 
Gewährung oder Verlängerung von 
Credit den Leichtsinn oder die ihm 
bekannte Nothlage, Verstandesschwä- 
che, Unerfahrenheit oder Gemüths- 
aufregung des Creditnehniers dadurch 
ausbeutet, dass er sicli oder einem 
Dritten Vermögensvortheile versprechen 
oder gewähren lässt, welche durch 
ihre Masslosigkeit das wirthschaftliche 
Verderben des Creditnehmers herbei- 
zuführen oder zu befördern geeignet 
sind, macht sich eines Vergehens 
schuldig und wird mit strengem Ar- 
reste in der Dauer von einem bis zu 
drei Monaten und mit Geld von 100 fl. 
bis zu 500 fl. bestraft. Derselben 
strafbaren Handlung macht sich schul- 
dig und unterliegt derselben Strafe, 
wer eine Forderung erwirbt und die- 
s(dbe weiter veräussert oder geltend 
macht, von der er weiss, dass sie auf 
die vorstehend angegebene Art ent- 
standen ist. W^enn zur Verdeckung 
eines der vorerwähnten Geschäfte ein 
Scheinvertrag geschlossen, eine Ur- 
kunde, welche unwahre Umstände ent- 
liält, errichtet, oder über eine noch 
nicht bestehende Forderung ein ge- 
richtliches Erkenntniss (Urtheil, Zah- 
lungsbefehl, Mandat), ein gerichtlicher 



Vergleich oder schiedsgerichtlicher 
Spruch erwirkt wurde ; oder wenn sich 
der Creditgeber die Erfüllung der aus 
einem der bezeichneten Geschäfte ein- 
gegangenen Verpflichtung unter Ver- 
pfändung der Ehre eidlich oder unter 
ähnlicher Betheuerung versprechen 
Hess, so ist auf strengen Arrest von 
drei bis sechs Monaten und auf eine 
Geldstrafe von 500 fl. bis 1000 fl. zu 
erkennen. Auch kann auf Abschaf- 
fung erkannt werden. Dieselbe Strafe 
trifft Denjenigen, welcher in Kennt- 
niss dieser Umstände eine Forderung 
unter den eingangs angegebenen 
Voraussetzungen erwirbt und weiter- 
veräussert oder geltend macht. Bei 
wiederholter Verurtheilung ist auf 
strengen Arrest von drei Monaten bis 
zu einem Jahre, und auf eine Geld- 
strafe von 500 fl. bis zu 2000 fl. zu 
erkennen. Wenn Geschäfte der ein- 
gangs bezeichneten Art gewerbs- oder 
gewohnheitsmässig betrieben werden, 
so ist auf strengen Arrest von sechs 
Monaten bis zu zwei Jahren und auf 
eine Geldstrafe von 1000 fl. bis zu 
3000 fl., sowie auf Abschaffung zu 
erkennen. Im Falle der Uneinbring- 
lichkeit einer verhängten Geldstrafe ist 
statt derselben auf Arrest in der Art 
zu erkennen, dass je 10 fl. durch einen 
Tag Arrest ersetzt werden. Die mit der 
Verurtheilung wegen der Uebertretung 
des Betruges nach den Gesetzen ein- 
tretenden Ehrenfolgen treten auch 
bei der Verurtheihmg wegen des in 
Rede stehenden Vergehens ein. Die 
Höhe des Zinsenbetrages ist, wenn der 
Zinsfuss ein übermässiger ist, für die 
Beurtheilung eines Wucherfalles gleich- 
giltig, da bloss die objective Möglich- 
keit der Beschleunigung des wirth - 
schaftlichen Ruines in Betracht zu 
kommen hat. Die Strafbarkeit erlischt, 
wenn der Thäter, bevor der öffentliche 

21* 
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Ankläger oder das Strafgericht von 
der That Kenntniss erlangt, den ge- 
setzwidrigen Vorgang beliebt und dem 
Creditnehmer das bezogene Uebermass 
samnit den gesetzlichen Zinsen vom 
Tage des Bezuges an zurückerstattet. 
Der Strafrichter hat das Geschäft, 
wegen dessen die Verurtheilung er- 
folgt, als nichtig zu erklären, und 
wenn die Ergebnisse des Strafver- 
fahrens ausreichen, zu erkennen, dass 
das von dem Creditgeber und Credit- 
nehmer gegenseitig Geleistete sammt 



gesetzlichen Zinsen vom Tage der 
Leistung an zurückzuerstatten ist. 
Reichen die Ergebnisse des Strafver- 
fahrens zur Fällung des Erkenntnisses 
über die Rechtsfolgen der Vernichtung 
des Geschäftes nicht aus, so erfolgt die 
Verweisung auf den Civilrechtsweg, 
welcher in diesem Falle sowohl dem 
Privatbetheil igten, als dem Ange- 
klagten offen steht (Gesetz vom 28. 
Mai 1881, Nr. 47 R. G. B.). 

IViirdii^niii^fieid, s. Eid. 



Z. 



Zelieiit^ Naturalabgaben, welche 
die Besitzer bestimmter Liegenschaften, 
namentlich von Bauerngütern an die 
vormals bestandenen Herrschaften (Do- 
minien) unentgeltlich zu leisten hatten. 
Der Zehent wurde im Jahre 1848 zu- 
gleich mit der Robot (s. d.) aufgehoben. 

Zeieliiiuiiii^sahLadeiiiie^ s. 
Schulwesen. 

Zeltuiin^siiresse^ s. Presse. 

Xeltuwkfi^m^vemeMtf s. Presse. 

Zensur^ s. Censur. 

Zentralismus 9 s. Centra- 
lismus. 

ZiH^euner ^ Zweig des indo- 
europäischen Sprachstammes. In Oester- 
reich-Ungarn befinden sich 151.400 Z. 
Sie sind wahrscheinlichAuswanderer aus 
Indien und Nachkommen der gedrückten 
Kasten dieses Landes. Sie leben meist 
in der Bukowina, Siebenbürgen und im 
südlichen und östlichen Ungarn. 

Ziiizareii 9 österreichische , s. 
Graeco-Illyrier. 

Zivilelle, s. Ehe. 

Zivilliste, s. Civilliste. 

Zivllprozess, s. Civilpro- 
cess. 



Zivll8aelieii9Zivilrechtssachon, 
s. Rechtspflege. 

Ziiaim, 1 2.254 Einwohner, Stadt 
mit eigenem Statute, erflossen durch 
Gesetz vom 25. Februar 1867, Nr. 5 
L. G. B. Der Gemeinderath (Gemeinde- 
vertretung) besteht aus 36 Mitgliedern. 
Betreffs des Wahlrechtes und der Wähl- 
barkeit zur Gemeindevertretung, s. Ge- 
meindewahl; betreffs des Wirkungs- 
kreises der Gemeindevertretung, s. 
Städte. 

Zoll, Abgabe, welche auf die Ein-, 
Durch- oder Ausfuhr von Waaren ge- 
legt ist; darnach unterscheidet man 
E i nf u h r-, D u r c h g a n g s- (A u s- 
g a n g s-, T r a n s i t-) und A u s f u h r- 
Zölle. Wird ein Zoll ausschliesslich 
nur zu dem Zwecke eingehoben, um 
eine Einnahmsquelle des Staates zu 
bilden, so heisst er Finanz- oder 
Steuerzoll; findet dagegen die 
Erhebung des Zolles principiell nur zu 
dem Zwecke statt, um die einlieimische 
Production gegen die Concurrenz des 
Auslandes zu schützen, so ist diess 
ein volkswirthschaftlicher 
oder Schutzzoll (Prohibitiv- 
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zoll). Bezüglich des Zollwesens bil- 
den die beiden Reichshälften ein ein- 
ziges, von einer geraeinsamen Zoll- 
grenze umgebenes Gebiet (s. Zoll- 
und Handelsbündniss). Dem öster- 
reichisch-ungarischen Zollgebiete sind 
das Fürstenthum Licbtenstein mit Ver- 
trag vom 3. December 1876 und Bos- 
nien und die Herzegowina seit 1. Jänner 
1880 einverleibt. Das Zollsystem be- 
ruht auf dem Tarife vom 25. Mai 1882; 
darnach sind die Einfuhrzölle einge- 
schränkt, die Ausfuhrzölle (mit Aus- 
nahme von Lumpen und anderen Ab- 
fälle zur Papierfabrication), sowie die 
Durchgangszölle aufgehoben. Der Zoll- 
ertrag der Waaren-Ein- und Ausfuhr im 
Jahre 1882 belief sich auf 37,771.035 fl., 
undzw.fürWaareneinfuhr37,738.127fl. 
und für Waarenausfuhr 32.908 fl. Da- 
von wurden eingehoben von den Zoll- 
ämtern: 

Oesterreichs 38.484.220 fl. 

Ungarns 4,196.711 fl. 

Bosniens und der Herze- 
gowina 90.104 fl. 

Zoll- u. Handelsbünd- 
iilsii^ zwischen Oesterreich und Un- 
garn. Zum Zwecke der Erleichterung 
des Handels innerhalb der Monarchie 
wurden beide Reichshälften mittelst 
eines zwischen den Regierungen der- 
selben abgeschlossenen Zoll- u. Handels- 
bündnisses (österr. Ges. vom 27. Juni 
1878 und XX. ungar. Ges. Art. von 
1878) zusammen als ein einziges, von 
einer gemeinsamen Zollgrenze umge- 
benes Zoll- und Handelsgebiet erklärt, 
von welchem gegenwärtig nur die 
Freihäfen Triest und Fiume und die 
zufolge Vertrages vom 3. Mai 1868 
an das bayerische Zoll- und indirecte 
Steuersystem angeschlossene Gemeinde 
Jungholz ausgenommen sind. Zufolge 
dieses Bündnisses steht keinein der 
beiden contrahirenden Theile das Recht 



zu, Verkehrsgegenstände, welche aus 
dem einen Ländergebiete in das andere 
übergehen, mit Ein-, Aus- und Durch- 
fuhrsabgaben welcher Art immer zu 
belasten, und zu diesem Zwecke eine 
Zwischenzolllhiie zu errichten. Mit 
inneren Abgaben darf der eine Theil 
die aus dem Staatsgebiete des anderen 
Theiles eingeführten Artikel nur in 
solchem Masse belasten, in welchem 
derselbe die ähnlichen Gewerbserzeug- 
nisse oder Producte seines eigenen 
Ländergebietes belastet. Verträge, 
welche die Regelung wirthschaftlicher 
Beziehungen zum Auslande bezwecken, 
werden mit fremden Staaten für beide 
Reichshälften gleichmässig abgeschlos- 
sen. Die Zollgesetzgebung ist eine 
gleichartige ; ebenso gelten gleiche 
gesetzliche Normen für alle Angelegen- 
heiteUj welche sich auf die SchifFfahrt 
und das Seesanitätswesen, auf das 
Privatseerecht, die Flusspolizei, das 
Eisenbahn-,Post- und Telegrafen wesen, 
das Salz- und Tabakgefälle, die mit 
der wirtschaftlichen Production zu- 
sammenhängenden indirecten Abgaben 
(insbesondere auf die Branntwein-, Bier- 
undZuckersteuer), femer auf dieLandes- 
währung, das Mass- und Gewichts- 
system, den Feingehalt der Gold- unrf 
Silberwaaren, auf dieHausierbefugnisse, 
die Erfindungspatente, den Marken- und 
Musterschutz und den Schutz des geis- 
tigen und artistischen Eigenthums be- 
ziehen. Die Angehörigen des einen 
Ländergebietes, welche in dem anderen 
Handel und Gewerbe treiben wollen 
oder Arbeit suchen , sollen bezüglich 
des Gewerbeantrittes, der Gewerbe- 
ausübung und der zu zahlenden Ab- 
gaben den Einheimischen ganz gleich- 
gestellt sein ; eine solche Gleichstellung 
besteht auch bezüglich des Markt- 
und Messverkehres, der Errichtung 
gewerblicher Zweigetablissements, der 
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Ausübung der Schifffahrt und der 
Flösserei. Dieses Zoll- und Handels- 
bündniss ist auf die Zeit vom 1. Juli 
1878 bis81.1)ecemberl887 geschlossen 
und wird, wenn keine Kündigung er- 
folgt, von zehn zu zehn Jahren als 
stillschweigend erneuert angesehen. 

ZuelitiKun|i^9 körperliche, s. 
Strafe. 

ZusaniiMeiileKuiiK von 
Griiiidfitiiekeii 9 s. Commas- 
sation. 

Zvran||^8eiiteiKnuii|^9 s. E n t- 
e i g n u n g. 

Z^raiiKüwollstreehLiiiin^s - 
^ereitelufiK^ s. £ x e c u t i o n s- 
vereitelung. 

Z^veifaelie £lie, s. Bigamie. 

Z%veikaiiipf9 ist im Allgemei- 
nen ein zwischen zwei Gegnern mit 
tödtlichen Waifcn stattfindender Kampf 
zur Austragung eines Ehrenhandels. 
Nach dem österr. Strafgesetzbuche ist 
der Zweikampf ein Verbrechen, und 
jeder, der einen Andern aus was immer 
für einer Ursache zum Streite mit tödt- 
lichen Waffen herausfordert oder auf 
eine solche Herausforderung sich zum 
Streite stellt, macht sich dieses Ver- 
brechens schuldig. Die Strafe dieses 
Verbrechens ist in dem Falle, als keine 
Verwundung stattgefunden hat, Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre, 
im Falle einer Verwundung Kerker von 
einem bis zu fünf Jahren, bei sehr 



schwerer Verletzung schwerer Kerker 
von fünf bis zehn Jahren und im Falle 
des Todes schwerer Kerker von zehn 
bis zwanzig Jahren. Wer zur Heraus- 
fordenmg oder wirklichen Stellung des 
einen oder des andern Theiles auf dem 
Kampfplatze aufgereizt oder in anderer 
Art absichtlich beigetragen, oder dem- 
jenigen, der die Herausforderung ab- 
zuwenden suchte, Verachtung gedroht 
oder bezeigt hat, macht sich der Theil- 
nahme an diesem Verbrechen schuldig 
und ist mit Kerker von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre, und wenn sein 
Einfluss besonders wichtig war und 
eine Verwundung oder gar der Tod 
erfolgt ist, von einem bis zu fünf Jah- 
ren zu bestrafen (§ 163 St. G.). Bei- 
stände oder sogenannte Secundanten 
werden nach § 164 mit Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre, 
nach Grösse ihres Einflusses und des 
erfolgten Uebels auch bis zu fünf Jah- 
ren bestraft. Straflosigkeit dieses Ver- 
brechens tritt ein für den Herausfor- 
derer, wenn er sich nicht zum Streite 
stellt ; für den Herausforderer wie für 
den Herausgeforderten, wenn sie vor 
Beginn des Kampfes freiwillig abgestan- 
den sind; für alle übrigen Mitschul- 
digen, wenn sie sich für das freiwillige 
Abstehen vom Kampfe mit thätigem 
Eifer bestrebt haben und derselbe wirk- 
lich unterblieben ist. 



Abkürzungen. 



F. M. E. == Finanzministerialerlass. 

Hdk. = Hofdekret. 

H. M. E. = Handelsministerialerlass. 

L. G. B. = Landesgesetzblatt. 

M. St. G. = Militärstrafgesetz. 

M. V. = Ministerialverordnung. 

R. G. B. = Reichsgesetzblatt. 

s. = siehe. 

s. d. — siehe dort. 

s. V. w. = so viel wie. 

St. G. = Strafgesetz. 

St. G. G. = Staatsgrundgesetz. 

St. P. 0. = Strafprocessordnung. 

vgl. = vergleiche. 



Berichtigungen. 

Seite 13, Zeile 4 von unten lies: § „73" statt 730. 

Seite 48, Zeile 12 von unten lies: ^gewählt" statt gewäht. 

Seite 220, Zeile 23 und 27 von oben lies: „1879" statt 1878. 
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